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74. Sitzung

Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

Beginn: 9.00 Uhr

Prasidentin Barbel Bas:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich wiinsche Ihnen allen einen wunderschénen
guten Morgen. Die Sitzung ist erdftnet.

Heute wird als letzter Punkt auf Verlangen der Fraktion
der AfD eine Aktuelle Stunde mit dem Titel , Radikali-
sierung der Klimaproteste als Gefahr fiir Staat und Ge-
sellschaft anerkennen und jetzt konsequent und effektiv
bekdampfen® stattfinden.

Auflerdem wird der Tagesordnungspunkt 33 b abge-
setzt.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 30 a bis 30 d:

a) — Zweite und dritte Beratung des von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs
eines Gesetzes zur Einfiihrung eines
Chancen-Aufenthaltsrechts

Drucksache 20/3717

Beschlussempfehlung und Bericht des
Ausschusses flir Inneres und Heimat
(4. Ausschuss)

Drucksache 20/4700

— Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemal § 96 der Geschaftsordnung

Drucksache 20/4702

b) — Zweite und dritte Beratung des von den
Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Beschleuni-
gung der Asylgerichtsverfahren und

Asylverfahren
Drucksache 20/4327

Beschlussempfehlung und Bericht des
Ausschusses fiir Inneres und Heimat
(4. Ausschuss)

Drucksache 20/4703

— Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemaB § 96 der Geschéftsordnung

Drucksache 20/4705

¢) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Gokay Akbulut, Clara Biinger,
Nicole Gohlke, weiteren Abgeordneten und
der Fraktion DIE LINKE eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Anderung des
Aufenthaltsgesetzes — Deutschnachweise
beim Ehegattennachzug

Drucksache 20/1850

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses fiir Inneres und Heimat (4. Aus-
schuss)

Drucksache 20/4700

d) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Inneres und
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der
Abgeordneten Clara Biinger, Nicole Gohlke,
Gokay Akbulut, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion DIE LINKE

Keine Abschiebungsoffensive — Fiir ein
wirksames Bleiberecht

Drucksachen 20/3973, 20/4700

Uber den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ein-
fiihrung eines Chancen-Aufenthaltsrechts werden wir
spéter namentlich abstimmen.

Fir die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten
vereinbart.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort hat zuerst fiir die
SPD-Fraktion Helge Lindh.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Helge Lindh (SPD):
Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Chancen-Aufenthaltsrecht bricht mit dem unwiirdi-
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Helge Lindh

gen Zustand, dass wir jahre-, ja jahrzehntelang zugelas-
sen haben, dass Menschen perspektivlos im Zustand der
Kettenduldung leben. Das betrifft allein zum Stichtag
31. Oktober dieses Jahres iiber 137 000 Menschen mit
einem Aufenthalt von mehr als fiinf Jahren.

Zusammen mit der Einfiihrung einer behdrdenun-
abhingigen Asylverfahrensberatung, mit Anpassungen
und Modernisierungen im Bleiberecht, mit der Asyl-
verfahrensbeschleunigung, mit der Offnung von Inte-
grationskursen fiir Asylsuchende ist diese Anderung des
Aufenthaltsgesetzes ein Gesetz der Vernunft. Es ist ein
Gesetz des gesunden Menschenverstandes.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Es ist ein Gesetz der Mitte, der verniinftigen Mitte. Davon
reden wir hier.

Eine herausragend grof3e Zahl der Menschen in unse-
rem Land, all diejenigen Deutschen, die an einem guten
Zusammenleben interessiert sind, finden es sinnhaft, was
wir hier machen. Wir haben ein breites Biindnis hinter
uns. Es reicht von Menschen, die wissen, was es bedeutet,
mit Menschen, die in Duldung leben, zusammenzuarbei-
ten, von Unternehmerinnen und Unternehmern, Arbeit-
geberverbinden, Industrie- und Handelskammern bis zu
denjenigen, die als Aktivisten oder in Kirchengemeinden,
Moscheen und Synagogen Geduldete betreuen und be-
gleiten. Das ist das breite Biindnis, von dem wir hier
reden.

Deshalb sage ich ausdriicklich: Dieses Chancen-Auf-
enthaltsgesetz ist kein sozialdemokratisches Gesetz. Es
ist auch kein griines Gesetz. Es ist auch kein liberales
Gesetz, sondern es ist ein Gesetz der Vernunft.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Blodsinn!)

Wenn wir sagen, es sei ein sozialdemokratisches Gesetz
oder ein griines oder ein liberales Gesetz, dann gilt ge-
nauso, dass es ein Gesetz des Konservatismus ist. Denn
wenn man konservativ denkt, muss man dieses Gesetz
unterstiitzen. Konservativ bedeutet ndmlich auch, Malf}
und Mitte zu finden, nicht rigoristisch zu denken und zu
erkennen, was fiir Menschen wichtig ist, wenn sie Per-
spektiven haben wollen, wenn sie sich anstrengen und
bemiihen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Deswegen wiirdige ich auch ausdriicklich, dass min-
destens 19 Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion in einer
personlichen Erklarung deutlich gemacht haben, welche
Punkte sie nicht teilen, dass sie im Grundsatz aber die
Idee gut finden, dass langfristig geduldete Menschen,
die sich gut integriert haben, die Teil dieser Gesellschaft
geworden sind, aber als solche nicht wirklich leben kon-
nen, eine Perspektive erhalten durch den Chancen-Auf-
enthalt. Das kritisiere ich tiberhaupt nicht. Nein, das ist
Ausdruck von Demokratie. Das verdient Hochachtung.
Dabei sind Prominente wie Herr Laschet, wie Frau
Griitters, wie Frau Giiler, wie Herr Grohe.

Was ich aber kritisiere, ist, dass der Anschein erweckt
wird, als gébe es einen geschlossenen Block gegen diese
Haltung. Ich habe schon in meiner letzten Rede in der

ersten Lesung darauf hingewiesen, dass die grofite Lan-
desregierung, CDU-gefiihrt, uns ausdriicklich auffordert,
dieses im Koalitionsvertrag zu machen, und dem durch
das Erlassen einer Vorgriffsregelung vorarbeitet.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Die Aus-
sage war damals falsch und ist jetzt falsch!)

Wir haben — auch das muss man mal sehen — die be-
hordenunabhingige Asylverfahrensberatung schon unter
einem CDU-Innenministerium pilotiert. Die Sinnigkeit
dieser Mallnahmen haben Sie selbst also schon erkannt,
und jetzt iiben Sie dagegen Opposition. Das mag ver-
stehen, wer will. Ich verstehe es nicht.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Friedrich Merz
[CDU/CSU]: Das macht nichts!)

Wenn in diesen Tagen, in denen es ja wieder iiblich
geworden ist, das Thema Migration komplett zu ideologi-
sieren und emotionalisieren,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das stimmt! Ja!)

davon gesprochen wird — ich zitiere jemanden; er weil3,
wer angesprochen ist —, dass wir die Staatsangehdrigkeit
,verramschen® wiirden, dass das die Integration nicht
fordern wiirde, dass wir damit Pull-Effekte fiir illegale
Migration auslésen wiirden, zeigt das, dass diese Person
nicht verstanden hat, was Staatsangehdrigkeit bedeutet,
nidmlich dass es ein Kompliment ist, wenn Menschen
deutsche Staatsangehdrige werden wollen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, klar! Alle sind
dumm aufer Thnen, oder?)

Wer das sagt, hat nicht verstanden, was Integration be-
deutet. Es ist ein Kompliment fiir dieses Land, dass Men-
schen hier Deutsch lernen, hier leben wollen, sich ein-
fligen in dieses Land.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wer das sagt, hat nicht begriffen, dass Anderungen im
Aufenthaltsgesetz oder Staatsangehorigkeitsrecht doch
nicht die Hauptgriinde sind, warum sich Menschen auf
die Flucht begeben. Das ist doch Irrsinn; das ist eine
Fehldeutung.

Die Realitit ist folgende: Vor meinem Biiro stand vor
nicht allzu langer Zeit Lamarana D. und hat geschildert,
wie lange er schon in diesem Land lebt. Er ist vor fast
sieben Jahren aus Guinea gekommen und wére fast ver-
reckt auf der Anreise. Er hat sofort Deutsch gelernt. Sein
Schriftdeutsch ist besser als das in jeder Bachelorarbeit.
Er hat eine Freundin, ist verlobt, kann aber nicht heiraten
wegen der ungeklérten Identitdtsfrage. Er hat sich immer
Arbeit gesucht und nie von Transferleistungen gelebt. Er
hat sich sofort einem Sportverein angeschlossen. Er
mdchte mit seiner Freundin am liebsten mit einem Wohn-
mobil nach Frankreich fahren und campen. Der Mann ist
besser integriert, der ist deutscher, als ich es je sein konn-
te.

(Lachen bei der AfD — Friedrich Merz [CDU/
CSUJ: Das kann gut sein!)

Was fiir einen Sinn macht es, diesem Mann eine Chance
in diesem Land zu verwehren? Es macht keinen Sinn.
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(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, der FDP und der LINKEN)

Es wird der Anschein erweckt, als ob wir ernsthaft in
der Lage wiren, Tausende, Hunderttausende wie ihn ab-
schieben zu koénnen. Dann wiirden wir unsere ganzen
Landes- und Bundespolizeien lahmlegen. Wir kénnen
es im Realfall nicht.

Wir haben also die Wahl: Akzeptieren wir diesen Ist-
zustand und geben diesen Menschen eine Chance, oder
machen wir weiter so, dass sie ohne Perspektive hierblei-
ben, aber auch nicht abgeschoben werden? Fiir mich ist
diese Entscheidung glasklar. Es ist eine Entscheidung des
Pragmatismus, der Vernunft und auch der Menschlich-
keit.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Es zeichnet ndmlich eine Gesellschaft nicht aus, einen
Wettbewerb zu machen, wer am hirtesten und am un-
menschlichsten ist, sondern es zeichnet eine Gesellschaft
aus, dass sie mit ihrer Gesetzgebung der Realitit und den
Erwartungen einer Bevdlkerung, die sehr souverén, sehr
selbstbewusst mit Migration umgeht, endlich gerecht
wird. Diese Entscheidung haben wir heute; vor der stehen
wir. Sagen Sie Ja.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Prasidentin Barbel Bas:

Nichste Rednerin: fiir die Fraktion der CDU/CSU
Andrea Lindholz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir
brauchen in Deutschland eine umsichtige Asylpolitik und
einen Rechtsstaat, der sich ernst nimmt und der keine
Fehlanreize setzt. Genau diese Voraussetzungen erfiillt
dieser Gesetzentwurf nicht. Ich empfehle hier auch gerne
mal, in die Anhérung und die Stellungnahmen der Sach-
verstandigen hineinzuschauen.

(Clara Biinger [DIE LINKE]: Da bin ich aber
gespannt!)

Deutschland gehort seit Jahren zu den wichtigsten
Aufnahmeldndern weltweit. Nur die Tiirkei und Kolum-
bien beherbergen heute noch mehr Fliichtlinge als wir.
Diese humanitire Leistung ldsst sich nicht unbegrenzt
ausweiten, und deshalb sollten wir uns auf die wirklich
Schutzberechtigten fokussieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bei dem Gesetzentwurf geht es um ausreisepflichtige
Auslédnder. Und ja, es gibt Ausnahmen, in denen man
pragmatische Losungen braucht. Die Ampel tut aber so,
als ob ausreisepflichtige Auslénder, die sich gut integriert
haben, in unserem Land keine Chance hatten, und diese
Behauptung ist falsch.

(Zuruf des Abg. Erhard Grundl [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Von den rund 830000 abgelehnten Asylbewerbern, die
im Auslénderzentralregister registriert sind, haben heute
75 Prozent einen reguldren Aufenthaltstitel. Und warum
ist das so? Weil auch mit uns, weil auch mit der Union in
der vergangenen Legislaturperiode ldngst pragmatische
Losungen gefunden worden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU — Beatrix von
Storch [AfD]: Schlimm genug!)

Unser geltendes Aufenthaltsrecht belohnt gute Integra-
tion auch bei Ausreisepflichtigen. Ein Bleiberecht gibt es
zum Beispiel, wenn man einen qualifizierten Beruf aus-
iibt oder wenn man eine Berufsausbildung absolviert hat.
Es gibt Ausnahmen fiir gut integrierte Jugendliche unter
21 Jahren, fiir Familien und gut integrierte Erwachsene.

(Zurufe von der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Aber die zentrale Voraussetzung fiir diese Chance ist,
dass die Betroffenen zunachst ehrlich sagen, wer sie sind,
woher sie kommen und wie sie heilen. Genau mit diesem
Prinzip will die Ampel jetzt brechen. Fiir uns gilt: Erst
Identitétskldrung, dann Chance, und nicht umgekehrt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Ampel will ausreisepflichtigen Menschen auch
dann ein Aufenthaltsrecht geben, wenn sie in Bezug auf
ihre Identitdt aktiv getduscht oder die Mitwirkung an der
Identitétsklarung verweigert haben.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, belohnen damit die
Falschen. Sie belohnen Identitdtstduscher, und Sie dis-
kriminieren alle Auslander, die sich bei ihrer Einreise
an Recht und Gesetz halten und ihren Pass vorlegen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei
der SPD und dem BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Auch wer seinen Pass verloren hat und keinen Ersatz
beschaffen kann, kann seine Identitét schon nach den jetzt
geltenden Regeln mit anderen Mitteln belegen. Fiir uns
und fiir das Gesetz entscheidend ist der Wille zur Mit-
wirkung. Sie wollen jetzt die Personen belohnen, die fiinf
Jahre lang diesen Willen nicht gezeigt haben.

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!)

Sie nehmen damit den Anreiz, an der Identititsklédrung
mitzuwirken. Und das, liebe Kolleginnen und Kollegen,
ist fatal.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Mindestens genauso fatal ist Thre Anhebung der Al-
tersgrenze von 21 auf 27 Jahre fiir Jugendliche, die
auch mit der jetzigen Rechtslage eine Chance haben, ob-
wohl Sie genau wissen, dass zwei Drittel aller unberech-
tigten Asylbewerber junge Ménner in diesem Alter sind.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Genau!)
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Diese Gruppe soll nach Thnen kiinftig schon nach drei
Jahren ein Bleiberecht erhalten, auch wenn sie nicht
schutzbediirftig ist.

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Was hat das jetzt mit jungen Ménnern
zu tun?)

Der Entwurf von Frau Faeser hitte sogar dazu gefiihrt,
dass man direkt von der Ablehnung in den legalen Auf-
enthalt gerutscht wire. Das haben Sie ja in letzter Minute
gerade noch gestoppt und diesen krassen Fehler notdiirf-
tig repariert.

(Zuruf des Abg. Erhard Grundl [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT])

Aber was zeigt uns das? Das zeigt uns, dass Sie an wirk-
licher und echter Riickfithrung nicht interessiert sind. Die
Ampel und vor allen Dingen die FDP reden hier seit
Monaten von ihrer Riickfiihrungsoffensive. Fakt ist,
dass Sie nach einem Jahr noch nicht mal einen Riick-
fithrungsbeauftragten benannt haben. Ihre Detailregelung
zur Abschiebehaft heute ist nichts anderes als ein Feigen-
blatt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der
SPD)

Seit September 2021 liegt die Evaluation des Geord-
nete-Riickkehr-Gesetzes, das noch wir verabschiedet ha-
ben, vor, und die Linder haben viele Mallnahmen in
diesem Gesetz begriiit und weitere Maflnahmen vor-
geschlagen. Fragen Sie sich mal, warum Sie keinen ein-
zigen dieser guten Vorschldge aufgreifen:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie haben ja auch
keine gemacht! — Zuruf der Abg. Reem
Alabali-Radovan [SPD])

weil Sie aus ideologischen Griinden iiberhaupt keine
Riickfiihrung wollen! Im Grunde lehnen Sie sie ab. Und
Ihr hier heute eingebrachtes Gesetz hat schon dazu ge-
fiihrt, dass in Baden-Wiirttemberg ein Gericht mit Ver-
weis auf Thren Gesetzentwurf eine Riickfithrung aus-
gesetzt hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie belohnen die
Falschen. Wir als Union stehen fiir einen glaubwiirdigen
Rechtsstaat. Wir stehen fiir eine Asylpolitik, die von Hu-
manitit und Ordnung geprégt ist. Und das ist auch der
Grund, warum wir Thren Gesetzentwurf hier und heute
ablehnen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU — Bruno Honel
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Sie von der
Union sind vollig gespalten in der Frage!)

Prasidentin Béarbel Bas:
Niéchste Rednerin: fiir die Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen Filiz Polat.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Filiz Polat (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und Her-
ren! Mit dem Chancen-Aufenthaltsrecht und der Verbes-
serung der bestehenden Bleiberechtsregelung fiir gut in-

tegrierte Geduldete, der Einfilhrung — endlich — einer
bundesfinanzierten, behérdenunabhidngigen Asylverfah-
rensberatung, der Erleichterung des Familiennachzugs
mit Wegfall der Spracherfordernis vor der Einreise, der
Offnung der Integrationskurse in einem ersten Schritt und
der Abschaffung der anlasslosen Widerrufspriifung set-
zen wir unsere ersten zentralen fliichtlingspolitischen
Vorhaben um, fiir die wir Griine lange gekdmpft haben.
Das ist ein Paradigmenwechsel in der Fliichtlingspolitik,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Es geht um Reformen, die von der Zivilgesellschaft,
den Kirchen, Herr Frei, Gewerkschaften und nicht zuletzt
der Wirtschaft seit Jahren als ldngst iiberfillig erachtet
wurden. Wer daran noch gezweifelt haben sollte, den
muss die Sachverstdndigenanhérung zum Chancen-Auf-
enthaltsrecht vom vergangenen Montag, liebe Frau
Lindholz, nun wirklich eines Besseren belehrt haben.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Auf welcher
Veranstaltung waren Sie? — Weitere Zurufe von
der CDU/CSU)

Was schaffen wir mit dieser Reform? Wir ziehen die
Konsequenz daraus, dass die bisherigen Bleiberechts-
regelungen aus 16 Jahren unionsgefiihrter Innenpolitik
ins Leere gelaufen sind. Deshalb schaffen wir das Chan-
cen-Aufenthaltsrecht. Mehr als 137 000 Menschen sollen
vom kommenden Jahr an aus dem System der entwiirdi-
genden Kettenduldung geholt werden und endlich eine
Perspektive in Deutschland bekommen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Alle, die seit fiinf Jahren geduldet oder gestattet hier
leben, bekommen in dem Chancenjahr einen gesicherten
Status, um die Voraussetzungen fiir ein dauerhaftes Blei-
berecht zu erfiillen, zu arbeiten, wenn sie bisher keine
Beschiftigungserlaubnis hatten, Sprachkenntnis zu er-
werben, wo ihnen bisher der Zugang zum Integrations-
kurs verwehrt wurde, und sich Identitdtsnachweise zu
besorgen, soweit die Herkunftslinder diese iiberhaupt
ausstellen.

Von was fiir Menschen sprechen wir, meine Damen
und Herren? Beispiele haben uns und Thnen allen Fliicht-
lingsrite, Kirchen, Handwerkskammern, Handelskam-
mern zugeschickt: der junge Eritreer, der schon fiinf Jahre
in Deutschland gelebt, erfolgreich eine Lehre zum Koch
abgeschlossen hatte und dessen Arbeitgeber alles tat, um
eine befristete Arbeitserlaubnis zu beschaffen. Am Ende
verhdngten die Behorden die unsdgliche ,,Duldung light®,
und ihm wurde eine Beschéftigung dauerhaft verweigert.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Genau das Richti-
ge! — Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Weil
seine Identitdt nicht geklért war!)

Oder der Afghane, seit sieben Jahren bei uns, erfolgreich
die Ausbildung zum Metallbauer abgeschlossen, von sei-
ner Firma ibernommen, Sozialbeitridge bezahlt, im Ortli-
chen FuBballverein spielend, engagiert in der Kirchen-
gemeinde:
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(Beatrix von Storch [AfD]: Der Herzchirurg!)

Den miindlichen Sprachnachweis packt er, aber nicht den
schriftlichen, weil er Legastheniker ist, belegt durch At-
teste und Gutachten. Meine Damen und Herren, das ist
entwiirdigend.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD, der FDP und der LINKEN)

Dagegen helfen keine Dauerparolen der Abgrenzung,
der Diffamierung und der Spaltung, sondern eine Ant-
wort, die Chancen bietet und — letztendlich doch fiir uns
alle — Perspektiven erdffnet. Daher laden wir Sie herzlich
ein, mitzumachen. Auch in Ihren Wahlkreisen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der Union, gibt es unzihlige Be-
triebe, die das alles genauso sehen und Ihnen die Frage
stellen werden, warum Sie diese Reform abgelehnt ha-
ben,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Nee! Weil die mit
denen ndmlich gar nichts anfangen konnen!)

warum die junge Geduldete aus Hannover, als Intensiv-
pflegerin tétig, abgeschoben werden soll.

(Dr. Irene Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: So ist es! Genau! — Konstantin Kuhle
[FDP]: So ist es!)

Fir die Wirtschaft, den Deutschen Industrie- und Han-
delskammertag, das Biindnis aus Unternehmen fiir ein
Bleiberecht aus Baden-Wiirttemberg und auch fiir uns
ist klar: Ausbildung statt Abschiebung!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Meine Damen und Herren, die Koalition wird das
Chancenjahr nach den wichtigen Hinweisen aus der An-
horung nun auf 18 Monate verldngern. Die Verschiebung
des Stichtags um zehn Monate wird dazu fiihren, dass
mehr Menschen von der Regelung profitieren kdnnen.
Wir werden auflerdem mit den Verbesserungen bei den
bestehenden Bleiberechtsregelungen weitere Moglich-
keiten fiir Geduldete er6ffnen. Beim bisherigen Bleibe-
recht ermdglichen wir fiir gut integrierte Jugendliche be-
reits nach drei Jahren, fiir Familien nach vier Jahren und
fiir alleinstehende Erwachsene nach sechs Jahren den
Spurwechsel zusétzlich zum Chancen-Aufenthaltsrecht
und einen gesicherten Aufenthaltstitel. Die Altersgrenze
von 21 Jahren — ebenfalls lange gefordert — beim Bleibe-
recht fiir gut Integrierte setzen wir auf 27 Jahre hoch.
Auch das ist ein ganz wichtiger Beitrag, um aus den
unsédglichen Kettenduldungen rauszukommen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Mit den Anderungen, die wir Ihnen zu diesem Gesetz
heute vorlegen, werden wir auch eine einjahrige Vordul-
dung fiir Jugendliche und junge Erwachsene nach dem
Bleiberecht fiir gut Integrierte einfiihren. Wir halten diese
Vorduldungsfrist fiir falsch, tragen sie aber als Kompro-
miss mit.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von SPD und FDP, wir sollten aber schon jetzt
priifen, ob nicht alternative Mdoglichkeiten im Migra-
tionspaket bestehen. Denn wenn junge Menschen, die
sich trotz eines langen Asylverfahrens gut integriert
oder ihren Aufenthaltstitel verloren haben, weil sie ihren
eingeschlagenen Bildungsweg dndern miissen oder muss-
ten, nicht abgeschoben werden sollen, miissen wir das
gesetzlich sicherstellen und nicht iiber Hértefallkommis-
sionen heilen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

AbschlieBend zwei wichtige Punkte zu den Anderun-
gen im Asylgesetz. Endlich kommt sie, die gesetzliche
Verankerung fiir eine flichendeckende behdrdenun-
abhéngige Asylverfahrensberatung — das wird in jedem
Fall zu einer hoheren Qualitit der Asylbescheide fiihren —,
und auBerdem ist eine Rechtsberatung vor der Anhdrung
fiir uns unglaublich wichtig und auch europarechtlich
geboten.

Last, but not least: Die Praxis der anlasslosen Wider-
rufspriifung positiver Bescheide des Bundesamtes fiir
Migration und Fliichtlinge war und ist ebenso unverhélt-
nismafBig wie aufwendig. Beim BAMF wurden unzéhlige
Personalkapazititen gebunden, die an anderer Stelle fiir
die Beschleunigung der Asylverfahren bendtigt werden.
Die Neuregelung wird zu einer enormen Entlastung beim
BAMF fiihren.

Am Ende mdchte ich mich ganz herzlich beim Innen-
ministerium, heute stellvertretend bei Herrn Ozdemir,
und den Kolleginnen und Kollegen fiir die guten Bera-
tungen bedanken. Ich empfehle dem Hohen Haus die
Zustimmung zu diesen beiden Gesetzen.

Ich bedanke mich fiir Thre und eure Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Prasidentin Béarbel Bas:
Niéchster Redner: fiir die AfD-Fraktion Dr. Bernd
Baumann.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Bernd Baumann (AfD):

Frau Prisidentin! Meine Damen und Herren! Die Re-
gierung legt heute zwei Gesetzentwiirfe vor und hat einen
dritten bereits im Kabinett. Mit diesen will sie die Ein-
wanderung nach Deutschland noch leichter machen; es
soll noch einfacher werden, einen deutschen Pass zu er-
halten. In aktuellen Umfragen lehnen zwei Drittel der
Bevolkerung das ab. Respektieren Sie das! Stoppen Sie
diese Politik!

(Beifall bei der AfD — Kassem Taher Saleh
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]: N§!)

Hunderttausende Migranten miissten schon seit Jahren
Deutschland verlassen haben, weil sie ausreisepflichtig
sind. Thre Asylgriinde sind endgiiltig abgelehnt, weil sie
oft nur vorgetduscht waren. Sie alle will die Ampel jetzt
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nicht abschieben; sie will jetzt endgiiltig alle im Land
behalten. Aus Illegalen sollen Legale werden — was fiir
eine Verhohnung des Rechtsstaats!

(Beifall bei der AfD — Zurufe vom BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Schlimmer noch: Zehntausende Beamte mussten jah-
relang an den Asylverfahren arbeiten. Uberlastete
Richter, Staatsanwélte, Polizisten verbrachten Millionen
Arbeitsstunden damit. Und jetzt kommt die links-gelbe
Regierung und sagt: Interessiert uns alles gar nicht mehr!

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Die Asylanten bleiben alle da. Was fiir eine Verachtung
fiir die Arbeit unserer Staatsdiener, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der AfD)

Der neue Kabinettsentwurf der Regierung geht ja noch
weiter: Ausldnder miissen nicht mehr acht Jahre in
Deutschland gelebt haben, bis sie den deutschen Pass
kriegen; kiinftig reichen fiinf Jahre, in vielen Fallen sogar
drei. Warum so kurze Fristen? Weil damit auch die Syrer
von 2015 schnell Deutsche werden konnen — fast 1 Mil-
lion —,

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Die werden jetzt schon eingebiirgert!)

dazu die Hunderttausenden Afghanen, Iraker, Marokka-
ner, Somalier, Senegalesen. Alle sollen Deutsche wer-
den — der totale Ausverkauf.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT])

Das darf doch nicht sein, meine Damen und Herren!
(Beifall bei der AfD)

Um den Migranten die deutsche Staatsbiirgerschaft
noch schmackhafter zu machen, diirfen sie sogar den
alten Pass behalten. Doppelstaatlichkeit wird zur Norm.
Auch fiir Analphabeten gibt es neue Regeln fiir schnelle
Einbiirgerung. Selbst orientalische Heiratsverhéltnisse
mit zahllosen Ehefrauen sind kein Hinderungsgrund
mehr.

(Helge Lindh [SPD]: Mann, Mann, Mann!)

Samtliche Gesetze zielen in die gleiche Richtung: Alle
diirfen kommen, alle diirfen bleiben, Deutsche werden.
Was fiir eine schreiende Einladung an die ganze Welt!
Kein anderes Land macht das so, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)

Warum also machen Sie das? Es kdmen Fachkrifte, ha-
ben Sie gesagt. Dabei belegen alle Zahlen das Gegenteil:

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])

Fast 70 Prozent der Syrer leben von Hartz I'V, auch sieben
Jahre nach ihrer Ankunft; bei Somaliern, Afghanen oder
Ghanaern ist es dhnlich dramatisch.

Also: Warum machen Sie das? ,,Humanitdre Griinde®,
haben Sie gesagt. Wir miissten Schutzsuchenden helfen. —
Fiir die Ukrainer ist das richtig; da fliichten Frauen und

Kinder. Aber die meisten Migranten der letzten Jahre
kamen aus dem Orient und Afrika, vorwiegend junge
Mainner.

(Clara Biinger [DIE LINKE]: Fake News!)

Selbst EU-Kommissarin Johansson gibt jetzt zu: Die
grofle Mehrheit braucht keinen Schutz; sie kommt aus
wirtschaftlichen Griinden, wie zum Beispiel Faisal S.,
der jlingst in der Presse sagte: Ich kam in zehn Tagen
von Damaskus nach Dresden fiir 6 500 Dollar. — Wortlich
sagt er weiter: ,,Jeder will jetzt nach Deutschland — wenn
er das Geld“ — fiir die Schlepper — ,,aufbringen kann.*
Solche Leute kommen nach Deutschland.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Fake News!)

Es sind allzu oft keine humanitiren Griinde. Es kom-
men in der Masse weder Fachkrifte noch Schutzbediirf-
tige.

(Zurufe der Abg. Lamya Kaddor [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN] und Clara Biinger
[DIE LINKE])

Aber die Ampelregierung 6ffnet weiter die Schleusen,
gegen den Willen der Deutschen: 80 Prozent fordern bes-
seren Grenzschutz. Gehen Sie darauf ein! Respektieren
Sie das!

(Beifall bei der AfD)

Es bleibt die bohrende Frage: Warum machen Sie das?
Schon als Abgeordneter im Landesparlament in Hamburg
habe ich mich gewundert, als eine Griinenabgeordnete
davon redete, dass in einigen Jahren die Deutschen im
eigenen Land in der Minderheit sein werden.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Das wollen sie
doch!)

Und sie erginzte wortlich: Das ist gut so.

Frau Goring-Eckardt, langjéhrige Fraktionsvorsit-
zende der Griinen hier im Bundestag, sagte wahrend der
Fliichtlingsstrome 2015 — ich zitiere —:

Unser Land wird sich dndern, und zwar drastisch.
Ich freue mich darauf.

(Bruno Hénel [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]:
So ist es doch! Alles éndert sich!)

Und die Chefin der Griinen Jugend spricht von einer —ich
zitiere — ,,ekligen weiflen Mehrheitsgesellschaft”, die sie
nicht mehr will.

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Die Menschenfeindlichkeit kommt ja
von Thnen und nicht von uns!)

Allein seit 2014 kamen tiber 8 Millionen Ausldnder
nach Deutschland. Die Linken und Griinen freuen sich
dariiber; fiir sie wird hier ein GroBprojekt umgesetzt,
das sie herbeisehn: eine Transformation hin zu einer
ganz anderen Republik, die alles aufzuldsen droht, was
wir ,,unsere Heimat* nennen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD — Lamya Kaddor [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Quatsch! — Clara
Biinger [DIE LINKE]: Verschworungstheo-
rie!)
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Diese Transformation ist radikaler, als es sich die meis-
ten Biirger tiberhaupt vorstellen kdnnen, und von ihr gibt
es, wenn sie weitergeht, kein Zuriick mehr. Es ist die
Ideologie einer anonymen, diversen Weltgesellschaft,
eine linke Utopie, eine Heilsvorstellung, deren Schlag-
worte lauten: ,,No borders® — keine Grenzen mehr —,
,No nation“ — keine Nationen mehr, vor allem keine
Deutsche —, ,,One World* mit mehr Diversity, also divers.

(Erhard Grundl [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie zitieren ja John Lennon! — Zuruf
der Abg. Katrin Goring-Eckardt [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Alles mit allem vermengt, grenzenlos bunt, gemischt,
alles erreicht durch Grenzoéffnung, Migration und an-
schlieBende Quoten, Zwangsquoten. Wir wollen diese
groBe Umgestaltung nicht, dieses linke Hirngespinst.
Das wollen wir nicht, und das darf es in Deutschland
auch nicht geben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Dieses links-griine Experiment einer Regenbogenwelt-
gesellschaft geht auch noch einher mit Sprechverboten,
mit Cancel Culture gegen alle Kritiker, mittlerweile mit
Verbiindeten in allen gesellschaftlichen Organisationen:
in Kirchen und Schulen, in Printmedien und den Offent-
lich-Rechtlichen, in Parteien und Parlamenten, und jetzt
auch noch im Sport. Die deutsche Nationalmannschaft ist
mit stundenlangen Diskussionen um einen Regenbogen
am Oberarm zugrunde gegangen. Wir wollen nicht, dass
auch noch die deutsche Nation zugrunde geht, meine
Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD — Lachen bei der SPD und
dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zwei Drittel aller Menschen in Deutschland sagen, sie
trauen sich nicht mehr, offen ihre Meinung zu sagen.
Uniprofessoren schreien auf, weil sie nicht mehr frei
forschen konnen. Schauspieler und Literaten werden 6f-
fentlich bedringt, sie sollen Haltung zeigen, im Sinne der
Ideologie. Und iiber alldem weht dann die Regenbogen-
flagge.

(Dr. Irene Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie haben das Einhorn vergessen!)

Die steht eben nicht fiir Rechtsstaat, die steht nicht fiir
Freiheit und Menschenrechte. Sie ist das linke Symbol
einer diversen, bunten Zwangsgesellschaft. Fiir die his-
torisch erkdmpfte Freiheit in der deutschen Geschichte
stehen nicht die Farben des linken Regenbogens; dafiir
stehen Schwarz, Rot, Gold. Das sind die Farben von
Freiheit und Demokratie. Das sind unsere Farben, meine
Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD — Bruno Honel [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT]: Fiir wen reden Sie?
Sie reden nicht fiir die Deutschen! — Gegenruf
des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU]: Aber Sie
auch nicht!)

Prasidentin Barbel Bas:

Néchster Redner: fiir die FDP-Fraktion Stephan
Thomae.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Stephan Thomae (FDP):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Herr
Dr. Baumann hat nun wirklich ein extrem selektives,
diisteres, schwarzmalerisches Bild von der Wirklichkeit
gemalt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist einfach die
Realitit! — Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT: ,Braun* nennt man das! Dunkel-
braun!)

Aber alle Politik beginnt mit der Wahrnehmung der
Wirklichkeit. Wie ist denn die Wirklichkeit bei uns?
Deutschland ist ein Land, in das ungeheuer viele Men-
schen kommen, weil sie hier ein besseres Leben fithren
wollen, weil sie Hilfe und Schutz vor Gewalt, Krieg und
Biirgerkrieg suchen. Deswegen miissen wir uns in zwei-
facher Hinsicht ehrlich machen: Wirklichkeit eins ist:
Deutschland ist ein Einwanderungsland.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und der LINKEN —
Dr. Franziska Kersten [SPD]: Schon lange!)

Seit Jahrhunderten ist Deutschland ein Einwanderungs-
land. Das haben nur viele in den letzten Jahrzehnten nicht
so richtig wahrhaben wollen, obwohl die Gastarbeiter der
Nachkriegsjahre einen enormen Anteil hatten am Aufbau
des deutschen Wirtschaftswunders. Jetzt sind wir wieder
in einer Situation, wo viele Arbeitgeber hinderingend
nach Arbeitskriften suchen. Wenn man sich mit Unter-
nehmern unterhilt, dann werden immer zwei Sorgen ad-
ressiert, die die Unternehmen in threm Fortkommen und
ihrem Bestand bedrohen: Das sind aktuell die hohen
Energiepreise. Das sind aber seit langer Zeit — die Lage
verschérft sich zunehmend — die fehlenden Arbeitskrifte.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Deswegen miissen wir lernen, Einwanderung als Chance
zu verstehen, aber auch als Notwendigkeit. Das ist die
eine Wahrheit.

Und die zweite Wahrheit ist: Ja, nicht alle Menschen,
die bei uns Asyl beantragen, haben auch einen validen
Asylgrund, und nicht alle, die gerne bei uns arbeiten
mochten, bringen dafiir auch die notwendigen Vorausset-
zungen mit. Deswegen miissen wir auf diese beiden
Wahrheiten auch auf zweierlei Weise reagieren: Wir
brauchen eine wirksame Migrationskontrolle; wir brau-
chen aber auch eine bessere Integrationsférderung bei
uns im Land.

(Beatrix von Storch [AfD]: Vor allem brauchen
wir Migrationsbegrenzung!)

Das ist kluge Migrationspolitik: beides im Blick zu be-
halten. Deswegen legen wir heute zwei Gesetzentwiirfe
vor, die auf diese beiden Aspekte abzielen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)
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Stephan Thomae

Das Erste ist, dass die Asylgerichtsverfahren bei uns
viel zu lange dauern. Sie dauern im Bundesschnitt {iber
26 Monate. Das ist zu lang. Das miissen wir beschleuni-
gen, natiirlich mit der Behutsamkeit, die wir immer brau-
chen, wenn wir rechtsstaatliche Grundsitze nicht lber
Bord werfen wollen. Deswegen gehen wir vorsichtig
und behutsam vor, versuchen, an verschiedenen Stellen
beschleunigende Schritte zu ergreifen. Wir wissen natir-
lich genau, dass es nicht den einen Knopf gibt, mit dem
man den Turbo einschalten kann. Wir gehen behutsam
und vorsichtig und doch wirksam vor.

Wir entlasten auch das Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge; denn wir sehen kiinftig davon ab, dass jeder
Asylbescheid regelmifig wieder liberpriift werden soll.
Das bindet beim BAMF enorme Personalressourcen und
fiihrt nur in etwa 5 Prozent der Fille tatséchlich zu einer
Korrektur der Asylbescheide. Das ist ineffizient. Deswe-
gen wollen wir kiinftig eine Asylpriifung nur noch anlass-
bezogen vornehmen lassen.

Ja, ich weiB3. Die einen sehen die Verldngerung der
Abschiebehaft sehr kritisch. Und die anderen sehen die
staatliche Forderung einer behdrdenunabhéngigen Asyl-
verfahrensberatung sehr kritisch. Aber bei der Abschie-
behaft treten wir nur an Straftiter heran und klammern
die Minderjéhrigen aus. Und bei der Asylverfahrensbera-
tung haben wir uns das Modell der Schweiz vor Augen
gehalten, wo auch eine Trennung von Beratung und Ent-
scheidung vorgenommen wird, und das mit viel Erfolg.
Und keine Angst, es wird Standards geben, wie diese
Beratung ausgestaltet sein muss. Das ist der eine Gesetz-
entwurf.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Kordula
Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Der zweite Gesetzentwurf betrifft den Chancen-Auf-
enthalt. Wir miissen bei der Integration der Menschen
endlich mehr in die Offensive gehen. Uber 130 000 Men-
schen in Deutschland sind seit {iber fiinf Jahren geduldet,
kdnnen aber nicht abgeschoben werden, bekommen aber
auch keinen Aufenthaltstitel und hingen im Sozialsystem
fest, anstatt in den Arbeitsmarkt integriert zu werden. Da
miissen wir doch vorankommen. Wir diirfen nicht
dauernd versuchen, die Falschen abzuschieben. Wir miis-
sen diejenigen, die sich integrieren wollen, integriert sind
und auch arbeiten wollen, doch arbeiten lassen. Das ist
doch ein Widerspruch: einerseits iiber Arbeitskrafteman-
gel zu klagen, andererseits aber diejenigen, die bei uns
arbeiten wollen, daran zu hindern, ihnen Steine in den
Weg zu legen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Deswegen ist unser Chancen-Aufenthaltsrecht ein
wichtiger Baustein. Es richtet sich an Menschen, die
iiber finf Jahre hier sind, gut integriert sind und die
Sprache beherrschen, straffrei sind, deren Identitédt ge-
kléart ist. Der Gesetzentwurf richtet sich vor allem nur
an Vorgénge in der Vergangenheit. Fiir die Zukunft wol-
len wir eine neue Regelung zur Fachkrifteeinwanderung
durchsetzen. Dafiir ist in dieser Woche auch ein Eckpunk-
tepapier im Kabinett beschlossen worden.

Insofern beinhaltet unser Migrationspaket beides: Es
schafft Verbesserungen bei der Migrationskontrolle und
Verbesserungen bei der Integrationsforderung. Das ist ein
Beispiel fiir kluge Migrationspolitik, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Barbel Bas:
Néachste Rednerin: fiir die Fraktion Die Linke Clara
Biinger.

(Beifall bei der LINKEN)

Clara Biinger (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir stimmen heute iiber die ersten beiden
Asylpakete der Ampelkoalition ab. Beide sind aus meiner
Sicht eine Riesenenttduschung. Der Gesetzentwurf zum
Chancen-Aufenthaltsrecht schafft nicht wirklich Chan-
cen fiir die, die sie brauchten, und das Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetz keine Beschleunigung. Ich weif3
auch, dass Sie sich in der Koalition nicht immer einig
waren und dass die FDP teilweise blockiert hat. Ich
sage es Thnen ganz ehrlich: Mit uns hétte es das nicht
gegeben.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber nun zuriick zum Thema. Der Gesetzentwurf zum
Chancen-Aufenthaltsrecht beinhaltet immer noch viel zu
hohe Hiirden, um Kettenduldungen, wie eigentlich ver-
sprochen, wirksam zu beenden. Sogar nach Thren eigenen
Berechnungen werden nur rund 34 000 Personen die An-
forderungen erfiillen. Gegeniiber den 240 000 geduldeten
Menschen, die in Deutschland leben, ist das nur ein Trop-
fen auf den heif3en Stein.

(Beifall bei der LINKEN)

Die wesentlichen Kritikpunkte von Verbanden und
NGOs hat die Koalition vollkommen ignoriert. So wurde
die Identitdtskldrung per eidesstattlicher Versicherung
nicht mit geregelt, wodurch weiterhin Menschen aus-
geschlossen werden, die schlicht keine Pdsse besorgen
konnen. Frau Lindholz, es gibt Menschen, die kdnnen
diese Pisse einfach nicht besorgen; Sie kennen die Rea-
litét einfach nicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Andrea Lindholz [CDU/CSU]:
Doch! Ich kenne die!)

— Nein. — Auch der Stichtag wurde lediglich um ein
Dreivierteljahr verschoben, statt génzlich abgeschafft.
Da hitten wir uns mehr gewiinscht. Das ist aus unserer
Sicht Ausdruck einer Politik, die nur Zwischenlésungen
schafft.

Helge Lindh hat gesagt, das Chancen-Aufenthaltsrecht
sei Ausdruck von Vernunft und Pragmatismus. Wenn Sie
wirklich verniinftig und pragmatisch gewesen wéren,
hitte die Koalition unserem Gesetzentwurf fiir ein Blei-
berecht vor der Sommerpause zugestimmt.

(Beifall bei der LINKEN)
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Clara Biinger
Dann hitte es die vielen Abschiebungen bis jetzt nicht
gegeben.

Zum Gesetzentwurf zum Asylgerichtsverfahren sage
ich Thnen als Juristin ganz ehrlich: Das ist eine richtige
Katastrophe. Im Koalitionsvertrag wurden faire, ziigige
und rechtssichere Asylverfahren versprochen. Stattdes-
sen liefert die Ampel jetzt eine Ausweitung und Mani-
festation des Sonderrechts im Asylbereich. Viele wissen
gar nicht, dass die Rechte von Gefliichteten in Deutsch-
land schon maximal eingeschrénkt sind. Und das setzt die
Bundesregierung jetzt fort; Frau Polat hat das auch ein-
gesehen. Ich wiinsche mir, dass Sie da wirklich noch
einmal nacharbeiten.

Ich mochte dazu ein Beispiel nennen, das auch Herr
Rechtsanwalt Miinch, der als Sachverstindiger fiir den
Deutschen Anwaltverein am Montag in der Anhdrung
war, genannt hat: Wird beispielsweise ein Auto abge-
schleppt, steht den Besitzern, bzw. Besitzerinnen der
komplette Instanzenzug offen. Im Asylverfahren, wo es
um Leben und Tod geht, sind die Rechtsmittel dagegen
eingeschriankt und Klagefristen verkiirzt. Herr Miinch
nannte Thren Gesetzentwurf einen experimentellen Aus-
bau dieses Sonderrechts gegeniiber Gefliichteten. Ich
mdchte an dieser Stelle ergdnzen: Diese Ungleichbehand-
lung per Gesetz ist das Gegenteil von einem Paradigmen-
wechsel.

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei wire doch die Abschaffung dieses Sonderrechts
gegeniiber Gefliichteten der erste und ein wichtiger
Schritt fiir eine Gleichberechtigung. Das haben auch viele
Sachverstdndige bestétigt.

Ein regelrechter Tabubruch hingegen ist die Ermogli-
chung von Anhérungen im Asylverfahren mit Videotech-
nik. Die Anhorung ist das Kernstiick des Asylverfahrens.
Dort miissen Gefliichtete von ihrem Schicksal und héufig
traumatisierenden Erlebnissen und Gewalterfahrungen
berichten. Das ist iiber eine Kamera einfach nicht mog-
lich, weil es keine vertrauensvolle Atmosphire gibt.

(Beifall bei der LINKEN)

AuBerdem sehe ich die Gefahr, dass Sie hier eine Technik
einfiihren, die am Ende in Schnellverfahren in Haft-
zentren an den EU-Auflengrenzen zum Einsatz kommt,
womit das Leid dort noch vergréfert wird. Diese Ver-
schérfung lehnen wir natiirlich ab. Und beim Chancen-
Aufenthaltsrecht miissen wir uns aus den genannten
Griinden enthalten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Barbel Bas:
Nichste Rednerin: fur die SPD-Fraktion Gilistan
Yiiksel.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Gilistan Yuksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren auf den Tribiinen! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Ich wiinsche mir, dass wir zusammenhalten,
einander wertschétzen und respektieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN, der FDP
und der LINKEN)

Diese Worte stammen von einer Schiilerin aus meinem
Wahlkreis, die fiir ihr beeindruckendes Engagement, fiir
ihren Einsatz fiir Integration in unserer Stadt geehrt wur-
de. 2015 floh sie als Dreizehnjahrige mit ihrer Mutter und
ihren Geschwistern aus Syrien, fand bei uns ein neues
Zuhause und engagiert sich auch heute fiir Menschen,
die Hilfe bendtigen. Ich finde, liebe Kolleginnen und
Kollegen, dieser Wunsch nach Zusammenhalt, Wert-
schitzung und Respekt sollte auch uns leiten, wenn wir
hier liber Migration und Integration debattieren.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Einen ersten Schritt gehen wir heute mit den beiden
vorliegenden Gesetzentwiirfen. Zum einen beschleuni-
gen wir die derzeit langen Asylgerichtsverfahren und ver-
einheitlichen die Rechtsprechung. Zum anderen setzen
wir den Kettenduldungen das Chancen-Aufenthaltsrecht
entgegen. Wir geben Menschen, die bei uns ihren Lebens-
mittelpunkt gefunden haben und seit vielen Jahren hier
leben, so eine aufenthaltsrechtliche Perspektive. Fiir die
Betroffenen bedeutet beides mehr Wertschdtzung und
Respekt und fiir die Gesellschaft mehr Zusammenbhalt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Damit eine Gesellschaft zusammenhilt, miissen wir
auch Integration ermoglichen — von Anfang an. Deshalb
ist es gut, dass wir mit dem Chancen-Aufenthaltsrecht
mehr Menschen den Zugang zu Integrationskursen und
Berufssprachkursen ermoglichen. Auch das zeigt Wert-
schitzung und Respekt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP und der Abg. Clara Biinger [DIE
LINKE])

Nicht zuletzt wird Deutschland ganz konkret davon
profitieren; denn wir brauchen Menschen, die bei uns
leben, die sich hier engagieren und arbeiten wollen. Wir
konnen es uns nicht leisten, auf Fach- und Arbeitskrifte
zu verzichten — schon gar nicht auf die Arbeitskraft derer,
die schon bei uns sind. Deshalb ist es gut, dass wir be-
wihrte Regelungen aus dem Fachkréfteeinwanderungs-
gesetz entfristen und dass Fachkréften nachziehende Fa-
milienangehorige kiinftig keinen Sprachnachweis mehr
erbringen miissen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Klar!)

Es sollte jedem klar sein: Die Sprache eines Landes lernt
man am einfachsten vor Ort und nicht, wenn man zum
Teil Hunderte Kilometer zum Priifungsort braucht oder
Deutschsprachkurse gar nicht erst im Angebot sind.
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Giilistan Yiiksel
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Parallelgesell-
schaft! — Beatrix von Storch [AfD]: Je mehr
Leute da sind, desto besser!)

Deshalb kann das Chancen-Aufenthaltsrecht an dieser
Stelle nur ein erster Schritt sein.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Seit Jahren erreichen mich Zuschriften von Menschen,
die aufgrund des Sprachnachweises von ihrem Ehepart-
ner oder ihrer Ehepartnerin getrennt leben miissen, und
das teilweise jahrelang.

(Tino Chrupalla [AfD]: Das gibt es einfach
nicht!)

Ich glaube, niemand hier im Raum mochte das selbst
durchleben. Darum, sehr geehrte Damen und Herren,
werden wir in unserem nichsten Gesetzespaket die Re-
gelungen zum Sprachnachweis beim Ehegattennachzug
grundsétzlich dndern und diesen erleichtern.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP und der Abg. Clara Biinger [DIE
LINKE] - Andrea Lindholz [CDU/CSUJ:
Wahnsinn! Wahnsinn!)

Zum Ende mdochte ich mich noch kurz an die Kolle-
ginnen und Kollegen der Union wenden. Frau Lindholz,
ich sehe, Sie konnen das gar nicht ertragen, wenn wir hier
vorne iiber Integration und Migration reden.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Nee, nee! Es
geht um was anderes!)

— Okay.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Sprachnach-
weise von Frauen schiitzen sie, weil Frauen
auch unsere Sprache lernen miissen!)

Dass Sie sich den Realitéten in diesem Land verweigern,
ist nichts Neues; das haben wir ja auch gestern bei der
Debatte zum Staatsangehorigkeitsrecht gesehen. Aber es
ist einfach unertriglich, wie Sie dies immer wieder auf
dem Riicken derjenigen austragen, die besonders Unter-
stiitzung und Hilfe bendtigen,

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Zuruf des Abg.
Dr. Bernd Baumann [AfD])

seien es Beziehende von Biirgergeld — das haben wir
gesehen — oder wie hier Menschen mit Migrations-
geschichte.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wahnsinn!)

Aber anstatt wie Sie den Kopf in den Sand zu stecken,
erkennen wir als Ampel die Realititen. Wir gehen voran.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP — Lachen des Abg. Thorsten Frei [CDU/
CsSu))

Das ist gut fiir unser Land, und das ist gut fiir die Men-
schen, die hier leben. Sie konnen entweder weiter Sand-
korner zdhlen, oder Sie arbeiten mit daran, dass wir in

einem Land leben, in dem die Menschen zusammenhal-
ten, einander wertschétzen und respektieren. Ich wiirde
mir Letzteres wiinschen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Prasidentin Barbel Bas:

Néachste Rednerin:  fiir
Dr. Silke Launert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

die CDU/CSU-Fraktion

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Neustart in
der Migrationspolitik, modernes Einwanderungsrecht,

(Rasha Nasr [SPD]: Ja! Wird Zeit, ne?)

Integrationspolitik der Zukunft — das sind wirklich sehr
schone Worte, mit denen Sie, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der Ampelregierung, das Chancen-Aufenthalts-
recht bezeichnen.

(Katharina Droge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Es ist ein gutes Gesetz!)

Aber es geht nicht darum, ob etwas modern, toll, neu,
schon formuliert ist.

(Katrin Goring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Nee! Ob es gut ist!)

Es geht bei der Migrationspolitik darum, ob sie von Ver-
antwortungsbewusstsein und Weitblick geleitet ist,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau! — Lamya
Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Es
macht einen Unterschied zu Ihrer Politik! Ei-
nen sehr grof3en!)

ob die Folgen analysiert wurden, und zwar nicht nur die
unmittelbaren Jetztfolgen, sondern auch die fiir die
nichsten Jahre, mit all den damit zusammenhéngenden
Aspekten wie Wohnungssituation, den Kosten usw. Das
gilt auch fiir die Folgen fiir die Wirtschaft. Alles muss
genau analysiert werden, und diese ausreichende Priifung
habe ich bei diesem Gesetzentwurf nicht ansatzweise
feststellen konnen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Stefan Schmidt
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das haben
wir gemacht!)

Wir reden hier nicht iiber die Fachkréfteeinwanderung;
dazu haben Sie ja einen eigenen Entwurf. Wir reden hier
nicht iiber das Staatsbiirgerschaftsrecht; dazu hatten wir
gestern schon eine Debatte. Wir reden {iber die, die aus
der ganzen Welt zu uns kommen, verstindlicherweise
eine Chance wollen, ,,Asyl* sagen, allerdings abgelehnt
werden und abschoben werden miissen.

(Zuruf der Abg. Clara Biinger [DIE LINKE])
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Dr. Silke Launert

Uber die reden wir. Fiir diese Gruppe ist der zukiinftige
§ 104c Aufenthaltsgesetz letztlich nichts anderes als ein
Amnestiegesetz. Er sagt ganz klar: Die Rechtsuntreuen,
die ihre Identitdt lange verschleiert haben, zum Teil sogar
getduscht haben, die profitieren.

(Rasha Nasr [SPD]: Stimmt nicht! — Stefan
Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Un-
sinn! Stimmt doch gar nicht!)

Das wurde in der Anhdrung thematisiert. Schade, dass
Sie nicht in der Anhdrung waren. Der Sachverstindige
hat ganz klar ausfiihrt, wer von § 104c¢ profitiert:

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

die, die getduscht haben und/oder lange nicht aktiv mit-
gewirkt haben;

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Und auf die konzentrieren Sie sich?)

denn fiir die anderen gibt es schon ganz viel. Die SPD hat
alles vergessen, was sie in den letzten Legislaturperioden
gemacht hat. Ein Beispiel ist die Ausbildungs- bzw. Be-
schéftigungsduldung. Wir haben § 25 Absatz 5 Aufent-
haltsgesetz. Nach 18 Monaten Duldung und wenn jemand
nichts dafiir kann, dass er nicht abgeschoben wird, be-
kommt er eine Aufenthaltserlaubnis. Es gibt schon mehr,
als man glaubt.

Lassen Sie mich kurz das Bundesverfassungsgericht
zitieren:

Eine Rechtsordnung, die sich ernst nimmt, darf nicht
Pramien auf die Missachtung ihrer selbst setzen. Sie
schafft sonst Anreize zur Rechtsverletzung,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

diskriminiert rechtstreues Verhalten ... und unter-
gribt damit die Voraussetzungen ihrer eigenen
Wirksamkeit.

Kurz: Der Ehrliche darf nicht der Dumme sein. Auch
diese Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts miissen
Sie beachten. Wir miissen irgendwo glaubwiirdig bleiben,
obwohl wir auch viele Chancen geben wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der
SPD)

Die weitreichendsten Folgen — das wurde auch in der
Anhorung deutlich — ergeben sich allerdings aufgrund der
Anderungen in den §§ 25a und 25b. Ich kann die vielen
Beispielfille iiber die ,,Alles super toll“-Integrierten nicht
mehr horen.

(Anke Hennig [SPD]: Das sollen Sie auch
nicht!)

Die konnen iibrigens meistens schon bleiben. Fiir die sind
wir dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg.
Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Sie haben recht: Unser Arbeitsmarkt braucht sie. Aber die
§§ 25a und 25b sagen genau das nicht. Da hétte ich mir
von der FDP wahrlich mehr erwartet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In der Anhorung waren die Voraussetzungen ganz klar:
drei Jahre hier und bis zum Alter von 27. Als Heran-
wachsende zdhlen dieser Ampel hier plétzlich alle bis
27, im Strafrecht bis 21, wahlen darf man ab 16. Aber
die, die alle kommen, diirfen bis 27 bleiben.

(Stephan Thomae [FDP]: ,,Junge Erwachsene*
sagen wir!)

,,Drei Jahre zur Schule® ist Ihnen um die Ohren geflogen.
In der Anhérung haben Sie versucht, es etwas ab-
zuschwichen mit der zwdlfmonatigen Vorduldung; das
dndert aber nichts.

(Zuruf des Abg. Stephan Thomae [FDP])

Aufenthaltsrecht nach drei Jahren Schule! Sie wissen
alle, wie lange das Verfahren dauert. Zusammen mit
,»ZWOlf Monate nicht abgeschoben® heiflt das: Nach drei
Jahren dauerhaftes Aufenthaltsrecht in Deutschland.
Wenn das keine Signalwirkung hat!

(Dr. Michael Espendiller [AfD]: Ja!)

Dann haben wir noch § 25b. Da haben Sie auf diese
zwolf Monate Vorduldung gleich ganz verzichtet. Es rei-
chen also mit Kind vier Jahre in Deutschland.

(Stephan Thomae [FDP]: Ohne Kind sechs
Jahre!)

Wenn sie es dann schaffen, das Sprachniveau A2 und
einen 600-Euro-Job zu haben: dauerhaftes Aufenthalts-
recht in Deutschland.

(Anke Hennig [SPD]: Ein Kind, das in
Deutschland geboren ist, sollte automatisch
die deutsche Staatsangehorigkeit bekommen!
Das ist iiberall in der Welt so!)

Das sind Signale! Das muss man doch sehen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Das wird Auswirkungen haben, und das gerade in der
aktuellen Zeit, wo die Biirgermeister und Landréte nicht
wissen, wie sie die Asylsuchenden unterbringen sollen.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Verantwortung heifit: Humanitét, aber auch mit den Res-
sourcen verniinftig umgehen. Wir wollen denen helfen,
die wirklich Hilfe brauchen, aber wir kénnen nicht die
ganze Welt einladen.

(Widerspruch bei der SPD — Lamya Kaddor
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Wer ladt die
ganze Welt ein?)

Schone Worte, hort sich toll an, Marketing perfekt — aber
im Ergebnis ist es nicht gut geworden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Prasidentin Barbel Bas:

Nichste Rednerin: fiir die Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen Katrin Goring-Eckardt.
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Priasidentin Birbel Bas
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Katrin Géring-Eckardt (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Ja, ich mute [hnen
auch noch einen Einzelfall zu,

(Heiterkeit des Abg. Stephan Thomae [FDP])
Samuel D. nédmlich.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Ja, Samuel! Genau!
Der ist reprisentativ!)

Er lebt seit zwolf Jahren in Deutschland, er arbeitete
jahrelang fiir die DHL und stand auf eigenen Beinen.
Als er aus seinem Herkunftsland Athiopien endlich einen
Pass bekam, endete sein Alltag abrupt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hoéren Sie auf,
Leute zu instrumentalisieren!)

Statt die in Aussicht gestellte Aufenthaltserlaubnis zu
erteilen, verbot ihm die bayerische Ausldanderbehorde,
weiterzuarbeiten, und entzog ihm seine Duldung. Jetzt
droht ihm die Abschiebung.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Immer diese ldcher-
lichen Einzelfdlle als Rechtfertigung! —
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja! Gucken Sie in
die Statistik!)

— Lécherliche Einzelfalle? Meine Damen und Herren,
Herr Baumann, das ist ein Mensch, der in unserem
Land lebt, der hier gearbeitet hat.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD, der FDP und der LINKEN -
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist ein Einzel-
fall? Gucken Sie in die Statistik! Sie haben die
Verantwortung fiir das Land!)

Das ist nicht ldacherlich.

Dieser Samuel D. hat iibrigens auch leider deswegen
Pech gehabt, weil er in Bayern lebt. Ein paar Kilometer
weiter, nimlich in Thiiringen, hat man Anfang des Jahres
entschieden, dass man auf das Chancen-Aufenthaltsrecht
wartet, und hitte ihm ermdglicht, weiter hier bei uns zu
arbeiten und auf eigenen Beinen zu stehen.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Der lebt von der
Stiitze! Der lebt von unserem Geld!)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, mit dem Chancen-Aufenthaltsrecht entscheiden
wir uns flir die Wirklichkeit. Und ja, das ist ein Signal,
so wie beim Staatsbiirgerschaftsrecht. Wir passen die
Gesetze an die Einwanderungsgesellschaft an. Darum
geht es: anzukommen im Hier und Heute. Sie, meine
Damen und Herren von der Union, haben gerade in die-
sen letzten Wochen das Gegenteil versucht. Sie haben
nach dem Motto ,,Was wir in den 1980er-, 1990er- und
2000er-Jahren falsch gemacht haben, das machen wir
jetzt noch mal falsch* gehandelt, aber aus ,,ein paarmal
falsch* wird nicht richtig, sondern es bleibt falsch. Was
wir brauchen, ist ein Einwanderungsrecht, ein Asylrecht

und ein Chancen-Aufenthaltsrecht, das der Wirklichkeit,
dem Hier und Heute in unserem Land gerecht wird, mei-
nen Damen und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vielleicht glauben Sie ja, dass Sie damit die Identitéts-
krise in den eigenen Reihen irgendwie bewaltigen kon-
nen. Aber es geht doch hier um unser Land. Die eigenen
Leute sagen Thnen: Der Kaiser ist gerade nackt. — Des-
wegen brauchen wir klare und deutliche Antworten; des-
wegen brauchen wir Antworten, die wirtschaftlich ver-
niinftig sind. Das haben gestern und heute schon viele
gesagt. Und ich verstehe nicht, auch heute Morgen noch
nicht, wie Sie die ganze Zeit Signale nach dem Motto
»Das ist uns egal, was die Unternechmen sagen; es ist
uns egal, was die Unternehmen brauchen“ aussenden
konnen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das hat kein
Mensch gesagt!)

Mir konnte es egal sein, dass Sie das sagen. Aber ehrlich
gesagt: Sie arbeiten daran, dass nicht nur der Ruf
Deutschlands in der Welt

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Also, das ist ja
wirklich vollig absurd! Vollig absurd!)

bei all denen, die iiberlegen, nach Deutschland zu gehen
und dort ihr Gliick zu versuchen, und die wir brauchen,
beschidigt wird, sondern dass die Leute sagen: Nee, dann
gehen wir lieber woandershin;

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Mit Verlaub: Das
ist Schwachsinn, was Sie da erzéhlen!)

woanders sind wir willkommen, woanders kdnnen wir
arbeiten, woanders konnen wir zum Wohlstand beitragen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Véllig absurd!
Nehmen Sie mal die Realitédt zur Kenntnis!)

Das ist das Problem, das Sie haben, aber das Sie auch
diesem Land machen, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP — Thorsten Frei [CDU/CSU]: So ein Un-
sinn!)

Prasidentin Barbel Bas:

Frau Goring-Eckardt, lassen Sie eine Frage aus der
AfD-Fraktion von Frau von Storch zu?

Katrin Goéring-Eckardt (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):
Ich glaube, lieber nicht. Nein.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das war klar!)

Es gibt noch einen zweiten Punkt, der mich noch mehr
verwundert. Es handelt sich um Menschen, die sich fiir
unser Land entschieden haben. Sie finden es gut hier. Die
finden gut, was wir hier machen. Deswegen sagen sie:
Wir wollen Teil davon sein. Wir wollen Teil des demo-
kratischen Gemeinwesens sein. — Sie arbeiten hier ehren-
amtlich und kiimmern sich um andere. Das sind Leute,
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Katrin Goring-Eckardt

die tragen zum Wohlstand unseres Landes bei. Denen
sollten wir doch als Land das Signal aussenden: ,,Ja, herz-
lich willkommen und vielen Dank, dass ihr zu unserem
Wohlstand beitragen wollt™, statt zu sagen: ,,Ach nee,
eigentlich lieber nicht”. Und genau das machen wir mit
dem Gesetz heute und hier, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Zwei von drei Unternehmen sagen: Ja, es ist gut, dass
wir Gefliichtete beschiftigen. Ja, das fiihrt zu einem po-
sitiven Betriebsklima. Das sind Leute, die sich mehr an-
strengen als viele andere. — Deswegen, anders als viele
Kritikerinnen und Kritiker behaupten, sei auch noch mal
klar gesagt: Es geht nicht darum, dass Leute jahrelang
abwarten, sondern darum, dass die Motivation steigt,
hier Dinge zu tun. Die gefliichteten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter stehen bei den Unternehmen verdammt
hoch im Kurs.

Beim Chancen-Aufenthaltsrecht geht es um pragmati-
sche und zeitgemifBe Losungen. Und es geht darum, wie
wir den Menschen entgegentreten, die sich hier etwas
aufbauen wollen, die hier gemeinsam mit uns etwas auf-
bauen wollen. Die Frage ist: Machen wir es ihnen schwer,
oder haben wir das gleiche Ziel vor Augen, nédmlich
Deutschland gemeinsam zu einem Chancenland zu ma-
chen? Wir entscheiden uns dafiir, dass wir ein Land der
Chancen sein wollen. Ich sage: Die Einladung steht. Das
heute ist erst der Anfang. Die Einladung an Sie steht,
meine Damen und Herren. Nach gestern Abend muss
man vielleicht sagen: Lassen Sie uns doch lieber Welt-
meister der Chancen werden. Dieses Land und seine
Menschen haben es verdient.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Prasidentin Barbel Bas:

Néchster Redner ist der fraktionslose Abgeordnete
Robert Farle.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD — Zurufe:
Oh!)

Robert Farle (fraktionslos):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! ,,Immer mehr Menschen leben in Deutsch-
land. Seit 2014 aber viel weniger Deutsche und viel mehr
Auslander”, so die ,,Bild“-Zeitung vom 30. November
2022.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN -
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die
,»Bild“! Die schlechteste Zeitung Deutsch-
lands!)

Nach offiziellen Angaben leben derzeit 12,8 Millionen
Auslédnder bei uns.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Was haben Sie denn gegen Ausldnder?)

2015 wanderten circa doppelt so viele bei uns ein, wie
neue Kinder geboren wurden. In westdeutschen GroB-
stidten sind junge Deutsche bereits in der Minderheit.

(Bruno Honel [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Nein! Absolut nicht!)

Kein Wunder, dass das Bildungsniveau Jahr fiir Jahr be-
stindig absinkt.

(Zuruf von der SPD: Sie sind der beste Beweis
dafiir!)

— Weil sie noch nicht einmal Deutsch kdnnen. — Fazit:
Der kontinuierliche Multikulti-Bevolkerungsaustausch
ist Tatsache, und er ist kein Zufall.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Verschworungstheorie! Schidmen Sie sich!)

Das ist die praktische Umsetzung des Migrationspak-
tes der Agenda 2030, die von allen Regierungsparteien
konsequent gemacht wird. Ziel dieser Agenda ist ein
globaler Arbeitsmarkt. Dazu sollen traditionelle Gesell-
schaftsstrukturen in unserem Land beseitigt werden. Ich
mache niemandem einen Vorwurf, kein Patriot zu sein
oder wie Robert Habeck Vaterlandsliebe — Zitat — ,,zum
Kotzen zu finden“. Aber man muss den Selbstbetrug be-
enden und damit Schluss machen, den Wihlern den Be-
volkerungsaustausch mit Begriffen wie ,,Bereicherung®,
LHIntegration” oder ,,Fachkriaftezuwanderung™ schmack-
haft zu machen.

Erstens konnen sich Mehrheiten nicht in Minderheiten
integrieren. Zweitens werden wir dadurch nicht berei-
chert, sondern verarmen insgesamt, weil der Grofteil
der zu uns stromenden geringer Qualifizierten dauerhaft
in der sozialen Hangematte verbleibt. Die arbeiten ndm-
lich iiberwiegend nicht.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und drittens machen hochqualifizierte Fachkréfte um un-
ser Land einen grofen Bogen, genau aus demselben
Grund, weshalb jahrlich immer mehr gut ausgebildete
Deutsche auswandern. Sie haben keine Lust, sich fiir
die diimmste Energie- und Einwanderungspolitik der
Welt iiber die hohen Steuern und Sozialabgaben auspliin-
dern zu lassen.

Prasidentin Barbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

(Beifall der Abg. Katrin Goring-Eckardt
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Robert Farle (fraktionslos):

Thre Vorhaben sind verfassungswidrig. Sie schaffen
sich ein neues Staatsvolk, nur um ein paar mehr Wéh-
lerstimmen zu bekommen,

(Zurufe von der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

weil Sie fiirchten, abgewéhlt zu werden, was die logische
Konsequenz Threr Politik ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Bruno Hénel [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: In einer ganz anderen
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Robert Farle
Realitdt sind Sie! — Gegenruf des Abg. Robert
Farle [fraktionslos]: Verfassungswidrig! Ver-
fassungswidrig sind Sie!)

Prasidentin Barbel Bas:

Nichster Redner: fiir die FDP-Fraktion Muhanad Al-
Halak.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Muhanad Al-Halak (FDP):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir haben im Aufenthaltsrecht mit
den Kettenduldungen ein Durcheinander geerbt, das drin-
gend geordnet werden musste.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Es ist doch absurd, dass Menschen, die langer als fiinf
Jahre bei uns geduldet werden, vom Arbeitsmarkt fern-
gehalten werden, und das, obwohl sie arbeiten kénnen
und wollen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Waihrenddessen sucht die Wirtschaft hdnderingend Mit-
arbeiter und Auszubildende, und der Staat, wir alle haben
kein Interesse daran, diese Menschen im Transferleis-
tungsbezug zu halten. Das Chancen-Aufenthaltsrecht
gibt mehr als 130 000 Menschen in diesem Land eine
Zukunft und eine Perspektive, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Wir sagen klar: Wenn jemand zum Stichtag 31. Oktober
2022 seit fiinf Jahren oder ldnger hier in Deutschland
geduldet ist, wenn er straffrei ist, dann hat er jetzt drei
Jahre Zeit, um den Chancen-Aufenthalt zu beantragen.
Dann geben wir diesen Menschen 18 Monate lang die
Chance, um die Kriterien fiir einen Aufenthaltstitel zu
erfiillen. Das bedeutet: Identitét nachweisen. Das bedeu-
tet: Sprache lernen. Das bedeutet: Job finden. Das bedeu-
tet selbstverstdndlich auch: ,,sauber bleiben®.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
FDP, dey_ SPD und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Aber wenn diese Voraussetzungen erfiillt sind, dann
sind diese Menschen hier willkommen, dann sollen sie
raus aus dem Aufenthaltslimbo und einen Aufenthaltstitel
bekommen, dann sollen sie hier verlédsslich ihr Leben
gestalten und planen koénnen. Kurz, wir sagen: Strengt
euch an, dann lohnt es sich auch! Und das ist der richtige
Weg, das ist das richtige Angebot, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Aber dazu gehort genauso klar das Signal: Straftéter,
Gefiahrder, Menschen, die bewusst tduschen und tricksen,
miissen verldsslich ausreisen. Menschen, die unser
Grundgesetz nicht achten oder sogar verachten, haben
bei uns keinen Platz — und auch keinen Chancen-Aufent-
halt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Deswegen ist es auch richtig, dass wir zum Beispiel die
Dauer der Abschiebehaft verldngern. So ermdglichen wir
Abschiebungen konsequenter als vorher. Das sorgt ers-
tens fiir Akzeptanz bei den Menschen im Land, die zu
Recht erwarten, dass wir fiir Sicherheit sorgen und Recht
auch durchsetzen. Das sorgt zweitens aber auch dafiir,
dass die grole Mehrheit der ehrlichen geduldeten Men-
schen sieht: Die halten Wort. Und das tun wir, wir halten
Wort, bei den Ausreisen wie bei der ausgestreckten Hand.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Und noch an die Damen und Herren von der Union:
Fiir mich als Mitbiirger mit Migrationsvordergrund — Sie
wissen ja, ich komme aus Niederbayern —

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
FDP und der SPD)

ist dieses Gesetz ebenso wie das Gesetz zur Beschleu-
nigung der Asylverfahren der Beginn einer aufmuntern-
den Antwort an den ehemaligen Innenminister Horst
Seehofer, der die Migration als Mutter alle Probleme
bezeichnet hatte. Meine Antwort lautet: Wenn ein Junge
wie ich aus dem Irak hierherkommen und sich integrieren
kann und dann heute als Biirger dieses Landes, das ich
meine Heimat nenne, hier stehen kann, dann ist das kein
Problem, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Aber was ich dafiir brauchte, waren Chancen. Und diese
Chance hier und heute so vielen anderen zu ermdglichen,
das macht mich stolz, sehr stolz.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Prasidentin Barbel Bas:
Néichster Redner: fir
Alexander Throm.

(Beifall bei der CDU/CSU)

die CDU/CSU-Fraktion

Alexander Throm (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Werte Kolleginnen und
Kollegen! Deutschland erbringt wahrlich seit Jahren eine
groBe humanitire Leistung bei der Aufnahme von
Schutzberechtigten. Das zeigt sich gerade auch in diesem
Jahr. Darauf kdnnen wir alle zu Recht stolz sein.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])
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Es galt aber immer auch: Wer keinen Schutz braucht, der
hat in letzter Konsequenz unser Land wieder zu verlas-
sen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist die Balance zwischen Humanitit auf der einen
und Ordnung auf der anderen Seite.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Dabei gab es bisher schon viele Mdglichkeiten filir Aus-
reisepflichtige, wenn sie rechtstreu waren, wenn sie
Integrationsbereitschaft gezeigt haben, wenn sie ins-
besondere auch gearbeitet haben, hier ein Daueraufent-
haltsrecht zu erhalten.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Hort, hort! Sind Sie jetzt dafiir oder dagegen?)

Nun reduzieren Sie von der Ampel, Frau Kollegin
Goring-Eckardt, die Anforderungen an diese Integra-
tionsvoraussetzungen. Damit bringen Sie die Balance in
unserem System zwischen Humanitdt und Ordnung in
Schieflage.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn erstmals in der Geschichte wird Personen ohne
geklirte Identitét ein Aufenthaltsrecht gewéhrt.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Wenn man vorher kein Angebot zum Sprach-
kurs bekommen hat, wie soll man die Sprache
koénnen? Wenn man keine Arbeitserlaubnis hat,
wie soll man dann arbeiten?)

Die Kldrung der eigenen Identitét ist aber das Mindeste,
was wir von Menschen erwarten k6nnen, wenn sie hier
bei uns bleiben wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und das machen Sie deshalb, weil nur diese Personen-
gruppe von Geduldeten Ihr sogenanntes Chancen-Auf-
enthaltsrecht {iberhaupt braucht; sie braucht ndmlich
den Abschiebeschutz von einem Jahr bzw. jetzt einein-
halb Jahren, um ihre Identitit offenbaren zu konnen.
Und — oh Wunder — sofern sie den Abschiebeschutz
iiber das Chancen-Aufenthaltsrecht von Thnen bekom-
men haben, dann werden sie ihre Identitit offenbaren.
Das ist nicht in Ordnung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU - Filiz Polat
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Sie haben
die Balance verloren!)

Herr Kollege Thomae, wenn Sie das jetzt mit Arbeits-

migration, gar von Fachkriften, begriinden wollen, dann
reden Sie an der geltenden Rechtslage vorbei.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: So ist es!)

Auch Geduldete haben heute nach geltender Rechtslage
grundsitzlich die Moglichkeit, eine Arbeitserlaubnis zu
erhalten,

(Beifall bei der CDU/CSU)

mit Ausnahme der Personengruppe, die nicht an ihrer
Identitétsklarung mitwirkt, was zumutbar ist, und derje-
nigen aus sicheren Herkunftslindern. Das heben Sie ja

aber auch noch auf. Insofern ist Ihr Gesetz nichts Neues
in Bezug auf den Arbeitsmarkt, Sie nehmen damit nur die
Personen mit ungeklarter Identitdt mit hinein, liebe Kol-
leginnen, Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt haben Sie hinsichtlich der Erteilung des Bleibe-
rechts auch das Alter fiir gut integrierte Jugendliche auf
bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres erhoht. Wir wis-
sen, zwei Drittel aller Asylbewerber, die kommen, sind
Mainner — das hat damit jetzt nichts zu tun —,

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Was hat das mit Ménnern zu tun? Er-
klaren Sie das doch mal!)

aber vor allem sind sie genau in dieser Altersgruppe.
Deswegen habe ich Herrn Staatssekretdr Saathoff am
9. November bei der Fragestunde gefragt, wie denn die
Rechtsfolgenabschidtzung der Ampel aussehe, mit wie
vielen Menschen man denn rechne, die zukiinftig iiber
diesen Weg ,,Alter bis 27 Jahre* hier ein Daueraufent-
haltsrecht bekommen konnen. Herr Saathoff sagte:

Daher ist jede Prognose mit Unwigbarkeiten ver-
bunden, und jede Aussage dariiber wére nicht zu
verantworten.

Wie konnen Sie es dann verantworten, hier ein Gesetz zu
machen, von dem Sie offenkundig selbst nicht wissen,
welche Rechtsfolgen es haben wird?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann haben Sie das Problem erkannt, dass es dann,
wenn Sie die Aufenthaltszeiten auf sechs, vier oder gar
drei Jahre verkiirzen, quasi einen nahtlosen Ubergang
vom Asyl- und Klageverfahren, von der Gestattung in
das Daueraufenthaltsrecht gibt, in aller Regel in wenigen
Monaten

(Stephan Thomae [FDP]: Wir fiihren ein Dul-
dungsjahr ein!)

—ich komme gleich genau darauf —, und dass deshalb der
Rechtsanspruch des Staates, eine Ausreisepflicht durch-
zusetzen, gar nicht mehr umsetzbar ist. Das haben Sie
erkannt, sind auf die Kritik eingegangen und machen jetzt
eine Vorduldungszeit von zwolf Monaten. Das heil3t, in
diesen zwolf Monaten kann bei den Jugendlichen bis
27 Jahren grundsétzlich noch eine Abschiebung stattfin-
den.

(Stephan Thomae [FDP]: Ja!)

Das fiihrt aber zu dem absurden Ergebnis, dass ein gut
integrierter Jugendlicher, der die Schule besucht hat und
einen Abschluss hat, der Deutsch kann, der rechtstreu ist,
weil er namlich seine Identitét geklart hat, in diesen zwolf
Monaten abgeschoben werden kann.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)

Der Rechtsuntreue, der seine Identitét nicht offenbart hat,
erhélt von Thnen iiber das Chancen-Aufenthaltsrecht ei-
nen Abschiebeschutz und kann nicht abgeschoben wer-
den, und zwar an keinem einzigen Tag seit seinem Auf-
enthalt hier in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg.
Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])
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Das ist das absurde Ergebnis Thres Gesetzentwurfs, Thres
Anderungsantrags am heutigen Tag. Frau Polat, ich kann
Sie insofern verstehen, dass Sie dieser Vorduldungszeit
nicht zustimmen wollten.

Prasidentin Barbel Bas:

Herr Throm, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Kaddor?

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr gerne.

Lamya Kaddor (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, vielen Dank. — Herr
Kollege Throm, Sie haben ja sozusagen darauf verwie-
sen, dass es offensichtlich am Arbeitsmarkt nicht wirk-
lich funktioniert. Den 2,5 Millionen Arbeitslosen, die es
gibt, stehen 1,5 Millionen offene Stellen gegeniiber. Wa-
rum haben Sie denn dieses Problem in den Jahren wih-
rend Threr Regierung eigentlich nicht geldst?

Zweitens: Was ist denn Thr konkreter Vorschlag, der
wiederum eine Modernisierung der Zuwanderungs-
regeln, wie wir sie hier ja planen und vorstellen, iiber-
fliisssig machen wiirde? Ich bin sehr gespannt auf Ihre
Ideen.

Vielleicht erkldren Sie noch kurz, warum Sie gerade
auf junge Minner verwiesen haben, wie Thre Kollegin
davor iibrigens auch. Was hat dieser Sachverhalt mit
jungen Ménnern zu tun?

(Zurufe von der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):

Liebe Frau Kollegin, ich habe darauf hingewiesen,
dass eben in dieser Altersgruppe iiberwiegend Ménner
kommen, habe aber gleich gesagt, dass das mit diesem
Gesetz nichts zu tun hat. Das ist die Statistik, die besagt:
Zwei Drittel sind Mianner bis zum Alter von 27 bzw.
29 Jahren.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist blofle
Statistik!)

Was den Arbeitsmarkt anbelangt — darauf habe ich ja
gerade hingewiesen —: Die meisten Geduldeten konnten
heute schon arbeiten, eine Arbeitserlaubnis erhalten,

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wenn man sie lassen wiirde!)

sie arbeiten nur nicht. Es sind 27 000 Geduldete, die
tatsdchlich in einem sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsverhédltnis sind. Unseren Losungsvorschlag sehen
Sie in § 60b Aufenthaltsgesetz mit der sogenannten Dul-
dung light, die wir seinerzeit gemeinsam mit unserem
Koalitionspartner SPD in einem Kompromiss eingefiihrt
haben. Damals waren wir beide gemeinsam der Auffas-
sung, dass wir alles von den Menschen Zumutbare erwar-
ten konnen hinsichtlich ihrer Identitétsklarung und der
Passbeschaffung und dass dann natiirlich auch eine Ar-
beitserlaubnis gegeben werden kann. Solange das nicht
passiert, gibt es keine Arbeitserlaubnis. Es handelt sich
aber genau um diese Personengruppe, also die ohne ge-
klarte Identitit. Und es ist auch richtig, dass wir nur die

belohnen, die auch tatsdchlich rechtstreu sind, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Und Sie, die Ampel, wollen ge-
nau diese Losung bei Threm nichsten Migrationspaket
abschaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Prasidentin Barbel Bas:

Herr Throm, lassen Sie noch eine Frage des Kollegen
Thomae aus der FDP-Fraktion zu?

Alexander Throm (CDU/CSU):
Natiirlich, sehr gerne.

Stephan Thomae (FDP):

Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie die Frage zulas-
sen. — Ich habe den Widerspruch, den Sie aufgezeigt
haben, vernommen, glaube aber, dass es ein Scheinwider-
spruch ist. Denn bei den Personen, die Sie als die rechts-
treuen Erwachsenen darstellen und die schlechtergestellt
wiirden als die rechtsuntreuen jungen Erwachsenen, han-
delt es sich um solche Personen, die sich schon mehr als
fiinf Jahre im Inland befinden. Der Chancen-Aufenthalt
ist ja der Clou des § 104c Aufenthaltsgesetz. Er behandelt
einen in der Vergangenheit abgeschlossenen Vorgang.
Deswegen war es hier schon méglich, diese Menschen
fiinf Jahre abzuschieben. Da brauchen wir nicht noch
einmal ein Jahr, wihrend wir bei der anderen Personen-
gruppe noch ein Jahr brauchen, um die Abschiebung
durchzufiihren.

Alexander Throm (CDU/CSU):

Herr Kollege Thomae, danke fiir die Frage.- Sie gibt
mir die Gelegenheit, noch ein paar Erkldrungen zu ma-
chen. Sie haben den Stichtag angesprochen, indem Sie
gesagt haben, dass es nach hinten wirkt. Wissen Sie,
was ein Stichtag eigentlich bedeutet? Der bedeutet, dass
man als Gesetzgeber weil}, dass man etwas macht, was
eigentlich falsch ist.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)

Deswegen will man sich durch einen Stichtag vor den
weiteren Wirkungen dieses Gesetzes schiitzen. Das ist
so. Sie wollen Nachahmer vermeiden, die sich dann auf
dieses Gesetz berufen konnen. Sie erkennen also, dass
etwas falsch ist. Das Problem bei Stichtagen, Fristen
und wie auch immer in der Gesetzgebung — das war bei
uns ganz genau so, wie es bei Thnen zukiinftig sein wird —
ist: Sie werden meistens aufgehoben, entfristet, und es
wird daraus eine Dauerldsung gemacht. Dadurch, dass
Sie die Frist jetzt schon zum 31.10. dieses Jahres ver-
langert haben, zeigen Sie, dass Sie auch an dem Stichtag
weiter drehen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Kollege Thomae, Sie haben gefragt nach dem
Widerspruch bei § 104c zwischen den Jugendlichen,
die, wenn sie gut integriert sind, in diesen zwdlf Monaten
Vorduldungszeit abgeschoben werden konnen, und den
sogenannten Erwachsenen, die nicht unter § 25a Aufent-
haltsgesetz fallen. Nein, Sie haben die Situation nicht
richtig erkannt. Es geht nicht um die Frage, wann, nach
wie vielen Jahren jemand abgeschoben werden kann —
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nach drei oder nach fiinf Jahren —, sondern es geht darum,
dass Sie ein Gesetz machen, bei dem der rechtstreue
Jugendliche bis 21, 27 Jahren, der eine Schule besucht
hat, einen Abschluss gemacht hat, Deutsch spricht, bes-
tens integriert ist — die wollen wir auch hier behalten,
jedenfalls bis 21 Jahre —, nach Threm Anderungsantrag
iiber diese zwolf Monate Vorduldungszeit abgeschoben
werden kann. Der Rechtsuntreue, der von mir aus zwei
Jahre langer hier ist — fiinf Jahre —, der nicht gut integriert
ist, weil er seine Identitdt nicht geklart hat — wer seine
Identitét nicht offenbart, kann schon per Gesetzesdefi-
nition nicht gut integriert sein —,

(Beifall bei der CDU/CSU)

erhdlt von Thnen iiber das Chancen-Aufenthaltsrecht
quasi einen Abschiebeschutz. Nicht einen Tag in der Zeit,
in der er sich in Deutschland befindet, kann er abgescho-
ben werden. Das ist der Widerspruch. Das ist der Murks
in Threr Gesetzgebung, Herr Kollege Thomae.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kollegen, ich bedanke mich grundsétzlich fiir jede
Zwischenfrage.

Zur Riickfithrungsoffensive. Fiir die Vergangenheit be-
reinigen Sie die Statistik, fiir die Zukunft gibt es grof3-
ziigige Bleiberechte, und fiir die Problemfille schaffen
Sie im néichsten Migrationspaket die eidesstattliche Er-
klérung zur Identitdtsklarung. Es bleiben zum Schluss nur
noch die Straftiter iibrig, die abgeschoben werden. Thre
Riickfiihrungsoffensive, die der FDP so wichtig ist, ist ein
reiner Etikettenschwindel. Deswegen lehnen wir das Ge-
setz heute ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Prasidentin Barbel Bas:
Niachster Redner: fuir
Ahmetovic.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

die SPD-Fraktion Adis

Adis Ahmetovic (SPD):
Jetzt muss man sich die ndchste schmerzhafte Schick-
salsgeschichte anhdren. Aber ich kann sie erzihlen.

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und Her-
ren! Als Kind hatte ich als erste Videokassette, VHS,
,,Konig der Lowen* — vielen bekannt. Dort gibt es den
Titelsong ,,Der ewige Kreis“. Wissen Sie, was schon ist?
Heute schlief3t sich dieser Kreis nicht nur fiir mich, son-
dern auch fiir viele andere Hunderttausende und mehr
Menschen,

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

die zu unserer Gesellschaft und zu unserem Land geho-
ren; denn wir beschlieBen heute im Deutschen Bundestag
das Chancen-Aufenthaltsrecht. Damit beginnen wir einen
Neuanfang in der Migrations- und Integrationspolitik.
Wir schaffen eine neue Grundlage fiir eine notwendige
Anerkennungskultur.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und des
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Ich freue mich, als hannoverscher Bundestagsabgeord-
neter und Biirger dieses Landes an diesem Redepult zu
stehen und zu diesem Gesetz zu sprechen. Ob ich mir das
jemals hétte ertriumen konnen? Ich weil3 es nicht. Aber
jetzt ist es Realitdat geworden. Wenn man sich jedoch die
Jahre davor anguckt, war es nicht vorhersehbar.

Meine Geschichte beginnt 1993 in Hannover, in der
Bundesrepublik Deutschland. Meine Eltern sind zusam-
men mit meinem dlteren Bruder aus Bosnien-Herzego-
wina nach Deutschland gekommen. Ich bin in Hannover
geboren, ein waschechtes Hannover-Kind: Schule, Stu-
dium und Arbeit, alles in Hannover gemacht, mein Zu-
hause. Das klingt so weit erst einmal nach einer normalen
Kindheit. Das war sie jedoch nicht. Ich habe mir bewusst
von dem zusténdigen Ordnungsamt einen Auszug meiner
Aufenthaltsgeschichte geben lassen, um gemeinsam mit
Ihnen den behdrdlichen Spiefrutenlauf nachzuvollzie-
hen.

Adis Ahmetovic: von 1993 bis 2001 18 Duldungen,
zwischen einem Monat und drei Monaten, dazwischen
eine Androhung auf Abschiebung und eine Ausreiseauf-
forderung. Wie Sie sehen kdnnen, hat es nicht geklappt.
Jetzt bin ich direkt gewahlter Bundestagsabgeordneter.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Dann fast vier Jahre Einbiirgerungsprozess mit Abgabe
der bosnisch-herzegowinischen Staatsbiirgerschaft, die
mir nicht leichtfiel. Aber auch an der doppelten Staats-
biirgerschaft arbeiten wir, und das ist auch ein richtiges
Zeichen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP und der LINKEN)

Seit 2015 gliicklicher deutscher Staatsbiirger. Und eine
Meldung nach rechts: Schwarz, Rot, Gold, die Farben
gehdren mir, nicht Thnen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP und der LINKEN)

Sie gehdren den Demokratinnen und Demokraten. Das
lassen wir uns nicht nehmen. Das ist ndmlich das Grund-
gesetzbuch.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Mit diesen behordlichen Géngeleien, dieser unsagli-
chen Praxis der Kettenduldungen ist ab heute Schluss.
Das ist auch gut so, meine Damen und Herren. Das ist
gut so.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)
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Es ist ein Zeichen im Sinne von Fairness, Partizipation,
Anerkennung und Respekt. Aber es ist auch ein Zeichen
flir viele Bundesbiirgerinnen und Bundesbiirger: ein
spates Eintreffen von Gerechtigkeit fiir so viele harte
Schicksalsjahre. Die Gerechtigkeit siegt heute mit dem
Beschluss des Chancen-Aufenthaltsrechts. Fiir viele
Menschen beginnt damit ein neues Leben.

Deutschland hat dieses neue Gesetz nétig. Die Men-
schen haben es verdient, in einem Einwanderungsland zu
leben, mit Anerkennung, Respekt und Wertschitzung.

Vielen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit und vielen Dank
fiir dieses Engagement.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Prasidentin Barbel Bas:

Nichster Redner: fiir die CDU/CSU-Fraktion Detlef
Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU — Britta Halelmann
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: 18 Duldun-
gen! 18 Duldungen hatte der Kollege! Ist Thnen
das nicht unangenehm?)

Detlef Seif (CDU/CSU):

Vielen Dank, Herr Ahmetovic, fiir [hren Redebeitrag.
Sie sind ein gutes Beispiel dafiir, dass es auch in den
16 Jahren funktioniert hat, dass Menschen, die qualifi-
ziert sind, ohne Chancen-Aufenthaltsrecht hier Moglich-
keiten erhalten. Vielen Dank fiir Ihren Beitrag.

(Beifall bei der CDU/CSU — Britta Halelmann
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Schimen Sie
sich! — Weitere Zurufe von der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jetzt kommen wir zu einem Punkt, iiber den wir noch
gar nicht gesprochen haben, jedenfalls nicht vertieft.

(Zurufe von der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Sie 6ffnen die Integrationskurse und auch die Sprach-
kurse fir alle, die zu uns kommen.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: 18 Duldungen! Herr Seif, das muss Ih-
nen doch unangenehm sein! — Dr. Irene
Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Neh-
men Sie bitte ganz rechts Platz!)

Alle wissen, die Kapazititen dieser Kurse sind begrenzt.
Wir haben zu wenig Lehrer. Das heifit, die, die wir in-
tegrieren wollen, haben jetzt schon Schwierigkeiten,
Kurse zu erhalten.

(Dr. Irene Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Diese Arroganz, unfassbar!)

Sie setzen sie jetzt mit den Menschen, die aus sicheren
Herkunftsstaaten kommen, die demnéchst vollziehbar
ausreisepflichtig sind, in direkte Konkurrenz, und das
ist nicht verantwortungsvoll, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das vorgesehene Chancen-Aufenthaltsrecht — Kolle-
gin Launert, Kollege Throm haben es schon gesagt,
aber ich vertiefe das noch einmal — ist ein Sonderrecht
fiir die Menschen, die nicht mitgewirkt haben, die ge-
tduscht haben. Warum ist das klar? Sie geben anderthalb
Jahre die Gelegenheit, die Voraussetzungen nachzubes-
sern. Eine Voraussetzung ist nach § 5 Aufenthaltsgesetz,
dass die Identitdt geklart ist. Meine Damen und Herren,
warum soll es denn bei jemandem, der mitgewirkt hat, der
alles offengelegt hat, nun plotzlich in anderthalb Jahren
moglich sein, dass seine Identitdt geklart wird? Das ist
nicht moglich, nur in Ausnahmefillen. Das heifit, das
trifft im Ergebnis nur die, die getduscht haben, die nicht
mitgewirkt haben. Da machen wir nicht mit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Prasidentin Barbel Bas:
Herr Seif, gestatten Sie eine Zwischenfrage oder -be-
merkung aus der Fraktion Die Linke?

Detlef Seif (CDU/CSU):
Ja.

Prasidentin Béarbel Bas:
Frau Biinger.

Clara Biinger (DIE LINKE):

Danke fiir das Zulassen der Zwischenfrage. — Herr
Seif, Sie waren doch am Montag in der Anhdrung. Da
haben unsere Expertinnen und Experten ausgefiihrt, wie
die Situation der Menschen ist, die ihre Papiere nicht
beibringen konnen, und dass es Lander und Botschaften
gibt, die Papiere einfach nicht ausstellen. Das ist die
Realitit, in der viele Menschen leben.

(Dr. Irene Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das hort Herr Seif zum ersten Mal!)

Maochten Sie das negieren? Mochten Sie sagen: ,,Diese
Realitit existiert nicht“? Wie konnen Sie die Realitét der
Menschen, die einfach alles getan haben, um die Papiere
zu besorgen — das wurde auch von den Sachverstindigen
gesagt —, denen das aber faktisch unmdglich ist, so negie-
ren? Wie konnen Sie das den Menschen einfach so krass
verwehren? Ich verstehe es einfach nicht.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Biinger, Sie gehen auch hier der Argumentation
der Ampel auf den Leim.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN, der FDP
und der LINKEN — Zurufe der Abg. Leni
Breymaier [SPD] und Katrin Goring-Eckardt
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Den Personenkreis, von dem Sie gesprochen haben, gibt
es. Dessen Problem wird durch das Gesetz aber nicht
gelost werden. Denn wenn diese Personen, die ja vorher
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die Dokumente nicht liefern konnten, diese auch in den
anderthalb Jahren nicht liefern konnen, kommen sie trotz-
dem nicht iiber den § 5 Aufenthaltsgesetz hinaus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das heif3t, dariiber werden wir in der Zukunft nachdenken
miissen. Die CDU/CSU-Fraktion wird demnéchst intern
Asylkonferenzen machen.

(Zuruf von der SPD: Das hitten Sie 16 Jahre
machen konnen!)

Das Thema ist nicht gelost. Danke, dass Sie das in Threr
Frage noch mal gesagt haben. Es gibt das Problem; aber
dieses Chancen-Aufenthaltsrecht begiinstigt nur die Téu-
scher und diejenigen, die nicht mitgewirkt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, man sollte auch immer gu-
cken: Wie sind Behorden belastet? Was bringt ein Gesetz
denn iiberhaupt? Sie reden hier von 136 000 Personen,
die betroffen sind. Die Bundesregierung selbst sagt in
ihrem Entwurf: 96 000 werden voraussichtlich einen An-
trag stellen. Und sie schitzt dann groBziigig, dass
33 000 Menschen letztlich die Voraussetzungen erfiillen
werden. Die Behorden miissen rund 100 000 Antrige
priifen. Wir haben einen Rechtskreiswechsel von Asylbe-
werberleistungen ins SGB II.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Das heifit, es sind zwei Behorden beteiligt. Demnéchst
werden 65 000 Menschen wieder zuriick in die Duldung
kommen. Behorden werden hier doppelt belastet, und das
ist auch in der Anhorung deutlich gesagt worden. Des-
halb — ich kann es nur noch mal sagen —: Das Gesetz ist
nicht durchdacht, ist Murks, hélt nicht das, was Sie ver-
sprechen. Das ist kein Chancen-Aufenthaltsrecht fiir Ge-
duldete, die nicht getduscht, sondern mitgewirkt haben.
Deshalb bleibt uns nichts anderes iibrig: Das ist abzuleh-
nen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Lamya Kaddor
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das haben
Sie ganz toll gemacht! Bravo! Sie kdnnen stolz
auf sich sein!)

Prasidentin Barbel Bas:

Niéchster Redner: fiir die SPD-Fraktion Sebastian
Hartmann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Sebastian Hartmann (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Mitbiirgerinnen und Mitbiirger! Ich glaube, dass
die Debatte heute Morgen noch mal deutlich gezeigt
hat, wo eigentlich das Problem ist.

(Mario Czaja [CDU/CSU]: Ja!)

Auf der nationalkonservativen Seite in diesem Land ver-
weigern sich immer mehr Menschen der Realitét, was das
Einwanderungsland Deutschland angeht. Damit machen
wir heute Schluss.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Es ist der CDU/CSU-Fraktion nicht gelungen, die Mei-
nungsbreite, die in Threr Fraktion offenbar existiert, in der
Rednerliste und in den Reden, die wir heute vernommen
haben, verniinftig abzubilden; denn wir haben aus der
CDU/CSU auch ganz andere Stimmen vernommen. Wir
laden Sie herzlich zum Austausch ein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Konzentrieren wir uns mal auf die Fakten. Der erste
Fakt ist: Wer hat uns in diese Lage gebracht? CDU/CSU-
Innenminister, liebe Mitbiirgerinnen und Mitbiirger! Sie
sind verantwortlich fiir den Rechtsstaat, und sie haben
diese Realitdt im Land herbeigefiihrt.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Oh, Herr
Hartmann! Wirklich, das ist so unterirdisch!
Mann, Mann, Mann!)

Es ist unwiirdig, Menschen in Kettenduldungen zu lassen
wie den Kollegen, der in 18 Kettenduldungen war. Wol-
len Sie das fortfithren? Das kann doch nicht die Antwort
sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Wir stellen uns der Realitit. Das bedeutet, dass es
um eine Viertelmillion Menschen geht, von denen
137 000 Menschen endlich eine echte Perspektive be-
kommen. In Wirklichkeit geht es um viel mehr als um
diese 137 000 Menschen, die schon lange in Deutschland
leben, die sich integrieren, die dabei sind, sich fiir unser
Land zu entscheiden, die etwas wollen. Davon brauchen
wir noch viel mehr Menschen. Millionen von Menschen
erwarten pragmatische, progressive Politik und dass wir
endlich mit dieser verkrampften Einwanderungs- und
Asylpolitik aufhoren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Wir wollen pragmatische Losungen. Wir wollen nicht
,,Wiinsch dir was®, sondern wir sind hier in der Realitét
angekommen. Wir beenden den bisherigen Zustand, und
wir schaffen damit ein Bleiberecht. Wir haben eine Lo-
sung gefunden, dass die erforderlichen Unterlagen inner-
halb von 18 Monaten beigebracht werden konnen und
eine echte Chance gegeben wird. Darum heif3it es Chan-
cen-Aufenthalt.

Und horen Sie bitte auf, immer wieder neue Fake News
zu verbreiten; das kann man nicht anders bezeichnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
Abg. Clara Biinger [DIE LINKE])
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Es ist eine einmalige Regelung, um die Zeit zu nutzen, zu
einer dauerhaften Losung im Aufenthaltsrecht zu kom-
men, um die Fragen der Staatsbiirgerschaft zu beantwor-
ten, um endlich ein modernes Land zu schaffen. Deutsch-
land ist ein Einwanderungsland, und wir bilden das ab.
Und die Fachkrifteeinwanderung kommt auch noch da-
zu, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Thnen ist es nicht gelungen, zuriickzufithren. Werfen
Sie uns nicht einen fehlenden ,,Riickfiihrungsbeauftrag-
ten vor! Wir haben in unserem Koalitionsvertrag einen
,,Beauftragten fiir Migration” benannt. Sie verhetzen es
mit diesen Worten! So geht es nicht, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Im Ubrigen haben Sie dieser ganzen Situation ein ein-
ziges Dagegen und ein Weiter-so entgegengesetzt. Alles,
was fehlt, ist ein einziger Vorschlag aus der Union. Das
ist keine konstruktive Oppositionspolitik, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Das ist viel zu wenig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir haben eine klare Botschaft gesendet. Diejenigen,
die gut integriert sind, die unsere Sprache sprechen, die
auch ihren Lebensunterhalt nachweisen kénnen — all das
sind klare Anforderungen und klare Regeln; und das ist
nicht nur im Interesse der 137 000 Menschen, die davon
betroffen sein konnen —, laden wir herzlich dazu ein,
einen solchen Antrag zu stellen. Es ist im Interesse von
82 Millionen Menschen in diesem Land. Es geht um uns
alle, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Mario Czaja [CDU/CSU]: Wir sind
84 Millionen!)

Die Menschen, die sich jetzt fiir unser Land entschei-
den konnen, fehlen doch in den Betrieben; die fehlen
doch in der Wirtschaft. Das sind Menschen, die wir hier
herzlich einladen. Das, was hier jetzt gemacht wird, ist,
eine Losung zu bieten. Das ist in den vergangenen Jahren
nicht gelungen. Darum lade ich alle Kolleginnen und
Kollegen, die in den vergangenen Jahren noch und nécher
eine Verweigerungshaltung der Union im Innenausschuss
erlebt haben, dazu ein: Springen auch Sie in der CDU/
CSU iiber Ihren Schatten! Sie haben die groBartige Chan-
ce, heute fiir ein modernes Chancen-Aufenthaltsrecht zu
stimmen. Das ist nicht ausschlie8lich auf die Ampel be-
schrankt.

Wenn Die Linke sich nur zu einer Enthaltung durch-
ringen kann: Glauben Sie uns, wir haben mit unserem
Koalitionsvertrag einen grundlegenden Paradigmen-
wechsel angestoflen. Sie miissen sich nur darauf einlas-
sen. Wir erkennen ohne Scheu und Traumereien die Rea-

lititen an, wir miissen endlich ein modernes Land
schaffen. Daran arbeiten wir jeden Tag, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Prasidentin Bérbel Bas:
Ich schliee die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Einfiih-
rung eines Chancen-Aufenthaltsrechts.

Dazu liegen mir mehrere personliche Erkldrungen
nach § 31 unserer Geschiftsordnung vor."

Der Ausschuss fiir Inneres und Heimat empfiehlt unter
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache
20/4700, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf
Drucksache 20/3717 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. — Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt
dagegen? — Das sind die Fraktionen der CDU/CSU und
die AfD-Fraktion. Enthaltungen? — Die Fraktion Die
Linke.

(Zurufe: Nein! — Stopp!)
— Und einige Enthaltungen aus der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Lamya Kaddor
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ein paar Auf-
richtige gibt es noch!)

Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung an-
genommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Die Fraktionen der SPD, Biind-
nis 90/Die Griinen und FDP haben namentliche Abstim-
mung verlangt. Unmittelbar nach Er6ffnung der nament-
lichen Schlussabstimmung stimmen wir noch iiber
weitere Vorlagen ab. Ich bitte daher die Abgeordneten,
noch im Saal zu bleiben. Die Abstimmung erfolgt wie
immer in der Westlobby. Sie haben dann gleich fiir die
Stimmabgabe 20 Minuten Zeit.

Die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer haben ihre
Plétze bereits eingenommen.

Damit eréffne ich die Schlussabstimmung iiber den
Gesetzentwurf der Bundesregierung. Die Abstimmungs-
urnen sind bis 10.49 Uhr bzw. 10.50 Uhr geoffnet. Ich
werde das bevorstehende Ende noch rechtzeitig bekannt
geben? — nicht unser aller Ende, sondern das der Ab-
stimmung.

(Helge Lindh [SPD]: Danke fiir den Zusatz!)

Wir fahren fort in der Abstimmung, liebe Kolleginnen
und Kollegen, und zwar {iber den von den Fraktionen der
SPD, Biindnis 90/Die Griinen und FDP eingebrachten

D Anlagen 2 und 3
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Priasidentin Birbel Bas

Gesetzentwurf zur Beschleunigung der Asylgerichtsver-
fahren und Asylverfahren. Der Ausschuss fiir Inneres und
Heimat empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf
Drucksache 20/4703, den Gesetzentwurf auf Drucksache
20/4327 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Das sind
die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dagegen? — Das
sind die Fraktion der CDU/CSU, AfD-Fraktion und die
Fraktion Die Linke. Enthaltungen? — Sehe ich keine. Der
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenom-
men.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt da-
gegen? — Die CDU/CSU-Fraktion, die AfD Fraktion
und die Fraktion Die Linke. Enthaltungen? — Zwei Ent-
haltungen. Der Gesetzentwurf ist damit auch in dritter
Beratung angenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
FDP)

Wir kommen zur Abstimmung {iber den Gesetzentwurf
der Fraktion Die Linke zur Anderung des Aufenthalts-
gesetzes — Deutschnachweise beim Ehegattennachzug.
Der Ausschuss fiir Inneres und Heimat empfiehlt unter
Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 20/4700, den Gesetzentwurf der Fraktion Die
Linke auf Drucksache 20/1850 abzulehnen. Ich bitte die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um
das Handzeichen. — Das ist die Fraktion Die Linke. Wer
stimmt dagegen? — Das sind die iibrigen Fraktionen im
Hause. Enthaltungen? — Keine. Der Gesetzentwurf ist in
zweiter Beratung abgelehnt. Damit entfdllt nach unserer
Geschiftsordnung die weitere Beratung.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses fiir Inneres und Heimat zu dem Antrag der Fraktion
Die Linke mit dem Titel ,,Keine Abschiebungsoffensive —
Fiir ein wirksames Bleiberecht”. Der Ausschuss emp-
fiehlt unter Buchstabe d seiner Beschlussempfehlung
auf Drucksache 20/4700, den Antrag der Fraktion Die
Linke auf Drucksache 20/3973 abzulehnen. Wer stimmt
fiir diese Beschlussempfehlung? — Das sind die Fraktio-
nen SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP, CDU/CSU und
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? — Das ist die Frak-
tion Die Linke. Enthaltungen? — Sehe ich nicht. Die Be-
schlussempfehlung ist damit angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 31 auf:

Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur weiteren Beschleunigung von Planungs-
und Genehmigungsverfahren an Briicken auf
Bundesfernstrafien

Drucksache 20/4665

Uberweisungsvorschlag:

Verkehrsausschuss (f)

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz

Fiir die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten
vereinbart.

Die Platzwechsel sind vollzogen. Dann kann ich die
Aussprache eroffnen. Es beginnt fiir die CDU/CSU-Frak-
tion Florian Miiller.

(Beifall bei der CDU/CSU — Bernd Reuther
[FDP]: So, jetzt bin ich mal gespannt, Herr
Kollege!)

Florian Miller (CDU/CSU):

Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Was macht eine Autobahnsperrung mit den Menschen
vor Ort? Wir kdnnen es uns ansehen in Liidenscheid, im
Sauerland an der A 45, wo die Rahmedetalbriicke nun seit
einem Jahr gesperrt ist. Heute seit einem Jahr leiden die
Menschen im Sauerland. Heute seit einem Jahr suchen
die Menschen im Sauerland nach einer Perspektive.

Lassen Sie uns deshalb heute auch dariiber sprechen,
was das fiir die Menschen vor Ort bedeutet, fiir eine
Familie, die vielleicht gerade ein Haus gekauft hat, damit
die Kinder endlich mal drauflen spielen konnen. Das geht
jetzt nicht mehr, weil Lkw an Lkw, Pkw an Pkw an den
Umleitungsstrecken im Dauerstau stehen, StoBstange an
Stofstange. Und seit einem Jahr haben sie nicht mehr
richtig geschlafen. Aber trotz des Schlafmangels miissen
siec morgens noch frither aufstehen, damit die Kinder
piinktlich im Kindergarten und in der Schule sind, damit
sie selber piinktlich am Arbeitsplatz ankommen. Die
Pflegekraft, die beim mobilen Pflegedienst arbeitet,
schafft es nicht mehr piinktlich zu ihren Patienten. Sie
kann es nicht mehr schaffen, piinktlich die Medikamente
zu verabreichen. Vielleicht schafft sie es zu dem einen
oder anderen Patienten gar nicht mehr.

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: Vielleicht
ein bisschen dick jetzt, diese Geschichte!)

Das macht eine Sperrung mit einer Region. Es nimmt
jegliche Perspektive. Deshalb ist es richtig, dass es so
weit ist, dass auf den Umleitungsstrecken zumindest
Tempo 30 gelten wird. Es ist gut, dass die Transitverkehre
aus der Region verbannt werden. Aber, liebe Kollegen,
das hilft nur begrenzt. Es sind die Symptome, die wir
damit bekdmpfen. Wir miissen doch endlich an die Ur-
sachen heran. Wir miissen Familien, Unternehmen, Ein-
zelhindlern, der Region insgesamt helfen. Die beste Hilfe
ist eine so schnell wie moglich aufgebaute Briicke. Das
ist Ursachenbekdmpfung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Detlef Miiller
[Chemnitz] [SPD]: Machen wir!)

Es ist richtig, dass es auch in diesem Hause fraktions-
iibergreifend eine Haltung gibt: Diese Region braucht
Hilfe. Aber da ist doch bislang viel zu wenig passiert.
Die Hoffnung der Menschen, was diese Aussage betrifft,
nimmt ab; sie sind inzwischen verunsichert. Sie haben
zum Teil die Nerven verloren, die Nerven sind strapa-
ziert. Die Region ist dabei, den Glauben an die Berliner
Politik zu verlieren. Und es gibt doch Handlungsmog-
lichkeiten, es gibt Hilfsmdglichkeiten. Wir haben sie vor-
geschlagen. Wir haben sie Thnen vorgeschlagen. Und was
haben wir gehdrt in der letzten Woche? Dass sich das
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Florian Miiller

Verkehrsministerium mit dem Umweltministerium darii-
ber streitet, ob die Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren denn auch fiir Autobahnbrii-
cken gelten soll. Und das ein Jahr nach der Vollsperrung!
Was fiir eine traurige Botschaft fiir diese Region!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute wollen wir
nach vorne schauen. Wir wollen Thnen heute einen Vor-
schlag machen, einen Vorschlag fiir ein Schnellspur-
gesetz flir Briickensanierung. Wir wollen damit die
Planungs- und Genehmigungsverfahren bei sanierungs-
bediirftigen Briicken um zweieinhalb Jahre verkiirzen.
Das ist eine Perspektive fiir diese Region und fiir viele
andere Regionen in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist richtig, wenn wir darauf achten, dass wir kiinftig in
solchen Fillen bei Ersatzneubauten keine Planfeststel-
lungsverfahren mehr brauchen. Wir sorgen dafiir, dass
wir das Vergaberecht in dringenden Féllen extrem straf-
fen konnen. Und lassen Sie uns doch da, wo es besonders
dringend ist, wo eine Region so massiv betroffen ist wie
das Sauerland, wie Liidenscheid, dafiir sorgen, dass das
Bundesverkehrsministerium eine Ausnahme bei der Um-
weltvertrdglichkeitspriifung zulassen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Dirk Spaniel [AfD])

Am Ende geht es doch darum, dass wir gemeinsam dafiir
sorgen, dass es eine leistungsfahige Verkehrsinfrastruktur
in Deutschland gibt. Damit sorgen wir flir eines: Wir
sorgen dafiir, dass die Regionen vor Larm, vor Immis-
sionen und vor Deindustrialisierung geschiitzt sind, und
wir sorgen dafiir, dass es wieder einen ruhigen Schlaf
gibt.

Das ist ein Vorschlag zur Zusammenarbeit. Wir reichen
Thnen heute die Hand. Wir wollen mit Thnen gemeinsam
den Menschen im Sauerland helfen. Wir wollen dafiir
sorgen, dass es nicht nur im Sauerland Hilfe gibt, sondern
dass es auch in anderen Regionen nicht einen solchen
Verkehrs-Super-GAU geben wird. Das hilft den Regio-
nen, das hilft unserem Land. Und das ist heute die wich-
tige Botschaft: Lassen Sie uns gemeinsam die Brems-
klotze 16sen! Lassen Sie uns gemeinsam mehrere Génge
hochschalten! Lassen Sie uns gemeinsam auf die Schnell-
spur gehen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Stefan Gelbhaar
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das war wohl
eher Schmalspur!)

Prasidentin Barbel Bas:

Néchster Redner: fiir die SPD Fraktion Jiirgen
Berghahn.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Jiirgen Berghahn (SPD):

Vielen Dank. — Frau Présidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Géste auf den Tri-
biinen! Kollege Miiller, Ihr Antrag in allen Ehren, aber
er kommt fiir die Menschen in Liidenscheid viel zu spit.
Da hitten Sie schon einmal eher etwas auf den Tisch
legen sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Detlef
Miiller [Chemnitz] [SPD]: Ganz genau! — Wi-
derspruch bei der CDU/CSU - Felix Schreiner
[CDU/CSU]J: Das ist ja peinlich!)

Grundsitzlich hat der Entwurf einige gute Punkte vor-
zuweisen; denn selbstverstindlich miissen Planungs- und
Genehmigungsverfahren deutlich schneller ablaufen, als
es in der Vergangenheit der Fall war. Nur, dafiir braucht
es diesen Antrag jetzt nicht mehr; denn die Koalition hat
in den letzten Monaten zahlreiche MalBnahmen ver-
abschiedet bzw. bereits umgesetzt und arbeitet natiirlich
an weiteren Verbesserungen.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das ist ja
super!)

Das Oster- und das Sommerpaket zeigen bereits Wir-
kung, und mit dem Herbstpaket wird die Regierung
sehr bald einen Gesetzentwurf vorlegen, dem Sie dann
eigentlich auch zustimmen konnen.

Erst vor zwei Tagen hat die Ampelkoalition einen Ge-
setzentwurf zur Beschleunigung von verwaltungsgericht-
lichen Verfahren im Infrastrukturbereich beschlossen.
Dieser sieht unter anderem eine deutliche Verschlankung
von Gerichtsverfahren vor, die es vor allem bei groflen
Bauprojekten oftmals gibt. Verfahren zum Planungsrecht
sollen erst- und letztinstanzlich beim Bundesverwal-
tungsgericht liegen, das dafiir zusitzliche Stellen erhélt.

Die CDU/CSU fordert eine Kiirzung der Planfeststel-
lungsbediirftigkeit. Das wollen wir umsetzen, indem zum
Beispiel bei Ersatzneubauten die Genehmigungsfreiheit
ausgeweitet und der Bau direkt nach neuestem Stand der
Technik und der tatsdchlichen Verkehrsbelastung gebaut
wird. Hinzu kommt, dass bei Ersatzneubauten die Vo-
raussetzungen fiir geplante bzw. vorhersehbare Erwei-
terungen ebenfalls direkt mitgeschaffen werden. Das be-
deutet erstens eine Verkiirzung der Genehmigungsphase,
zweitens mittel- und langfristige Verbesserungen der In-
frastruktur und drittens die komplette Einsparung eines
weiteren Genehmigungs- und Bauverfahrens. Das bedeu-
tet Zeitgewinn.

(Beifall bei der SPD)

Die CDU/CSU fordert, Vergabeverfahren zu ver-
schlanken und damit zu vereinfachen. Auch dies ist
langst umgesetzt, beispielsweise durch die funktionale
Ausschreibung. Planung und Bau liegen in einer Hand
und werden nicht mehr an verschiedene Auftragnehmer
vergeben. Das war auch ein Wunsch aus der Bauindus-
trie. Bei der Ausschreibung ist die Baugeschwindigkeit in
Zukunft ein wichtiges Vergabekriterium. Auch da wie-
der: Zeitgewinn! Dazu gibt es einen Verfahrensplan, der
den gesamten Prozess von Anfang bis Ende aufzeigt und
somit einen konkreten Fahrplan liefert.

©

(D)



(A)

B

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 74. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

8763

Jiirgen Berghahn

Dies sind nur einige Beispiele dafiir, dass die Regie-
rung lédngst an der Arbeit sitzt und ganz konkrete Losun-
gen erarbeitet, wahrend die Opposition noch Antrige
stellt oder Gesetzentwiirfe einbringt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU, Sie
haben in Threm Entwurf {ibrigens die Bevolkerung ver-
gessen. Sie haben zwar jetzt angesprochen, wie es dort
aussieht. Aber das ist wirklich bemerkenswert, da Bau-
stellen und Umleitungen fiir die Anwohnerinnen und An-
wohner eine echte Belastung darstellen, oft auch tiber
mehrere Jahre. Da ist es nicht nur menschlich, sich der
Sorgen und Probleme der Leute anzunehmen, sondern fiir
die Beschleunigung von Projekten auch unerlésslich.
Durch Transparenz und Mitsprache werden die Betroffe-
nen mit ins Boot geholt, was erfahrungsgeméaf dann auch
zu mehr Akzeptanz und als Folge dessen zu weniger
Klagen fiihrt. Auch das wieder Zeitgewinn! Aus diesen
Griinden hat die Ampel bereits im Mérz das ,,Zukunfts-
paket leistungsfahige Autobahnbriicken* vorgelegt und
deutlich gemacht, dass eine friihzeitige Abstimmung
mit allen Beteiligten vor Ort duflerst wichtig ist.

Herr Kollege Miiller, das kann ich Thnen nicht erspa-
ren — mit freundlicher Genehmigung der Présidentin —:
Die Autobahnbriicke Rahmedetal hétte gar nicht in einen
so katastrophalen Zustand kommen miissen, wenn die
CDU-NRW-Regierung ihren Job richtig gemacht hitte.

(Beifall bei der SPD — Henning Rehbaum
[CDU/CSU]J: 39 Jahre Rot! 39 Jahre SPD in
NRW!)

— Ich kann Thnen das nicht ersparen. — Im August 2018
hat der damalige NRW-Verkehrsminister Hendrik Wiist
einen Bericht herausgegeben, der den Zustand und die
Sicherheit von Briicken bewertet. Die Rahmedetalbriicke
hat damals die Zustandsnote 3, ,,nicht ausreichend®, er-
halten. Es wurde festgehalten, dass eine Verstirkung so-
wie ein Ersatzneubau nétig sind, die Briicke aber bis 2025
nutzbar sein soll. Dies war eine katastrophale Fehlein-
schitzung von Herrn Hendrik Wiist.

(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Denn die Zustandsnote zeigt zwar auf, dass dringend
MaBnahmen eingeleitet werden miissen; sie gibt aber
keinen direkten Aufschluss {iber Art und Umfang der
Schéden. Die logische Konsequenz wére wohl gewesen,
dass man genau dies priift und nicht nur darauf hofft, dass
die Briicke bis 2025 schon irgendwie durchhilt. Das ist
allerdings nicht passiert, und somit musste die Briicke
2021 gesperrt werden.

Alles in allem miissen wir den Gesetzentwurf ableh-
nen, da er sich durch die vorausschauende Arbeit der
Bundesregierung erledigt hat.

(Lachen bei der CDU/CSU - Florian Miiller
[CDU/CSU]: Heute wird er doch gar nicht ab-
gestimmt! Heute wird er nur {iberwiesen!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Prasidentin Barbel Bas:

Bevor ich den nichsten Redner aufrufe, komme ich
noch einmal zu Tagesordnungspunkt 30 zuriick. Fiir die
namentliche Abstimmung sind noch fiinf Minuten Zeit.
Sollte es jemanden hier im Raum geben, der noch nicht
abgestimmt hat, dann besteht jetzt noch fiinf Minuten
lang die Mdoglichkeit dazu.

Ich rufe jetzt den nédchsten Redner zu Tagesordnungs-
punkt 31 auf: aus der AfD-Fraktion Dr. Dirk Spaniel.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Vielen Dank. — Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir reden heute iiber eine Beschleunigung
von Bauvorhaben und Planungsfeststellungen fiir Sanie-
rungen und fiir Neubauten. In Wirklichkeit ist die Situa-
tion in unserem Land eine katastrophale. Das kann man
nicht anders sagen; das bestétigen ja auch alle Aussagen
hier. Wir haben eine marode, nicht mehr ausreichende
Infrastruktur in Deutschland. Wir haben eine Bauzeit in-
klusive der Planungen von ungefdhr 20 Jahren. Jeder, der
hier im Parlament sitzt und iiber ein Bauvorhaben dis-
kutiert, muss davon ausgehen, dass er nicht mehr im Par-
lament sitzt, wenn es realisiert wird. Das ist ein untrag-
barer Zustand.

(Beifall bei der AfD)

Warum ist das so? Das ist nicht so, weil wir eine un-
fahige Bauindustrie hétten; die baut in vier Jahren im
Schnitt. Das ist so, weil wir 16 Jahre lang klagen und
planen konnen in diesem Land. Warum koénnen wir
16 Jahre lang klagen und planen? Weil Sie hier Gesetze
gemacht haben, die dazu fiihren, dass eine beliebige Or-
ganisation praktisch zu jedem Zeitpunkt in das Planungs-
verfahren eingreifen und dieses Verfahren verzogern
kann.

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: Rechts-
staat!)

Da hilft es auch nichts, Herr Berghahn, wenn Sie die
Gerichtsverfahren beschleunigen wollen. Das ist alles
Augenwischerei.

(Mathias Stein [SPD]: Das ist Unsinn!)

Sie sabotieren die Infrastruktur dieses Landes, und das
seit vielen Jahren.

(Beifall bei der AfD)

Thre Ausrede ist in diesem Zusammenhang immer,
dass das so sein muss wegen der europdischen Gesetz-
gebung.

(Kaweh Mansoori [SPD]: Genau!)

Sehr geehrte Damen und Herren, in Italien stiirzt eine
Autobahnbriicke ein, und zwei Jahre spéter steht eine
neue Autobahnbriicke an dieser Stelle. Ist Italien keine
Demokratie? Gehort Italien nicht zu Europa? Das ist doch
alles Unsinn, was Sie hier erzihlen.
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Dr. Dirk Spaniel
(Beifall bei der AfD)

Sie wollen das nicht.

Den Schliissel, um die Probleme in diesem Land zu
beheben, kennen Sie ganz genau. Der liegt ndmlich in
der Umweltvertriglichkeitspriifung, der sogenannten
UVP. Wenn Sie die UVP herausnehmen, schaffen Sie
es, in kiirzester Zeit ein LNG-Terminal in diesem Land
zu bauen. Sie wissen auch, dass der Schliissel in dieser
Umweltvertraglichkeitspriifung liegt, weil Sie die ndm-
lich bei den Projekten, die Thnen wichtig sind, zum Bei-
spiel Schienenprojekten,

(Zuruf von der SPD: Genau!)

gezielt herausgenommen haben. Diese Projekte, die
Schienenprojekte, konnen Sie in diesem Haus durch
MaBnahmengesetze beschlieBen und schnell umsetzen.
Und weil Sie diese Ausnahme kennen, muss ich unter-
stellen, dass, wenn Sie das nicht auch fiir Stralen anwen-
den, es reine Sabotage ist, Sabotage an den Menschen in
Liidenscheid.

(Beifall bei der AfD — Widerspruch bei der
SPD)

— Jawohl, Herr Berghahn, so ist es.

Deshalb begriilen wir den Entwurf der Union. Wir
kénnen uns in weiten Teilen den Gedanken, die dort
formuliert sind, anschlief3en.

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: Gut geiibt
vor dem Spiegel!)

Ich muss hier einmal sagen: Ich finde es toll, dass Sie
diesen Schritt machen. Aber — das miissen Sie sich jetzt
anhdren — wer hat noch mal die letzten zwolf Jahre im
Verkehrsministerium gesessen? Da sehen Sie es. Es ist
ganz einfach: Wenn Sie verniinftige Politik flir dieses
Land machen wollen, dann koénnen Sie das nicht mit
der Sabotagepartei Deutschlands machen. Das geht halt
nicht.

(Beifall bei der AfD)

Es geht auch nicht, dass hier eine FDP, die in der
letzten Legislatur fast die gleichen Vorschlige wie die
Union jetzt ins Parlament eingebracht hat, wenn sie im
Verkehrsministerium sitzt — in einer Koalition mit Leu-
ten, die dieses Land eben nicht voranbringen wollen —,
nicht mehr der Meinung ist, dass die Vorschldge aus der
letzten Legislatur gut waren. Lieber Herr Wissing, Sie
haben Thre Wahler getduscht. Sie hitten alle Moglich-
keiten gehabt, hier ein Gesetz zu machen, das dem Ent-
wurf der Union und auch dem Entwurf der AfD aus der
letzten Legislatur entspricht. Wir haben nédmlich das
Gleiche, was Sie hier fordern, gefordert. Infolgedessen
sehen wir hier eine komplette Verdummung der Wahler
in diesem Land.

(Beifall bei der AfD)

Sie wollen keine schnelle Sanierung von Autobahnbrii-
cken. Sie tduschen die Wihler, wenn Sie Gegenteiliges
behaupten.

Liebe Kollegen von der Union, wenn Sie Politik fiir die
Infrastruktur unseres Landes machen wollen, finden Sie
die Partner dazu rechts von Ihnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Bérbel Bas:

Bevor ich die nichste Rednerin aufrufe, komme ich
noch mal zur namentlichen Abstimmung zuriick. Die
Zeit ist abgelaufen. Ich gehe davon aus, dass jetzt alle
abgestimmt haben. — Dann schlie3e ich die Abstimmung
und bitte die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer, mit der
Auszdhlung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung
Wirdl)Ihnen zu einem spéteren Zeitpunkt bekannt gege-
ben.

Damit komme ich zuriick zu Tagesordnungspunkt 31.
Die nichste Rednerin fiir Biindnis 90/Die Griinen ist
Susanne Menge.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Susanne Menge (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Verehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrter Herr Minis-
ter! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin vor zwei
Wochen im Ahrtal gewesen. Herr Miiller, die Dramatik
der Situation, {iber die Sie gerade berichtet haben, mochte
ich aufgreifen, um kurz auf die arg gebeutelte Region
Ahrweiler und den wirklich dramatischen Zustand vor
Ort einzugehen, zum Beispiel auf den dortigen Abschnitt
der B 266, vierspurig, weggerissen von der Ahr nach
einem katastrophalen Umweltereignis. Wir mussten fest-
stellen, dass es Menschen, die seit Jahren Geld in ihre
Héuser investiert haben, um dort weiterhin wohnen zu
konnen, nun nicht mehr méglich ist, weil zum Beispiel
Erdoltanks in den Hausern umgekippt sind und das aus-
gelaufene Ol die Winde verseucht hat. Das sind Katastro-
phen, die auch damit zusammenhéngen, dass die Infra-
strukturplanung mit dem Natur- und Umweltschutz
iiberhaupt nicht kompatibel gemacht worden ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Trotz dieser Erfahrungen im Ahrtal wird aufgrund des
herkémmlichen Planungsrechts und der damit verbunde-
nen UVP, die auch von Thnen immer als Storfaktor be-
trachtet wird, gesagt: Wir miissen alles genau so wieder
aufbauen. — Dabei machen die Menschen, die in der Flut-
hilfe engagiert sind und die Arbeitsgruppen gebildet ha-
ben, uns politischen Akteurinnen und Akteuren deutlich,
dass das nach dieser Flutkatastrophe keine kluge Antwort
sein kann. Da wir wissen, dass wieder Starkregenereig-
nisse folgen werden, kénnen wir doch nicht dort, wo jetzt
ein ganz harmloser Fluss seine Kurven zieht, sagen: Wir
miissen es genauso wieder herrichten. — Denn sonst ste-
hen wir, weil die Situation nicht beherrschbar ist, bei der
néichsten Flutkatastrophe vor der gleichen Herausforde-
rung. Dann miissten wir wieder etliche Milliarden und
Millionen investieren, um in der Region Leben zu ermog-
lichen. Es geht vielmehr um andere Faktoren. Es geht
darum, dem Umwelt- und Naturschutz endlich den Stel-
lenwert einzurdumen, den er verdient.

D Ergebnis Seite 8766 C
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Susanne Menge

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich méchte ein zweites Beispiel nennen, den Liicken-
schluss der A 1 in der Region Adenau. Die Planfeststel-
lung musste erneuert werden, weil wiederum Akteurin-
nen und Akteure aus der Zivilgesellschaft deutlich
gemacht haben, dass Planungsrechte, die das Umwelt-
recht tangieren, genutzt werden miissen, um zum Beispiel
wasserrechtliche Voraussetzungen zu beriicksichtigen.
Schon bei der Planung muss daran gedacht werden,
dass Katastrophen zu verhindern sind. Das ist hier {iber-
haupt nicht eingeplant gewesen. Insofern ist festzustel-
len: Klimaschutz, Umweltschutz und Flachenschutz
sind unbedingt notwendig. Die zivilgesellschaftliche Ex-
pertise ist unbedingt notwendig, um Planungsfehler zu
verhindern.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich mochte auf das Beispiel von Herrn Spaniel ein-
gehen, der gesagt hat, eine Verkiirzung der Verfahren
hitte bei den LNG-Terminals doch auch funktioniert.
Ich weise darauf hin, dass die Verfahrensanforderungen
die LNG-Terminals betreffend einen klar definierten
Ausnahmefall darstellen.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Ah!)

Das ist auf den Straflen- und Briickenbau nicht {ibertrag-
bar.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich werde jetzt nicht naher auf die verfehlte Infrastruk-
turpolitik eingehen. Ich zitiere Herrn Groschek aus dem
Jahr 2012, der iiber den Zustand der Rheinbriicke in Le-
verkusen sagte, das sei ein Mahnmal fiir den katastropha-
len Zustand der deutschen Infrastruktur. Der Mann hat
schmerzlich erfahren miissen, was Fehlplanungen bedeu-
ten und was passiert, wenn nicht investiert wird, um
marode Infrastruktur zu sanieren.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Wer hat denn
die ganze Zeit regiert? Da hat doch die SPD die
ganze Zeit regiert!)

Daten des Deutschen Instituts fiir Wirtschaftsforschung
von 2015 und der Expertenkommission von 2016, ein-
gesetzt vom damaligen Wirtschaftsminister Gabriel, zei-
gen: Die ganzen Jahrzehnte ist auf Verschleil gefahren
worden.

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Rot-
griine Politik!)

Das ist das, was wir jetzt zu bearbeiten haben,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

was wir mit aller Kraft und mit allem Engagement ver-
suchen miissen auf Spur zu bringen. Das heif3t, wir be-
kampfen an dieser Stelle die Symptome. Das ist notwen-
dig, um die Infrastruktur sicher und befahrbar zu machen.
Darum geht es.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Henning
Rehbaum [CDU/CSU]: Sie haben doch die In-

vestitionen bekdmpft in Nordrhein-Westfalen!
Stiandig!)

Ihr Gesetzentwurf wird dem selbst formulierten An-
spruch tiberhaupt nicht gerecht. Sie fokussieren sich wie-
der nur auf zwei Sachen — ich habe das eingangs erklért —:
Umweltrecht und Planungsformalitdten. Es gibt kluge,
wichtige Vorschlédge, die in ihre Problemanalyse gehort
héitten; die tauchen da aber leider nicht auf. Wir ver-
suchen nun, das umzusetzen. Deshalb muss es an dieser
Stelle dabei bleiben: Klima- und Umweltschutz sind ein
hohes Gut in dieser Republik.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD — Zuruf von der AfD: Oh!)

Prasidentin Barbel Bas:
Niéchster Redner: fir die Fraktion Die Linke Thomas
Lutze.

(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Lutze (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Was die Union hier unter dem Deckmantel des
Biirokratieabbaus vorschlédgt, bedeutet erstens das Be-
grenzen von Rechten der Anlieger und zweitens ein Be-
schneiden der Mitwirkungsrechte gesellschaftlich rele-
vanter Organisationen. Zu diesem Demokratieabbau bei
Bauprojekten sagen wir ganz klar und deutlich Nein.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Neubau und die Erweiterung von Infrastruktur wie
Autobahnen oder Bahntrassen sind eigentlich klar ge-
regelt. Und ja, Verzdgerungen bei Planung und Bau
sind argerlich fiir alle Beteiligten. Wenn Sie aber zum
Beispiel aus einer vierspurigen Autobahn bei einer Kom-
plettsanierung eine sechsspurige Autobahnbriicke bauen,
dann ist das baurechtlich ein neues Bauwerk.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist genau das
Problem!)

Warum? Weil bei einer derartigen Vergroferung auch ein
erhohtes Verkehrsaufkommen eingeplant wird; sonst
wiirde man die Briicke ja nicht vergroBern. Dieses er-
hohte Verkehrsaufkommen kann beim Umweltschutz
und bei den Rechten der Anlieger sehr wohl zu gravie-
renden Verdnderungen fithren. Deswegen machen wir
genau diesen Abbau der Mitwirkungsrechte nicht mit.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie etwas flir unsere zum Teil heruntergekom-
mene Infrastruktur machen wollen, dann miissen Sie an
die Belastung der Bauwerke gehen. Autobahnbriicken
miissen in der Regel nach 30 bis 40 Jahren nicht komplett
saniert oder komplett erneuert werden, wie das heute der
Fall ist, weil so viele Autos dariiber fahren. Sie miissen
auch nicht saniert oder erneuert werden, weil Witterung
oder Temperaturschwankungen den Beton angefressen
haben. Diese Briicken gehen kaputt, weil tdglich viele
Tausende Lkw mit bis zu 40 Tonnen Belastung oder
Gesamtgewicht dariiber fahren.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist
es!)
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Thomas Lutze

Einer dieser Lkw belastet eine Briicke circa 60 000-mal
mehr als ein 1 Tonne schwerer Pkw. Thre Entscheidung
aus den 90er-Jahren, moglichst viel Giiterverkehr von der
Schiene auf die Autobahnen zu verlagern, kommt uns
jetzt teuer zu stehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und bevor hier weiter an demokratischen Mitwir-
kungsrechten herumgedoktert wird, sollte man die Qua-
litdt einiger neuer Autobahnbriicken genauer unter die
Lupe nehmen. Ein Beispiel aus Thiiringen bzw. Bayern
gefillig? Nach der deutschen Einheit wurden hier die
Autobahnen A 71 und A 73 neu geplant, gebaut und
fertiggestellt. Bereits nach weniger als 20 Jahren musste
die Talbriicke Albrechtsgraben komplett und aufwendig
saniert werden, und das bei einem Bauabschnitt mit ver-
hiltnismaBig geringem Lkw-Verkehrsaufkommen. Da
muss man doch mal ein Fragezeichen dransetzen und
sich {iberlegen, was bei Bauprojekten in unserem Land
eigentlich los ist. An den Mitwirkungsrechten liegt es auf
jeden Fall nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Fazit: Anstatt die Mitwirkungsrechte von Anliegern
und Verbénden zu begrenzen, sollten wir uns sehr viel
ernsthafter Gedanken machen, welche Mobilitdt wir wol-
len und uns auch leisten konnen. Straflenbau und die
Sanierung von StraBen und Briicken — das wissen wir
alle — sind sehr teuer und aufwendig. Und ja, wir brau-

Endgiiltiges Ergebnis Dr. Daniela De Ridder

chen auch Lkw, um Waren und Giiter im Nahbereich
anliefern zu konnen. Aber der notwendige Giiterfernver-
kehr quer durch Europa gehdrt auf die Schiene.

(Beifall bei der LINKEN)

In der Wirtschaftspolitik, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, miissen wir regionale Wirtschaftskreisldufe
noch viel mehr férdern. Das vermeidet Giiterfernverkehr
und letztendlich die Belastung unserer Autobahnbriicken.
Denn jeder Lkw, der nicht im Fernverkehr fahren muss,
entlastet unsere Infrastruktur. Das wére dann auch tat-
sachlich nachhaltig.

Ein herzliches Gliickauf.
(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Barbel Bas:

Bevor ich die ndchste Rednerin aufrufe, gebe ich das
von den Schriftfithrerinnen und Schriftfiihrern ermittelte
Ergebnis der namentlichen Abstimmung iiber den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung bekannt: abgegebene
Stimmen 654. Mit Ja haben gestimmt 371, mit Nein ha-
ben gestimmt 226, Enthaltungen 57. Damit ist der Ge-
setzentwurf zur Einfithrung eines Chancen-Aufenthalts-
rechts angenommen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)
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Alexander Hoffmann

Dr. Hendrik Hoppenstedt

Franziska Hoppermann

Hubert Hiippe

Erich Irlstorfer

Anne Janssen

Thomas Jarzombek

Andreas Jung

Ingmar Jung

Ronja Kemmer

Michael KieBling

Dr. Georg Kippels

Dr. Ottilie Klein

Volkmar Klein

Julia Kl6ckner

Axel Knoerig

Jens Koeppen

Anne Konig

Markus Koob

Carsten Korber

Dr. Giinter Krings

Tilman Kuban

Ulrich Lange

Dr. Silke Launert

Jens Lehmann

Paul Lehrieder

Dr. Katja Leikert

Dr. Andreas Lenz

Andrea Lindholz

Dr. Carsten Linnemann

Patricia Lips

Bernhard Loos

Dr. Jan-Marco Luczak

Daniela Ludwig

Klaus Mack

Stephan Mayer (Alt6tting)

Volker Mayer-Lay

Dr. Michael Meister

Jan Metzler

Dr. Mathias Middelberg

Dietrich Monstadt

Maximilian Morseburg

Axel Miiller

Florian Miiller

Sepp Miiller

Carsten Miiller
(Braunschweig)

Stefan Miiller (Erlangen)

Petra Nicolaisen

Wilfried Oellers

Moritz Oppelt

Florian Ofner

Henning Otte

Stephan Pilsinger

Dr. Christoph Plof3

Dr. Martin Plum

Kerstin Radomski

Alexander Radwan

Alois Rainer

Dr. Peter Ramsauer

Henning Rehbaum

Dr. Markus Reichel

Josef Rief

Lars Rohwer

Stefan Rouenhoff

Erwin Riiddel

Albert Rupprecht

Catarina dos Santos-Wintz

Dr. Wolfgang Schiuble

Dr. Christiane Schenderlein

Jana Schimke

Patrick Schnieder

Felix Schreiner

Armin Schwarz

Detlef Seif

Thomas Silberhorn

Bjo6rn Simon

Tino Sorge

Jens Spahn

Katrin Staffler

Dr. Wolfgang Stefinger

Albert Stegemann

Johannes Steiniger

Christian Freiherr von
Stetten

Dieter Stier

Diana Stocker

Stephan Stracke

Max Straubinger

Christina Stumpp

Dr. Hermann-Josef Tebroke

Hans-Jiirgen Thies

Alexander Throm

Astrid Timmermann-
Fechter

Markus Uhl

Kerstin Vieregge

Dr. Oliver Vogt

Dr. Johann David Wadephul

Nina Warken

Dr. Anja Weisgerber

Maria-Lena Weiss

Dr. Klaus Wiener

Tobias Winkler

Mechthilde Wittmann

Mareike Wulf

Emmi Zeulner

Paul Ziemiak

Nicolas Zippelius

AfD

Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Jiirgen Braun
Marcus Biihl

Petr Bystron

Tino Chrupalla

Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz

Thomas Ehrhorn

Dr. Michael Espendiller
Peter Felser

Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Gotz Frémming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck

Kay Gottschalk

Mariana Iris Harder-
Kiihnel

Jochen Haug

Martin Hess

Karsten Hilse

Nicole Hochst
Leif-Erik Holm

Gerrit Huy

Fabian Jacobi

Steffen Janich

Dr. Marc Jongen

Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Enrico Komning

Jorn Konig

Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk

Riidiger Lucassen
Mike Moncsek
Sebastian Miinzenmaier
Edgar Naujok

Jan Ralf Nolte

Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Martin Erwin Renner
Frank Rinck

Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Eugen Schmidt

Jan Wenzel Schmidt
Jorg Schneider

Uwe Schulz

Thomas Seitz

Martin Sichert

Dr. Dirk Spaniel
Beatrix von Storch

Dr. Alice Weidel

Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wichle

Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Fraktionslos

Robert Farle
Matthias Helferich
Johannes Huber
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(A) Enthalten
CDU/CSU

Dr. Helge Braun
Dr. Ingeborg GrafBile
Hermann Grohe
Monika Griitters
Serap Giiler
Mechthild Heil
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Armin Laschet
Yvonne Magwas
Dr. Stefan Nacke
Thomas Rachel

Dr. Norbert Rottgen
Thomas Réwekamp
Antje Tillmann
Marco Wanderwitz

Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz

Elisabeth Winkelmeier-
Becker

FDP

Katja Adler
Christian Sauter
Linda Teuteberg

DIE LINKE

Gokay Akbulut

Ali Al-Dailami

Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Clara Biinger

B

Anke Domscheit-Berg Zaklin Nastic
Klaus Ernst Petra Pau
Susanne Ferschl Victor Perli
Nicole Gohlke Heidi Reichinnek

Christian Gorke
Ates Giirpinar

Dr. Gregor Gysi

Dr. André Hahn
Susanne Hennig-Wellsow
Andrej Hunko

Ina Latendorf

Caren Lay

Ralph Lenkert

Dr. Gesine Lotzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Cornelia M&hring

Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Janine Wissler

Fraktionslos
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben,
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgefiihrt.

Jetzt fahren wir fort mit Tagesordnungspunkt 31.
Néchste Rednerin fiir die FDP-Fraktion ist Carina
Konrad.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Carina Konrad (FDP):

Vielen Dank. — Frau Présidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Kollegen der Union! Herr
Miiller, ich freue mich, dass wir heute Morgen hier iiber
ein so wichtiges Thema wie die Planungsbeschleunigung
reden konnen; denn das ist ein wichtiges Thema fiir
Deutschland. Ich bin wirklich froh, Herr Miiller, dass
die Union jetzt ihr Herz fiir die Planungs- und Genehmi-
gungsbeschleunigung entdeckt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN -
Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Leider gilt das nur fiir Briicken und Fernstraf3en,

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Nicht nur, aber
auch!)

aber ganz chrlich: Ich hitte mir gewlinscht, dass diese
Einsicht frither einsetzt. In der Opposition die Versdum-
nisse der letzten Jahre aufzuarbeiten,

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sie machen in der
Regierung ja das Gegenteil!)

mag jetzt psychologisch fiir Sie ein grofes Ding sein. Fiir
mich ist [hre emotionale Gesetzeseinbringung heute Mor-
gen vor allen Dingen eins:

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: Theater!)

Sie ist ein Dokument Thres eigenen Versagens in den
letzten Jahrzehnten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN - Florian Miiller
[CDU/CSU]: Zur Sache!)

Ihr Minister Scheuer formulierte Masterpléne, Sonder-
und Innovationsprogramme. 2018 hat er noch behauptet,
mit den Rekordinvestitionen — wir erinnern uns: Geld 16st
immer alles — miisse man sich keine Sorgen machen, man
habe die Briicken im Griff. Was fiir eine Fehleinschét-
zung, wie wir heute wissen!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Was fiir eine Fehleinschitzung! Das mussten wir, das
musste Volker Wissing erfahren, kurz nachdem wir hier
Verantwortung {ibernommen haben.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Und was hat er
gemacht?)

Sie haben die Rahmedetalbriicke erwéhnt. Diese Voll-
sperrung macht uns doch erst bewusst, wie wichtig in-
takte Verkehrsinfrastruktur in unserem Land ist. Diese
miissen wir gewéhrleisten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Seitdem diese Briicke gesperrt ist, quélen sich tagtiglich
Zehntausende Fahrzeuge durch die Umleitungsstrecken.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sie sind in Verant-
wortung!)

Anwohner sind genervt. Unternechmen konnen Lieferzeit-
punkte nicht mehr einhalten. Handwerker erreichen ihre
Baustellen nicht, und Krankenwagen stehen im Stau.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sie sind in Verant-
wortung!)

Die Situation um Liidenscheid herum ist kein Einzel-
fall in unserem Land. Dieses Chaos ist die Verantwortung
Threr Verkehrspolitik in Bund und Léndern der letzten
Jahre.
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Carina Konrad
(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD — Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Nein, Sie sind
in Verantwortung! — Florian Miiller [CDU/
CSU]: Was ist denn Thr Krisenmanagement?)

Die Verantwortung fiir diese Mangelwirtschaft jetzt von
sich zu weisen,

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Aber
Sie wollten es doch besser machen! Jetzt sagen
Sie doch erst mal was!)

das versuchen Sie heute mit Threm Gesetzentwurf. Aber
glauben Sie wirklich, so kénne man Probleme 16sen?

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Jetzt
kommen wir mal zu den eigenen Ideen! Das
wire doch mal ein Fortschritt!)

Glauben Sie wirklich, dass die Schuldweitergabe ein Lo-
sungsangebot fiir die Menschen ist, die sich jetzt tagtig-
lich quélen miissen? Ich glaube das nicht.

Wir als Freie Demokraten sind hier angetreten, um
diese Probleme zu 16sen.

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Jetzt
ist die halbe Redezeit vorbei, und Sie haben
noch nichts dazu gesagt!)

Das ist nicht einfach. Fiir diese Koalition ist Planungs-
und Genehmigungsbeschleunigung ein zentrales Anlie-
gen. Das wird an vielen Stellen im Koalitionsvertrag
deutlich, und den haben wir alle drei unterschrieben.

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Na,
das merkt man nicht immer!)

Wir bauen jetzt die Hiirden ab, die Sie jahrzehntelang
aufgebaut haben.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn, ja, es herrscht gravierender Nachholbedarf beim
Neubau, beim Ausbau und auch beim Erhalt aller Ver-
kehrswege.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Wo sind denn
Ihre Ergebnisse?)

Dazu gehoren die Schienen, dazu gehért die digitale In-
frastruktur, und dazu gehdren auch die Briicken und die
Bundesfernstra3en. Ja, das heiflit auch, Verkehrswege zu
ertiichtigen, damit unser Land nicht Weltmeister bleibt
bei Schlaglochern und brockelnden Briicken.

(Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Ja, dazu miissen wir auch Planung beschleunigen. Wie
man Planung beschleunigen kann, haben wir in diesem
Jahr an vielen Stellen erfolgreich gezeigt.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Frau Kollegin, ich muss Sie fragen, ob Sie eine Zwi-
schenfrage aus der AfD zulassen mochten.

Carina Konrad (FDP):

Nein. — Das LNG-Beschleunigungsgesetz hat das Po-
tenzial offenbart, was im Thema Planungsbeschleuni-
gung steckt.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Da haben wir ja
dafiirgestimmt! Das haben wir gemeinsam ge-
macht!)

Nach nur sieben Monaten steht das erste LNG-Terminal.
Beim Ausbau der Erneuerbaren haben wir einen Paradig-
menwechsel eingeleitet.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Machen wir
doch so weiter!)

Der Artenschutz wird weiter gesichert. Dennoch ist ein
einzelnes Tier in Zukunft kein Genehmigungshindernis
mehr, wenn die Population insgesamt stabil ist.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Wir sind ja da-
fiir!)

Die VwGO-Novelle, die Bundesjustizminister Marco
Buschmann vorgelegt hat, wurde auch schon erwéhnt.
Denn auch Planungsbeschleunigung in Verwaltungs-
gerichten ist dringlich und notwendig fiir die ziigige Um-
setzung von Infrastrukturvorhaben.

Wir werden diesen Weg weitergehen, weil wir ihn
weitergehen miissen. Er wird beschwerlich sein; denn
diese Knoten zu 16sen, die Sie tiber die letzten Jahrzehnte
gebastelt haben, ist nicht einfach. Man kann auch nicht
einfach sagen, man weif} es jetzt besser, weil man in der
Opposition ist,

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: So ist es!)

und wischt mal manche Dinge einfach beiseite. So funk-
tioniert es nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es muss uns am Herzen liegen, dass wir das Fernstraf3en-
ausbaugesetz angehen, dass wir das Bundesschienenwe-
geausbaugesetz angehen und auch das Bundeswasserstra-
Benausbaugesetz.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Was ist denn
jetzt mit der Briicke in Liidenscheid? — Florian
Miiller [CDU/CSU]: Zur Sache!)

Denn Infrastruktur insgesamt sicherzustellen, ist zentral
fiir die Wirtschaft und fiir die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wenn wir schneller werden wollen und Sie uns dabei
unterstiitzen, dann sind Sie dazu herzlich eingeladen.
Aber psychologische Aufarbeitung durch Planungs-
beschleunigungsvorhaben, die hier so emotional prasen-
tiert werden und an vielen Stellen fachlich so unklug
gemacht sind, bringt uns keinen Meter weiter.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Das Wort hat Felix Schreiner fiir die CDU/CSU-Frak-
tion.
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Vizeprisidentin Katrin Goring-Eckardt
(Beifall bei der CDU/CSU)

Felix Schreiner (CDU/CSU):

Frau Prdsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Als ich vor wenigen Wochen als zustindiger Be-
richterstatter meiner Fraktion auf Einladung von Florian
Miiller und Paul Ziemiak in der Region in Liidenscheid
war und die gesperrte Rahmedetalbriicke angeschaut ha-
be, habe ich eine Verkehrssituation erlebt, die ich sonst
noch nirgends erlebt habe und die wir — da sind wir uns
doch einig — hoffentlich nirgendwo in Deutschland so
jemals wieder erleben werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich hatte da eine Begegnung, die ich nicht vergessen
werde. Als ich mit einem jungen Mann von der ,,Biirger-
initiative A 45 in der Lennestra3e gesprochen habe, da
hat er gesagt: Ich glaube hier an gar nichts mehr. Ich
glaube nicht mehr daran, dass hier was passiert. Da
habe ich gefragt, woran er nicht mehr glaubt. Da sagte
er: Seit Dezember 2021 ist die Briicke gesperrt, und
nichts passiert. Keinen einzigen Schritt sind wir voran-
gekommen.

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: Das stimmt
ja gar nicht! — Nezahat Baradari [SPD]: Das
stimmt doch gar nicht! Verbreiten Sie hier
keine Liigen!)

Das ist doch bedriickend, das ist enttduschend. Wir miis-
sen heute zur Kenntnis nehmen, dass wir hier ein offen-
sichtliches Problem haben, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ja, es ist eine Briicke, die gesperrt ist. Es ist eine
schwierige Situation fiir die Menschen. Aber es geht um
mehr. Diese Briicke steht fiir die Glaubwiirdigkeit von
Politik in diesem Land. Wir miissen es hinkriegen, dass
wir unsere Infrastruktur erhalten, aber auch, dass wir ge-
sperrte Briicken durch einen Ersatzneubau erneuern kon-
nen.

Frau Kollegin, was Sie gerade zur Planung gesagt ha-
ben, finde ich nicht ganz richtig. Ich finde schon, dass
man dariiber reden muss, wenn man fiinf Jahre fiir Pla-
nungsprozesse braucht, wenn man eine Lebensader in
einer Region gesperrt hat. Man muss doch wirklich zur
Kenntnis nehmen, dass wir hier eine Losung brauchen.

Damit Sie es nicht falsch verstehen: Auch ich bin sehr
fiir den Naturschutz.

(Carina Konrad [FDP]: Das merkt man in Ih-
rem Gesetzentwurf aber nicht!)

Aber wenn ein Jahr lang jeder Kifer gezahlt und umge-
siedelt wird, am Ende aber nichts rauskommt

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist doch billige
Polemik!)

und wir immer noch am selben Punkt stehen, dann haben
wir doch ein offensichtliches Problem. Wir miissen in die
Prozesse gehen. Wir miissen einen Modus finden, wie wir
die Planungsprozesse in diesem Land beschleunigen,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU — Detlef Miiller
[Chemnitz] [SPD]: Das ist alles unglaublich!)

Der volkswirtschaftliche Schaden in Liidenscheid ist
immens: 1,8 Milliarden Euro; 1 Million Euro am Tag.
Deshalb miissen wir uns doch hier diese Fragen stellen,
und — Florian Miiller hat das gesagt — wenn wir Thnen die
Hand reichen, dann meinen wir das ja ernst. Denn wir als
Deutscher Bundestag miissen doch die Kraft haben, uns
um diese Themen zu kiimmern und die Planungs-, die
Genehmigungs- und die Verfahrensbeschleunigung auf
den Weg zu bringen, und zwar gemeinsam.

(Carina Konrad [FDP]: Ich bin froh, dass ihr
wieder zu Kriften gekommen seid!)

Es ist uns iibrigens gelungen, zum Einsatz des verfliis-
sigten Erdgases, des LNG, einen gemeinsamen Antrag
auf den Weg zu bringen. Wir haben dies als Union unter-
stiitzt, weil es richtig war. Aber auch das ist die Wahrheit:
Es war aber der einzige Gesetzentwurf, den Sie als Koa-
lition hier zu diesem Thema iiberhaupt auf den Weg ge-
bracht haben. Das ist leider die bittere Wahrheit.

Es gibt, wie wir der Presse entnommen haben, einen
Entwurf von Bundesverkehrsminister Volker Wissing fiir
den Bau von Fernstraf3en. Er wird derzeit von der griinen
Seite blockiert. Sie haben keine Kraft, die wesentlichen
Infrastrukturprojekte zu beschleunigen und auf den Weg
zu bringen. Das ist sicherlich auch eine bittere Pille, die
wir gemeinsam schlucken miissen: Wir brauchen eine
gemeinsame Kraftanstrengung, weil wir ein Problem
beim Erhalt der Infrastruktur haben.

Es geht schlichtweg darum, dass wir die wirtschaftli-
che Prosperitit von morgen sicherstellen. Nur wenn wir
Planungsbeschleunigungen, die Genehmigungsverfah-
ren, nur wenn wir den Investitionshochlauf auch sicher-
stellen konnen, dann werden wir in diesem Land unseren
Wohlstand halten kdnnen. Lassen Sie uns doch deshalb
gemeinsam auf den Weg machen. Lassen Sie uns dafiir
sorgen, dass wir gemeinsam auch GroBprojekte in diesem
Land umsetzen, aber vor allem auch, dass wir Ersatz-
neubauten realisieren konnen. Denn sonst werden wir
mit unserer Infrastruktur so nicht vorankommen koénnen,
wenn wir es ernst damit meinen — auch dartiber diskutie-
ren wir immer wieder im Verkehrsausschuss —, dass wir
eine klimafreundliche Mobilitdt von morgen wollen.

Hoéren Sie auf mit Klein-Klein. Das sieht man am Bei-
spiel der A 45 ganz genau. Wir miissen gemeinsam eine
Losung fiir die Menschen in der betroffenen Region fin-
den.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kollege.

Felix Schreiner (CDU/CSU):
Dafiir sind wir hier gewahlt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Kaweh Mansoori ist der nichste Redner fiir die SPD-
Fraktion.
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Vizeprisidentin Katrin Goring-Eckardt

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Kaweh Mansoori (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Zuschauende! Der heutige Gesetzentwurf der
Union ist ein guter Anlass, um festzuhalten, was die Re-
gierungskoalition im ersten Jahr fiir die Beschleunigung
von Planungs- und Genehmigungsverfahren auf den Weg
gebracht hat. Ich halte fest: Es ist mehr als das, was die
Union in zwolf Jahren Verkehrsministerium geschafft
hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Warum machen wir das? Weil die Modernisierung un-
seres Landes keinen Aufschub duldet, weil es um den
Erhalt der natiirlichen Lebensgrundlagen geht, weil es
um die Sicherheit der Energieversorgung geht und weil
wir das nur schaffen werden, wenn wir neue Techno-
logien und eine moderne Infrastruktur hinbekommen.
Deswegen handelt die Koalition ab dem ersten Tag der
Regierungsiibernahme. Umfangreiche Pakete haben den
Bundestag bereits passiert oder sind im Geschéftsgang.
Das ist nicht das Ende, sondern erst der Anfang.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Zuruf
von der AfD: Das ist aber wenig Applaus!)

Viele Menschen in unserem Land sind frustriert von
ewigen und kostspieligen Baustellen, von fehlender Di-
gitalisierung auf dem Biirgeramt, von verspéteten und
iiberteuerten Ziigen, vom fehlenden Mobilfunknetz und
schlechtem Internet.

(Beifall der Abg. Susanne Menge [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Die Beschleunigung von Planungs-, Genehmigungs- und
Gerichtsverfahren ist deswegen kein Selbstzweck, son-
dern die Antwort auf die Probleme der Menschen in
dieser Republik.

Im Friihjahr haben wir uns um die massive Beschleu-
nigung des Ausbaus der erncuerbaren Energien gekiim-
mert. Dazu gehort die Festschreibung der erneuerbaren
Energien und des Netzausbaus als iiberragendes offent-
liches Interesse sowie die Einfiihrung verbindlicher Fla-
chenziele fiir Windkraft an Land. Schluss gemacht hin-
gegen haben wir mit der 10-H-Abstandsregel; das ist
sozusagen ihr bayerisches Herzensanliegen.

Im weiteren Verlauf des Jahres haben wir auch Anpas-
sungen beim Artenschutz vorgenommen, nicht durch Ab-
senkung des Schutzes, wie die Kollegin ausgefiihrt hat,
sondern durch Standardisierung. Das ist ein gelungener
Ausgleich von Arten- und Klimaschutz. Lassen Sie uns
mehr Pragmatismus wagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir beenden mit einer weiteren Gesetzesinitiative die
unndtigen Doppelpriifungen zwischen sich iiberschnei-
denden Planungsverfahren. Ebenso haben wir die in der
Pandemie bewihrte digitale Biirgerbeteiligung verlin-
gert.

Als in diesem Jahr letzter Baustein unserer Beschleu-
nigungspakete hat das Kabinett am Mittwoch einen Be-
schluss zur Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung
und weiterer Gesetze gefasst. Hiermit soll im gericht-
lichen Verfahren groBen Infrastrukturprojekten Vorfahrt
gegeben werden. Behorden werden Fristen zur Klage-
erwiderung gesetzt. Nicht jeder formelle Fehler behindert
im vorbeugenden Rechtsschutz. Eine schnelle gericht-
liche Konfliktbeilegung wird damit gestdrkt. Das ist
eine gute Nachricht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Aber bei den bisher aufgezédhlten MaBinahmen kann
und wird es nicht bleiben. Neben weiteren Beschleu-
nigungspaketen, zum Beispiel im Bereich Verkehr,
brauchen wir mehr Personal, eine flexible Beh6rdeninfra-
struktur und die vollstdndige Digitalisierung des Antrags-
wesens; denn die Beschleunigung beginnt beim Kampf
gegen Leitz-Ordner und Aktenberge.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Ausnahmen
von der Umweltvertraglichkeitspriifung fiir Briicken ver-
kennen hingegen europarechtliche Hiirden; denn die Aus-
nahmen von der UVP-Pflicht werden sehr streng und
restriktiv ausgelegt. Dazu gehoren meistens Katastro-
phenfille wie zum Beispiel die Moglichkeit einer Ener-
giemangellage. Beschleunigung darf fiir die Politik je-
doch niemals bedeuten, rechtswidrige Entscheidungen
zu produzieren; denn das wére das Modell Scheuer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Ich stimme der Union allerdings zu: Nicht jede MaB3-
nahme an einer Briicke braucht unbedingt eine Umwelt-
vertraglichkeitspriifung.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Aha!)

Wir miissten dann als Gesetzgeber allerdings schon re-
geln, wo die Grenze zwischen Bau, Erneuerung und Ver-
besserung verlduft, wann wir eine Priifung brauchen und
wann nicht. Sie schlawinern um dieses Thema herum,
indem sie es mit einer Verordnungserméchtigung regeln
wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich habe meine Zweifel, ob das nach einem Verkehrs-
minister Andi Scheuer eine gute Idee ist.

In letzter Zeit hat Kollege Plof3 ebenfalls kritisiert, dass
die Ampel eher am Verbandsklagerecht festhalte als an
der Planungsbeschleunigung. Seine Losung lautet, das
Verbandsklagerecht einzuschrianken. Auch dieser Vor-
schlag — das wissen Sie — ist europarechtswidrig. Die
Urteile des EuGH aus dem Jahr 2015 haben Sie sicher-
lich, wenn Sie ehrlich sind, zur Kenntnis genommen.

Wir als Koalition versuchen — und das sollten Sie zur
Kenntnis nehmen —, eine europarechtskonforme Losung
zu finden. Das Justizministerium schldgt vor: Wer inner-
halb gerichtlicher Frist im Prozess ein Argument nicht
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einbringt, ist damit im weiteren Verlauf ausgeschlossen.
Das ist ein pragmatischer europarechtskonformer Weg.
Es finden sich weitere Vorschlidge auch im Bund-Lan-
der-Papier.

Lassen Sie mich zusammenfassen: Es ist gut, dass wir
in den Zielen {ibereinstimmen. Die Ampel bringt ein Ge-
setz nach dem anderen ein, um Planungsverfahren zu
beschleunigen. Sie hingegen beschleunigen nur das
Tempo halbgarer Vorschlage.

Ich danke Ihnen fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Fiir die AfD hat René Bochmann das Wort.

(Beifall bei der AfD)

René Bochmann (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Kollegen!
Liebe Zuschauer auf den Tribiinen und an den Fernseh-
geriten!

(Zuruf von der SPD: Und bei Youtube!)

Wir debattieren heute in der ersten Beratung iiber den von
der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur
weiteren Beschleunigung von Planungs- und Geneh-
migungsverfahren an Briicken auf Bundesfernstraflen.
Insbesondere beméngelt dabei die Union die langen Zeit-
raume fiir notwendige Planungsverfahren. Das Paradoxe
und etwas Lustige dabei ist, dass Sie zur Beseitigung
dieser Missstdnde mehr als zwdlf Jahre Zeit hatten und
die dafiir verantwortlichen Minister stellten.

(Beifall bei der AfD)

Beispielhaft erwdhnen Sie in Threm Antrag die Sper-
rung der Talbriicke Rahmede der Bundesautobahn 45 im
Dezember 2021. Dabei geht es hier um viel mehr.
4 000 Briicken sind sanierungsbediirftig. Ich wiederhole:
4 000 Briicken! Die Bewertung erfolgt seit Kurzem durch
sogenannte Lastmodelle, die Zustand und Tragfahigkeit
der Briicke beschreiben. Ahnlich wie bei Schulnoten be-
schreiben LM 1 bis LM 5 den aktuellen Briickenzustand.
LM 1 steht fiir ,,keine Abweichung®™, LM 5 fiir ,,absolut
kaputt™“. Mit LM 5 werden circa 16 Prozent der Auto-
bahn- und Bundesstralenbriicken bewertet; sie sind in
derart schlechtem Zustand. Das ist der Stand des Brii-
ckengipfels im Marz dieses Jahres und gleichzeitig Re-
sultat Threr jahrelangen Vernachldssigung unserer Ver-
kehrsinfrastruktur. Gleiches gilt auch fiir die deutschen
Bundeswasserstralen mit maroden Schleusen und die
Bahn mit schadhaften Bahntrassen.

Ein weiteres Beispiel fiir diese Misswirtschaft ist die
Rader Hochbriicke tiber den Nord-Ostsee-Kanal. 2018
antworte die Bundesregierung auf der Drucksache 19/728
auf die Kleine Anfrage des damaligen Bundestagsabge-
ordneten Andreas Mrosek und der AfD-Fraktion — ich
zitiere mit Erlaubnis der Prasidentin —:

Eine statische Nachrechnung der bestehenden Rader
Hochbriicke ergab, dass das Bauwerk erneuert wer-
den muss. Die Vorplanung fiir das Ersatzbauwerk
wurde Anfang 2015 begonnen.

Meine Einzelanfrage im Februar 2022 zum gleichen
Sachverhalt, Rader Hochbriicke, also vier Jahre spéter —
zu finden in Drucksache 20/894 —, ergab fast die gleiche
Antwort. Die gesamte Verkehrsinfrastruktur wurde un-
verantwortlich und systematisch vernachléssigt.

(Beifall bei der AfD)

Hinzu kommen immer wieder Blockaden der Umwelt-
verbénde, die zu weiteren unndtigen Verzogerungen und
Kostenexplosionen fiihren. Beim Anschluss der Bundes-
strafle 6n an die Bundesautobahn 9 ist es beispielsweise
die Knoblauchkréte — unfassbar.

(Beifall bei der AfD)

Auch unter der Ampel hat sich bisher nichts zum Bes-
seren gedndert, wie die geplante Nutzung der innerstid-
tischen Berliner Parkplétze an Bundesfernstralien als Ab-
stellflache fiir Fahrrdder oder der Stillstand beim Neubau
der Bundesautobahn 100 zeigen. Deshalb stimmen wir
diesem Antrag zu. Oder: Fragen Sie ganz einfach mal
Ihr Navigationssystem, wie wir jetzt am schnellsten ans
Ziel kommen. Es wiirde wahrscheinlich die AfD emp-
fehlen.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit. Ich wiinsche
TIhnen allen ein angenehmes Wochenende, einen schonen
zweiten Advent.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Bevor ich dem néchsten Redner das Wort gebe, mochte
ich Sie darauf hinweisen, dass wir eine weitere nament-
liche Abstimmung haben werden, und zwar zu TOP 32 a,
sodass sich alle schon einmal darauf einstellen konnen.
Alles andere wird Thnen dann noch genauer bekannt ge-
geben.

Jetzt hat Lukas Benner das Wort fiir Biindnis 90/Die
Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Lukas Benner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Wiederauftbau nach dem Hochwasser im
vergangenen Jahr, der Aufbau klimaresilienter Stadte, der
Angriffskrieg gegen die Ukraine und die dadurch aus-
bleibenden Gaslieferungen — wir stehen vor riesigen He-
rausforderungen, was Planungs- und Genehmigungs-
verfahren angeht. Die Klimakrise, die Energiekrise, die
Uberbleibsel der Coronapandemie — all das stellt unsere
Behorden vor riesige Herausforderungen. Ihre Antwort,
liebe Union: die Schaffung des iiberragenden offent-
lichen Interesses fiir Bundesfernstralen. Im ganzen
Land zerfallen die Briicken, weil Sie und Ihre Verkehrs-
minister in den letzten zwolf Jahren mit Flugtaxis und
rechtswidrigen Mautverfahren beschiftigt waren, anstatt
das Problem endlich anzugehen.
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(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Fast nirgends wird das so deutlich wie bei der schon
erwihnten Rahmedetalbriicke. Die Kosten fiir die Sper-
rung gehen in die Milliarden. Aber, liebe Union, wer hat
uns den Murks denn eingebrockt? Thre Kritik ist an dieser
Stelle wohlfeil.

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Uber-
legt euch mal einen neuen Textbaustein!)

Ich mochte betonen: Niemand leugnet, dass wir eine
schnellere Sanierung von Briicken brauchen. Ich bin in
der Eifel grol geworden. Mir brauchen Sie nicht zu sa-
gen, dass wir eine verniinftige Verkehrsinfrastruktur
brauchen, gerade dort, wo wir noch keinen OPNV und
keine Alternativen haben. Aber wir brauchen sie nicht so,
wie Sie es in Threm Gesetzentwurf schreiben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Wir als Ampelkoalition haben uns das Thema Pla-
nungs- und Genehmigungsbeschleunigung ganz oben
aufgeschrieben.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Aha!)

Am Mittwoch war die VWGO bereits Thema im Kabinett.
Ich kann Thnen sagen: Es werden noch viele Gesetze
folgen. Dass wir im Jahr 2022 noch zig Aktenordner
brauchen, um eine Windkraftanlage zu genehmigen, ist
volliger Irrsinn. Fiir uns Griine ist klar: Bei der Beschleu-
nigung des Neubaus von Infrastruktur brauchen wir ganz
klare Priorisierungen. Wer alles beschleunigen will, be-
schleunigt am Ende gar nichts. Deswegen muss es um
Windenergie, Stromtrassen und Bahnstrecken gehen

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das hilft den Men-
schen, die an der Autobahn wohnen!)

und nicht primir um Autobahnen und Flughéfen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Denn es geht darum, Energiesouverinitit herzustellen,
und um eine nachhaltige, funktionierende Infrastruktur.

Thema Nachhaltigkeit: In Threm Gesetzentwurf
kommt das Wort ,,Schadstoffimmissionen® genau einmal
vor, und zwar bei der Begriindung der Forderung, noch
breitere Straflen zu bauen. Der zweite wichtige Punkt: Im
Hinblick auf Planungsbeschleunigung ist zu betonen,
dass Umweltschutz nicht das Problem ist. Nicht Feld-
hamster und Rotmilan verhindern Planungen in diesem
Land, sondern Faxgerite und mangelndes Personal.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des
Abg. Bernd Reuther [FDP])

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Lassen
Sie uns authdren, Gegensétze aufzumachen! Die unmit-
telbaren Reformen miissen zielgenau sein. Anstatt fal-
sche Gegensitze, die hdufig mehr Klischee als Realitét
sind, aufzumachen, sollten wir anpacken und pragma-
tisch sein.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Der nichste Redner ist Christian Hirte fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Hirte (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Viele der Vorredner haben darauf hingewiesen, dass wir
ein akutes Problem haben, und zwar nicht nur bei der
Briicke in Liidenscheid, sondern auch bei vielen anderen
infrastrukturpolitischen Themen. Wir haben 4 000 Brii-
cken, die saniert werden miissen,

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist nur das
Kernnetz! Es sind eigentlich viel mehr!)

viele Strafien, die saniert werden miissen, und andere
Infrastrukturprojekte. Viele bestétigen das.

Aber wenn wir gerade vom Redner der Griinen gehort
haben, dass wir als Union in der Vergangenheit falsch
darauf reagiert haben, dann zeigt das doch cher, dass
Sie ideologisch mit der Situation umgehen, vor allem,
wenn Sie meinen, dass wir heute nur punktuell, an der
einen oder anderen Stelle, etwas erreichen wollen. Das
Gegenteil ist der Fall: Sie erkennen, dass wir an einigen
Punkten schneller werden miissen. Beispiele wurden
schon genannt, etwa der schnelle Ausbau des LNG-Ter-
minals. Das unterstiitzen wir als Union, weil wir das fiir
richtig erachten. Auf der anderen Seite sind wir in unse-
rem Land aufgrund sich seit Langem aufbauender Pro-
bleme in einer so herausragenden Krise und stehen auch
aufgrund der aktuellen Krisensituation durch den Krieg
in Europa und die groen Transformationsprozesse vor so
grolen Herausforderungen, dass wir in nahezu jedem
Bereich schneller, besser werden miissen.

(Stefan Gelbhaar [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Da helfen nur StraBen! Da braucht
man Stralen, unbedingt! Das wird die Losung
sein!)

Jetzt war es in der Vergangenheit so, dass wir in
Deutschland gerade nicht dafiir berithmt waren, dass
wir beim Thema ,,Pragmatismus und Tempo* gut waren.
Warum das so ist, haben wir von einigen Rednern gerade
gehort. Sie lehnen es schlicht ab, das, was moglich wire,
auf den Weg zu bringen.

(Detlef Miiller [Chemnitz] [SPD]: Das ist doch
Quatsch! — Bernd Reuther [FDP]: Das ist doch
Unsinn! — Lukas Benner [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Sie schlagen europarechtswidrige
Dinge vor!)

Tatsdchlich ist es doch so — lieber Kollege Miiller —, dass
wir das nicht nur zum Beispiel bei dem Infrastrukturpro-
jekt im Watt, wo wir im Weltnaturerbe neue Infrastruk-
turen ganz schnell mit abgekiirzten Umweltvertréiglich-
keitspriifungen auf den Weg bringen, machen konnten,
sondern auch in anderen Bereichen. Genau das ist die
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Forderung der CDU/CSU-Fraktion: dass wir schauen, wo
es noch notwendig ist, zum Beispiel auch bei StraB3en-
bauprojekten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei den Transforma-
tionsherausforderungen in unserem Land geht es eben
darum, den Ausbau nicht nur der Energieinfrastruktur
auf den Weg zu bringen, sondern auch den der restlichen
Infrastruktur.

(Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir haben zu wenige Straflen in
Deutschland!)

Das horen wir ja gelegentlich; aber das, was bei Thnen
passiert, ist leider zu wenig. Wir als Union machen einen
konkreten Vorschlag. Wir unterstiitzen nicht nur das, was
Sie richtigerweise auf den Weg bringen, sondern wir
machen bessere, dariiber hinausgehende Vorschlige,
zum Beispiel auch fiir die Bundesstrallen, um vor allem
die Beschleunigung von Verfahren und die Verein-
fachung von Verfahren zu ermdglichen.

Wir haben die Situation, dass das aktuelle Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz Verbandsklagen ermoglicht, dass
diese aber haufig instrumentalisiert, missbraucht werden
fiir die Wahrnehmung von Partikular- und von Einzel-
interessen vor Ort. Das ist der falsche Weg.

(Kaweh Mansoori [SPD]: Was ist Ihr Vor-
schlag?)

Wir miissen schneller werden. Wir miissen Verfahren
abkiirzen, vereinfachen. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wann, wenn nicht jetzt, ist es an der Zeit, Gas zu
geben und unser Land voranzubringen?

Vielen Dank.
(Beifall der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Bernd Reuther ist der nédchste Redner fiir die FDP-
Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Bernd Reuther (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Kollege
Miiller, ich fange mal mit etwas Positivem an. Es gibt
ein bekanntes Lied, in dem es heif3t: ,,Mein Herz schlagt
fiir das Sauerland*.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Gleich spricht auch noch der Kollege Ziemiak. Ich will
euch nicht absprechen, dass euer Herz fiir diese Region
schldgt; aber auch das Herz der Freien Demokraten
schlagt fiir das Sauerland.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Das zeigt allein die Tatsache, dass Minister Volker
Wissing die Rahmedetalbriicke zur Chefsache gemacht
hat. Ich glaube, es gibt kein Infrastrukturprojekt in die-
sem Land, bei dem so viele hochrangige Vertreter des
Ministeriums — der Minister voran — vor Ort gewesen

sind, mit den Menschen vor Ort gesprochen und ihnen
versprochen haben, dass sie sich um dieses Projekt
schnellstmoglich kiimmern und es schnellstmoglich
nach allen Regeln der Kunst umgesetzt wird.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD — Florian Miiller [CDU/CSU]: Warum
miissen wir dann dieses Gesetz einbringen?)

Aber zur Wahrheit gehort auch — Kollege Berghahn hat es
angesprochen — Wir hétten dort an der A 45 schon ldngst
eine neue Briicke haben kénnen. Das muss man einfach
mal so konstatieren.

Jetzt will ich auch noch — hort gut zu! — die Grof3e
Koalition loben. Denn vor vielen Jahren ist die Autobahn
GmbH auf den Weg gebracht worden.

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sagen
Sie noch dazu, wer der Minister war! Das wére
doch interessant zu horen!)

Da ist dafiir gesorgt worden, dass nicht mehr die Lander,
die das alle ganz unterschiedlich geregelt haben, sondern
jetzt die Autobahn GmbH zustdndig ist.

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]:
Andreas Scheuer hiefl der! — Abg. Dr. Dirk
Spaniel [AfD] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

Minister Volker Wissing hat dann zu Beginn dieses
Jahres endlich eine einheitliche Uberpriifung der gesam-
ten Autobahnbriicken in diesem Land vorgenommen. Das
hat viel Trauriges zutage geférdert: 4 000 Autobahn-
briicken in diesem Land sind sanierungsbediirftig. Diese
Koalition, die Regierungsfraktionen gehen es mit Hoch-
druck an, die Sanierung schnellstmdglich auf den Weg zu
bringen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Ich will noch eines sagen: Hier wurde gerade von den
Kollegen — auch Kollege Schreiner hat es erwéhnt — von
,,Hand reichen‘ gesprochen. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen der Union, ihr habt in der letzten Wahlperiode
mehrere Gesetze zur Planungsbeschleunigung auf den
Weg gebracht. Da haben wir als Freie Demokraten Vor-
schldge gemacht, die ihr jetzt in euren Gesetzentwurf
geschrieben habt.

(Paul Ziemiak [CDU/CSU]: Ja, und deswegen
lehnt ihr den ab, oder was? — Florian Miiller
[CDU/CSU]: Dann kann man doch zustim-
men! Die beste Vorlage, um zuzustimmen!)

Wir haben euch damals die Hand gereicht. Ihr habt sie in
der letzten Wahlperiode nicht ergriffen. Das gehort auch
dazu. Thr habt die Hand nicht ergriffen!

Die Bundesregierung wird ein Gesetz vorlegen, das
viele dieser Punkte, die wir schon in der letzten Wahl-
periode vorgeschlagen haben, aufgreift,

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Warum liegt es denn
nicht schon vor?)
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was die Priorisierung von wichtigen Infrastrukturen an-
geht, was das Abschaffen von Doppeliiberpriifungen an-
geht, ein Gesetz, das Biirger- und Offentlichkeitsbetei-
ligung von Beginn an garantiert — ein ganz wichtiger
Punkt —, das das Pingpong zwischen Landes- und Bun-
desbehorden beendet, das den digitalen Datenfluss si-
cherstellt und das Building Information Modeling ent-
hélt, was ein ganz wichtiger Punkt ist. Wir wollen das
beschleunigte Verfahren, das wir bei LNG-Terminals an-
gewendet haben, zum Standard machen,

(Beifall des Abg. Henning Rehbaum [CDU/
CSU] - Florian Miiller [CDU/CSU]: Ja, aber
wann?)

und zwar auch fiir die Schiene, fiir Wasserstralen, fiir
Bundesfernstral3en, fiir Briicken.

(Paul Ziemiak [CDU/CSU]: Da miisst ihr euch
mal absprechen! — Dr. Dirk Spaniel [AfD]:
Sind Sie eigentlich auch in der Koalition?)

Das muss alles mit dabei sein.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das gehort
in den Koalitionsausschuss!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, Sie haben
jahrelang gebummelt; wir machen jetzt Geschwindigkeit.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN - Christian Hirte [CDU/CSU]: Viel
Freude mit der Sozialdemokratiec dabei! —
Paul Ziemiak [CDU/CSU]: Also, den Griinen
so in den Riicken zu fallen! — Gegenruf des
Abg. Florian Miiller [CDU/CSU]: Ja, unver-
antwortlich!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Martina Englhardt-Kopf hat das Wort fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
glaube, in einer Sache sind wir uns heute einig: Die
Planung und die Umsetzung von wichtigen Infrastruktur-
mafnahmen in unserem Land miissen deutlich schneller
gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es dauert einfach zu lange: Jahre, Jahrzehnte. Es wird
vieles blockiert und verhindert, und daraus miissen wir
endlich unsere Lehren ziehen. Als Exportnation und
Transitland im Herzen Europas sind wir auf eine gut
funktionierende Infrastruktur, auf ein gutes Verkehrsnetz
angewiesen. Es ist unverzichtbar fiir unsere Wirtschaft,
fiir das wirtschaftliche Handeln, aber auch fiir die Mobi-
litdt der Biirgerinnen und Biirger.

70 Prozent der gesamten Verkehrsleistungen erfolgen
uber die Strale, und das ist einfach ein Fakt, den wir
heute auch ganz klar bewerten miissen. Wir brauchen in

der Zukunft nicht nur kréftige Investitionen — ich denke
hier an die drohende Auflésung des Finanzierungskreis-
laufes ,,Strafle finanziert Strafle®, ein vollig fatales Zei-
chen; die Ampel ist sich hieriiber bereits einig —,

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Sehr richtig!
Unglaublich!)

sondern diirfen uns auch den Luxus langwieriger Ver-
fahren nicht langer leisten. Denn Mobilitét in der Zukunft
wird, egal welche Antriebstechnologien wir haben, auch
auf der Straf3e stattfinden miissen.

Wir leben gegenwirtig in multiplen Krisenzeiten und
unterliegen dynamischen Verdnderungen; tagtéglich pas-
siert Neues. Aufgrund dessen miissen wir hier einfach
unsere Infrastruktur weiter ertiichtigen und das Ganze
auch vor diesem Hintergrund betrachten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Folgende Konsequenz: Eine gut funktionierende Infra-
struktur liegt im iberragenden offentlichen Interesse.
Auch Bundesfernstraf3en sind Lebensadern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dariiber laufen Giitertransporte, aber auch die Mobilitit
unserer Biirgerinnen und Biirger.

In der aktuellen Periode ist bisher wenig in diesem
Bereich passiert, wenn wir auf das Bundesverkehrsminis-
terium blicken. In der Vergangenheit, auch mit der Unter-
stiitzung der SPD, wurden viele Planungsbeschleuni-
gungsgesetze auf den Weg gebracht; aber wir diirfen
hier nicht nachlassen. Wir miissen schneller werden.
Die Infrastruktur muss hier viel schneller angepasst wer-
den.

Es gibt ja auch ein gutes Beispiel aus der Praxis dafiir,
dass es eben doch gehen kann. Es wurde heute bereits das
LNG-Beschleunigungsgesetz angesprochen. Nach die-
sem Vorbild miissen wir weiter voranschreiten. Die
FDP hat das soeben angesprochen. Aber wenn ich richtig
informiert bin, liebe FDP, konnten Sie sich auch nicht bei
der Verkiirzung des Rechtswegs durchsetzen, was mog-
lich wire, wenn Bundesfernstraflen im tiberragenden 6f-
fentlichen Interesse liegen. Aber es wurde gestrichen;
somit gilt hier der verkiirzte Rechtsweg nicht.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Fatal!)

Das ist Fakt; die Meldung ist vom 1. Dezember. Das sei
an dieser Stelle auch erwihnt, wenn Sie hier solche gro-
Ben Tone spucken, dass die beschleunigten Verfahren bei
LNG kiinftig auch als Grundlage fiir andere Bereiche
dienen sollen.

(Beifall bei der CDU/CSU - Stefan Miiller
[Erlangen] [CDU/CSU]: Aha! Unglaublich!)

Dafiir, wie es schneller gehen kann, liefert unser Ge-
setzentwurf viele wertvolle Ansétze.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Greifen Sie ein, damit wir unsere Infrastruktur fitma-
chen fiir die Zukunft — besser heute als morgen!
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Martina Englhardt-Kopf
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Die Kollegin Dr. Zanda Martens hat jetzt das Wort fiir
die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Dr. Zanda Martens (SPD):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen der demokratischen Parteien! Es ist interessant,
iiber einen Gesetzentwurf der Union zu sprechen, der sich
mit Geschwindigkeit befasst. Leider sind Sie bei Threm
Gesetzentwurf mit hoher Geschwindigkeit bereits aus der
ersten Kurve geflogen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In wesentlichen Teilen haben Sie bei genauem Hinse-
hen ndmlich nichts anderes getan, als das von uns ver-
abschiedete LNG-Beschleunigungsgesetz zu kopieren.

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja!)

Aber Sie haben es offensichtlich versdumt, sich die we-
sentlichen Unterschiede zwischen kritischer Energie-
infrastruktur und einer Autobahnbriicke klarzumachen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Die LNG-Terminals
braucht namlich keiner!)

Zunéchst ist zu begriifien, dass Sie in § 3 Thres Gesetz-
entwurfs eine Anderung des FernstraBenbaugesetzes an-
regen, die einen Instandhaltungsplan schaffen soll. Be-
dauerlich ist nur, dass Ihnen dieser zwingende Gedanke
nicht bereits in der letzten Dekade gekommen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Florian
Miiller [CDU/CSU]: Wird es dadurch
schlecht?)

Immerhin sind in den letzten 12 — nicht 16 — Jahren vier
verschiedene Bundesminister einer christsozialen Regio-
nalpartei im Verkehrsministerium verschlissen worden.
Verwunderlich ist die Zielrichtung dieses Instandhal-
tungsplans. Hier schlagen Sie ndmlich vor, dass die Sa-
nierung der im Plan genannten Bauvorhaben teilweise
oder ganz von der Umweltvertriaglichkeitspriifung aus-
genommen werden soll.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: So ist es!)

Derartige Einschnitte sind im Fall von kritischer Energie-
infrastruktur bedauerlich, aufgrund der wenigen Fille
aber vielleicht noch verkraftbar.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Also bei Auto-
bahnen, genau!)

Im Fall von Bundesfernstralen und Briicken kommt Thr
Vorschlag hingegen einer grundsétzlichen Schleifung der
Umweltvertréglichkeit gleich. Schlimmer noch: Mit Ihrer
Gesetzeskopie navigieren Sie blind in den Geltungs-
bereich des Europarechts, und das auch noch wider bes-
seres Wissen, oder?

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Man sollte schon
genau lesen!)

Denn in der Begriindung zum Gesetzentwurf erldutern
Sie ausgiebig, dass gemidB EU-Recht und stidndiger
Rechtsprechung des Europidischen Gerichtshofs das Aus-
setzen von Umweltvertriglichkeitspriifungen fiir den Bau
und in weiten Teilen auch fiir die Instandhaltung von
Bundesfernstra3en und notwendigen Briicken nicht mog-
lich ist.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Hétte man mal
weiterlesen miissen!)

Man hitte doch annehmen kénnen, dass die Union gerade
im verkehrspolitischen Bereich ausreichend Erfahrung
mit dem Europarecht gesammelt hat, Stichwort ,,Pkw-
Maut*.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Insofern verwundert mich, dass Sie mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf erneut eine Klatsche vor dem Européi-
schen Gerichtshof riskieren.

Nicht verwundert mich hingegen, dass Sie Ihren frag-
wiirdigen Umgang mit dem geltenden Recht gleich auch
noch auf das Bundesnaturschutzgesetz iibertragen.

(Lachen des Abg. Florian Miiller [CDU/CSU])

So schlagen Sie vor, die Fristen zur Genehmigung und
zum Umsetzungsbeginn von Ersatz- und Ausgleichsmaf3-
nahmen auf insgesamt fiinf Jahre auszudehnen.

(Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Genau!)

Auch das ist eine Kopie aus dem LNG-Beschleunigungs-
gesetz, was Sie immerhin in der Begriindung kenntlich
machen.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: So ist es!)

Wo sich aber der Anwendungsbereich des LNG-Gesetzes
auf insgesamt vier Terminals beschrinkt, umfasst der
Anwendungsbereich Thres Vorschlags Zigtausende Kilo-
meter BundesfernstraBen und Briicken

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
Abg. Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

und ,,vergleichbare Bauprojekte™ — Definition offen und
Anzahl unbekannt. Was hier deutlich wird: Vier Termi-
nals lassen sich keinesfalls mit dem gesamtdeutschen
BundesfernstraBennetz vergleichen, weder qualitativ
noch quantitativ.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Dr. Dirk
Spaniel [AfD]: Richtig! Die Terminals braucht
keiner!)

Selbiges gilt auch fiir Ihren Vorschlag, das Gesetz ge-
gen Wettbewerbsbeschriankungen zu beschneiden, und
zwar dahin gehend, dass mittelstdndische Interessen bei
der Vergabe offentlicher Auftrage nicht mehr vornehm-
lich beriicksichtigt werden sollen.
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(Florian Miiller [CDU/CSU]: Das stimmt
nicht! Das stimmt genau nicht!)

Es ist iiberraschend, dass die Union sich immer mehr
nicht mehr als die Partei des Mittelstandes darstellt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, wie mein
Vorredner Jirgen Berghahn erldutert hat, arbeiten die
Bundesregierung und unsere Fraktionen gerade emsig
an einem Gesetzesvorschlag zur Beschleunigung von
Planungs- und Genehmigungsverfahren. In der Beratung
des Gesetzentwurfs freuen wir uns selbstredend auf Ihre
konstruktive Zuarbeit.

Bis dahin, aber auch fiir die weitere Zukunft mochte
ich Sie jedoch bitten: Sosehr Thnen beim Schreiben Threr
Vorlagen die Geschwindigkeit am Herzen liegen mag,

(Lachen des Abg. Florian Miiller [CDU/CSU])

so sehr kann es doch lohnenswert sein, beim Abschreiben
zumindest kurz iiber Fliehkraft und Kurvengeschwindig-
keit und somit iiber den Inhalt zu reflektieren.

Gute Fahrt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Paul Ziemiak hat das Wort fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Ziemiak (CDU/CSU):

Frau Prédsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Katastrophe begann vor genau einem Jahr:
Eine der wichtigsten Verkehrsadern in Deutschland hat
einen Infarkt erlitten. Es begann ein groB3er Horror fiir die
Menschen in Liidenscheid, im Sauerland, im Mérkischen
Kreis, in ganz Siidwestfalen. Die Menschen leiden unter
dieser Situation. Wenn jeden Tag 40-Tonner an ihren
Schlafzimmerfenstern vorbeidonnern, dann werden sie
am Ende krank. Das ist Korperverletzung, was viele an
den Umleitungsstrecken jetzt erleben, und es ist eine
groBe Belastung fiir die gesamte Region. Wir haben diese
Situation bisher gemeinsam bewiltigt und versucht, aus
dieser schlimmen Situation noch das Beste zu machen.
Aber wir sind in groer Sorge um die Zukunft.

Herr Minister Wissing, Sie sind heute da. Das ist ja
keine Selbstverstindlichkeit bei dieser Ampelregierung,
dass sich bei wichtigen Themen auch die Minister blicken
lassen.

(Marianne Schieder [SPD]: Es ist jetzt eine
Unverschimtheit und sonst nichts! Das wissen
Sie ja auch!)

Sie tun es heute; das ist gut.

Ich weil3, dass das dem Minister ein Anliegen ist. Sie
waren vor Ort, Herr Minister. Sie setzen sich ein; wir sind
dazu im Gespriach. Aber Sie haben heute in der ,,West-
falenpost® in einem Interview richtig gesagt: Alles, was
es an Ideen gibt, muss auch einer rechtlichen Uberprii-
fung standhalten. — Damit hat der Minister recht, und
deswegen legen wir heute diesen Vorschlag vor, damit

die Rahmedetalbriicke so schnell wie moglich wieder (C)

aufgebaut werden kann und die Menschen endlich ent-
lastet werden konnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg.
Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Ich war heute sehr gespannt auf Ihre Vorschlage. Das
ist keine parteipolitische Frage; auch vor Ort arbeiten wir
alle zusammen. Jetzt legt eine Fraktion, in diesem Fall
CDU/CSU, einen Vorschlag vor. Ich war gespannt: Was
haben Sie denn fiir [deen? Was haben wir vielleicht nicht
so gut gemacht? Was kann man besser machen? Was fehlt
noch, damit die Briicken, diese Briicke und andere,
schneller aufgebaut werden konnen? — Dann vernehme
ich hier einfach blanke Ignoranz.

(Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das stimmt ja gar nicht!)

Die AfD sagt: Merkel ist schuld. — Die Griinen sagen: Der
Briickenbau kann jetzt nicht beschleunigt werden wegen
der globalen Klimakrise. — Die SPD sagt: Wir machen
jetzt erst einmal gar nichts. — Die Linke schaut die ganze
Zeit auf das Handy und sucht Liidenscheid.

(Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das stimmt iiberhaupt nicht! -
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]:
Da haben Sie nicht zugehort!)

Das ist doch keine Haltung.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Bringen Sie doch Ihre Ideen ein, damit wir einen noch (D)

besseren Gesetzentwurf erarbeiten, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Herr Kollege Ziemiak, es gibt zwei Wiinsche nach
Zwischenfragen: einmal aus der SPD, einmal aus der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen. Mdchten Sie beide zu-
lassen?

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Ja, selbstverstandlich. Es geht um die Sache.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Dann, bitte schon.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Wenn man
keine Argumente hat, macht man solchen
Blodsinn!)

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Stellen Sie doch eine Zwischenfrage wie die Kollegin-
nen, und plappern Sie nicht dazwischen.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Unfassbar arro-
gant! — Gegenruf der Abg. Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann [FDP]: An dieser Stelle
hat er recht, aber nur an der!)

An dieser Stelle haben Sie auch recht, aber nicht nur an
der.
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(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Im Sauerland,
das war doch die Union!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Jetzt ist zuerst die Kollegin Baradari mit einer Zwi-
schenfrage dran.

Nezahat Baradari (SPD):

Frau Prisidentin, vielen Dank. — Vielen Dank, Herr
Kollege Ziemiak, dass Sie die Zwischenfrage zulassen.
Sie haben davon erzdhlt, wie schwierig die Situation vor
Ort ist. Das wissen wir sauerldndischen Abgeordneten,
die vor Ort sind, auch. Ubrigens: Auch das Herz der
SPD schlégt fiir das Sauerland; das mdchte ich an dieser
Stelle einmal festhalten.

Ich mochte Sie gerne fragen: Ist Thnen eigentlich be-
kannt, dass es einen Beschlussvorschlag des Bundes-
kanzleramts zusammen mit den Chefs der Kanzleien
der Lander vom 17. November zu genau diesem Punkt
gibt, und zwar mit dem Titel ,,Pakt fiir Planungs-, Geneh-
migungs- und Umsetzungsbeschleunigung“? Genau da-
rin, Herr Ziemiak, sind unsere Vorschldge ndmlich schon
langst enthalten. Da kommen Bund und Land zusammen.
Sie stellen es hier so dar, als liefe iiberhaupt nichts. Ich
mochte Sie einladen, in nichster Zeit einmal zur Briicke
zu gehen und zu schauen, wie dort gearbeitet wird.

Bitte stellen Sie auch klar, dass das Problem nicht der
Briickenbau ist, sondern dass die Umleitungsstrecken das
Problem sind; da ist die schwarz-griine Landesregierung
in der Pflicht.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

Das ist Horror fiir die Anwohnerinnen und Anwohner vor
Ort. Thre Polemik ist hier unangebracht.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Jetzt nehme ich gleich noch die Frage von Frau Menge
dazu. — Dann kann Herr Ziemiak, der sich gut Dinge
merken kann, das im Kontext beantworten und dann in
die Schlusskurve seiner Rede kommen. Es ist ndmlich
nicht mehr viel Redezeit iibrig.

Susanne Menge (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Danke schon, Herr Ziemiak, dass Sie die Frage zulas-
sen. — Sie haben gesagt, dass Sie hier keine Vorschldge
gehort haben, dass niemand etwas zur konkreten Umset-
zung gesagt habe. Ich mochte Sie daran erinnern, dass der
Kollege Mansoori einzelne Vorschldge vorgelegt hat, bei
denen es vor allen Dingen um Planungseffizienz und
Planungsmanagement geht. Wir haben aufgezeigt, wo
Sie in Threm Gesetzesvorschlag falsch liegen, weil be-
stimmte rechtliche Vorgaben nicht eingehalten werden.
Meine Kollegen, vor allem der Kollege Benner, haben
darauf hingewiesen, was machbar und umsetzbar ist. Wa-
rum ignorieren Sie das an dieser Stelle?

Paul Ziemiak (CDU/CSU):

Vielen Dank fiir die Zwischenfragen. — Zunéchst ein-
mal, Frau Kollegin Baradari, der Beschlussvorschlag
vom Bundeskanzleramt und von den Léndern zur Be-

schleunigung der Verfahren steht, wenn ich es richtig
sehe, nicht mehr auf der Tagesordnung fiir die néchste
MPK. Vielleicht kénnen Sie sagen, woran das liegt. Das
werden Sie wissen. Also, mir geht das nicht schnell ge-
nug. Ich will Ihnen das ganz ehrlich sagen.

Sie haben gerade gesagt, ich solle zu der Briicke kom-
men, an der ich schon héufig war, und mir anschauen,
was dort alles an Bauarbeiten passiert. Wissen Sie, die
Menschen in Liidenscheid und im Mirkischen Kreis ha-
ben nichts davon, wenn sie sich anschauen, wie dort
Bagger herumfahren. Die Menschen interessiert nur eins:
Wann steht endlich die neue Briicke, damit der Verkehr
raus ist aus der Stadt und die Region wieder leben kann?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Kay
Gottschalk [AfD])

Es bringt doch nichts, wenn wir die ganze Zeit dariiber
diskutieren, wie viele Bagger vor Ort sind.

(Bernd Reuther [FDP]: Das ist schon schrig! —
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]:
Wir bauen eine Briicke ohne Bagger!)

Sie haben gefragt: Wer ist schuld? Wer trigt Verant-
wortung? Dariiber konnen wir gerne diskutieren. Nur,
wissen Sie, das ist der Unterschied zwischen den Hand-
werkern, den Unternehmen, den Menschen im Sauerland
auf der einen und manchen hier im Deutschen Bundestag
auf der anderen Seite: Sie zeigen immer auf andere und
dorthin, wo es Probleme gibt,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

sagen aber nicht, wie es gehen kann. — Das ist nicht meine
Mentalitit. Ich wiirde IThnen in der SPD wiinschen, dass
auch Sie mehr sauerlidndische Mentalitét haben und ein-
fach mal anpacken und nicht nur die Schuld auf andere
schieben.

(Beifall bei der CDU/CSU - Marianne
Schieder [SPD]: Owei, owei, owei! — Bernd
Reuther [FDP]: Wir labern nicht! Wir ma-
chen!)

Nun zu Frau Menge. Thre Vorschldge sind insofern
nicht konstruktiv, als dass Sie grundsétzlich nicht auf
unseren Gesetzentwurf eingehen wollen.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]:
Es geht um das Ergebnis!)

Das wiirde ich mir aber sehr wiinschen. Sie haben gerade
selbst gesagt: Wegen des Klimaschutzes und wegen der
Interessen der Anwohnerinnen und Anwohner kénnten
wir das Planungsrecht nicht &ndern. Ich sage Thnen: Die
Emissionen im Zusammenhang mit der Autobahnbriicke
werden vor allem dadurch verursacht, dass sich die Lkws
und die Autos durch die Stadt quetschen miissen. Die
Menschen sind durch die Abgase belastet. Von dieser
Briicke geht keine Hochwassergefahr aus. Wissen Sie,
wenn Sie iiber die Interessen der Anwohnerinnen und
Anwohner sprechen: Ich kenne keinen Einzigen, der will,
dass dieser Zustand lange so bleibt.

Also, wenn Thnen die Anliegen der Menschen in der
Region am Herzen liegen, dann wissen Sie, was zu tun
ist: Diese Briicke muss so schnell wie moglich gebaut
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werden. Das ist der Grund, warum Florian Miiller und
alle anderen Verkehrspolitiker aus der Union diesen Ge-
setzentwurf vorgelegt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir in Stud-
westfalen, wir im Markischen Kreis brauchen Ihre Hilfe,
damit wir endlich entlastet werden. Seien Sie konstruktiv,
denken Sie nicht in Parteigrenzen, sondern lassen Sie uns
zusammenarbeiten, dass wir moglichst schnell die Brii-
cke hochziehen und unsere Region wieder richtig stark
werden kann, damit wir unseren groflen Wirtschafts-
standort Siidwestfalen, der fiir Deutschland so wichtig
ist, wieder neu beleben kénnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Stefan Gelbhaar hat das Wort fiir Biindnis 90/Die Grii-
nen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des
Abg. Bernd Reuther [FDP])

Stefan Gelbhaar (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Politische Amnesie, Herr Ziemiak, ist an-
scheinend weit verbreitet in diesem Haus. 13 000 Briicken
landauf, landab — 13 000, nicht 4 000 — haben Sie ver-
fallen lassen. Dann beklagen Sie sich: Hey, das dauert
zu lange mit dem Wiederaufbau. — Sorry, aber das geht
nicht. Sie miissen schon Ross und Reiter benennen. Wie
ist denn das passiert? Wie sind denn diese Briicken zer-
broselt? Wer hat denn in zwolf Jahren die Prioritdten
gesetzt? Welche Priorititen wurden gesetzt? Wurden sie
so gesetzt, dass Briicken zerbrdseln, dass man sie sperren
muss, dass sie jetzt saniert werden miissen? Das fallt doch
nicht vom Himmel. Jetzt stellen Sie sich hier an das Pult
und erzéhlen was vom Pferd. Das passt nicht zusammen,
Herr Ziemiak.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD und der LINKEN)

Ja, dieses Land ist zu langsam beim Bau von Infra-
strukturprojekten. Das ist vollkommen unbestritten.
Aber was Sie da vorschlagen, hilft doch nicht.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Mochten Sie eine Frage von Herrn Ziemiak zulassen,
Herr Kollege?

Stefan Gelbhaar (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ja, bitte.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):

Herr Kollege, Sie haben eindrucksvoll bewiesen, dass
das, was ich Thnen unterstellt habe, stimmt: Das Einzige,
was Sie tun, ist, auf andere zu zeigen und iiber die Ver-
gangenheit zu sprechen.

(Widerspruch bei der SPD und beim BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Frage ist: Sind Sie bereit, in Threr Rede noch etwas
dartiber zu sagen, wie wir die Briicke jetzt so schnell wie
mdglich aufbauen kdnnen und welche Verbesserungsvor-
schldge Sie zu unserem Gesetzentwurf haben?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Gelbhaar (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Na Kklar. Es lohnt immer, erst abzuwarten, dann merkt
man auch, was im Vortrag noch so kommt.

Erster Satz dazu. Sie haben in der letzten Legislatur
vier Planungsbeschleunigungsgesetze vorgelegt, und kei-
nes davon hat dieses Thema adressiert. Ich finde es schon,
dass Sie jetzt den flinften Gesetzentwurf vorlegen. Bisher
hat keiner Threr Gesetzentwiirfe irgendeine Planung be-
schleunigt. Das kann man festhalten. Auch dieser wird es,
ehrlich gesagt, nicht tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Das stimmt
doch tiberhaupt nicht!)

Zweiter Punkt. Sie stellen die Umweltvertraglichkeits-
priifung infrage. Wenn besonders viel Verkehr generiert
werden kann, dann wollen Sie das beschleunigen. Nein,
wir sagen: nicht mehr Verkehr. Wir sagen: mehr Mobili-
tdt. — Das muss auch in Threm Vorschlag mitgedacht
werden. Das passiert nicht. Und das ist verriickt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dritter Punkt. Sie schlagen in § 6 Thres Gesetzentwurfs
vor — und das finde ich bemerkenswert —, dass Sie die
Uberpriifung massiv einschrinken wollen. Sie wollen
ganz viel herauskiirzen, dem Auftraggeber freie Hand
lassen. Und, ganz ehrlich, das ist der Weg in die Vettern-
wirtschaft.

Ganz ehrlich: Biirokratie ist kein Selbstzweck; da sind
wir beieinander. Aber gerade die Unionskollegen haben
nicht nur in der Pandemie,

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Wir haben aber
die Konditionierung schon gesehen!)

sondern auch bei der Maut, bei den Beratervertrigen,
beim Deutschen Zentrum Mobilitét gezeigt, dass es ge-
richtliche Uberpriifung braucht, dass wir da klare, sau-
bere Verfahren brauchen und eben keine nach Feudalher-
renart.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dann zum Fokus des Gesetzes: Stralenbau. Es gibt
kein Wort zu Wasserstraflen, kein Wort zu Fahrradwegen,
zur Bahninfrastruktur oder zum OPNV, noch nicht mal
ein Wort zur Ladeinfrastruktur oder Digitalisierung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Florian Miiller [CDU/CSU]: Das ist ja auch
eine vollig andere Uberschrift!)

Nur Straflenbau, und das bei einem der dichtesten Stra-
Bennetze der Welt!
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Herr Ziemiak, noch eins: Sie haben gefragt, wiec man
das beschleunigen kann. Ja, bauen wir die Briicke doch in
gleicher Art und Weise auf;

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Das wére unver-
antwortlich! Ein unverantwortlicher Vor-
schlag!)

dann brauchen wir auch keine Umweltvertraglichkeits-
priifung. Das wissen Sie, und trotzdem gibt es die Vor-
schlage, die Briicke breiter zu machen. Das braucht dann
Zeit. Das sind die Probleme, die IThre Vorschldge aufwer-
fen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Florian
Miiller [CDU/CSU]: Das ist also die Idee der
Griinen: weiterhin vierspurig!)

Herr Hirte, Sie haben kritisiert, dass wir uns hier nicht
auf die Strae fokussieren, und haben gesagt: Genauso
wie beim beschleunigten Bau von LNG-Terminals und
Windkraftanlagen miissen wir es auch hier machen. —
Dieser Gedanke ist falsch. Das eine wird dringend ge-
braucht, beim anderen haben wir bereits eines der dich-
testen Stralennetze der Welt, neben Belgien und den
Niederlanden.

(Florian Miiller [CDU/CSU]: Der helle Wahn-
sinn! — Christian Hirte [CDU/CSU]: Die Brii-
cke wird auch dringend gebraucht! — Henning
Rehbaum [CDU/CSU]: Brauchen wir die Brii-
cke nicht?)

— Ja, natiirlich brauchen wir die Briicke. Aber auf Threm
Entwurf steht nicht ,,Beschleunigungsgesetz fiir die Lii-
denscheid-Fragen®,

(Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Genau!)

sondern da steht: Bundesfernstralen und Briicken.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Fiir Briicken und
Fernstra3en!)

— Nein, da steht viel mehr drin.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Doch! Genau so
heiflt das Gesetz!)

Deswegen miissen Sie sich fragen lassen: Was brauchen
wir denn wirklich in diesem Land? Diese Frage beant-
worten Sie nicht,

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der SPD -
Christian Hirte [CDU/CSU]: Das haben wir
sehr, sehr explizit gesagt!)
sondern Sie stellen einfach nur in den Mittelpunkt: Stra-
Ben, StraBen, Stralen und Straen. Da frage ich Sie mal

zurlick: Wo ist denn die Technologieoffenheit, von der
Sie immer reden?

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Fiir die anderen haben
wir ja Maflnahmen und Gesetze!)

Wo ist denn der Klimaschutz, den Sie im Munde fithren?
Nichts davon ist da, und deswegen taugt Thr Gesetzent-
wurf auch einfach nichts. Wir lehnen ihn ab.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Mathias Stein spricht fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Mathias Stein (SPD):

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich au-
Berordentlich, dass ich zu diesem Thema sprechen kann.
In der letzten Wahlperiode haben wir gemeinsam mit der
CDU/CSU-Fraktion versucht, Planungsbeschleunigung
zu erreichen und Dinge schneller zu machen. Wir haben
auch einiges erreicht. Beim Thema Planungs- und Bau-
beschleunigung ist Kniippel fiir Kniippel zu beseitigen.
Das ist wirklich eine Kérrnerarbeit. Das darf sich nicht
nur allein auf Gesetzesdnderungen beschrinken, meine
Damen und Herren.

Wir stehen vor einem gewaltigen Transformationspro-
zess; das ist hier angesprochen worden. Wir wollen in
einer sehr groen Geschwindigkeit klimaneutral werden,
wir wollen unsere Energieversorgung sichern, und wir
miissen auch dazu beitragen, dass wir Industrienation
bleiben. Das sind wirklich Kéarrnerarbeiten. Wir haben
es gleichzeitig damit zu tun, dass unsere Infrastruktur in
die Jahre gekommen ist. Sie wurde auch auf Verschleil3
gefahren. Wir haben viel zu viele Belastungen auf die
Briicken iibertragen, und das holt uns jetzt ein.

Die Lieferketten sind angespannt; davon hdrt man.
(Michael Schrodi [SPD]: Ja!)

Wir erleben jetzt bei der Rahmedetalbriicke einen GAU.
Es ist aber auch in meinem Wahlkreis zu einem GAU
gekommen. Am Mittwoch ist ein Kran am Nord-Ost-
see-Kanal in die Holtenauer Hochbriicke hineingefahren.
Die Messungen waren leider fehlerhaft, die Ladepapiere
waren vermutlich fehlerhaft. Die Briicke ist immer noch
fiir den motorisierten Verkehr gesperrt. Das heif3t, ich
habe jetzt auch in meinem Wahlkreis am eigenen Leibe
erfahren, wie es ist, wenn Briicken an Bundesstralien
ausfallen.

Ich glaube, wir miissen wesentlich sorgsamer mit un-
serer Infrastruktur umgehen. Ein Bereich gehort dazu, der
an dieser Stelle ganz wichtig ist: Wir miissen all denjeni-
gen den Riicken stiarken, die im Bereich Infrastruktur
arbeiten, die den Betrieb der Infrastruktur gewahrleisten.
Das sind die Planerinnen und Planer, das sind unsere
Ingenieurinnen und Ingenieure.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das sind aber auch unsere Handwerkerinnen und Hand-
werker,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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die jetzt wirklich in miihsamer Arbeit bei jedem Ungliick,
das wir haben, versuchen, den Laden am Laufen zu hal-
ten. Ich finde, dafiir miisste mal ein groBes Dankeschon
vom gesamten Haus kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist doch
Ironie, oder? Herr Stein, das ist doch Ironie!)

— Nein, das ist nicht Ironie, Herr Spaniel. Ich habe selber
auf Baustellen gearbeitet. Ich weil3, wie es ist, in Nacht-
schichten zu arbeiten.

Wir konnen uns nicht hierhinstellen und einfach so tun,
als wiirden wir mit einer bloBen Gesetzesédnderung etwas
andern. Wir brauchen Personal, wir brauchen ein Fitness-
programm, wir brauchen mehr Wissenschaft im Bereich
Bauindustrie. Das alles wissen wir.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dafiir miissen wir kdmpfen, und wir Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten sind dazu bereit. Wir zollen
diesen Menschen wirklich Respekt. Wir werden zehn
Jahre harte Arbeit vor uns haben, bis wir unsere Infra-
struktur auf einen wirklich guten Stand gebracht haben.

Da hilft es auch nicht, so zu tun, als seien die Haupt-
verursacher dafiir, dass es nicht vorangeht, die schlimmen
Umweltverbiande. Wissen Sie, ich habe mit Planungs-
beschleunigung viel zu tun gehabt. Es sind manchmal
nicht Umweltverbinde, sondern tatsidchlich Anwohner,
die Angst vor Larm und Erschiitterung haben. Wenn wir
das einfach ignorieren, dann werden wir nicht schneller,
sondern langsamer bauen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Diese Fortschrittskoalition, diese Ampelkoalition ist be-
reit, einen Infrastrukturkonsens auf den Weg zu bringen,
um schneller zu bauen. Wir packen an, mit den Men-
schen. Ich glaube, das werden Sie auch bei der Planungs-
beschleunigung sehen. Wir werden fiir mehr Personal
und mehr Fachlichkeit sorgen, und wir werden diesen
Menschen den Riicken stérken.

Ich wiinsche allen ein schones Wochenende.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Das mit dem Wochenende weise ich zuriick; denn so
weit sind wir noch lange nicht, lieber Kollege.

Ich schlieBe die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung des Gesetzentwurfs
auf der Drucksache 20/4665 an die in der Tagesordnung
aufgefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. — Damit sind
Sie einverstanden. Dann verfahren wir so.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 32 a bis 32 ¢
auf:

a) — Zweite und dritte Beratung des von
der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Jahressteuergesetzes 2022
(JStG 2022)

Drucksachen 20/3879, 20/4229, 20/4445
Nr. 7

Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 20/4729

— Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemiB § 96 der Geschiftsordnung

Drucksache 20/4760

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Albrecht Glaser, Kay Gottschalk, Jorn
Konig, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

TariferméBigung bei Einkiinften aus
Land- und Forstwirtschaft fortfiihren

Drucksachen 20/2535, 20/3772

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Klaus Stober, Kay Gottschalk, Albrecht
Glaser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Fehlender Vertrauens- und Rechtsschutz
bei der Besteuerung von Photovoltaik-
anlagen und Blockheizkraftwerken

Drucksachen 20/2617, 20/3623

Zu dem Gesetzentwurf liegt ein EntschlieBungsantrag
der Fraktion der CDU/CSU vor. Uber das Jahressteuer-
gesetz werden wir spater namentlich abstimmen.

Fiir die Aussprache sind 39 Minuten vorgesehen.
Markus Herbrand hat das Wort fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Markus Herbrand (FDP):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Jedes Jahr ist das Jahressteuergesetz ein Ge-
samtkunstwerk,

(Heiterkeit der Abg. Katharina Beck [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

das bei unserem ohnehin sehr komplexen Steuerrecht
noch mal in ganz viele Bereiche eingreift. Das ist in
diesem Jahr das erste Jahressteuergesetz der Ampelkoa-
lition. Und siehe da: Es fiihrt nicht zu mehr Komplexitét —
das kennen wir aus der Vergangenheit —, sondern in vie-
len Bereichen zu deutlichen Vereinfachungen, Entlastun-
gen und auch Modernisierungen.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Bei der inhaltlichen Vorstellung des Gesetzes will ich
mich auf einige wenige Punkte konzentrieren. Zunéchst
sei auch festgestellt, dass es Vorhaben enthilt, die nicht
zu den Lieblingsprojekten der Liberalen zdhlen. Auf die
nach EU-Recht umzusetzende EU-Sonderabgabe auf
Vorschlag von Frau von der Leyen hitten wir ebenso
gerne verzichtet wie auf die — verfassungsméBig aber
gebotene — Neubewertung von Immobilien im Rahmen
der Erbschaftsteuer.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Steht nir-
gends!)

Auch wir halten es fiir nicht fair, wenn der Staat hier von
einer hoheren Bewertung der Immobilien zusétzlich pro-
fitiert. Allerdings ist die Kritik der Union an Bundes-
finanzminister Christian Lindner sehr scheinheilig. Thm
ein Interesse zu unterstellen, eine reine Lindersteuer zu
erhohen, das ist schon merkwiirdig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf von der FDP: Billig!)

So leidensféhig ist in meinen Augen auch Christian
Lindner nicht, dass er sich freiwillig verpriigeln lsst fiir
etwas, von dem ausschlieBlich andere profitieren.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Aber das ist
ein Bundesgesetz! Bisschen zu einfach!)

Die Union ist aufgefordert, hier tiber die Lénder eine
Anderung herbeizufiihren; unsere Unterstiitzung haben
Sie dabei.

(Beifall bei der FDP)

Nun aber zu den erfreulicheren Punkten dieses Geset-
zes. Kernpunkt des Jahressteuergesetzes sind die Neu-
regelungen zur Photovoltaik. Wenn wir die Energie-
wende ernst nehmen, dann miissen wir das riesige
Potenzial der dezentralen Stromversorgung aus Photo-
voltaik nutzen. Das gehen wir an zwei Fronten an: Wir
machen in deutlich hoheren Grenzen als bisher Erlose
und Entnahmen aus diesen Anlagen bei der Ertragsteuer
steuerfrei, und zwar riickwirkend zum 1. Januar 2022.
Dariiber hinaus entbiirokratisieren wir diesen Prozess
im Hinblick auf die Umsatzsteuer sehr deutlich; ganz
lange bestehende Hiirden werden endlich abgebaut. Zu-
kiinftig wird es bestenfalls so sein, dass der Biirger, der
eine solche Anlage installiert, mit dem Finanzamt des-
halb nichts mehr zu tun haben wird. Das ist Entbiiro-
kratisierung.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zweiter Punkt. Wir hatten uns auch gemeinsam vor-
genommen, die Regelungen zum Homeoffice und zum
Arbeitszimmer zu vereinfachen. Das ist uns gelungen,
indem wir die Anzahl méglicher Fallkonstellationen in
diesem Bereich signifikant auf eigentlich nur noch zwei
Varianten reduziert haben. Zuklinftig werden die Jahres-
pauschalen dann 1260 Euro betragen. Das entspricht ei-
ner Tagespauschale von 6 Euro; das ist also auch noch

mal erhoht und zusétzlich entfristet worden. Durch die
Neuregelung erhoffen wir uns auch sehr viel mehr
Rechtssicherheit und weniger Streit zwischen Steuerbiir-
gerinnen und -biirgern und der Verwaltung.

Dritter Punkt, auf den ich zu sprechen kommen mdch-
te. Der Koalitionsvertrag sieht vor, die Klimawende vo-
ranzutreiben und neuen Wohnraum zu schaffen, und in
beiden Bereichen werden wir aktiv. Wir erhdhen die li-
neare Abschreibung fiir Investitionen in Mietgebdude auf
3 Prozent — eine Forderung, die wir Liberalen schon lange
erheben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dariiber hinaus nehmen wir die Sonder-AfA fiir Inves-
titionen in Mietwohnungsneubau neu in den Blick, die
Ende 2021 eigentlich ausgelaufen ist. Wir bieten Bauher-
ren ab 2023 eine neue Sonder-AfA an, die aber als zu-
satzliches Kriterium auch an die Einhaltung des Klima-
schutzstandards EH 40 gekniipft ist. So verbinden wir
beides miteinander: Klimaschutz und Bauen.

AuBerdem entlasten wir weiter. Endlich wird der Spa-
rerfreibetrag auf 1 000 Euro erhoht — eine ldngst {iber-
fallige MaBnahme. Und wir gehen einen ersten Schritt
im Hinblick auf die Vermeidung der Doppelbesteuerung
bei Rentnern, indem die vollstdndige Absetzbarkeit der
Beitrage zur Rentenversicherung vorgezogen wird. Wei-
tere Schritte werden diesbeziiglich folgen. Aulerdem er-
héhen wir nochmals den Werbungskostenpauschbetrag
sowie den Entlastungsbetrag fiir Alleinerziehende um
252 Euro auf jetzt 4 260 Euro.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Alle vier Vorhaben stellen weitere Entlastungen dar. Mo-
dernisieren, vereinfachen, entlasten: Diesen Dreiklang
der Koalition fithren wir auch mit diesem Gesetz fort.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Antje Tillmann hat das Wort fiir die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Antje Tillmann (CDU/CSU):

Frau Prdsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, Herr Kollege
Herbrand, dieses Gesetz hat durchaus Regelungen, denen
wir zustimmen konnen. Das betrifft die Verbesserungen
beim Wohnungsbau. Wir brauchen bezahlbaren, energie-
effizienten und auch mehr Wohnraum; deshalb ist die
Sonder-AfA richtig, die Sie auf den Weg bringen, um
Wohnungsneubau anzureizen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Wir finden auch richtig, dass die Gebaude-AfA auf
3 Prozent erhoht wird und dass Sie im Laufe des Ver-
fahrens nun doch dazu gekommen sind, den Nachweis
einer kiirzeren Nutzungsdauer zuzulassen. Besser wére

©

(D)



(A)

B

8784

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 74. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

Antje Tillmann

gewesen, wenn Sie in dem Gesetz auch das System des
anschaffungsnahen Herstellungsaufwands geschliffen
hitten; denn auch das sind Hemmnisse fiir die Sanierung.
Auch richtig finden wir, dass die Riester-Rente genutzt
werden kann, um Gebaude energetisch zu sanieren.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Supi!)

Bei der Photovoltaik stehen wir bei Ihnen. Wir fordern
seit Langem, dass Photovoltaikanlagen auf Gebduden
nicht zu zusitzlicher Biirokratie filhren diirfen. Es ist
richtig, den Mehrwertsteuersatz auf null zu reduzieren
und trotzdem den Vorsteuerabzug zuzulassen. Unserem
Antrag, das Ganze von Juli auf Januar 2023 vorzuziehen,
sind Sie ebenfalls gefolgt. Herzlichen Dank dafiir!

Auch ein paar Freibetrdge werden erhoht, zum Beispiel
der Sparerpauschbetrag auf 1 000 Euro. Der Entlastungs-
betrag fiir Alleinerziehende wird angehoben; das ist gut.
Ob die 30 Euro mehr beim Arbeitnehmerpauschbetrag
den Braten fett machen, weil} ich jetzt nicht. Aber auch
dem wiirden wir zustimmen. Auch das Vorziehen der
Absetzbarkeit von Rentenversicherungsbeitrégen ist rich-
tig und verfassungsrechtlich geboten, aber leider nur die
Halfte des Versprechens. Die spétere Versteuerung der
Renten haben Sie in diesem Gesetz nicht durchgesetzt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Die Rentner
sind betrogen!)

Ich bin sehr gespannt, ob das noch kommen wird.

Leider haben all diese Vergiinstigungen aber einen
Wermutstropfen: Sie machen diese zusétzlichen Entlas-
tungen nidmlich alle zulasten der Schuldenbremse. Auf
meine Frage im Finanzausschuss, wie Sie die kurzfristig
eingefiihrten Steuerentlastungen denn finanzieren woll-
ten, da der Haushalt ja schon léngst verabschiedet ist,
haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD,
amiisiert zwischengerufen: Durch zusitzliche globale
Mehreinnahmen. — Ich finde das gar nicht witzig. Denn
das zeigt ganz klar, wie Sie mit dem Haushalt umgehen
und dass die Schuldenbremse Thnen nichts mehr wert ist.
Ehrlich gesagt habe ich nicht damit gerechnet, dass es
ausgerechnet ein Finanzminister der FDP sein wird, der
die Schuldenbremse schleift. Das ist sehr, sehr traurig.

(Beifall bei der CDU/CSU — Sebastian Brehm
[CDU/CSU]: Skandalos! Unglaublich!)

Aber es gibt auch eine ganze Reihe von Griinden, die
dazu fiihren, dass dieses Gesetz heute von uns abgelehnt
wird. Ich nenne die Dezemberhilfe. Gut, dass Biirgerin-
nen und Biirger hoffentlich bald von den hohen Energie-
preisen entlastet werden. Wir haben zugestimmt, dass sie
den Dezemberenergieabschlag erstattet bekommen. Und
es ist irgendwie auch nachvollziehbar, dass Sie Gerech-
tigkeit herstellen wollen und deshalb eine Steuerpflicht
dieser Betrage wollen. Aber niemand von Thnen — ein-
schlieBlich des BMF — konnte mir im Ausschuss erkldren,
wie diese Steuerpflicht umgesetzt werden soll.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hort! Hort!)

Die Pflichten werden auch erst nachstes Jahr in einem
Gesetz verabschiedet. Und da steht drin: Stadtwerke
oder alle Vermieterinnen und Vermieter sollen Namen
und Adressen des Kunden an eine noch zu bestimmende
Stelle schicken. Das BZSt soll dann die Steuer-ID zusteu-

ern, und irgendjemand soll dann bei 20 Millionen Gas-
vertrdgen priifen, ob der Letztverbraucher vielleicht auch
noch Solidaritdtszuschlagszahler ist.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Wahnsinn!)

Das ist eine Biirokratie, bei der jetzt schon die Stadtwerke
sagen: Es ist nicht leistbar. — Ich kann mir iiberhaupt nicht
vorstellen, wie das gehen soll. Der Ehrliche, der selber
angibt und versteuert, wird der Dumme sein.

(Jorn Konig [AfD]: Wie immer!)

In der Anhorung ist gesagt worden: Die Stadtwerke wer-
den schon den Richtigen treffen. — Selbst die Steuer-
gewerkschaft sagt: Bei der Dezemberhilfe wird es zu
Ungerechtigkeiten kommen. — Da ist aus meiner Sicht
Nichtbesteuerung schon deutlich gerechter als das, was
Sie hier vorhaben.

Noch krasser zeigt sich beim Energiesoli, beim Ener-
giekrisenbeitrag, wie Sie mit Rechtsstaatlichkeit umge-
hen. Uber Monate haben wir alle vermieden, diesen So-
lidarbeitrag als Abschopfungssteuer zu bezeichnen, weil
wir dann in der EU ein Einstimmigkeitsprinzip gehabt
hétten. SteuermaBnahmen miissen auf EU-Ebene ein-
stimmig beschlossen werden. Wir wussten, dass wir diese
nicht kriegen. Jetzt wird in dem Gesetzentwurf auf eine
Erméchtigungsvorschrift, Artikel 122 AEUV, verwiesen,
die auf die Einstimmigkeit verzichtet. Aber was machen
Sie? Sie schreiben im Steuergesetz: Dieser Solidarbeitrag
ist eine Steuer. — Alle Sachverstindigen, auch Ihre, haben
das in der Anhorung problematisiert. Wir gehen in eine
grofle Rechtsunsicherheit. Wir wissen, dass dieses Gesetz
beklagt werden wird. Wir werden 1 Milliarde bis 3 Milli-
arden Euro vermutlich wieder zuriickzahlen miissen.
Aber vielleicht ist das auch der neue Trick zur Umgehung
der Schuldenbremse, dass wir mit Einnahmen kalkulie-
ren, sie auch ausgeben, obwohl wir genau wissen, dass
wir sie zuriickzahlen miissen. Dieses Risiko werden wir
nicht verantworten. Das miissen Sie tun. Auch aus diesem
Grund werden wir dieses Gesetz ablehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Fiir die SPD-Fraktion hat Parsa Marvi das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Parsa Marvi (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Satte 18 Verhandlungsrunden und unzéhlige
Gespriache liegen im Rahmen dieses Gesetzgebungsver-
fahrens hinter uns. Die intensive Arbeit von uns als Am-
pelfraktionen an diesem Jahressteuergesetz hat sich ge-
lohnt: Wir haben dieses gute Gesetz noch einmal deutlich
verbessern kdnnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Jorn Konig [AfD]: Das ,,Gute-Steuer-
Gesetz*“!)
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Wer sind nun die Gewinnerinnen und Gewinner unse-
rer Verhandlungen? Gewonnen haben Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die entlastet werden. Gewonnen
hat der Wohnungsbau, den wir sozial- und klimagerecht
fordern.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Gewonnen hat
der Staat mit mehr Steuereinnahmen! Verloren
hat der Biirger!)

Gewonnen hat die Energiewende durch weniger Biiro-
kratie bei Photovoltaikanlagen. Und gewonnen hat die
Solidaritdt bei der Krisenbewiltigung durch die Ab-
schopfung von Zufallsgewinnen. Dafiir machen wir gerne
Politik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Wir haben insgesamt eine Menge fiir die Beschéftigten
erreicht: Vorziehen des 100-prozentigen Steuerabzugs fiir
Altersvorsorgeaufwendungen auf 2023, Anhebung des
Ausbildungsfreibetrags, Anhebung des Sparerpausch-
betrags — genau wie im Koalitionsvertrag festgelegt.
Wir heben neu den Arbeitnehmerpauschbetrag zusitzlich
an, und auch die Homeoffice-Pauschale auf maximal
1260 Euro und damit 260 Euro hoher als im Regierungs-
entwurf. Und auch das ist neu gegeniiber dem Regie-
rungsentwurf — das hat mein Kollege Herbrand schon
ausgefiihrt — Wir vereinheitlichen fiir unzéhlige Beschéf-
tigte die Homeoffice-Pauschale und das sogenannte hius-
liche Arbeitszimmer — ein Paragraf, der mir auch im
Studium immer wieder begegnet ist — zu einer einheitli-
chen Tagespauschale. Somit muss in ganz vielen Féllen
kein abgeschlossenes Arbeitszimmer mehr vorgehalten
werden. Das vereinfacht den Zugang fiir Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer und vereinfacht das Steuer-
recht. Wir reden nicht nur {iber sinnvolle Vereinfachung
des Steuerrechts, wir setzen sie als Ampel auch endlich in
die Tat um, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP — Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ejjeijei!
Hochste Biirokratielawine der Welt! Unglaub-
lich!)

Das haben wir mit Thnen von der Union nicht hinbekom-
men.

Wir setzen mit diesem Gesetz den EU-Energiekrisen-
beitrag um. Dariiber haben wir als SPD schon vor Mona-
ten gesprochen, endlich kdnnen wir hier einen Knopf
dranmachen. Wir orientieren uns eng an den EU-Vor-
gaben. Und ich finde es ausdriicklich gut, dass wir den
Besteuerungszeitraum auf 2022 und 2023 festgelegt ha-
ben und auch Vorkehrungen treffen, damit Unternehmen
zum Beispiel nicht tiber das Instrument von Umwand-
lungen unter den Radar des Gesetzes kommen. Endlich
werden Zufallsgewinne von Kohle-, Ol- und Energie-
unternehmen fiir eine solidarische Krisenbewiltigung he-
rangezogen. Das ist ein ganz wichtiger Beitrag fiir mehr
Steuergerechtigkeit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Und schlieBlich haben wir genauer hingeschaut bei der
Besteuerung der Nutzung und Uberlassung von Rechten
an einem inldndischen Register. Das sind zum Beispiel
Lizenzgeschifte, die in einer digitalen Wirtschaftswelt
immer wichtiger werden. Wir wollen, dass der Besteue-
rungsanspruch fiir die sogenannten Innerkonzernfille
nicht, wie im Regierungsentwurf vorgesehen, in vielen
Féllen entfillt, sondern dass neben der schmal geschnit-
tenen EU-Steueroasenliste eine eigene nationale Liste fiir
Nicht-DBA-Staaten in einem weiteren Gesetzgebungs-
verfahren erarbeitet wird. Wir haben nichts gegen ein-
fache Handhabung in der Praxis, aber wir wollen poten-
ziellen Steuergestaltungen einen Riegel vorschieben. So
weit reicht jedenfalls unsere sozialdemokratische Vorstel-
lungskraft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Alles in allem verabschieden wir heute ein gutes
Gesetzespaket, fir das die Ampelfraktionen einen we-
sentlichen Beitrag geleistet haben. Mein herzlicher
Dank gilt meinen Mitberichterstattern Michael Schrodi,
Tim Kliissendorf und Bernhard Daldrup, den Kollegin-
nen und Kollegen der Ampelfraktionen, unseren tollen
Leuten in den Fraktionsbiiros, den Referentinnen und
Referenten, dem Sekretariat des Finanzausschusses und
natiirlich dem Bundesministerium der Finanzen fiir die
gute Zusammenarbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Jorn Konig ist der ndchste Redner fiir die AfD-Frakti-
on.

(Beifall bei der AfD)

Jorn Konig (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Kollegen!
Liebe Steuerzahler! Die Erarbeitung des Jahressteuer-
gesetzes war ein Tiefpunkt des deutschen Parlamentaris-
mus. Sie, werte Ampel, haben den Skandal der GroKo
aus dem Jahr 2019 noch einmal getoppt. Damals waren es
32 Anderungsantriige, die um 21 Uhr kamen, die iiber
Nacht durchgearbeitet werden mussten. Diesmal waren
es 39 Anderungsantriige, von denen der letzte erst zwei
Minuten vor der Ausschusssitzung bei uns ankam, und in
der Sitzung sollte man dann sach- und fachkundig darii-
ber diskutieren und entscheiden. Ein absolutes Ding der
Unmadglichkeit. So geht man mit Abgeordneten nicht um.

(Beifall bei der AfD — Stefan Schmidt [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Morgens und abends
arbeitet die AfD nicht! Pauschal alles mit Nein
ablehnen!)

Im vorliegenden Jahressteuergesetz gibt es viele gute
Dinge, einen Skandal und ein paar schlechte Bestimmun-
gen.
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Jorn Konig

Gut sind die neuen Bestimmungen zum Grundrenten-
zuschlag, zum héuslichen Arbeitszimmer, zur Home-
office-Pauschale, zur Gebidude-AfA, zu Altersvor-
sorgeaufwendungen, zum Riester-Verfahren, zu den
Verlusten bei Kapiteleinkiinften

(Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das haben Sie alles abgelehnt!)

sowie die Anhebung vieler Freibetrige wie der Ausbil-
dungsfreibetrag und der Sparerpauschbetrag; Herr Marvi
hat es ja gerade gesagt.

Auch die Ertrags- und Umsatzsteuerbefreiung fiir die
Photovoltaik ist gut

(Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Haben Sie alles abgelehnt im Aus-
schuss!)

— ja, weil wir eben nicht dariiber diskutieren konnten,
Herr Schmidt —

(Tim Kliissendorf [SPD]: Sie glauben doch gar
nicht an den Klimawandel! Wieso finden Sie
das denn gut?)

— ich finde es trotzdem gut; wir glauben nicht an den
menschengemachten Klimawandel —, aber damit ist lei-
der noch nicht das Problem bei den bestehenden Anlagen
gelost. Wir fordern in unserem beigestellten Antrag einen
Vertrauensschutz bei der Besteuerung dieser Anlagen.
Denn es ist paradox: Bei der Errichtung der Altanlagen
war eine Steuerpflicht auferlegt, aber die steuerlichen
Verluste ab 2018 werden nicht anerkannt.

Ich komme aus Niedersachsen, und fiir unsere Land-
wirte ist es ein bitteres Zeichen, dass auf die Bundes-
regierung kein Verlass ist. Die Fortsetzung der Tarifglét-
tung nach § 32c Einkommensteuergesetz hitte als
einkommensforderliches Zeichen der langfristigen Soli-
daritdt zwingend in dieses Gesetz gehort.

(Beifall bei der AfD)

So, wie es jetzt ist, bedeutet es ndmlich Nettoeinkom-
mensverluste fiir die Landwirtschaft. Die Ampel nimmt
den Landwirten dieses erst kiirzlich eingefiihrte Instru-
ment wieder aus der Hand, frecherweise ohne eine Er-
satzlosung anzubieten.

(Markus Herbrand [FDP]: Die kommt noch!)

Schlecht ist zum Beispiel die faktische Erhhung der
Erbschaftsteuer bei Immobilien, und auch den direkten
Zahlungsweg sehen wir skeptisch, obwohl jetzt eine frei-
willige Losung angewendet wird.

Kommen wir zum Skandal. Die Ampel fiihrt im Om-
nibusverfahren eine neue Steuer ein und nennt es EU-
Energiekrisenbeitrag. Im Grunde ist das die umstrittene
Ubergewinnsteuer in einer Tarnkappe. Hierzu zitiere ich
den ehemaligen Vorsitzenden des Ersten Senates des
Bundesfinanzhofes, Professor Dr. Gosch, in seiner Stel-
lungnahme zur 6ffentlichen Anhérung:

Art. 122 Abs. 1 AEUV bietet weder aus materiellen
noch aus formalen Griinden eine ausreichende Er-
maéchtigungsgrundlage fiir einen befristeten Solida-
ritidts-/Energiekrisenbeitrag nach Art. 14 bis 19 der
EU-Verordnung.

Geplante MaBBnahme unterlduft die Verfahrensanfor-
derungen und kollidiert mit vorrangigen Normen
des AEUV ...

Es gibt ,,offene, vieldiskutierte und auf der Hand liegende
Verfassungsfragen (Art. 3 Abs. 1, Art. 14 Grundgesetz)“.
Zitat Ende.

Kann man so machen. Auch die beiden anderen Sach-
verstandigen haben genau diese Fragen problematisiert.
Auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministe-
rium der Finanzen riet noch in seinem Gutachten vom
Juli 2022 dringend davon ab, eine kurzfristig politisch
opportun erscheinende, aber langfristig schidliche Uber-
gewinnsteuer einzufiihren.

(Beifall bei der AfD)

Das Ganze war uns so wichtig, dass wir iiber diesen Punkt
eine getrennte Abstimmung verlangen. Wir lehnen die
Ubergewinnsteuer in der Tarnkappe des EU-Energiekri-
sensolidarbeitrages ab.

Dem Entschliefungsantrag der Union stimmen wir zu.
Dem Gesetz wiirden wir zustimmen, wenn diese Bestim-
mung zur EU-Energiekrise herauskommt; ansonsten wer-
den wir uns enthalten.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Die nichste Rednerin ist Katharina Beck fiir Biind-
nis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Katharina Beck (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Biirgerinnen und Biirger! Ich habe gerade einen
ganz tollen neuen Begriff fiir ,,Sammelsurium®, ,,Pot-
pourri, ,,Gesetze, die viele Dinge regeln® gelernt, nim-
lich ,,Gesamtkunstwerk®; vielen Dank dafiir, lieber
Markus Herbrand. Denn dieses Jahressteuergesetz ver-
eint unfassbar viele Regeln unterschiedlicher Natur, und
man kann dieses Gesamtkunstwerk unter zwei Stichwor-
ten zusammenfassen: echte Innovationskraft und zusitz-
liche Entlastung, die diesem Land wirklich guttun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Es hat echte Innovationskraft. Wir haben 39 Punkte
hier im Parlament noch mal nachgeschérft mit all den
Menschen, die daran beteiligt waren. Es gab tolle Ent-
wiirfe aus dem BMF, aber eben auch hier im Parlament.

Umsatzsteuerbefreiung der PV, sogar riickwirkend fiir
dieses Jahr. Wenn man eine Solaranlage auf seinem Dach
installiert, wird das riickwirkend schon fiir dieses Jahr mit
0 Prozent besteuert. Das ist viel weniger Biirokratie, und
das ist langfristig einfach toll fiir den Standort Deutsch-
land, fiir die bessere Nutzung erneuerbarer Energien und
fiir die dezentrale Energieversorgung.
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Katharina Beck

Entlastungen haben wir nicht nur fiir die Rentenbei-
tragszahlerinnen und -zahler und Sparerinnen und Sparer
vorangetrieben, was sowieso vereinbart war, sondern wir
heben — zwar klein, aber immerhin — auch den Arbeitneh-
merpauschbetrag noch mal an.

Was ganz besonders wichtig ist — ich glaube, auch
gerade nach der Coronakrise, die Familien und Menschen
mit Kindern so stark getroffen hat — Den Entlastungs-
betrag fiir Alleinerzichende heben wir auch noch mal an,
namlich um 252 Euro.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Mir personlich als fiir Immobilienbesteuerung Zustén-
dige ist auch besonders wichtig, dass wir endlich ,,0ko*
und ,,Sozial“ in diesem Gesetz verbinden. Wir heben
nicht nur die Neubau-AfA an, sondern fithren zuséitzlich
on top eine Sonder-AfA in Hohe von 5 Prozent der Her-
stellungskosten ein, was wir hier im Parlament erarbeitet
haben; das hat nicht nur einen sozialen Anreiz, sondern
auch einen 6kologischen. So hat man dann im Endeffekt
auch im unteren Preissegment endlich Wohnungen, die so
gut geddmmt sind, dass es nicht so teuer ist, zu heizen.
Das geht super zusammen, und ich freue mich, dass wir
diese Innovationskraft endlich mal nutzen und aufzeigen,
dass das geht. Vielen Dank an alle Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Zum Energiekrisenbeitrag. Es ist historisch; vor einem
halben Jahr hitte niemand gedacht, dass wir als Ampel
die Mineraldlkonzerne an der Bewiéltigung dieser Krise
beteiligen. Das ist schon historisch, und ich danke allen,
die da tiber ihren Schatten gesprungen sind.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Das ist ver-
fassungswidrig!)

Wir werden hier die Bemessungsgrundlage und den Steu-
ersatz so libernehmen, wie es von der EU vorgeschlagen
worden ist. Wir haben im Parlament aber die Paragrafen
genau gelesen und bei den Umwandlungen noch einen
Umgehungstatbestand ausgerdumt. Hier waren wir ge-
meinsam sehr gut unterwegs. Aulerdem senden wir —
das mochte ich noch sagen — ein tolles Signal an den
Markt, indem wir den Beitrag nicht nur ein Jahr, sondern
zwei Jahre erheben. Denn bis das Kartellrecht endlich
nachgeschérft ist, ist es sehr gut, dass dieses Instrument
wie eine Art Briicke wirkt,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Wir warten
seit einem Jahr darauf!)

damit der Marktmacht der Konzerne, die die Preise so gut

setzen konnen, ein Riegel vorgeschoben wird. Vielen
Dank dafiir.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Zum Schluss mochte ich mich explizit bei allen Betei-
ligten, vor allem aber bei unseren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in den Biiros, in den Fraktionen, im BMEF,
bedanken. Sie waren in sehr vielen Nachtschichten mit
involviert, und das ist wirklich nicht selbstverstiandlich,
aber toll bei so vielen tollen Dingen, die wir hier fiir das
Land voranbringen.

Zum Schluss:

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Frau Kollegin, das war schon der Schluss.

Katharina Beck (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ich mochte, dass wir im Bundesrat sehr schnell damit
fertig werden, damit diese Entlastungen und Innovations-
anreize fiir das Deutschland, in dem wir gerne leben,
schnell vorankommen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Christian Gorke spricht fiir Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christian Gorke (DIE LINKE):

Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Jahressteuergesetz ist immer ein ganzer Wust von
verschiedensten Mal3inahmen, aus unserer Sicht mit viel
Licht, aber auch ordentlich Schatten.

Sie planen ein echtes Novum im Umsatzsteuerrecht:
0 Prozent Umsatzsteuer auf die Lieferung von Photovol-
taikanlagen. Gut so, das unterstiitzen wir als Linke aus-
driicklich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Doch stellt sich die Frage: Warum nur dort eine Um-
satzsteuerbefreiung? Landwirtschaftsminister Ozdemir
hat jiingst bei ,,Maybrit Illner” wiederholt, Obst und Ge-
miise von der Umsatzsteuer befreien zu wollen. Er sagte,
das sei sozial, wirtschaftlich und klimapolitisch sinnvoll.
Wir sagen: Richtig. Doch sind wir im Gegensatz zur Oko-
partei — Frau Beck, wir wollen natiirlich Oko und Sozial
verbinden — dafiir, dass wir alle Grundnahrungsmittel von
der Steuer befreien,

(Beifall bei der LINKEN — Marianne Schieder
[SPD]: Und dann wiren sie billiger? Sind Sie
sicher? Wie stellen Sie sicher, dass sie dann
auch billiger werden?)

nicht nur Obst und Gemiise, sondern auch Butter, Brot,
Milch und Eier. Meine Damen und Herren, Grundnah-
rungsmittel, die auch in der Krise jeder braucht, miissen
bezahlbar sein und diirfen nicht mit einer Steuer weiter
verteuert werden, woran auch noch dieser Finanzminister
verdient. Das dazu.
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Christian Gorke

Meine Damen und Herren, manchmal denke ich, in
diesem Land gilt das Motto ,,Nur wer hat, dem wird
gegeben®. Weit gefehlt! Es wurde noch besser: Wer in
der Krise Abermilliarden verdient, dem wird auch nicht
mehr genommen.

Thema Ubergewinnsteuer. Damit komme ich zu Thnen,
meine Damen und Herren von der Ampel. Man musste
Sie regelrecht zwingen, zumindest die EU, dass Sie die
tiberschaumenden Gewinne der Energiekonzerne mit der
Suppenkelle abschopfen, und jetzt kommt raus: Sie neh-
men nicht mal einen Dessertloffel statt der Suppenkelle.
Denn Sie sind offensichtlich vor den Energiclobbyisten
eingeknickt. Seit Januar klingeln die Kassen der Energie-
konzerne, und Sie lassen sage und schreibe Milliarden
Euro Krisengewinne der Stromproduzenten in 2022 na-
hezu unbesteuert durchlaufen.

(Markus Herbrand [FDP]: Sie zahlen schon
Steuern!)

Elf Monate Kriegsgewinne frei Haus, wihrend die Men-
schen, unter anderem in meinem Bundesland Branden-
burg, Angst vor der nichsten Abrechnung haben. Wie
ungerecht ist das denn, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der LINKEN)

Nicht anders ist es beim Ol und Gas. Sie folgen auch
hier nur dem Minimalkompromiss der EU und 6ffnen
zudem noch mit dem Gesetz den Konzernen Tiir und
Tor, um ihre Gewinne kleinzurechnen. Die Deutschen
haben in diesem Jahr 2022 ungefdhr 60 Milliarden bis
80 Milliarden Euro mehr fiir Gas, Ol und Benzin bezahlt.
Diese 60 Milliarden bis 80 Milliarden Euro sind iiber-
wiegend als Gewinne bei den Mineraldlkonzernen ange-
kommen. Und Sie wollen allen Ernstes bei Ol und Gas
nur maximal 1 Milliarde bis 3 Milliarden Euro davon
abschopfen.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie miissen schon national miteinander
vergleichen! Das haben wir in der Anhdrung
gehort, dass das in Deutschland anders ist!)

Meine Damen und Herren, das ist nicht nur skandalds;
angesichts der Auflerungen von Biindnis 90/Die Griinen
und der SPD ist das eigentlich auch beschdmend.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Der Kollege Bernhard Daldrup spricht jetzt fiir die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Bernhard Daldrup (SPD):

Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn iiber 70 Anderungsantrige der Ampel und des
Bundesrates in tiber 18 Gespriachen der Koalitiondre mit
dem Ministerium diskutiert werden, dann zeigt das die
Komplexitit des Jahressteuergesetzes, aber auch — das
nehme ich fiir uns in Anspruch — die Ernsthaftigkeit,

mit der wir den Anliegen Rechnung tragen wollen. Des-
wegen herzlichen Dank an alle Beteiligten, differenziert
wie eben schon mal vorgetragen. Dem schliele ich mich
ausdriicklich an.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Ich kann in meiner begrenzten Zeit nicht iiber alle
Punkte reden. Deswegen treffe ich nur eine Feststellung,
was zum Beispiel die Frage des EU-Krisenbeitrages und
andere Dinge angeht. Die Union und die Ampel haben in
diesen Fragen eine unterschiedliche Vorstellung von Ge-
rechtigkeit.

(Antje Tillmann [CDU/CSU]: Rechtsstaatlich-
keit!)

— Nein, wir haben einen Maf}stab von Gerechtigkeit, der
sozusagen die Leistungsfdhigkeit der Betroffenen ein-
bezieht. Die wollen Sie auf diese Art und Weise nicht,
und das ist ein Unterschied. Das stelle ich hier fest, und
ich werde dariiber auch gerne 6ffentlich reden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
— Ja, man muss das auch mal 6ffentlich sagen.

Ich bin mit den Ergebnissen dieser Beratungen zum
Jahressteuergesetz wirklich zufrieden und will das am
Beispiel der Wohnungspolitik erldutern.

(Kay Gottschalk [AfD]: Gerechtigkeit ist keine
Legitimation fiir Rechtsbruch und Verfas-
sungsbruch! Ich habe das zur Kenntnis genom-
men!)

Die Wohnungspolitik gehdrt zu den Schwerpunkten die-
ser Regierung. Ja, der Motor ist ein bisschen ins Stocken
geraten. Nun stellt sich die Frage: Kann iiber das Jahres-
steuergesetz im Zeitalter des Klimawandels sozusagen
ein neuer Impuls ausgeldst werden? Denn die Regierung
macht in diesen Bereichen bereits eine Menge. Es gibt
Milliardenprogramme fiir die Sanierung von Wohn-
gebiuden. Es gibt grofle Betrége fiir den Bau bezahlbarer
Wohnungen und auch fiir die Eigentumsforderung. Wie
hilft das Jahressteuergesetz in dieser Situation?

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Herr Kollege, mochten Sie eine Zwischenfrage aus der
AfD zulassen?

Bernhard Daldrup (SPD):

Nein. — Erstens. Wir erhdhen — das haben schon meh-
rere gesagt — wie im Koalitionsvertrag vereinbart die
lineare Abschreibung von Wohngebduden von aktuell 2
auf 3 Prozent zum 1. Januar 2023. Seit Jahren gefordert —
setzen wir das jetzt in dieser Ampel um.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Zweitens. Gleichzeitig bleibt die Moglichkeit erhalten,
eine Schrottimmobilie durch den Nachweis einer tatsich-
lich kiirzeren Nutzungsdauer schneller abzuschreiben.
Wir folgen einem begriindeten Wunsch der Wohnungs-
wirtschaft, auch des Bundesrates. Richtig so.
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Bernhard Daldrup

Drittens. Um einen klimapolitischen zusitzlichen Im-
puls zu geben, legen wir eine Sonder-AfA mit deutlichem
Akzent zur Starkung des Baus von bezahlbaren und kli-
magerechten Mietwohnungen auf. Innerhalb von vier
Jahren kénnen 5 Prozent der Herstellungskosten fiir neu-
geschaffene Mietwohnungen steuerlich abgesetzt wer-
den, wenn die Anforderungen — EH 40/QNG - erfiillt
sind.

Um nicht den Bau von Luxuswohnungen steuerlich zu
begilinstigen, setzen wir eine Obergrenze von 4 800 Euro
pro Quadratmeter und setzen einen AfA-Satz von
2500 Euro pro Quadratmeter ein. Das ist, glaube ich,
sehr verniinftig, und ich bin allen Beteiligten sehr dank-
bar, dass wir das gemeinsam hinbekommen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Und wir verkniipfen diese Energieziele auch mit sozia-
len und demografischen Komponenten. Wir alle kennen
den Wohn-Riester. Mit den Mitteln kann man eine Woh-
nung oder ein Haus altersgerecht umbauen, damit Men-
schen langer gut in ihrer Wohnung leben kdnnen. Nicht
moglich war es bisher, den Riester auch fiir energetische
Sanierung am selbstgenutzten Wohngebédude einzuset-
zen. Kiinftig geht das. Ich finde, das ist verniinftig, zumal
dahinter ein Milliardenvolumen, das der Wohnungswirt-
schaft zugutekommen kann, steht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Mein Kollege Kliissendorf wird gleich noch das
Thema Photovoltaik vertiefen, das hier schon mehrfach
angesprochen worden ist, und darauf eingehen, wie wir es
fordern wollen auf dem Weg vom Energie verbrauchen-
den zum Energie schaffenden Haus. Da haben wir ein
grundlegend anderes Verstdndnis, und ich bin sehr froh
dariiber, dass wir diese riickwirkende Steuerbefreiung fiir
Kleinanlagen usw. hinbekommen haben. Tolle Sache!

Eine kurze Bemerkung will ich noch an die Bauwirt-
schaft richten, wenn das gestattet ist. Wenn 300 000 Woh-
nungen gebaut werden, ist das ein guter Erfolg. Wenn das
aber ins Stocken gerit, miissen wir uns die Frage stellen,
was eigentlich an Produktivititsfortschritten in der Bau-
wirtschaft mdglich ist und ob diese Potenziale schon aus-
geschopft sind. Das sind sie meines Erachtens nicht.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kollege.

Bernhard Daldrup (SPD):
Das ist eine Frage, die die Bauwirtschaft auch selber
16sen muss.

Leider ist meine Redezeit zu Ende.

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Ja, das ist richtig. Einsicht kommt vor der Besserung.

Bernhard Daldrup (SPD):
Deswegen hore ich jetzt auch auf, zu reden. Ich glaube,
dass wir was Gutes hinbekommen haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Herr Gottschalk hat sich zu einer Kurzintervention ge-
meldet. Bitte schon.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Kay Gottschalk (AfD):

Demokratie tut weh, insbesondere wenn Sie sich im-
mer so demokratisch verhalten und keine Zwischenfra-
gen meiner Fraktion zulassen.

(Marianne Schieder [SPD]: Jetzt ist aber
Schluss! Unfug!)

Herr Kollege Daldrup, habe ich Sie richtig verstanden —
aufgrund der AuBerung der Kollegin Tillmann, die sehr
gut ausgefiihrt hat, dass Riickforderungsrisiken bestehen
beziiglich Threr Ermachtigungsgrundlage; mein Kollege
Jorn Konig hat es eben ausgefiihrt —, dass es der linken
Doktrin und Ideologie hier im Hause entspricht, wenn
man es also nur mit dem Begriff und dem Etikett ,,Ge-
rechtigkeit®, und zwar nach Ihrer Definition, bezeichnen
kann, dass man dann Rechts- und Verfassungsbruch be-
gehen kann, dhnlich wie wir es gerade auf den Strafen in
Deutschland erleben?

Das heilit also, Sie haben schon verstanden, implizit,
dass Sie iiber den Artikel 122 AEUV die falsche Erméch-
tigungsgrundlage genommen haben — sie heif3it ja Ener-
gienotverordnung — und daraus eine Ubergewinnsteuer —
Frau Tillmann hat es ausgefiihrt — ableiten. Sie sind sich
also dessen klar — das haben Sie eben ausgefiihrt — und
gehen offen in einen Verfassungsbruch. Dann wiirde ich
vielleicht Herrn Haldenwang den Tipp geben, mal ge-
nauer bei der SPD hinzuschauen als laufend bei uns
oder vielleicht auch bei den StraBenklebern und nicht
immer bei den Menschen, die gegen Thre Coronapolitik
demonstrieren. Wenn Sie mir das erldutern, ware ich sehr
dankbar.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Mochten Sie antworten, Herr Daldrup? — Bitte schon.

Bernhard Daldrup (SPD):

Ich kann ganz kurz antworten, Herr Gottschalk. Sie
haben mit der Frage angefangen, ob Sie mich richtig ver-
standen haben, und haben hinterher sozusagen die Kurve
gekriegt und gefragt, ob ich Sie richtig verstanden habe.
Ich weil} jetzt nicht, was Sie verstanden haben und was
Sie nicht verstanden haben.

(Kay Gottschalk [AfD]: Ich habe mich klar
ausgedriickt!)
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Bernhard Daldrup

Das konnen wir bei Gelegenheit noch mal klarstellen. Ich
weill sehr wohl, dass die Féahigkeit, etwas zu verstehen,
bei Thnen nicht von der Beratungszeit abhéngt.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Zurufe von der AfD: Abwéhlen!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Das Wort hat Sebastian Brehm fiir die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Jahressteuergesetze sind ja immer komplexe
Angelegenheiten. Beim diesjahrigen Jahressteuergesetz
hatte allein der Referentenentwurf 142 Seiten. Es gab
70 Anderungsantriige; Kollege Daldrup hat es erwihnt.
16 verschiedene Gesetze und Verordnungen werden um-
fasst. Letztlich handelt es sich eben doch um ein Sam-
melsurium wie in jedem Jahressteuergesetz.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Gesamtkunstwerk!)

Und eines muss man der Ampel lassen: lhr ist es in
diesem Jahr gelungen, einen gewissen roten oder rot-
gelb-griinen Faden in all diese Anderungen zu bringen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

— Klatschen Sie nicht zu friih! — Der rote Faden ist: Fast
alle Anderungen sind in irgendeiner Weise unstimmig,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD — Bernhard Daldrup [SPD]: Un-
strittig!)

Erstens: Praxisuntauglichkeit der Vorschriften.
(Lachen des Abg. Markus Herbrand [FDP])

Zweitens: mutmaBliche Verfassungswidrigkeit von Vor-
schriften. Drittens: offener Wahlbetrug, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD — Christian Petry [SPD]: Darun-
ter geht’s bei Thnen nicht mehr! — Katharina
Beck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Geht’s
eine Nummer kleiner?)

Ich will das nicht nur behaupten, sondern ich will jede
Unstimmigkeitsart auch mit einem konkreten Beispiel
versehen, angefangen — erstens — mit der fehlenden Pra-
xistauglichkeit.

(Zuruf des Abg. Johannes Schraps [SPD])

Die von der Ampel vorgenommene Besteuerung der
Energiepreispauschale flir Rentnerinnen und Rentner so-
wie die Besteuerung des Gasabschlags sind handwerklich
so schlecht, dass die Bundesldnder sogar drohen mussten

oder drohen werden, in den Vermittlungsausschuss zu
gehen, weil sie fiirchten, dass damit eine i{iberbordende
Biirokratie verbunden ist

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nee, chrlich gesagt, machen sie das
aus politischen Griinden! Und das wissen Sie
auch ganz genau!)

und das Veranlagungsverfahren in den Finanzémtern sto-
cken wird. Herr Marvi, Sie haben gesagt, Sie hétten ir-
gendwie vereinfacht. Was Sie hier machen, bedeutet pu-
res Verwaltungsbiirokratiechaos. Darunter muss man das
subsumieren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Michael Schrodi
[SPD]: Homeoffice-Pauschale, Pauschbetrag,
das alles wollen Sie nicht? — Zuruf des Abg.
Christian Petry [SPD])

Zweitens: die Verfassungswidrigkeit. Der fachlich
nicht zustdndige Wirtschaftsminister hat mit seinen Be-
ratern auf der falschen Rechtsgrundlage eine diskrimi-
nierende Ubergewinnsteuer geschaffen, die in einigen
Féllen sogar zu erheblichen Besteuerungen fiihren wird.
Wenn man schon Umverteilung vornehmen will, dann
muss man es wenigstens richtig machen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, und zwar auch fachlich richtig. In der
offentlichen Anhdrung am Montag haben die Sachver-
stindigen keinen Zweifel daran gelassen, dass das, was
die Ampel hier plant, unionsrechtswidrig und verfas-
sungswidrig ist. Wir werden sehen, wie das ausgeht.

Drittens: der offene Wahlbetrug. Die FDP hat im Wahl-
kampf versprochen: ,,Es wird keine Steuererhhungen
geben”,

(Zuruf von der FDP: Es gibt auch keine!)

und hat gesagt — ich kann nur wiederholen, was ich ges-
tern in der Debatte zitiert habe —: ,,Steuererhéhungen sind
Sabotage am Aufschwung.*

(Dr. Sebastian Schifer [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Es gibt keine Steuererhohung! —
Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Es wird keine Steuererh6hung geben!)

Erst am 28. November — das muss man einfach auch noch
mal heute hier erwdhnen — hat der Bundesfinanzminister
Christian Lindner beim Zentralverband des Deutschen
Handwerks gesagt: ,,Wir sind in der Vorweihnachtszeit:
Firchtet euch nicht.

(Markus Herbrand [FDP]: Der Textbaustein
von gestern!)

— Man muss das noch mal wiederholen; denn das ist erst
vor vier Tagen gesagt worden.

(Lachen bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der FDP — Stefan
Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Es
wird auch nicht richtig, wenn Sie es noch mal
wiederholen!)

— Sie lachen, aber die Menschen da drauflen lachen nicht,
weil Sie mit Thren Hénden tief in die Geldbeutel der
Menschen greifen
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Sebastian Brehm
(Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist doch Unsinn! Das stimmt nicht!
Das wissen Sie auch!)

und ihnen das hart ersparte Geld wegnehmen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist die Wahrheit. Wenn Sie hier lachen, lacht draufien
iiberhaupt niemand mehr, weil die Menschen kalt ent-
eignet werden,

(Zuruf: Unfassbar!)

und zwar von der FDP und dem Bundesfinanzminister
Christian Lindner, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD — Zuruf der Abg. Dr. Marie-
Agnes Strack-Zimmermann [FDP])

Das ist quasi ein Kleben in den Geldbeutel der Men-
schen — im iibertragenen Sinn, wenn Sie das Wording
vielleicht verstehen.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Mochten Sie, Herr Kollege, eine Zwischenfrage zulas-
sen?

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Selbstverstandlich gerne.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Bitte sehr.

Dr. Florian Toncar (FDP):

Vielen Dank. — Herr Kollege Brehm, ich bin, wie ich
bekennen muss, groler Bewunderer der bayerischen Tra-
dition, auch im Bierzelt politische Reden zu halten, und
nehme auch gern Anteil daran, dass es Thnen regelméBig
gelingt, ausgerechnet in der trockenen Steuerpolitik diese
gute bayerische Tradition sogar in den Plenarsaal des
Deutschen Bundestages zu tragen. Herzlichen Gliick-
wunsch dazu!

(Heiterkeit der Abg. Katharina Beck [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Friither war es so, dass die Union, wenn das Bundes-
verfassungsgericht bestimmte Dinge verlangt hat, zumin-
dest noch ein bisschen zugehdrt hat. Das spielt fiir Sie
beim Thema Erbschaftsteuer gar keine Rolle mehr.

Ich will Sie jetzt aber etwas anderes fragen. Das Jah-
ressteuergesetz wird im Bundesrat behandelt werden, und
die B-Lander-Seite, die unionsgefiihrten Landesregierun-
gen, haben drei Themen aus dem Jahressteuergesetz, aus
142 Seiten, fiir den Vermittlungsausschuss angemeldet.
Und — oh Wunder! — das von lhnen gerade mit grolem
Getdse angesprochene Thema, ndmlich das Thema der
Bewertung fiir die Zwecke der Erbschaftsteuer, wurde
von der Unionsseite fiir den Vermittlungsausschuss nicht
angemeldet.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Was? — Markus
Herbrand [FDP]: Ach?)

Es wird also im Bundesrat akzeptiert werden.

Ich wiirde von Thnen jetzt einfach gerne wissen, wie es
sein kann, dass Sie dieses Thema hier riesengrof3 skanda-
lisieren und es dort, wo die Wahrheit auf dem Platz liegt,
wo die Union mitreden kann, noch nicht einmal fiir eine
weitere Beratung angemeldet wird. Herr Kollege, haben
Sie dafiir eine Erkldrung?

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN - Konstantin Kuhle
[FDP]: Heuchelei!)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):

Lieber Kollege Toncar, herzlichen Dank, dass Sie mir
noch mal die Gelegenheit geben, hier ein bisschen aus-
zuftihren. Ob das, was Sie vorhaben, verfassungsrecht-
lich geboten ist, kann man diskutieren.

(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der
FDP — Michael Schrodi [SPD]: Das Verfas-
sungsrecht ist bei Ihnen wirklich nicht gut auf-
gehoben!)

Das ist liberhaupt keine Frage; das habe ich gestern auch
gesagt. Es geht ja darum, den gemeinen Wert der Immo-
bilie darzustellen. Da brauchen Sie mir keine Nachhilfe
geben. Aber es ist auch nicht verboten, die Freibetrige
anzuheben.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Sie haben namlich angekiindigt, auch der Bundesfinanz-
minister hat angekiindigt, die Freibetrdge anzuheben, und
passiert ist gar nichts.

Bezogen auf Thre Frage zum Bundesrat empfehle ich
Thnen, den Antrag des Freistaats Bayern zu genau dieser
Sache — Erhohung der Freibetrige — zur Kenntnis zu
nehmen.

(Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das haben wir gestern gut begriindet,
warum der Quatsch ist!)

Und wenn Sie es als FDP ernst meinen wiirden, dann
wiirden Sie diesem Antrag des Freistaats Bayern im Bun-
desrat zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann hétten wir das Thema erledigt. Erh6hung der Werte
und Erh6hung der Freibetrage — das wire fiir uns in Ord-
nung.

(Stefan Schmidt [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie haben unrecht, aber das ist Thnen
scheinbar egal!)

Wir haben zusitzlich noch die Frage der Regionalitdt
und der Regionalisierung der Erbschaftsteuer ein-
gebracht. Ich denke, wenn Sie es ernst meinen, dann
kdnnen wir das miteinander umsetzen, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir kénnen diesem Jahressteuergesetz aufgrund der
drei Faktoren, die ich genannt habe — keine Verfassungs-
miBigkeit, viel zu viel Biirokratie, die Frage der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer —, nicht zustimmen, auch
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wenn ich nicht verschweigen will, dass einige Punkte
umgesetzt worden sind, die fiir sich gesehen in Ordnung
sind:

(Beifall des Abg. Markus Herbrand [FDP])

Sie verstetigen die Homeoffice-Pauschale, iibrigens eine
Idee der CSU.

(Beifall des Abg. Stefan Miiller [Erlangen]
[CDU/CSU] — Widerspruch bei der SPD)

Danke, dass Sie das verstetigen! Sie haben das letzte Mal
sogar fast dagegen geredet. Wir als CDU/CSU haben das
ins Rennen gebracht. Die Verldngerung der Sonder-
abschreibung fiir den Mietwohnungsneubau, auch eine
CDU/CSU-Idee, die Sie das letzte Mal kritisiert haben,
weil sie die Reichen nur reicher machen wiirde, setzen
Sie jetzt um.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT])

Eine spite Erkenntnis, aber auch in Ordnung!

Was aber natiirlich nicht dabei ist: die Beseitigung der
kiinftigen Doppelbesteuerung bei den Renten — Sie haben
immer angekiindigt, das zu tun —, die Modernisierung der
Unternehmensbesteuerung und das Vorziehen des Ab-
baus der kalten Progression auf 2022.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das war eine AfD-
Forderung!)

Deswegen konnen wir diesem Gesetz nicht zustimmen.
Wir Iehnen dieses Gesetz ab. Sie machen als Ampel die
Menschen in unserem Land Tag fiir Tag drmer.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein! — Stefan Schmidt [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Stimmt doch nicht!
Frau Tillmann sagt: Das kostet einen Haufen
Geld! Sie sagen: Das bringt einen Haufen
Geld! Also was?)

Dagegen wehren wir uns mit aller Entschiedenheit.
Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Stefan Schmidt hat das Wort fiir Biindnis 90/Die Grii-
nen, mit Mikro sogar; er muss gar nicht weiter dazwi-
schenrufen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Stefan Schmidt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ich rede ja schon die ganze Zeit. — Sehr geehrte Frau
Prasidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Massiv gestiegene Energiepreise, hohe Inflation, ein un-
stillbarer Durst nach Ol und Gas — Putins Angriffskrieg
gegen die Ukraine wirft lange Schatten. Mit dem Jahres-
steuergesetz nehmen wir die Krisen ganz gezielt in den
Fokus. Wir entlasten nicht nur die breite Bevolkerung, die
Unternehmen, die Kommunen. Wir geben auch erneuer-
baren Energien noch mal einen kréftigen Schub. Ich be-

haupte: Wir haben das Jahressteuergesetz zu einem ech-
ten Entlastungspaket IV gemacht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Besonders freue ich mich iiber unsere Beschliisse zur
Photovoltaik; es wurde an anderer Stelle schon angespro-
chen. Menschen mit Photovoltaikanlagen auf dem Dach
leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur Energiesicher-
heit und Energiewende. Deswegen ist es ldngst an der
Zeit, dass wir sie von steuerlichen und biirokratischen
Hiirden entlasten und befreien. Wer eine Anlage auf
dem Dach hat, muss dafiir keine Einkommensteuer, keine
Gewerbesteuer, keine Umsatzsteuer bezahlen. Und wir
Griine haben erreicht, dass die Ertrige sogar riickwirkend
fiir dieses Jahr von der Steuer befreit werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es profitieren also alle: die, die sich in der Vergangenheit
flir eine Photovoltaikanlage entschieden haben, und alle,
die diesem Vorbild nun folgen. So werden eigene Anla-
gen auf dem Dach noch attraktiver. Das ist ein wichtiger
Schritt, um uns von der fossilen Abhéngigkeit zu befrei-
en.

Mit dem Jahressteuergesetz unterstiitzen wir auch viele
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beim mobilen Ar-
beiten, und zwar auch diejenigen, die kein separates Ar-
beitszimmer zu Hause haben. Wir entfristen die Home-
office-Pauschale. Wir machen es steuerlich attraktiv, auf
das tigliche Pendeln ins Biiro zu verzichten. Damit pas-
sen wir das Steuerrecht an die moderne Arbeitswelt an
und entlasten auch hier die Menschen.

(Beifall der Abg. Katharina Beck [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Auch fiir die Kommunen und den 6ffentlichen Sektor
haben wir etwas rausgeholt. Unsere Stidte und Gemein-
den, auch die Forschungslandschaft, sie leiden extrem
unter der aktuellen Krise. Deshalb haben wir entschieden,
die Ubergangsregelung zu § 2b des Umsatzsteuergesetzes
zu verldangern. Das heifit im Klartext: Wir befreien
Dienstleistungen der 6ffentlichen Hand fiir zwei weitere
Jahre — bis Ende 2024 — von der Umsatzsteuer. Damit
verschaffen wir uns Zeit, um rechtliche Unklarheiten zu
beseitigen, und geben den Machern vor Ort die steuer-
liche und biirokratische Atempause, die sie jetzt brau-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben aus einem
guten Gesetzentwurf ein echtes Entlastungspaket IV ge-
macht. Wir entlasten die breite Masse, die Biirgerinnen
und Biirger, die Unternechmen, die Kommunen. Wir
schieben die Energiewende an. Mit den Beratungen
zum Jahressteuergesetz haben wir als Fortschrittskoali-
tion wieder mal gezeigt: Wir haben den Mut, um wichtige
Weichen zu stellen und das Land erfolgreich aus der
Krise zu fithren. Dafiir herzlichen Dank.

Herzlichen Dank fiir die guten Beratungen.
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Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kollege.

Stefan Schmidt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Danke an die Kolleginnen und Kollegen, die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter und das Bundesministerium der
Finanzen.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Und Thnen auch vielen Dank fiir die Rede.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der FDP)

Stefan Schmidt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Vielen Dank, Frau Préisidentin.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP — Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Der
CSU habt ihr nicht gedankt!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Tim Kliissendorf hat das Wort fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Tim Kliussendorf (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zunéchst einmal mochte ich mich dem Dank
anschliefen. Das waren wirklich aufreibende Verhand-
lungsrunden. Wir haben 18 Stiick an der Zahl miteinander
verbringen diirfen. Wir haben, glaube ich, eine Menge an
wichtigen Themen diskutiert, und das Ergebnis kann sich
heute sehen lassen. Also: Vielen Dank noch mal an die
beiden anderen Ampelfraktionen und an meine Co-Be-
richterstatterin!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Der Kollege Daldrup hat es schon angekiindigt: Ich
darf heute noch was zu den PV-Anlagen sagen, habe
das auch in meiner letzten Rede schon getan. Wire ich
jetzt der Kollege Lindner, wiirde ich sagen: Wir entfes-
seln die Freiheitsenergien.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des
Abg. Bernhard Daldrup [SPD])

Ich begniige mich aber damit, zu sagen, dass wir PV-An-
lagen einfach attraktiver machen. Drei Punkte dazu:

Der erste Punkt ist: Wir machen Anlagen bis 30 kWp
ertragsteuerfrei. Das ist, glaube ich, ganz wichtig, weil
wir bisher Anlagen mit durchschnittlich 7 bis 15 kWp
haben. Der Grenzwert war bisher bei 10 kWp. Das ist
ein ganz wichtiger Punkt, um dort fiir Entlastung zu
sorgen.

Der zweite Punkt ist der Nullsteuersatz in der Umsatz-
steuer, der, glaube ich, ganz viele Menschen von der
Biirokratie befreit. Bisher stehen sie vor der Entschei-

dung: Entweder sie nutzen bei der Solarenergie die Klein-
unternehmerregelung, bekommen aber die Umsatzsteuer
nicht zuriick — das ist besonders bei der Anschaffung ein
Nachteil; denn so eine Anlage kostet gut und gerne mal
30 000 Euro; dann auf 6 000 Euro einfach zu verzichten,
wire besonders schade —, oder sie melden die Umsatz-
steuer an, bekommen sie bei der Anschaffung zuriick,
aber miissen dann alle zwei Monate die Umsatzsteuer
anmelden. Das ist besonders viel Biirokratie. Hier sorgen
wir fiir Anreize, ohne finanzielle Nachteile in die Klein-
unternehmerregelung zu wechseln. Das ist auch ein ganz
wichtiger Punkt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Der dritte Punkt ist, dass wir den Lohnsteuerhilfever-
einen erlauben, bei dem Thema zu beraten. Das ist,
glaube ich, auch noch mal eine Abrundung der ganzen
Angelegenheit. So wird es deutlich attraktiver und ein-
facher fiir Menschen, sich eine PV-Anlage aufs Dach zu
setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dennoch mochte ich jetzt auch noch was zur Union
sagen, weil mich das in der Debatte doch sehr geédrgert
hat. Herr Brehm hat davon gesprochen, dass wir in unse-
rem Gesetz unstimmig sind.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ja!)

Ich hatte eher den Eindruck, dass Sie in Threr Argumen-
tation unstimmig sind. Frau Tillmann hat als Erstes ge-
sprochen und hat die ganze Zeit davon gesprochen, wir
wiirden entlasten und wiirden die Schuldenbremse ge-
fahrden. Die Halfte ihrer Redezeit ging dariiber, dass
das eine Gefahr fiir die Schuldenbremse sei.

(Zuruf der Abg. Antje Tillmann [CDU/CSU])

Sie haben paar Minuten spdter davon gesprochen, dass
wir die Steuern exorbitant erhGhen,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ja, klar!
Stimmt ja auch!)

dass wir viel mehr Einnahmen haben, dass der Staat da in
die Taschen greift. Sie miissen sich schon entscheiden,
welche Strategie Sie hier in Thren Reden anwenden!
Denn es wire deutlich plausibler, wenn das einen Sinn
ergeben wiirde.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Sie ha-
ben die hochsten Steuereinnahmen seit Beste-
hen der Bundesrepublik! Die hochsten! Wegen
hoherer Steuern!)

Ein letzter Punkt noch. Wir haben die Diskussion ja
gestern schon gefiihrt, und anscheinend reicht Thnen das
immer noch nicht. Die Immobilienwertermittlungs-
verordnung wurde von Threm eigenen CSU-Minister
Seehofer in die Wege geleitet. Das ist noch mal ganz
wichtig zu betonen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)
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Es ist keine Erhohung der Erbschaftsteuer. Das wére
schén, ist aber mit der FDP nicht zu machen.

(Beifall bei der FDP — Konstantin Kuhle
[FDP]: So ist es!)

Dariiber koénnen wir noch mal diskutieren. Wir kénnen
gerne iiber die Freibetrdge reden, aber nur dann, wenn wir
die betrieblichen Vermdgen endlich anpacken und nicht
mehr weiter zusehen, wie hier Milliarden Euro an Erb-
schaftsteuer jedes Jahr am Staat vorbeigehen. Das ist die
wirkliche Gerechtigkeitsliicke, und dafiir werden wir uns
weiterhin einsetzen. Ich bitte um Thre Zustimmung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Ich schlieBe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung tiber den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Jahressteuer-
gesetzes 2022. Der Finanzausschuss empfiehlt in seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/4729, den
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksachen
20/3879 und 20/4229 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Die Fraktion der AfD hat beantragt, {iber den
Gesetzentwurf in der Ausschussfassung getrennt ab-
zustimmen, und zwar zum einen iber die Artikel 29
und 40 des Gesetzentwurfs — Anderung des Finanzver-
waltungsgesetzes sowie des Gesetzes zur Einfiihrung ei-
nes
EU-Energiekrisenbeitrages nach der Verordnung
(EU) 2022/1854 — und zum anderen iiber den Gesetzent-
wurf im Ubrigen.

Ich rufe also zunéchst auf die iibrigen Teile des Gesetz-
entwurfes in der Ausschussfassung. Ich bitte diejenigen,
die die tbrigen Teile des Gesetzentwurfs in der Aus-
schussfassung mit ihrem Ja versehen wollen, um das
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt
sich? — Die iibrigen Teile des Gesetzentwurfes sind an-
genommen. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktionen.
Dagegengestimmt hat die Unionsfraktion. Enthalten ha-
ben sich Linke und AfD.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Entschuldigung!)

— Bitte? Doch nicht? — Die AfD korrigiert ihr Abstim-
mungsverhalten und hat zugestimmt.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Dann muss ich auch
noch mal korrigieren!)

Ich rufe nun auf die Artikel 29 und 40 in der Aus-
schussfassung. Die Fraktion der AfD hat hier namentli-
che Abstimmung verlangt. Sie haben dafiir jetzt 20 Minu-
ten Zeit. Die Abstimmung erfolgt in der Westlobby.
Unmittelbar nach Er6ffnung der namentlichen Abstim-
mung werden wir noch weitere Abstimmungen durch-
fithren. Deswegen bitte ich die Kolleginnen und Kolle-
gen, nicht den Saal zu verlassen, sondern im Gegenteil
noch im Saal zu bleiben.

Die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer haben die
vorgesehenen Plitze eingenommen. Dafiir bedanke ich
mich sehr. Die Urnen sind also besetzt.

Ich erdffne die namentliche Abstimmung iiber den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung. Die Abstimmung wer-
den wir um 13.07 Uhr oder 13.08 Uhr schlie3en, je nach-
dem. Das bevorstehende Ende wird Thnen dann hier noch
einmal bekannt gegeben."

Jetzt kommen wir zur Beschlussempfehlung des Fi-
nanzausschusses zu dem Antrag der Fraktion der AfD
mit dem Titel , TarifermiBigung bei Einkiinften aus
Land- und Forstwirtschaft fortfithren™. Der Ausschuss
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache
20/3772, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 20/2535 abzulehnen. Wer stimmt fiir diese Be-
schlussempfehlung? — Das sind die Koalitionsfraktionen,
Die Linke und die Union. Wer stimmt dagegen? — Das ist
die AfD-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? — Das ist nicht
der Fall. Dann ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem
Titel ,,Fehlender Vertrauens- und Rechtsschutz bei der
Besteuerung von Photovoltaikanlagen und Blockheiz-
kraftwerken®. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/3623, den Antrag
der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/2617 abzuleh-
nen. Wer stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? — Das
sind die Koalitionsfraktionen, die CDU/CSU und Die
Linke. Wer stimmt dagegen? — Das ist die AfD-Fraktion.
Gibt es Enthaltungen? — Das ist nicht der Fall. Dann ist
die Beschlussempfehlung angenommen.

Weitere Abstimmungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt werden wir nach Tagesordnungspunkt 34 durch-
fithren.

Jetzt rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 33 a:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Mehr Tempo fiir Barrierefreiheit und einen
inklusiven Sozialraum

Drucksache 20/4676

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales (f)

Ausschuss fiir Inneres und Heimat

Rechtsausschuss

Wirtschaftsausschuss

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss fiir Gesundheit

Verkehrsausschuss

Ausschuss fiir Digitales

Ausschuss fiir Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen
Haushaltsausschuss

Hierzu ist es verabredet, 39 Minuten zu debattieren.

Es wire schon, wenn jetzt relativ schnell gewechselt
wird, damit wir die Abwicklung unserer Tagesordnung
insgesamt nicht zu weit hinauszogern. Dafiir schon ein-
mal herzlichen Dank!

Ich erdffne die Aussprache.

Das Wort hat Wilfried Oellers fiir die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wilfried Oellers (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! ,,We-
gen Verzdgerungen im Betriebsablauf — geiibte Bahn-
fahrerinnen und Bahnfahrer unter Ihnen wissen, was jetzt
kommt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, das
kann ich nur bestitigen!)

Wer mit der Bahn unterwegs ist, braucht oft viel Zeit und
Geduld. Davon wissen nicht nur diejenigen, die in diesen
Wochen die Strecke zwischen Berlin und Hannover be-
waltigen miissen, ein Liedchen zu singen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Berlin—
Kéln: sieben bis neun Stunden!)

Viel Zeit und Geduld mitbringen: Fiir viele Menschen
mit Behinderungen ist dies nicht nur ein temporéres Pro-
blem, sondern gehort zum Alltag, nicht nur im Bahnver-
kehr, wenn der gewiinschte Zielbahnhof keinen Fahrstuhl
hat, das Servicepersonal nur bis zum frithen Abend im
Einsatz ist oder der Rollstuhlplatz im ICE schon aus-
gebucht ist. Genauso ist es, wenn die Produktinformation
im Einkaufsregal fiir sehbehinderte Menschen nicht les-
bar ist oder die Suche nach der Facharztpraxis mit hohen-
verstellbaren Untersuchungsgeriten oder Informationen
in leichter Sprache zum zeitraubenden Unterfangen wird.
Manchmal kdénnen Zeit und Geduld auch zur Lebens-
gefahr werden, so wie 2021 in Sinzig, als Menschen mit
kognitiven Beeintrachtigungen nicht rechtzeitig gewarnt
wurden und in den Fluten ertranken.

Diese wenigen Beispiele zeigen: Der Weg hin zu einer
barrierefreien Gesellschaft, an der Menschen mit und
ohne Behinderung in allen Lebensbereichen teilhaben
konnen, von der aber auch Eltern mit Kinderwagen oder
dltere Menschen profitieren, ist kein leichter, auch wenn
wir in den letzten Jahren viel geschafft haben und erdacht
haben. Ich denke hier an die Erweiterung des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes, das Barrierefreiheitsstér-
kungsgesetz, viele weitere gesetzlichen Malnahmen
und die InitiativeSozialraumInklusiv des Bundesministe-
riums fiir Arbeit und Soziales und der Bundesfachstelle
Barrierefreiheit.

Letztere Initiative, aber vor allem viele Begegnungen
mit Menschen mit Behinderungen und anderen Akteuren
haben uns als Unionsfraktionen gute Anregungen gelie-
fert flir ein ausfiihrliches Zehn-Punkte-Papier fiir einen
inklusiven Sozialraum, dessen Lektiire ich sehr empfehle,

(Beifall des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])
und fiir den Antrag, den wir IThnen heute vorlegen.

Es ist das erste Mal, dass wir in dieser Legislaturpe-
riode hier im Plenum tiber Barrierefreiheit diskutieren,

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Das stimmt doch
nicht!)

was durchaus erstaunt, wenn man in den Koalitionsver-
trag der Ampel schaut. Doch von den dort genannten
ambitionierten Vorhaben hat bislang keines den Bundes-
tag erreicht. Immerhin: Aus dem urspriinglich angekiin-
digten Bundesprogramm Barrierefreiheit wird zwar erst
mal nichts, aber gerade noch rechtzeitig vor dem morgi-
gen Internationalen Tag der Menschen mit Behinderung

hat die Bundesregierung am Mittwoch eine Bundesini-
tiative Barrierefreiheit verabschiedet. Loblich und gut,
was darin angekiindigt wird, aber schon das Papier des
Koalitionsvertrags war bisher recht geduldig.

Eins zumindest eint die Bundesinitiative und unseren
Antrag: Barrierefreiheit ist ein Querschnittsthema. Mobi-
litdt, Bauen und Wohnen, Gesundheit, Digitalisierung,
Katastrophenschutz, aber auch Produktentwicklung und
politische Partizipation — das sind langst nicht alle, aber
einige wichtige Lebensbereiche, die wir uns heraus-
gegriffen haben. Hier wollen wir férdern und fordern:
mehr Forderung, eine Aufstockung des KfW-Programms
»Altersgerecht Umbauen®, weitere KfW-Programme, un-
ter anderem fiir den Gesundheitsbereich und barrierefreie
Produktentwicklung. Verbunden mit einer Ubergangsfist
von fiinf Jahren und einer Uberforderungsklausel fordern
wir die rechtliche Verankerung von angemessenen Vor-
kehrungen auch im Privatbereich. Es muss endlich eine
Bestandsaufnahme und danach die umfassende barriere-
freie Umgestaltung aller 6ffentlich zugénglichen Bundes-
bauten geben. Ubrigens, gerade die Gebiude des Deut-
schen Bundestages diirfen gerne mit gutem Beispiel
vorangehen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der
LINKEN — Stephanie Aeffner [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Das stimmt!)

Mehr rechtliche Verbindlichkeit brauchen wir fiir die
Barrierefreiheit im OPNV. Wir machen konkrete Vor-
schldge fiir mehr Tempo bei der Barrierefreiheit im Bahn-
verkehr, im Taxiwesen und bei der barrierefreien Lade-
infrastruktur. Mehr bundesweite Einheitlichkeit brauchen
wir auch in Regelungen zur Barrierefreiheit im Bauord-
nungsrecht. Wir fordern auch eine Starkung der Barriere-
freiheit in der Aus- und Weiterbildung von Architekten
und Ingenieuren, bis hin zu einem eigenen Studiengang.
Wir brauchen ein triger- und ebeneniibergreifendes Be-
ratungs- und Unterstiitzungsnetz fiir Assistenz- und Pfle-
geangebote. Weitere Beispiele finden sich in unserem
Antrag.

Zu diesen und weiteren Bereichen machen wir Thnen
heute Vorschldge und bringen Gedanken ein in die Dis-
kussion. Gut ist: Wir beginnen bei allem nicht bei null.
Viele gute Beispiele machen Mut: ob inklusives Wohnen
und Unterstiitzungsangebote der Hamburger Stiftung
Alsterdorf, ein Gebardensprach-Avatar, der den Beipack-
zettel von Medikamenten erldutert, oder die Regional-
bahnstrecke in meinem Wahlkreis, an der mittlerweile
alle Bahnhofe barrierefrei umgebaut sind. Lassen Sie
uns gemeinsam an einer barrierefreien Gesellschaft in
allen Lebensbereichen arbeiten; denn weitere Verzoge-
rungen im Betriebsablauf sollten wir uns nicht leisten.
Und herzliche Griile an Gerald Huber!

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Takis Mehmet Ali hat jetzt das Wort fiir die SPD-Frak-
tion.
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Vizeprisidentin Katrin Goring-Eckardt
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Takis Mehmet Ali (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Der Antrag der Union trégt den Titel
,»Mehr Tempo fiir Barrierefreiheit und einen inklusiven
Sozialraum®. Wenn man dann mal so den Antrag durch-
liest, erfahrt man, bevor die ganze Aufzdhlung kommt,
die Ampel sei schon seit einem Jahr dran und habe noch
nicht geliefert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt ja
auch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir waren schon sehr
lange zusammen in einer Koalition. Da hétten wir 12 Jah-
re, 16 Jahre gemeinsam liefern kdnnen,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Oh Gott, das
hat so einen Bart! — Weiterer Zuruf von der
CDU/CSU: Nicht schon wieder!)

und das ist von Thnen geblockt worden. Ich glaube, die
einzige Blockade in diesem Land ist die Unionsfraktion!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP - Stephan Stracke [CDU/CSU]: Zwolf
Jahre SPD!)

— An uns ist es ja nicht gescheitert; an der Sozialdemo-
kratie sind die ganzen Vorhaben nicht gescheitert. Unsere
jetzigen Koalitionspartner, die FDP und die Griinen, ha-
ben zu Recht all das gefordert, was wir jetzt im Koali-
tionsvertrag verankert haben. Das ist mdglich, weil wir
jetzt eine progressive Regierung haben.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oah!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Herr Kollege, mochten Sie eine Zwischenfrage aus der
CDU/CSU-Fraktion zulassen?

Takis Mehmet Ali (SPD):
Ja, hatte ich noch nie. Gerne. Auf den Kollegen kann
man ja nicht sauer sein.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Na, ich weil nicht. Das werden wir ja schen. Ich
konnte sauer sein, wenn er zu lange spricht.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):

Ich werde mich kurzfassen. — Sehr geehrter Kollege
Mehmet Ali, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage
zulassen. — Da Sie jetzt auf die Regierungszeiten der
letzten Wahlperioden zu sprechen kommen und Sie
noch neu im Bundestag sind,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Der ist doch schon
ein Jahr hier!)

will ich fragen, ob Sie zur Kenntnis nehmen, dass wir
gerade in der letzten Legislaturperiode — ich habe es
eben in meiner Rede erwdhnt — schon mehrere grofie

Gesetzgebungsvorhaben auf den Weg gebracht haben.
Das Barrierefreiheitsstiarkungsgesetz war ein Beispiel
und das Behindertengleichstellungsgesetz das andere.

Der Hinweis sei mal erlaubt: In der letzten Legislatur-
periode war das erste Gesetz, das wir im Ausschuss fiir
Arbeit und Soziales hier im Deutschen Bundestag be-
schlossen haben, ein Gesetz, das gerade Menschen mit
Behinderung betraf, und zwar ging es um die Barriere-
freiheit von Gffentlichen Stellen und Behdrden. Das ha-
ben wir damals beschlossen. Das war das erste Gesetz,
und es sind noch zwei grofle Gesetzesvorhaben gefolgt.
Deswegen bitte ich Sie, das zur Kenntnis zu nehmen.

Takis Mehmet Ali (SPD):

Herr Oellers, vielen Dank. — Das ist mir natiirlich be-
wusst. Mir ist auch bewusst, dass wir es mit Thnen ge-
schafft haben, 2016 das groBartige Bundesteilhabegesetz
zu beschlieBen, das wirklich einen riesengroflen Schritt
zu einer inklusiven Welt gebracht hat. Aber letztendlich
kommen wir nur einen riesengrof3en Schritt weiter, wenn
wir dafiir auch die finanziellen Mittel zur Verfiigung stel-
len, und das ist mit Thnen einfach nicht moglich gewesen.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: SPD-Finanz-
minister!)

Das wird aber in dieser Koalition moglich sein, indem
wir vieles, was wir im Bereich des inklusiven Wohnungs-
baus und in der Mobilitdt vor uns haben, auch umsetzen
werden. Ohne Geld geht da gar nichts. Das haben Sie
auch blockiert; da ist nichts moglich gewesen. Das wer-
den wir jetzt machen.

Im Ubrigen: Wir haben jetzt die ersten Eckpunkte fiir
die Bundesinitiative Barrierefreiheit zur Verfiigung ge-
stellt. Das ist ja nur der Anfang. Wir werden ein riesen-
groBBes Bundesprogramm auflegen, ndmlich fiir ein voll-
umféanglich und ganzheitlich barrierefreies Deutschland.
Das war leider vorher mit Thnen nicht mdglich. Das muss
man auch ganz klar sagen.

(Beifall bei der SPD)

Aber wenn ich weitermachen darf: Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, Sie haben auch geschrieben, dass
wir mehr Tempo im Wohnungsbau brauchen. Ich erinnere
mich noch an 2009 — ich personlich war damals erst 17,
18 Jahre alt —, als die UN-Behindertenkonvention rati-
fiziert wurde. Ich kann mich erinnern, dass es ein Bun-
desland unter CDU-Fiihrung gab, Baden-Wiirttemberg
niamlich, das im selben Jahr der Ratifizierung der UN-
Behindertenrechtskonvention die Landesheimbauverord-
nung verabschiedet hat, den Bau von 24er-Wohnheimen.
Wihrend die UN-Behindertenrechtskonvention gefordert
hat, dass mehr selbstbestimmtes Wohnen, dass mehr per-
sonenzentriertes Wohnen gefordert werden soll, machte
Baden-Wiirttemberg nichts anderes, als 24er-Wohnheime
fir Menschen mit Behinderung zu fordern und Mittel
dafiir zur Verfiigung zu stellen und zudem noch Mittel
der Ausgleichsabgabe, die fiir den inklusiven Arbeits-
markt zur Verfiigung gestellt werden sollten, fiir den
Bau dieser 24er-Wohnheime zu verwenden.

Ich habe noch heute einen Leistungsbescheid von 2018
aus dem KV]JS, der ausdriicklich ausweist, dass Mittel der
Ausgleichsabgabe fiir 24er-Wohnheime verwendet wer-
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Takis Mehmet Ali

den. Und das werden wir verbieten, ndmlich mit dem
Antrag zur inklusiven Arbeitswelt, der Anfang nichsten
Jahres hier beraten werden wird. Mit ihm werden wir
verbieten, dass Mittel der Ausgleichsabgabe fiir solche
24er-Wohnheime genutzt werden kdnnen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Ergénzend noch: Tempo bei der barrierefreien Mobili-
tit. — Zwolf Jahre unionsgefiihrtes Verkehrsministerium:
Ramsauer, Dobrindt, Scheuer. Im Antrag fordern Sie eine
vollumféngliche barrierefreie Mobilitdt. Ich frage mich
aber auch hier, nachdem wir das auch gemeinsam in
den letzten Jahren hétten machen konnen: Warum kommt
das alles erst jetzt?

Herr Oellers, Sie wissen, ich mag Sie als Person. Sie
sind ein kompetenter Kollege. Aber das hétten wir doch
wirklich gemeinsam auch in der GroKo in den letzten
Jahren machen konnen. Warum haben wir das nicht ge-
macht? Das ist fiir mich eine riesengrof3e Frage. Deshalb
freue ich mich, dass wir das jetzt in der Ampel werden
umsetzen konnen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Zum Schluss: Sie haben im 20. Punkt Thres Antrags
den § 78 Absatz 5 SGB IX erwahnt. Da geht es um das
Ehrenamt und um die Assistenzleistungen.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Jetzt bin ich
aber gespannt!)

Das ist ein Problem, das tatsdchlich auch ich sehe. Des-
halb haben wir auch die Evaluation des Bundesteilhabe-
gesetzes im Koalitionsvertrag verankert. Aber ich sage
Thnen eins: Wenn wir es schaffen, dass das Bundesteil-
habegesetz in den Landern so ausgefiihrt wird, wie wir
das gemeinsam beschlossen haben, dann wird sich dieses
Problem von selbst erledigen. Wir miissen es aber auch
schaffen, dass jeder Mensch mit Behinderung zu seinem
Recht kommt, so wie wir das im SGB IX verankert ha-
ben. Dann, glaube ich, konnen wir wirklich auch zu einer
inklusiven Gemeinschaft kommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich freue
mich trotzdem auf die gemeinsame Zusammenarbeit,
und ich freue mich insbesondere, wenn Sie zukiinftig
unseren Antrdgen zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit fiir die na-
mentliche Abstimmung endet in vier Minuten. Wenn
noch ein Mitglied des Hauses anwesend ist, welches nicht
abgestimmt hat, dann wire jetzt die Gelegenheit, sich auf
den Weg zu machen, wie es ein Kollege auch gerade tut.
Ich bitte, draulen in den Géngen und in der Lobby zu

beriicksichtigen, dass um 13.07 Uhr diese Abstimmung
geschlossen werden soll.

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat der Abge-
ordnete Hannes Gnauck fiir die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Hannes Gnauck (AfD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Die Uni-
onsfraktion beklagt vollig zu Recht, dass die selbst-
ernannte Fortschrittskoalition zu wenig fiir Menschen
mit Behinderung macht, und legt mit diesem Antrag ein
umfassendes Maflnahmepaket vor. Die Bewusstseinsbil-
dung fiir das Thema der Barrierefreiheit insbesondere in
der Architekten- und Ingenieursausbildung soll gestérkt
werden. Sogar barrierefreie Taxiangebote, ein grofles
Problem im lidndlichen Raum, werden thematisiert, und
auch ein bundesweites Forderprogramm zum Aufbau
barrierefreier digitaler Infrastruktur und digitaler Kom-
petenzen in auflerbetrieblichen Ausbildungsstitten, aber
auch in den Werkstitten fiir behinderte Menschen wird
angestrebt.

Ihr Antrag beinhaltet tatsdchlich sehr gute Ansétze; das
muss man Thnen lassen. Aber so ein Antrag ist natiirlich
der blanke Hohn, wenn er ausgerechnet von der CDU/
CSU kommt. Ich weil, Sie wollen es nicht mehr horen,
aber man darf einfach nicht vergessen, dass Sie es waren,
die dieses Land nicht nur die letzten 16 Jahre, sondern
einen Grofiteil der Zeit seit Bestehen der Bundesrepublik
regiert, geprigt und moralisch wie materiell verwahrlost
haben.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kollegen von der Union, auch der Zustand des
Sozialwesens fillt zu einem nicht geringen Anteil in Ihre
Verantwortung. Warum fordern Sie diese Verbesserungen
also erst dann, wenn Sie mit der Umsetzung nichts mehr
zu tun haben miissen? In Thren Reihen sitzen ja offenbar
bewusste Sozialpolitiker. Aber warum konnten sich diese
in den letzten Jahrzehnten nicht mal darum kiimmern,
dass diese Dinge umgesetzt werden? Warum spielen Sie
sich gerade jetzt als soziale Stimme der Menschen mit
Behinderung auf? Entweder bestand nie der Wille, sich
wirklich um die Belange von Menschen mit Behinderung
zu kiimmern, oder es ist jetzt ganz plotzlich als taktisches
Kalkiil fiir Ihre Oppositionsdarstellung interessant ge-
worden.

(Beifall bei der AfD — Corinna Riiffer [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT]: Leider war es schon
immer so!)

Sie versuchen offenbar, mit diesem Thema das soziale
Profil Threr Partei aufzubessern, was, wenn wir mal ehr-
lich sind, historisch nicht gerade zur Eigenart der Christ-
demokratie gehorte. Und so kann man auch erkennen, wo
Sie in Threm Antrag dann etwas auf die Bremse treten;
denn der grofe Blindfleck in Threm Antrag und der De-
batte im Allgemeinen sind die Schwerbehinderten. Zum
Jahresende 2021 lebten rund 7,8 Millionen schwerbehin-
derte Menschen in Deutschland. Das sind fast 10 Prozent
der gesamten Bevdlkerung.
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Hannes Gnauck

Meine Damen und Herren, fiir diese Menschen ist es
zumeist sehr schwer, eine Festanstellung zu erwerben
und zu halten, nicht zuletzt, weil sich die Unternehmen
von der Quote einfach freikaufen kénnen, und das, meine
Damen und Herren, ist eine Ungerechtigkeit, die es end-
lich zu beseitigen gilt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD — Corinna
Riiffer [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]: Das ist
kein Freikaufen, das ist eine Ordnungswidrig-
keit!)

Um das zu schaffen, wire eine komplett neu konzipierte
Ausgleichsabgabe fiir Arbeitgeber vonnéten, die sich auf
dem Niveau eines monatlichen Durchschnittsgehalts ei-
nes Vollzeitbeschéftigten im Betrieb bewegt. Damit wére
endlich ein realistischer Anreiz fiir Privatunternechmer
und offentliche Arbeitgeber gegeben, um das gesetzliche
5-Prozent-Ziel in mittlerer Frist zu erreichen. Die hier-
durch erzielten Mehreinnahmen erweitern die finan-
ziellen Mittel des Integrationsamtes, die eine intensivere
Begleitung von Arbeitnehmern mit Behinderung ermog-
lichen.

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Warum fordern Sie nicht endlich die notwendigen
Schritte, damit endlich mehr Schwerbehinderte in Lohn
und Brot kommen und sich die Unternehmen nicht langer
billig freikaufen konnen? Das, liebe Kollegen von der
Union, wiirde doch mal echte Inklusion bedeuten; denn
das ist ein notwendiger Teil eines tatsdchlich sozialen
MaBnahmenpakets, und die AfD-Fraktion wird sich da-
rum kiimmern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit fiir die na-
mentliche Abstimmung ist abgelaufen.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine
Stimme nicht abgegeben hat? — Das ist nicht der Fall. Ich
schliefe die Abstimmung und bitte die Schriftfithrerinnen
und Schriftfiihrer, mit der Auszéhlung zu beginnen. Das
Ergebnis der Abstimmung wird Thnen spéter bekannt ge-
geben."

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat die Kol-
legin Stephanie Aeffner fiir die Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Stephanie Aeffner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich danke der Union ausdriicklich, dass sie uns
mit ithrem Antrag heute Gelegenheit gibt, liber dieses
wichtige Thema ,,Barrierfreiheit und inklusiver Sozial-
raum® zu reden.

D Ergebnis Seite 8817 C

13 Jahre nach Inkrafttreten der UN-Behindertenrechts-
konvention in Deutschland kdnnen Menschen mit Behin-
derung zu Recht erwarten, dass wir dafiir Sorge tragen,
dass sie in allen Lebensbereichen gleichberechtigt teilha-
ben konnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Barrierefreiheit ist dafiir Grundvoraussetzung. Und es
war eine rot-griine Bundesregierung, die 2002 das Be-
hindertengleichstellungsgesetz verabschiedet und damit
wirklich einen Meilenstein geschaffen hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der SPD)

Wir haben den Bund zur Barrierefreiheit verpflichtet, und
in der Folge sind auch in vielen Landesbehinderten-
gleichstellungsgesetzen eben solche Verpflichtungen auf-
genommen.

Eine Sache fehlt aber bis heute: die Verpflichtung zur
Herstellung von Barrierefreiheit im privaten Bereich; und
auch im offentlichen Bereich werden Vorgaben oft nicht
umgesetzt. Und genau das gehen wir jetzt endlich ge-
meinsam an.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Am Mittwoch sind die Eckpunkte der Bundesinitiative
Barrierefreiheit verabschiedet worden. Wir haben uns
viel vorgenommen. Wir wollen Private endlich zum Ab-
bau von Barrieren verpflichten. Wir wollen Schwer-
punkte setzen in den Bereichen Mobilitdt, Wohnen, Ge-
sundheit und Digitalisierung.

Sie, liebe Union, fordern jetzt mehr Tempo bei der
Barrierefreiheit. 16 Jahre lang gab es in Thren Koalitions-
vertrdgen vor allen Dingen vage Absichtserklarungen.
Sie wollten zum Beispiel priifen, ob man Private zu an-
gemessenen Vorkehrungen verpflichten kann, zuallererst
im Gesundheitssektor. Dass wir sage und schreibe nur
26 Prozent barrierefreie Arztpraxen haben, erzihlt uns
irgendwie, dass das nicht besonders erfolgreich war und
da noch viel Luft nach oben ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Jetzt wollen Sie angemessene Vorkehrungen einfiihren.
Das begriilen wir ausdriicklich. Aber die Verpflichtung
zum Abbau von Barrieren versehen Sie wieder nur mit
einem Priifauftrag und sagen: Schauen wir uns doch mal
das Gesetz in Osterreich an.

Ich sage Thnen: Wir arbeiten gerne mit Thnen an der
Erarbeitung der Verpflichtung zur Schaffung angemesse-
ner Vorkehrungen zusammen, aber haben Sie keine Angst
vor der Verpflichtung zum Abbau von Barrieren. Der
Americans with Disabilities Act 1990, das Osterreichi-
sche Behindertengleichstellungsgesetz 2016 oder in Eng-
land 2010 — in all diesen Léndern sind die Verpflichtun-
gen Realitét, und die Privatwirtschaft ist nicht kollabiert.
Im Gegenteil: Genau damit sorgen wir dafiir, dass die
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Stephanie Aeffner

Privatwirtschaft auch morgen noch Kunden hat — in Zei-
ten zunehmender Verlagerung in den Onlinehandel und
des demografischen Wandels.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit an dieser Stel-
le.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Matthias W. Birkwald fiir die
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von der SPD:
Matthias, sei nett!)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und Her-
ren! Der vorliegende Antrag der Unionsfraktion hat ein
neues Level an iibermiitiger Selbstbeweihrducherung und
politischer Vergesslichkeit erreicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Zurufe von der CDU/CSU:
Eijeijei! )

Wihrend Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der
CDU/CSU-Fraktion, ganze 16 Jahre — ich kann es Thnen
nicht ersparen — die Bundesregierung gefiihrt haben, sind
die durchaus vorhandenen Verbesserungen in dieser Zeit
doch sehr iiberschaubar. Noch immer scheitern zahlrei-
che Menschen mit Behinderungen beispielsweise an Bar-
rieren im Kino, beim Einkaufen, beim Sport, im Stra3en-
verkehr, in und mit Behorden oder im Gesundheitswesen.

Dass Sie in lhrer Zeit als Regierungsfraktion jedoch
vollkommen beratungsresistent waren, zeigt sich an Ih-
rem Abstimmungsverhalten in der Vergangenheit. 2020
hatte die Linksfraktion zehn Antridge flir eine bessere
Barrierefreiheit eingebracht. Die haben Sie alle abge-
lehnt.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die von der
SPD haben die auch abgelehnt!)

Stattdessen mussten wir uns anhdren: Machen wir, ist
gemacht, wird gemacht, haben wir ldngst erledigt. — Un-
sinn; denn Thre Bilanz ist verheerend:

Barrierefreier Wohnraum ist in Deutschland Goldstaub
und in der Realitét leider vollig unbezahlbar. Das Statis-
tische Bundesamt beziffert den Anteil an barrierefreien
Wohnungen auf nur 1,5 Prozent.

Die gleiche verheerende Bilanz auf dem Arbeitsmarkt:
Der Anteil der langzeitarbeitsuchenden Menschen mit
Behinderungen stieg von 41,2 Prozent vor der Pandemie
auf 46,5 Prozent danach.

Und auch die Kritik der Monitoring-Stelle der UN-
Behindertenrechtskonvention zum Gesundheitswesen ist
eindeutig: Sie stellt erhebliche Defizite fest — Zitat —:

Infolge der knappen Ressourcen in der Pandemie
haben die Barrieren und Benachteiligungen fiir diese
Personen

— fiir Menschen mit Behinderungen —

noch zugenommen.

Konkret heif3t das, dass lediglich jede vierte Arztpraxis
auch flir Menschen mit Behinderungen zugénglich ist.
Und das ist vollig inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie des Abg.
Jens Beeck [FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU-Frak-
tion, bei all [hrem oppositionellen, freundlichen Optimis-
mus: Diese Zahlen sind Thre Zahlen des Scheiterns fiir die
Politik Threr Regierungszeit seit 2005; und daran &ndern
auch einige gute Vorschldge in Threm Antrag nichts. Et-
was erfreulicher ist allerdings, dass Ihre damalige Junior-
partnerin, die SPD, nach langen Jahren des Nichtstuns
und Abstreitens

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD)

das Problem zumindest erkannt hat und diese Woche ein
Eckpunktepapier fiir mehr Barrierefreiheit vorgestellt
hat. Gut so!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Integraler Bestandteil dieses Konzeptes ist ein noch zu
griindender Beirat fiir die ,,Bundesinitiative Barrierefrei-
heit”, der bis 2025 ein Papier vorlegen moge. Das ist
unambitioniert, meine Damen und Herren; denn das be-
deutet fiir die Betroffenen, dass sie vor dem Jahre 2030
sicherlich wenig an Umsetzung und realer Verbesserung
zu erwarten haben; und das ist schlecht. Das Konstrukt
eines solchen Beirates darf nicht zu einer weiteren Ver-
schleppung von mehr Barrierefreiheit fithren.

Als Linker sage ich — letzter Satz — Wir brauchen
unverziliglich mehr Barrierefreiheit. Also, liebe Ampel-
koalition, kommen Sie in die Ginge, und zeigen Sie der
Union, dass Sie es besser konnen! Die Menschen mit
Behinderungen wiirden es Thnen danken.

Und ich danke Thnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fiir die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Jens Beeck
das Wort.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jens Beeck (FDP):

Hochverehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Herr Oellers, ich habe es beim letzten
Mal gemacht, ich mache es nicht schon wieder. Ich finde
es jedoch wirklich bemerkenswert, dass in Threm wiede-
rum genau 20 Punkte umfassenden Papier wieder
12 Punkte aus dem Koalitionsvertrag und dem aktuellen
Eckpunktepapier kommen

(Corinna Riiffer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wieder abgeschrieben!)

und sich ganz vieles andere an die Lander richtet.
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Jens Beeck

Aber wir sind im Advent, und deswegen will ich den
Schwerpunkt nicht so sehr wie der Kollege Birkwald
darauf legen, was in der Vergangenheit alles nicht funk-
tioniert hat, sondern ich will ihn darauf legen, dass es
tatsdchlich nur mit einer breiten Mehrheit in diesem
Hause und in den Landern moglich sein wird, die von
Thnen hier adressierten offenen Baustellen wirklich an-
zugehen. Das will ich im Einzelnen einmal machen:

Das unter Ziffer 1 Geforderte — verbesserte Programme
fiir mehr Barrierefreiheit, gefordert durch KfW und an-
dere — hatte einen haushalterischen Hoéhepunkt im
Jahr 2013 unter Schwarz-Gelb. Danach sind die Mittel
allerdings weniger geworden. Jetzt wachsen sie wieder
deutlich auf. Den gemeinsamen Appell haben wir in
den Haushaltsberatungen also umgesetzt.

Sie fordern dann die Verpflichtung Privater mit einer
Ubergangsfrist von fiinf Jahren. Das freut mich sehr;
denn die Koalitionsfraktionen, die damals in der Opposi-
tion waren, hatten Thnen — Sie erinnern sich — bei der
Umsetzung der EU-Richtlinie — unserem Barrierefrei-
heitsstirkungsgesetz — vorgeworfen, dass Sie 2025 zum
Teil, aber in der Masse eigentlich 2040 reingeschrieben
haben.

(Stephanie Aeffner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Hort! Hort!)

Die beriihmten Bankautomaten, um das noch mal zu sa-
gen, miissen in Deutschland nach dem, was Sie in der
letzten Wahlperiode, vor wenigen Jahren, beschlossen
haben, erst 2040 barrierefrei sein, und dann ibrigens
nicht mal barrierefrei aufgestellt; sie konnen also 2040
zwar barrierefrei sein, aber hinter einer Treppe stehen.
Das werden wir dndern. Das haben wir im Koalitions-
vertrag auch schon adressiert. Ich freue mich aber, dass
wir das jetzt gemeinsam machen.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Sie fordern dann, den 6ffentlichen Raum des Bundes
noch mal zu untersuchen, um eine Liste aufzustellen und
diese dann abzuarbeiten. Da sind wir ein Stiick weiter,
sowohl im Koalitionsvertrag als auch im Eckpunktepa-
pier der Bundesregierung. Wir wollen bauen und Barrie-
refreiheit herstellen; das steht sehr klar drin. Auch da
freuen wir uns tiber Thre Unterstiitzung, wenn es um die
haushalterischen Mittel geht.

Sie reden dann — das hat mich besonders iiberrascht —
vom Personenbeforderungsgesetz und dem Abweichen
vom Standard der Barrierefreiheit in der Mobilitit. Das
hitten Sie eigentlich noch besser wissen miissen als ich;
denn 2011 hat Schwarz-Gelb § 8 Absatz 3 Satz 3 Per-
sonenbeforderungsgesetz gedndert und gesagt: Zum
1. Januar 2022 erreichen wir im Regelfall die Barriere-
freiheit.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Im Regelfall!)

—Ja, Sie haben zugehort. — Allerdings reden Sie in Threm
Antrag von einer Frist, die abgelaufen ist. Deswegen
haben wir im Koalitionsvertrag sehr deutlich gesagt:
Wir wollen jetzt nicht noch weitere Ausnahmetat-
bestdnde schaffen, sondern wir wollen alle Ausnahme-

tatbestidnde bis 2026 beenden. Dafiir wollen wir die ge-
setzlichen Voraussetzungen in dieser Wahlperiode
schaffen. Ich bin sehr beruhigt, dass uns ein fithrender
Vertreter der Union dabei hilft, die Lander davon zu iiber-
zeugen, dass das der einzig richtige Weg ist. Machen wir
das, Herr Oellers, zusammen!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie fordern dann an verschiedenen Punkten zu Recht,
dass wir auch im Fernverkehr und im Regionalverkehr —
iibrigens der Deutschen Bahn — auf Barrierefreiheit set-
zen. Auch da erinnern Sie sich vielleicht daran, dass wir
hier in den Jahren 2020 und 2021 eine Auseinanderset-
zung dariiber hatten, dass unter Ihren Verkehrsministern
die Deutsche Bahn Bestellungen fiir Fahrzeuge ausgelost
hat — die vermutlich nicht einmal in dieser Wahlperiode
geliefert werden, aber dann 20, 30, 40 Jahre auf der
Schiene sind —, bei denen von Barrierefreiheit iiberhaupt
nicht die Rede sein kann.

(Corinna Riiffer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Peinlich! Peinlich!)

Im Regionalverkehr bei mir im Wahlkreis, in ganz
Niedersachsen, aber auch im Rest der Republik ist es
so, dass es die privaten Bahnen durchaus schaffen, im
Regionalverkehr Verkehrsmittel einzusetzen, in die ich
beispielsweise auch in einem Rollstuhl eigenstindig ein-
steigen und meinen Sitzplatz erreichen kann. Die Regio-
nalziige der Bahn, die bei mir fahren, erlauben mir zwar
auch den Einstieg. Aber dann stehe ich nur noch vor zwei
steilen Treppen — einer nach oben und einer nach unten.
Solche Fahrzeuge haben Sie erneut bestellt. Wir haben
sehr klar adressiert, dass wir diese Praxis nicht nur ge-
setzgeberisch, sondern auch als Eigentiimer der Bahn
beenden werden.

Ich freue mich sehr, dass der Niederflur-ICE des spa-
nischen Unternchmens Talgo alles, was Sie hier auf-
schreiben, bereits erfiillt. Umso unerfreulicher ist es,
dass er nicht ausgeliefert wird, weil es mit den Produkti-
ons- und Lieferketten an der Stelle Probleme gibt. Er wird
kommen. Ich bin sehr fest davon iiberzeugt, dass wir
diese technischen Gerdte auch in deutlich groferen
Mengen bestellen werden. Dann haben wir auch hier
einen gemeinsamen Punkt.

Ein letzter Satz zu den Assistenzhunden. Wir haben
darauf hingewiesen, dass Sie im letzten Jahr den Zutritt
geregelt haben. Tatsdchlich aber funktioniert er nicht.
Ganz herzlichen Dank an das BMAS, Frau Kollegin
Kramme, dass wir die Assistenzhundeverordnung mit
der einheitlichen Kennzeichnungspflicht noch in diesem
Jahr veroffentlichen werden. Dann kénnen wir das, was
Sie auch schon gesetzgeberisch wollten, endlich umset-
zen. Dass wir aullerdem Haushaltsmittel haben, um
100 Mensch-Tier-Paare zu fordern, ist ein weiterer sehr
guter Punkt. Also, wir sind auf einem gemeinsamen guten
Weg. Adventliche Stimmung: Lassen Sie es uns zusam-
men machen!

Frau Préasidentin, herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die SPD-Fraktion hat nun die Kollegin Angelika
Glockner das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der FDP)

Angelika Glockner (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Werte Kolleginnen und
Kollegen! Ja, morgen ist der 3. Dezember, der Interna-
tionale Tag der Menschen mit Behinderungen. Es ist ein
Aktionstag, an dem alljihrlich in der Offentlichkeit ver-
sucht wird, das Bewusstsein zu erneuern und zu schérfen,
dass sich Menschen mit Behinderungen im Alltag noch
immer zu vielen Barrieren gegeniibersehen: sei es die
Treppe im Eigenheim, der viel zu klein geschriebene Bei-
packzettel, die fehlende Gebérdensprache oder auch ein
hoher Bordstein im 6ffentlichen Raum. Trotz vieler Fort-
schritte: Es gibt noch viele Barrieren zu beseitigen. Das
ist und bleibt eine wichtige Aufgabe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die CDU/CSU hat beantragt, mehr Tempo zu machen
beim Ausbau der Barrierefreiheit. Die Uberschrift des
Antrags hort sich sehr ambitioniert an, doch wenn man
den Antrag liest, dann merkt man schnell: Sie stehen noch
immer auf der Bremse. Ich will das mal an einem Punkt
aufzeigen, den Sie aufgeschrieben haben. Sie fordern
schnellere Anderungen beim Personenbeférderungs-
gesetz, mehr Barrierefreiheit im OPNV. Abgesehen da-
von, dass wir das Thema bereits auf dem Schirm haben:
Dieses Gesetz haben wir in der gemeinsamen Koalition
zuletzt im Jahr 2021 geéndert. Ich muss Sie schon mal
ganz ehrlich fragen: Warum haben Sie diese Anderungen
nicht schon damals eingepflegt, wenn es Ihnen jetzt nicht
schnell genug geht? Erst auf der Bremse stehen, jetzt
Tempo machen — das passt nicht zusammen, das wirkt
einfach unglaubwiirdig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und des
Abg. Jens Beeck [FDP] — Wilfried Oellers
[CDU/CSU]: Na ja, Sie waren ja schon noch
dabei!)

Weiterhin fordern Sie mehr Personal beim Service an
den Fernbahnhofen. Ich will fiir meine Fraktion, die SPD,
ganz klar sagen: Wir wollen, dass Menschen mit Behin-
derungen selbstbestimmt reisen kdnnen; das ist iiberhaupt
kein Thema. Aber dieser Punkt in Threm Antrag ist nicht
durchdacht, vor allen Dingen nicht bis zum Ende. Sie
wissen schon, dass die Bahn auch ein Fachkréfteproblem
hat.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wenn
das das einzige Problem wire, das die Bahn
hat!)

Was sind denn eigentlich die Losungen, die Sie anbie-
ten? Wir arbeiten an Losungen, und wir legen konkrete
Beschliisse auf den Tisch: heute Morgen das Chancen-
Aufenthaltsgesetz, das Biirgergeld-Gesetz. Wir setzen
das Fachkriftecinwanderungsgesetz aufs Gleis. Wir tun
alles fiir zusitzliche Fachkréfte. Und Sie? Sie blockieren.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Ja, ja! Reden
Sie doch nicht so einen Schmarrn! — Wilfried
Oellers [CDU/CSU]: Das Biirgergeld-Gesetz
ist also ein richtig gutes Beispiel! — Gegenruf
der Abg. Beate Miiller-Gemmeke [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Doch, das ist gerade
ein gutes Beispiel! Gutes Beispiel fiir die Blo-
ckade der Union!)

— Ja, aber mit vielen Umwegen, Herr Oellers; das miissen
Sie auch schon sagen.

Ich will auch noch mal darauf hinweisen: Demnéchst
werden wir in diesem Haus auch einen Gesetzentwurf
beraten, der eine erhohte Ausgleichsabgabe vorsieht.
Dies ist auch unbedingt und dringend notwendig; denn
noch immer gibt es sehr viele Unternehmerinnen und
Unternehmer, die trotz Beschéftigungspflicht niemanden,
der eine Behinderung hat, in ihrem Haus beschéftigen
wollen. Das ist doch ein Punkt, auf den Sie in Threm
Antrag iiberhaupt nicht zu sprechen kommen. Aber
ohne eine hohere Ausgleichsabgabe werden wir die Bar-
rieren fiir Menschen mit Behinderungen hin zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt nicht iiberwinden kénnen. Des-
wegen bin ich froh, dass wir das jetzt aufs Gleis setzen.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundesregierung hat auch die Bundesinitiative Bar-
rierefreiheit aufs Gleis gesetzt und ein Eckpunktepapier
beschlossen.

In allen Bereichen — das wurde mehrfach erwihnt —
werden wir das Thema Barrierefreiheit anpacken, ge-
meinsam mit Lindern und Kommunen und selbstver-
standlich auch unter Mitwirkung der Menschen mit Be-
hinderungen, was in lhrem Antrag iiberhaupt nicht
erwahnt wird.

Ich fasse zusammen. Nach gut einem Jahr Regierungs-
zeit haben wir ein gutes Paket vorgelegt, um Barrierefrei-
heit zu schaffen. Es ist ein umfassendes Paket. Ihr Uni-
onsantrag ist meines Erachtens nicht bis zum Ende
gedacht. Er ist nicht konkret genug, er wird nicht wirken.
Nach heutigem Stand ist er aus meiner Sicht nicht zu-
stimmungsfahig. Ich freue mich aber dennoch auf die
weiteren Beratungen.

Herzlichen Dank und ein schones Wochenende.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fir die CDU/CSU-Fraktion hat nun Dr. Stefan Nacke
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Mehr Tempo fordern wir in unserem heutigen
Antrag ,,Mehr Tempo fiir Barrierefreiheit und einen in-
klusiven Sozialraum®. Mehr Tempo fordern aber auch
diejenigen, die wir mit unserem Antrag in den Blick
nehmen.
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Dr. Stefan Nacke

Beim Thema Inklusion denken viele zuerst an Men-
schen mit Behinderungen. Dabei geht es um viel mehr.
Es geht auch um die Mutter, die mit ihrem Kinderwagen
nicht durch den Kassenbereich eines Supermarktes
kommt. Es geht auch um den GroBvater, der seinen Enkel
in einer anderen Stadt besuchen will, aber den ICE ver-
passt, weil niemand da ist, der ihm beim Einsteigen hilft.
Auch diese beiden wiinschen sich von der Politik mehr
Tempo.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE] — Zurufe
von der SPD)

Fiir sie ginge es im Alltag viel schneller, wenn man auch
an ihre Bediirfnisse gedacht hitte.

Als Sozialethiker habe ich in meinem Studium gelernt,
dass man sich Politik und insbesondere Ordnungspolitik
spieltheoretisch vorstellen kann. Zwei Seiten miissen zu-
sammenwirken: Spielregeln auf der einen, Spielziige auf
der anderen Seite. Grundsétzliche ethische gesellschafts-
politische Ziele und Vorstellungen miissen auf der Ebene
der Spielregeln etabliert werden. So kdnnen sie als Rah-
menbedingungen fiir das Handeln des Einzelnen Anreize
entfalten.

Mit Blick auf unsere heutige Debatte glaube ich, dass
dieses zweidimensionale Modell zu kurz gedacht ist. Es
fehlt eine dritte Dimension. Um im Bild zu bleiben: Wir
miissen auch das Spielbrett mitdenken. Ich meine damit
einen Spielraum, der nicht einfach da ist, sondern immer
erst geschaffen und gestaltet werden muss. Nur so konnen
Menschen zu Mitspielern werden. Also: Spielregeln,
Spielziige und Spielraum. Erst diese dritte Dimension
bringt Ordnung in die Politik. Demnach ist Inklusions-
politik nicht noch etwas Hinzukommendes, ein schones
Extra oder so, sondern nichts mehr oder weniger als Ord-
nungspolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg.
Corinna Riiffer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Morgen ist Internationaler Tag der Menschen mit Be-
hinderungen. Deshalb haben wir mit unserem Antrag der
Ampel einen Merkzettel aufgeschrieben fiir eine smartere
Gesellschaft, deren Programme, Regeln, Strukturen und
urbane Hardware vom Nutzer her gedacht werden miis-
sen. Es geht um Bauliches, um Mobilitdt, um Digitalisie-
rung, um politische Beteiligung, um Katastrophenschutz
und um vieles mehr.

Eine unserer Anregungen mdchte ich aber besonders
herausgreifen; denn sie birgt groes Potenzial. Es geht
um das Thema ,,Design fiir Alle“. ,,Design fiir Alle* ist
ein Konzept fiir die Planung und Gestaltung von Produk-
ten, Dienstleistungen und Infrastrukturen. Damit sind Lo-
sungen gemeint, die besonders gebrauchsfreundlich sind
und individuellen Anforderungen begegnen. Das Ziel:
Allen Menschen soll eine Nutzung ohne individuelle An-
passung oder besondere Assistenz moglich sein. So wird
niemand stigmatisiert. Ich wiinsche mir, dass moglichst
viele von dieser Idee angeregt werden.

Es gibt bisher nur zwei Orte in Deutschland, an denen
dieser Ansatz in die Ausbildung zukiinftiger Gestalter
integriert ist. Einer davon liegt in meinem Wahlkreis,

die Akademie fiir Gestaltung der Handwerkskammer
Miinster. Dort werden nach Auskunft ihres Leiters
Manfred Heilemann als Teil des gemeinniitzigen Kom-
petenznetzwerks EDAD in drei Jahrgdngen 90 bis
120 Studierende erfahrungsbasiert zu Multiplikatoren
fiir ,,Design fiir Alle* ausgebildet. So was muss in
Deutschland Schule machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

»Design flir Alle” realisiert die Idee einer Ordnungs-
politik, die inklusiv ist. Vor fast genau einem Jahr haben
Sie sich das Bundesprogramm Barrierefreiheit in Thren
Koalitionsvertrag geschrieben. Seitdem ist nichts pas-
siert. Das ist ein unfaires Spiel. Es wird Zeit, liecbe Ampel,
etwas mehr fiir Barrierefreiheit und einen inklusiven So-
zialraum zu tun. Seien Sie keine Spielverderber! Machen
Sie endlich Tempo!

(Beifall bei der CDU/CSU - Jens Beeck
[FDP]: Wenn Sie da mitmachen, machen wir
das!)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat die Kollegin Corinna Riiffer fiir die Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Corinna Riiffer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Hochverehrte Présidentin! Liebe Demokratinnen und
Demokraten! Ich nehme jetzt mal den letzten Redebeitrag
als Versprechen und mdchte in dhnlicher Weise grund-
satzlich beginnen. Morgen ist der Internationale Tag der
Menschen mit Behinderungen. Ich habe gestern — wir
hatten ja einen langen Abend hier im Haus — die Gele-
genheit genutzt, noch mal zu recherchieren, woher dieser
Tag historisch eigentlich kommt. Der Ursprung fillt in
eine Zeit in Deutschland, in der Gerichte solche Urteile
gefallt haben:

Auch die Anwesenheit einer Gruppe von jedenfalls
25 geistig und korperlich Schwerbehinderten stellt
einen zur Minderung des Reisepreises berechtigen-
den Mangel dar ... DaB3 es Leid auf der Welt gibt, ist
nicht zu dndern; aber es kann der Kligerin nicht
verwehrt werden —

— es handelt sich um eine 64-jdhrige alte Dame, die
in Griechenland Urlaub gemacht hat, damals, im
Jahr 1980 —

wenn sie es jedenfalls wihrend des Urlaubs nicht
sehen will.

,Dieses Leid“! Ist das nicht fiirchterlich? Es ist noch gar
nicht so lange her, dass Gerichte solche Urteile gefallt
haben. Und ich mochte Thnen ehrlich sagen: Es ist heute
noch so, dass im Prinzip viele Leute so denken. Deswe-
gen miissen wir daran arbeiten, dass dieses Denken end-
lich beendet wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP und des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])
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Corinna Riiffer

An dem 8. Mai, nachdem das Urteil geféllt worden ist,
gab es in Frankfurt die gréfite Demonstration behinderter
Menschen — ich glaube sogar, bis heute.

(Stephanie Aeffner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ja!)

Die Frankfurter und die Menschen in dieser Republik
haben noch nie so viele behinderte Menschen auf den
Straflen gesehen. Damals hat der Kampf um die Rechte
behinderter Menschen begonnen. Diesen Kampf, den
fiilhren wir heute weiter, den miissen wir heute als Par-
lament weiterflihren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir sind heute auch gesetzlich dazu verpflichtet, weil wir
die UN-Menschenrechtskonvention ratifiziert haben; das
ist ganz eindeutig.

Es geht um Selbstbestimmung. Es geht um Inklusion
als Strukturprinzip. Es geht nicht um ein Randthema fiir
ein paar Menschen, sondern es geht darum, dass wir
unsere Strukturen so gestalten, dass zukiinftig alle Men-
schen daran teilhaben konnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wenn ich hier mal in die Reihen blicke, dann sehe ich,
dass da viele sitzen, die der Babyboomergeneration an-
gehoren. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Leute, die
vielleicht irgendwann mal behindert und auf Pflege an-
gewiesen sein werden, in dieser Lebensphase auf ihre
Selbstbestimmung verzichten mdchten. Deswegen emp-
fehle ich all diesen Menschen, die hier sitzen, jetzt dafiir
zu sorgen, dass wir barrierefrei bauen, damit sie am Ende
des Tages auch zu Hause wohnen konnen, dass wir am-
bulante Dienste anbieten, dass wir den Zugang zu Leis-
tungen vereinfachen.

Das sind die Themen, iiber die wir reden, und sie sind
so gewaltig, dass wir unsere Zeit nicht mehr darauf ver-
schwenden koénnen, tiber die letzten 16 Jahre zu reden.
Vielmehr miissen wir jetzt die Armel hochkrempeln, da-
mit dieses Land auch in dieser Hinsicht zukunftsfahig
wird.

Insofern, liebe Union, bin ich Thnen dankbar fiir das
Angebot, dass wir jetzt gemeinsam streiten — fiir eine
inklusive Gesellschaft, die barrierefrei ist und allen Men-
schen die Teilhabe vollumfinglich ermoglicht.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Rasha Nasr fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Rasha Nasr (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Meine sehr verehren
Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Als Fortschrittskoalition wollen wir Deutschland zu ei-
nem Fortschrittsland machen; dazu gehort auch der fla-
chendeckende Ausbau der Barrierefreiheit. Denn Barrie-
refreiheit ist ein Qualitdtsstandard fiir ein modernes Land,
wie wir es sein wollen.

Aber Barrierefreiheit und die Politik der Union passen
leider nicht so richtig zusammen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Aber klar!)

In Threm Antrag schmiicken Sie sich damit, dass in
16 Jahren unionsgefiihrter Regierung angeblich — Zitat —
.. bereits viele Wegmarken fiir mehr Barrierefreiheit in
unserem Land gesetzt™ wurden. So schnell scheinen Sie
zu vergessen, dass Sie es waren,

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU])

die in den letzten Jahren bei jedem noch so kleinen so-
zialen Schritt auf der Bremse standen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN -
Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Aber Sie waren
doch zwolf Jahre lang dabei! Tritt da schon
Vergesslichkeit in jungen Jahren ein?)

Wer sich um das Thema Inklusion gekiimmert hat, das
war die SPD. Vier Beispiele. Erweiterung des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes; das war das BMAS. Das Bar-
rierefreiheitsstirkungsgesetz; das war auch das BMAS.
Zutrittsrechte fiir Halter von Assistenzhunden im Privat-
bereich: hat das BMAS geregelt. Und: Das BMAS hat die
InitiativeSozialraumlInklusiv initiiert.

Sie schmiicken sich fiir die lange Zeit der Grofien
Koalition in dreister Weise mit fremden Federn.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Also, dreist ist,
dass Sie das alleine fiir sich in Anspruch neh-
men!)

Sie ziehen jetzt ein lange von Ihnen vernachldssigtes
Thema hoch. Sie schreiben im Koalitionsvertrag der Am-
pel ab, um uns gleichzeitig vorzuwerfen, zu wenig zu tun.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Also, was steht
denn alles Vages drin im Koalitionsvertrag?)

Das ist schon ein bisschen billig; das miissen Sie sich jetzt
anhoren.

Wihrend Sie also Lobhudelei fiir gesetzliche Verbes-
serung der letzten Jahre fiir sich beanspruchen,

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Ich finde, wir soll-
ten mal alle zusammen Glithwein trinken! —
Zuruf von der CDU/CSU)

fiir die Sie sachlich kaum etwas beigetragen haben, be-
nennen wir es ampelklar: Es gibt noch etliche Liicken, die
jetzt mit unserer Bundesinitiative Barrierefreiheit an-
gegangen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das ist
eine Bundesinitiative, kein Programm! Das ist
was anderes! Lediglich eine Initiative!)
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Rasha Nasr

Es steht ja auch klar im Eckpunktepapier. So sind nur
rund 1,5 Prozent der Wohnungen in Deutschland barrie-
refrei oder barrierearm, nur circa 26 Prozent der Haus-
und Facharztpraxen barrierefrei. Bei staatlichen Websei-
ten sehen wir, dass sie teils nicht barrierefrei sind. Und in
einer Umfrage der Aktion Mensch geben ein Drittel der
Befragten mit Beeintrichtigung an, nicht selbststéndig im
offentlichen Verkehr unterwegs sein zu kdnnen, weil sie
die zahlreichen Barrieren eben nicht selbststéindig iiber-
winden konnen.

Das sind nur ein paar Beispiele, an denen sich zeigt,
dass diese Bundesregierung eben nicht davor zuriick-
schreckt, Probleme klar zu benennen und dann auch
klar anzugehen. Das machen wir jetzt mit dieser Bundes-
initiative.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Na ja, ,an-
gehen® ist aber jetzt schon ein bisschen viel
gesagt, nicht?)

Natiirlich, Herr Oellers, drgert es Sie, dass jetzt in einer
SPD-gefiihrten Regierung Dinge zum Fliegen kommen,
die unter Thren CDU-gefiihrten Regierungen nie zum
Fliegen kamen.

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Stephan
Stracke [CDU/CSUY])

Zu wenig, zu spit, CDU.

(Wilfried Oellers [CDU/CSUYJ: Sie drgern sich,
dass wir mit unserem Antrag weiter sind als
Sie! )

Obendrauf kommt, dass Ihr Antrag mit den vorgestern
beschlossenen Eckpunkten erledigt ist. Wéahrend die
Union nur abschreibt und gleichzeitig von Versdumnissen
der Vergangenheit ablenken will, geht diese Koalition
voran, setzt den Koalitionsvertrag weiter fleiig um und
geht mit der Bundesinitiative weiter, als es opportune
Forderungen tun.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen und danke
fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schliee die Aussprache.

Interfraktionell wird die Uberweisung der Vorlage auf
der Drucksache 20/4676 an die in der Tagesordnung auf-
gefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Gibt es weitere
Uberweisungsvorschliige? — Das ist nicht der Fall. Dann
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 34 a und 34 b:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Pflegepersonalbemessung
im Krankenhaus sowie zur Anpassung

weiterer Regelungen im Krankenhauswe-
sen und in der Digitalisierung (Kranken-
hauspflegeentlastungsgesetz — KHPfIEG)

Drucksachen 20/3876, 20/4232, 20/4445
Nr. 9

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses fiir Gesundheit (14. Ausschuss)

Drucksache 20/4708

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Gesundheit
(14. Ausschuss)

— zu dem Antrag der Abgeordneten Martin
Sichert, Jorg Schneider, Dr. Christina
Baum, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der AfD

Versorgungssicherheit von Intensiv-
patienten verbessern, Intensivpflege in
Deutschland stirken und zukunfts-
sicher machen

— zu dem Antrag der Abgeordneten Ates
Giirpinar, Susanne Ferschl, Gokay
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion DIE LINKE

Koalitionsvertrag umsetzen — Pflege-
personalregelung 2.0 einfiihren

Drucksachen 20/2586, 20/1731, 20/4708

Zu dem Gesetzentwurf liegt ein EntschlieBungsantrag
der Fraktion der CDU/CSU vor.

Fiir die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eroffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes-
minister fiir Gesundheit, Dr. Karl Lauterbach.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister fiir Gesundheit:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mit dem heute vorgelegten Krankenhauspflegeentlas-
tungsgesetz beginnt nichts Geringeres als eine Revolu-
tion — in der Art und Weise, wie wir Krankenhausplanung
gestalten und wie die Versorgung in Krankenh&usern
stattfinden soll.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Worum geht es? Wir haben das Gleichgewicht zwi-
schen Medizin und Okonomie verloren. Es wird derzeit
im Krankenhaussektor in Deutschland zu viel durch die
Belange der Okonomie bestimmt. Die medizinischen As-
pekte sind in den Hintergrund geriickt. Dieses Gleichge-
wicht muss neu justiert werden.

Insbesondere miissen wir auch dariiber nachdenken,
wie das System der Fallpauschalen iiberwunden werden
kann. Denn durch die Fallpauschalen wird eine Qualitit,
die minderwertig ist, genauso bezahlt wie eine besonders
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Bundesminister Dr. Karl Lauterbach

hochwertige Qualitit. Die Pauschale ist immer gleich
hoch. Es gibt auch einen massiven Anreiz, viele Pauscha-
len abzurechnen.

(Zuruf von der LINKEN: Thr habt es erfun-
den!)

Dieses System betont die Kriterien ,,billig“ und
»Menge® statt ,,Qualitdt™ und ,,Angemessenheit”. Das
muss neu justiert werden. Wir kdnnen im Krankenhaus-
sektor nicht nach den gleichen Regeln vorgehen, nach
denen zum Beispiel Lidl Lebensmittel verkauft. Hier
miissen die Qualitdt und die medizinischen Aspekte wie-
der in den Vordergrund riicken. Diese Revolution beginnt
mit dem heutigen Gesetz.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP — Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]:
Ich denke, es geht um Pflege! — Stephan
Pilsinger [CDU/CSU]: Es steht doch nichts da-
von im Gesetz!)

Wenn ein solches Fallpauschalensystem so eingefiihrt
wird, wie wir es gemacht haben, ndmlich als 100-Pro-
zent-Ansatz, dann bleiben die Bereiche zuriick, wo man
keine Gewinne machen kann. Das gilt insbesondere fiir
die Pflege, das gilt zum Beispiel fiir die Kinderheilkunde,
das gilt aber auch fiir die Geburtshilfe. Daher fangen wir
in diesen Bereichen an, um dort sozusagen ein neues
Gleichgewicht aufzubauen. Es darf nicht ldnger sein,
dass auf dem Riicken von Kindern, Pflegekréiften und
Hebammen Gewinne gemacht werden und dass das Me-
dizinische zuriickgedriangt wird. Das wollen wir nicht
weiter hinnehmen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Daher hat dieses Gesetz fiinf Schwerpunkte im Bereich
Krankenhaus:

Zum Ersten die Pflege. Dort wird dokumentiert: Wie
ist eigentlich die Pflegesituation auf den Stationen? Wo
es eine Unterdeckung gibt, konnen und miissen mehr
Pflegekrifte eingestellt werden und die Arbeit liberneh-
men.

Der zweite Punkt ist aus meiner Sicht eigentlich fast
der wichtigste: In den Kinderkliniken haben wir eine
enorme Not. Das war mir schon klar, bevor ich {iberhaupt
Minister wurde. Daher war es eine meiner ersten Initiati-
ven, dass wir die Fallpauschalen in der Kinderheilkunde
stark zuriicknehmen. In einem Korridor von 80 bis
100 Prozent bekommen die Kinderkliniken jetzt das glei-
che Geld, egal wie viele Fille sie abrechnen, sodass die-
ser Hamsterradeffekt da sofort herausgenommen wird.
Stellen wir uns vor, wir hitten das nicht gemacht! Wir
beschlieBBen heute dieses Gesetz; wir haben Monate daran
gearbeitet. Es war und es ist jetzt dringend notwendig.
Wir brauchen das Geld. Unmittelbar ab dem 1. Januar
2023 gibt es 300 Millionen Euro als Soforthilfe fiir die
Kinderkliniken, sodass sie aus diesem Hamsterrad he-
rauskommen.

Ich mochte mich an dieser Stelle auch ausdriicklich bei
den Pflegekriften und den Arztinnen und Arzten bedan-
ken, die jetzt Falle der schweren RSV-Epidemie in
Deutschland behandeln. Sie leisten GroBartiges. Sie kon-
nen sich unserer Unterstiitzung hier vollig sicher sein.
Wir werden alles tun, um sie durch diese schwierige Krise
zu bringen. Das schulden wir den Pflegekriften und den
Arztinnen und Arzten, aber in allererster Linie den Kin-
dern.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Zuruf des Abg. Ates
Giirpinar [DIE LINKE])

Wir werden nichts unterlassen, was wir den Kindern bie-
ten kénnen. Wir sind hier in der Pflicht.

Dritter Punkt. Genauso gehen wir auch bei der Ge-
burtshilfe vor. Es wird dort Zuschldge geben. Und was
auch wichtig ist: Kosten fiir Hebammen werden zu
100 Prozent auBerhalb des Budgets erstattet. Jede Heb-
amme, die im Krankenhaus arbeitet, wird voll finanziert.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Sie werden da den Pflegekriften gleichgestellt. Auch dort
miissen wir mehr investieren.

Vierter Punkt. Dazu kommen tagesstationére Versor-
gungsangebote durch Hybrid-DRGs, damit mehr ambu-
lant gemacht werden kann. Mehr ambulante Versorgung
ist auch fiir die Pflege wichtig. Denn jede Leistung, die
ambulant gemacht werden kann, setzt Pflegekrifte frei;
jede Ubernachtung, die entfallen kann, weil sie nicht not-
wendig ist, setzt Kapazititen bei Nachtdiensten und
Schichten frei. Das heif3t, auch diese Mallnahmen sind
zentral, um eine verbesserte Versorgung in der Pflege
hinzubekommen. Daher ist es ein grofes Gesetz.

Dieses Gesetz schafft fiinftens auch noch ein paar
Grundlagen fiir die Digitalisierung. Das werden meine
Kolleginnen und Kollegen nachher erldutern; ich muss
mich hier kurzfassen. Wir setzen damit auch einen Pro-
zess dafiir in Gang, dass die elektronische Patientenakte
in Deutschland genutzt werden kann. — Im GroB3en und
Ganzen ist es ein wichtiges Gesetz.

Bereits in der nachsten Woche werden wir dann mit der
Expertenkommission Krankenhaus der Bundesregierung
die ndchsten Schritte vorstellen. Wir arbeiten hier mit
hoher Taktzahl, mit groBem Tempo. Daher mochte ich
allen Abgeordneten, die diese schnelle Taktzahl mit-
gehen, aber auch den Mitarbeitern im Haus ganz herzlich
danken. Ich weiB, dass ich Thnen viel abverlange. Wir
sind mit hohem Tempo unterwegs;

(Zuruf von der LINKEN: In die falsche Rich-
tung!)

aber es wird eine gute Qualitdt geliefert. Das ist aus
meiner Sicht eine gute Zeit fiir die Entwicklung des Kran-
kenhauses.

Ich danke Thnen fiir die Zusammenarbeit und fiir die
Unterstiitzung. Bitte stimmen Sie diesem wichtigen Ge-
setz heute zu!

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)
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Vizeprasidentin Petra Pau:
Fiir die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege Tino
Sorge das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tino Sorge (CDU/CSU):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im
Grunde ist das, was im Gesetz steht, ja wirklich viele
Debatten wert, sehr viele Debatten sogar. Aber ich will
genau das machen, was der Minister auch gemacht hat:
Ich will iiber das reden — das ist sehr interessant —, was
eben nicht im Gesetz steht. Das haben Sie, lieber Herr
Minister, genau gemacht: ndmlich dariiber zu reden, was
nicht im Gesetz steht.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie des Abg. Ates Giirpinar [DIE LINKE])

Wir haben hier ein Riesenproblem. Wir haben ein Pro-
blem, das Tausende von Menschen im Land wirklich
umtreibt, das Kliniken umtreibt, das Einrichtungen um-
treibt, woriiber wirklich seit Monaten alle sprechen und
woriiber Sie kein Wort verloren haben. Es ist quasi der
Elefant, der hier im Raum steht, oder das Mammut im
Plenarsaal: Es geht um die Energichilfen. Wir haben Kli-
niken, wir haben Einrichtungen, wir haben Pflegeinstitu-
tionen, die auf diese Energiepreishilfen, auf den Inflati-
onsausgleich warten.

(Beifall bei der CDU/CSU — Heike Bachrens
[SPD]: Das ist nicht das Thema heute!)

Die wissen nicht, wie sie jetzt im Dezember die Lohne
bezahlen sollen. Die wissen nicht, wie sie das Weih-
nachtsgeld bezahlen sollen. Kein Wort davon, wie das
bezahlt wird! Da héitten wir mehr erwartet, licbe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt will ich auch auf das Krankenhauspflegeentlas-
tungsgesetz eingehen.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Ja, hol mal lieber dein Manuskript
raus!)

Es ist ja schon und gut, wenn Sie sagen, Sie wollen mit
diesem Krankenhauspflegeentlastungsgesetz die Pflege
entlasten, auch in den H&usern. Das Problem ist nur:
Sie tun genau das Gegenteil. Es ist ein Krankenhauspfle-
gebelastungsgesetz. Und ich sage Ihnen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, auch, warum. Dieses Gesetz wird die
Krankenhduser nicht entlasten. Das Gesetz bringt vor
allem Unklarheit und neue Belastungen. Ich mache Thnen
das auch ganz konkret an Beispielen fest:

Beispiel eins, Pflegepersonalbemessung, Personal-
bedarfsermittlung. Das klingt ja alles ganz gut.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Habt ihr ja alles nicht hin-
gekriegt!)

Aber erstens. Es kommt im Jahr 2025 viel zu spit.

(Lachen bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Kordula Schulz-
Asche [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Der

arme Jens Spahn! — Nezahat Baradari [SPD]:
Das muss in die ,,heute-show*!)

Zweitens. Genau mit diesen starren Pflegepersonal-
bemessungskriterien setzen Sie neue Daumenschrauben
an, neue Daumenschrauben fiir die Kolleginnen und Kol-
legen, die in der Pflege arbeiten — also im Grunde nichts,
was vor Ort hilft, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Christos
Pantazis [SPD]: Ihr Gesichtsausdruck spricht
Bénde!)

Beispiel zweli, die Tagesbehandlung. Das hort sich na-
tirlich alles sehr romantisch an, wenn man sagt: Wir
machen jetzt Tagesbehandlungen. — Dann kann man als
Patient nach der Behandlung abends nach Hause gehen,
was man ja erst mal gar nicht schlecht findet. Aber die
Fragen, die damit zusammenhéngen, also die Frage der
Haftung, die Frage der Umsetzung, die Frage der Mobi-
litit — was ist mit Patientinnen und Patienten, die zu
Hause Komplikationen haben? —, sind iiberhaupt nicht
geklart. Das ist genau das, was Thnen die Krankenhduser
und was Thnen die Einrichtungen sagen. Kein Wort darii-
ber im Gesetz!

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg.
Dr. Paula Piechotta [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Beispiel drei. Das ist ja das Bemerkenswerte: Der Mi-
nister hat sich hier wieder hingestellt und hat gesagt, er
wolle das DRG, das System der Fallpauschalen, iiber-
winden. Dann hétte ich mir zumindest gewiinscht, dass
er hier ganz konkret sagt, wie die Alternative aussieht.
Das hat er nicht getan.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie
uns doch an diesem System arbeiten! Es ist ja im Grunde
das Skurrile, dass der Vater der Fallpauschalen, also der-
jenige, der sie mitentwickelt hat — Rot-Griin hat diese
Fallpauschalen ins Leben gerufen —, sich jetzt hinstellt
und sagt: Na ja, ist dumm gelaufen. Das ist nicht mehr
in Ordnung. Wir machen was Neues. — Insofern: Sagen
Sie, was Sie Neues machen wollen, arbeiten Sie mit uns
daran, dass wir nachjustieren, dass wir mit héheren Vor-
haltekosten arbeiten, dass wir Fallpauschalen, die nicht
auskémmlich sind, vielleicht auch nachjustieren.

(Heike Baehrens [SPD]: Haben wir doch!)

Oder sagen Sie, welche Alternative Sie mochten. Aber
nein, Sie haben keinen Plan A, Sie haben keinen Plan B,
und das, was hier vorgestellt wird, ist tiberhaupt nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU — Nezahat Baradari
[SPD]: Machen Sie doch mal Vorschlige!)

Unterm Strich ist dieses Gesetz kein Krankenhausent-
lastungsgesetz, es ist ein Krankenhausbelastungsgesetz.
Wir werden diesem Gesetz deshalb nicht zustimmen.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Kollege, gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung der
Kollegin Vogler?

Tino Sorge (CDU/CSU):
Ja, selbstverstindlich.
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Kathrin Vogler (DIE LINKE):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Vielen Dank, Herr
Kollege, dass Sie meine Frage bzw. Zwischenbemerkung
zulassen.

Zum einen frage ich mich ja, welcher Prinz das Dorn-
réschen Union bei der Umsetzung der PPR 2.0 wachge-
kiisst hat

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

und warum Sie in den letzten Jahren an dieser Stelle
geschlafen haben; denn das Instrument ist ja schon vor
langer Zeit entwickelt worden, und wir als Linke haben
immer wieder darauf gedréngt, es moglichst schnell um-
zusetzen, um die Beschiftigten in den Krankenhdusern zu
entlasten und die Patientinnen und Patienten besser zu
versorgen.

Als Zweites mochte ich einen Punkt ansprechen, den
Sie in Threr Rede noch nicht angesprochen haben, und das
ist dieses fatale Einvernehmen, das seitens des Gesund-
heitsministeriums mit dem Finanzministerium hergestellt
werden muss, um das Krankenhauspflegeentlastungs-
gesetz in den Krankenhdusern iiberhaupt umzusetzen.
Denn allen ist klar: Das wird Geld erfordern. Wenn aber
Herr Lindner da sozusagen auf der Leitung steht, wird es
schwer sein, dieses Geld zuzufiihren.

Wir haben das als Linke sehr friih kritisiert und schon
vor vier Wochen einen entsprechenden Anderungsantrag
in den Ausschuss eingebracht. Dem hitten Sie ja zustim-
men konnen. Denn iiberraschenderweise ging uns am
Dienstagnachmittag um 15.15 Uhr, also nicht einmal
24 Stunden vor der Ausschusssitzung, ein gleichlauten-
der Anderungsantrag der Unionsfraktion zu, dem wir
natiirlich zugestimmt haben. Aber warum haben Sie den
iiberhaupt eingebracht? Sie hitten doch einfach dem An-
derungsantrag, den Die Linke im Ausschuss eingebracht
hat, zustimmen kdnnen;

(Beifall bei der LINKEN)

dann hitten wir das gemeinsam voranbringen kdnnen. Da
hitten Sie sich die Miihe dieses Plagiats tiberhaupt nicht
zu machen brauchen.

(Beifall bei der LINKEN — Matthias W.
Birkwald [DIE LINKE]: Wo sie recht hat, hat
sie recht!)

Tino Sorge (CDU/CSU):

Liebe Frau Kollegin Vogler, vielen Dank fiir die Fra-
ge. — Das gibt mir die Moglichkeit, darauf hinzuweisen,
dass unser Antrag nicht nur besser war,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN — Ates Giirpinar [DIE LINKE]:
Gleichlautend! — Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE]: Sagen Sie den Unterschied mal bit-
te!)

sondern dass er auch weitergehend war. Deshalb haben
wir einen eigenen Antrag gestellt und diesem natiirlich
auch zugestimmt.

Das gibt mir auch die Moglichkeit, noch mal darauf (C)

hinzuweisen, dass Oppositionsarbeit wirkt, auch Opposi-
tionsarbeit von Thnen. Wenn ich da beispielsweise an die
Hebammen denke: Wir haben ja bei den Hebammen das
Problem gehabt, dass ihre Bezahlung eben aus dem Pfle-
gebudget ausgegliedert werden sollte. Insofern haben wir
da Antrdge gestellt; da haben wir auch stindig Rabatz
gemacht. Darum hat sich die Kollegin Emmi Zeulner
aus meiner Fraktion federfilhrend gekiimmert, und es
hat ja auch gewirkt. Ich weil} jetzt nicht, ob es an den
1,6 Millionen Menschen, die eine Petition unterschrieben
haben, gelegen hat oder an unseren Antridgen. Man sieht:
Opposition wirkt.

Weil Sie hier im Mérchenduktus sprechen: Ich meine,
wir hitten uns auch gewiinscht, dass der Frosch, der
stindig gekiisst wird — ob das jetzt Christian Lindner
oder wer auch immer ist —, mal zu einem Froschkoénig
oder zu einem Prinzen wird; aber es ist leider nicht pas-
siert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf ich da-
rauf hinweisen: Dieses Gesetz wird diesem Anspruch
iiberhaupt nicht gerecht. Das ist das, was wir kritisieren;
das ist auch das, was Sie kritisieren. Insofern sind wir uns
ja in der Opposition einig,

(Heike Bachrens [SPD]: Oh! Was ganz Neu-
es!)

genauso wie mit den meisten Akteuren im System. Diese
Kritik kommt nicht nur von uns als Opposition, sondern
diese Kritik kommt ja von nahezu allen Akteuren: Das
sind die Kliniken, das sind die Pflegeeinrichtungen, das
sind viele andere Einrichtungen. Nehmen Sie diese Kritik
ernst! Wischen Sie die nicht vom Tisch, und arbeiten Sie
konstruktiv mit uns an Losungen, liebe Kolleginnen und
Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Da wir ja am Sonntag den zweiten Advent haben, will
ich nur noch mal darauf hinweisen: Das lateinische Wort
Ladventus bedeutet ,,Ankunft“. In diesem Sinne erwar-
ten wir als Union die Ankunft Threr Gesetze, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der Ampel, aber Gesetze, die
echte Entlastung fiir die Kliniken, die echte Entlastung
fiir das Pflegepersonal bringen.

Also: Bleiben Sie am Ball! Schlagen Sie was vor, sonst
brennt hier ndmlich bald der Baum! Und das will keiner.

Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat nun
Dr. Janosch Dahmen das Wort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Janosch Dahmen (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr verehrte Priasidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen der demokratischen Parteien! Sehr verehrte Zu-
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schauerinnen und Zuschauer! Ich will keine schrigen
Maérchenmetaphern erzéhlen, und ich mochte auch nicht
iiber Dinge reden, die nicht im Gesetz oder nicht auf der
Tagesordnung stehen,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD)

sondern ich méchte mich auf den vorliegenden Gesetz-
entwurf bezichen.

Ich glaube, wenn wir uns die aktuelle Situation bei-
spielsweise in den Kinderkliniken anschauen, sehen wir,
dass die Situation zu ernst ist, um iiber schrige Vergleiche
zu reden oder irgendwelche Witze zu machen, sondern
dass es Zeit ist, zu handeln. Das tun wir mit diesem
Gesetz, und zwar auf der vollen Breite der Gesundheits-
versorgung, indem wir sehr wichtige Reformen auf den
Weg bringen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der SPD)

Der Reihe nach. Erstens ist es so, dass wir im Bereich
der Kinderkliniken, die jetzt so unter Druck stehen, wich-
tige Reformen auf den Weg bringen, die einerseits die
Finanzierung verbessern, indem wir pro Jahr 300 Millio-
nen Euro zusitzlich in die Finanzierung der Kinderkli-
niken stecken, und die andererseits eine wichtige Budget-
garantie schaffen, die die auskommliche Finanzierung
der stationdren Kinderheilversorgung in Deutschland si-
cherstellt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP — Zuruf des Abg. Sepp Miiller [CDU/
CSu))

Zweitens sorgen wir mit diesem Gesetz durch die Ein-
fiihrung spezieller Personalbemessungsinstrumente in
der Kinderkrankenpflege, und nicht nur dort — dazu
wird meine Kollegin Kordula Schulz-Asche gleich noch
mehr sagen —, genau dafiir, dass mehr Pflegepersonal in
der Kinderkrankenpflege, aber auch auf den Intensivsta-
tionen der Kinderkliniken zur Verfiigung stehen wird.
Das ist ein wichtiger Schritt, der die Versorgungssituation
verbessert.

Drittens. Wir fiihren unter anderem im Bereich der
Kinderheilkunde, aber auch in anderen Bereichen eine
Verbesserung der telemedizinischen bzw. telekonsiliari-
schen Versorgung ein. Die Zusammenarbeit zwischen
spezialisierten Kinderkliniken und Kliniken der Grund-
versorgung wird verbessert. Forderungen, die diese Wo-
che noch von den Intensivmedizinern erhoben wurden,
werden heute hier im Deutschen Bundestag bereits umge-
setzt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Im Bereich der Geburtshilfe sorgen wir dafiir, dass
nicht nur eine bessere Finanzierung da ist, sondern dass
Hebammen, wie bereits angesprochen, vollstindig aus
dem Pflegebudget finanziert werden und — das sei bereits
angekiindigt — auch kurzfristig vollstindig auf die Per-
sonaluntergrenzen der nach- und vorgeburtlichen Statio-
nen in den Krankenhdusern anrechnungsféhig sind. Das

war eine groBe Forderung der Verbiinde. Im Ubrigen ist
das ein Hinweis, der aus der Union kam, den wir nicht
beiseitegeschoben haben, dem wir zugehdrt haben, den
wir heute beschlieen und umsetzen, wodurch die Ver-
sorgung verbessert wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Der vierte wichtige Aspekt im Bereich der Kranken-
hausversorgung — Dinge, die iiber Jahre nur in Sonntags-
reden genannt wurden —: Die Ambulantisierung station-
rer Versorgung wird in zwei wichtigen Bereichen mit der
Tagesbehandlung und den sogenannten Hybrid-DRGs
auf den Weg gebracht. Das sorgt dafiir, dass dort, wo
Ubernachtung nicht notwendig ist, aber die Strukturen
eines Krankenhauses fiir Versorgung sinnvoll sind, end-
lich diese Behandlungsart moglich ist. Die Mutter kann
mit threm Kind nach der Behandlung am Tag, sowohl
pflegerisch als auch drztlich, abends nach Hause gehen
und muss nicht im Mehrbettzimmer mit anderen Kindern
und anderen Eltern iibernachten, was der Genesung zu-
traglich ist. Dies ist beispielsweise ein wichtiger Baustein
in der Versorgung, der uns nach vorne bringt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Die Metallentfernung nach einem komplizierten Bruch
muss nicht mehr im Krankenhaus, sondern kann bei glei-
cher Vergiitung zukiinftig moglicherweise ambulant zu
besserer Qualitit mit niedrigen Risiken durchgefiihrt
werden. Das ist nicht mehr nur angekiindigt; das wird
auf diesem Weg umgesetzt — ein wichtiger Reformschritt,
den wir heute mit diesem Gesetz nach vorne machen.

Lassen Sie mich neben diesen wichtigen Reformen in
der Krankenhausversorgung auch noch etwas zum Digi-
talisierungsbereich sagen. Im Unterschied zu Dingen, die
in der vergangenen Legislatur immer wieder im Mittel-
punkt standen, wo mit vielen Einzelreformen in einem
wilden Durcheinander immer Digitalisierung propagiert,
aber in der Praxis oft Chaos erzeugt wurde, sorgen wir
mit einer Digitalstrategie, die zurzeit mit allen Stakehol-
dern entwickelt wird, fiir einen strukturierten Prozess

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Bis dahin passiert
gar nichts! — Zuruf des Abg. Ates Giirpinar
[DIE LINKE])

und bringen mit dem heutigen Gesetz vereinfachte Zu-
gangsvoraussetzungen zur elektronischen Patientenakte
und zu anderen wichtigen Strukturen der Telematikinfra-
struktur auf den Weg,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das sieht der Da-
tenschutzbeauftragte aber ganz anders!)

wie beim elektronischen Personalausweis und anderen
Dingen. Das sind alles Dinge, die ldngst hétten passieren
miissen, um Digitalisierung im Gesundheitswesen voran-
zubringen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Auch das sei gesagt: Es ist so, dass wir im Bereich der
Pflege maBgeblich durch Einfiihrung der Personalbemes-
sung endlich das umsetzen, was von den Pflegeverbénden
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iiber Jahre eingefordert wurde: eine Personalbemessung,
die mit Sanktionen verkniipft ist, deswegen Wirkung ent-
faltet und die Arbeitsbedingungen von Pflegenden ver-
bessert und nicht nur Luftbuchungen erzeugt, die am
Ende in der Versorgung keinen Unterschied machen.

Also: Horen Sie auf, iiber Méirchen zu reden!

Vizeprasidentin Petra Pau:
Kollege.

Dr. Janosch Dahmen (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Stimmen Sie diesem wichtigen Gesetz zu! Es ist ein
gutes Gesetz.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Abgeordnete Thomas Dietz fiir die
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Dietz (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und Her-
ren! Die Krankenhauspflege in Deutschland steht derzeit
vor dem erschreckenden Ergebnis der jahrelangen Igno-
ranz der herrschenden Politik gegeniiber diesem fun-
damentalen Bereich einer sozialen Gesellschaft. Bereits
jetzt konnen notwendige Pflegemalinahmen oft nicht mit
dem gebotenen Aufwand durchgefiihrt werden, weil es an
Zeit, an Personal oder der entsprechenden Ausbildung
mangelt. Es kommt zu einer impliziten Rationierung;
die Pflege am Patienten, die Uberwachung der Patienten,
Gesprache mit Angehdrigen und eine korrekte Dokumen-
tation sind kaum noch angemessen umzusetzen.

Die eigentliche Pflegearbeit wird zunehmend aus-
gehohlt, auch weil unsere hoch qualifizierten und gut
ausgebildeten Pflegekréfte Aufgaben libernehmen miis-
sen, die auch durch anderes Personal gewihrleistet wer-
den konnten. Die Krankenschwester muss sich um den
Kranken kiimmern und darf nicht als Hol- und Bringe-
dienst, als Reinigungskraft oder hauptberufliche Doku-
mentationskraft dienen.

(Beifall bei der AfD — Zuruf der Abg. Kordula
Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Die daraus resultierende Unzufriedenheit miindet im-
mer wieder in der Flucht qualifizierter Krifte in andere
Berufe. Das mehr als ungerechte Corona-Pflegebonusge-
setz, bei dem viele Mitarbeiter leer ausgingen, hat zu
weiterem Unmut im Pflege- und Krankenhausbereich ge-
fiihrt — ein Teufelskreis also, der nicht durchbrochen wer-
den kann, wenn Sie die Frage nicht beantworten kénnen,
wie Sie mehr Personal akquirieren wollen.

Bei der Diskussion zum Gesetzentwurf kam es im Aus-
schuss bei meinem Vortrag zu einem der iiblichen Zurufe
vom links-griinen Block: ,,Und mehr Zuwanderung!* Das

heiit: Um die Probleme in der Krankenhauspflege zu
16sen, brauchen wir nach Ansicht von Rot und Griin
weitere Zuwanderung.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT: Natiirlich brauchen wir die! — Ni-
cole Westig [FDP]: Fiir alles! — Gegenruf des
Abg. Dr. Gotz Fromming [AfD]: Genau, den
anderen die Krifte klauen!)

Aber das genau ist Thr psychologisches Problem, werte
Kollegen: Sie glauben, mit Zuwanderung all die Pro-
bleme 16sen zu konnen, die sich in Deutschland in den
letzten Jahrzehnten inzwischen zu einem Kilimandscharo
aufgetiirmt haben. Deutschland ist ldngst kein attraktives
Zuwanderungsland fiir auslédndische Fachkréfte mehr.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir haben ein demografisches
Problem! Wir haben ein demografisches Pro-
blem, weil die Frauen daran gehindert wurden,
Beruf und Kinder zu vereinbaren! — Zuruf der
Abg. Dr. Paula Piechotta [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

— Jetzt rede ich.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Dafiir sind die Steuern und Abgaben hier im Land viel zu
hoch und die Arbeitsbedingungen zu schlecht.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Das ist die Wahr-
heit! Platz 13, hinter Ruménien!)

Aber Deutschland ist inzwischen das attraktivste Zu-
wanderungsland fiir Sozialfliichtlinge.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Die haben aber gar keine Pfle-
geausbildung! Deswegen spielt das hier gar
keine Rolle! — Zuruf der Abg. Dr. Paula
Piechotta [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Unsere europdischen Nachbarn und Freunde fiillen in-
zwischen Sonderziige, um diese Menschen frei Haus zu
bringen. Nun mussten wir feststellen, dass wir aus diesem
Potenzial von 2 bis 3 Millionen Zuwanderern der letzten
Jahre

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Wir reden iiber
ein Krankenhauspflegeentlastungsgesetz!)

noch nicht einmal geniigend Fachkrifte fiir die Sortie-
rung der Koffer an den Flughédfen gewinnen konnten,
geschweige denn ausgebildete Pflegekrifte mit den ab-
solut unverzichtbaren Sprachkenntnissen, die dazuge-
horen.

Ich mochte hier explizit die bundesweite Studie ,,Ich
pflege wieder, wenn ...“ der Arbeitnehmerkammer Bre-
men vom April 2022 mit mehr als 12 000 Befragten er-
wihnen.

(Heike Engelhardt [SPD]: Zum Thema!)

Diese besagt: Mindestens 300 000 Vollzeitpflegekrifte
stiinden in Deutschland durch Riickkehr in den Beruf
oder Aufstockung der Arbeitszeit zusdtzlich zur Ver-
fligung, sofern sich die Arbeitsbedingungen in der Pflege
verbessern wiirden. — Sie haben es geschafft, in einer
Zeit, in der es ohnehin schon an Personal mangelt,
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Tausende durch die einrichtungsbezogene Impfpflicht
aus dem Beruf zu nétigen und andere abzuschrecken, in
diesem Bereich tétig zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Weiterhin besteht ein Einstellungsstau, weil die rechts-
widrige einrichtungsbezogene Impfpflicht noch bis
Ende des Jahres lauft und nicht vorher ausgesetzt wurde.

Wenn Sie jetzt nicht das Gesundheits- und Pflegewe-
sen als eine der Kernaufgaben des Staates begreifen, wer-
den wir unausweichlich in die Pflegekatastrophe schlit-
tern, und man wird Sie fragen, wer dafiir verantwortlich
ist, dass ein einst so vorbildliches Gesundheitswesen wie
das in Deutschland so schwer beschddigt werden konnte.

Werden Sie deshalb Threr Aufgabe gerecht, tragen Sie
Verantwortung, und nehmen Sie mehr Geld fiir unser
Gesundheitssystem in die Hand.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat die Kollegin Nicole Westig fiir die FDP-
Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Nicole Westig (FDP):

Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Dietz, Sie haben hier wunderbar die AfD-Ideologie
abgearbeitet; aber ich habe keinen einzigen Losungsvor-
schlag gehort.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN — Zuruf von der AfD:
Doch!)

Heute ist ein guter Tag fiir die Pflege in Deutschland;
denn mit diesem Gesetz senden wir das lang ersehnte
Signal fiir bessere Arbeitsbedingungen in unseren Kli-
niken. Wir bringen die PPR 2.0 endlich auf den Weg.

(Ates Giirpinar [DIE LINKE]: Das stimmt
nicht! — Gegenruf der Abg. Heike Bachrens
[SPD]: Doch!)

Als lernendes System soll sie uns zeigen, wie die Per-
sonalausstattung aussehen soll, um eine optimale Patien-
tenversorgung zu erreichen. Dabei stellen wir die Beglei-
tung durch die Pflegewissenschaft sicher. Mittelfristig
soll dies auch fiir die Intensivstationen und die Notfall-
ambulanzen gelten. Die Ausnahmeklausel fiir Unikli-
niken mit Entlastungstarifvertridgen ist gestrichen, sodass
nun die Pflegenden in allen Hausern von den Verbes-
serungen profitieren werden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stirken die Pfle-
ge, wir stirken aber auch die Geburtshilfe. Hebammen
sind weiterhin im Pflegebudget enthalten. Wir korrigie-
ren damit einen Fehler. Kiinftig konnen die Hebammen
sogar voll angerechnet werden, sodass die Kliniken sie

flexibel einsetzen konnen. Auflerdem erhalten die Linder
zusitzliche Gelder, damit die Kliniken ihre Vorhaltekos-
ten fiir die Geburtshilfe abfedern konnen.

Ich bin den Hebammenverbinden sehr dankbar, dass
sie offentlich ihre Stimme erhoben haben. Und ich danke
Michelle Franco und begriifie sie ganz herzlich hier auf
der Tribiine. Sie ist die Initiatorin der Petition, die inzwi-
schen 1,6 Millionen Unterschriften hat. — Vielen Dank,
Frau Franco.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Fortschrittskoa-
lition will die Sektorengrenzen iiberwinden und mehr
Ambulantisierung. Der Grundsatz ,,ambulant vor statio-
nér* muss wieder mit Leben erfiillt werden. Aus Sicht der
Freien Demokraten ist es richtig, dass die Selbstverwal-
tung die Chance bekommt, den zugehdrigen Leistungs-
katalog bis zum Friihjahr selbst zu vereinbaren. Wir ma-
chen aber deutlich, dass die Vergiitung sich nur auf die
Krankenhausleistung bezieht. Wahlirztliche Leistungen
von Arzt und Krankenhaus bleiben daneben abrechenbar.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Heike
Engelhardt [SPD] und Kordula Schulz-Asche
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENY])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Gesundheitsversor-
gung der Zukunft geht nicht ohne digitale Transformati-
on. Wir erleichtern den Zugang zur Telematikinfrastruk-
tur. Die Hiirden hierfiir waren bislang derartig hoch, dass
kaum jemand die elektronische Patientenakte nutzte. Wir
sorgen dafiir, dass Versicherte kiinftig eigenverantwort-
lich iiber ihre Daten entscheiden kénnen und die e-PA
endlich Fahrt aufnehmen kann.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Wir Freien Demokraten stehen auch weiterhin fiir den
Datenschutz; das ist klar. Er darf jedoch nicht jeglichen
Fortschritt blockieren. Fortschritt sichern wir nur dann,
wenn digitale Losungen auch von den Menschen genutzt
werden konnen. Die Fortschrittskoalition sichert mit die-
sem Gesetz den Datenschutz. Anders als bislang stellen
wir dabei die Nutzerfreundlichkeit jedoch nicht mehr
hintenan.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, durch das grassie-
rende RS-Virus erleben wir aktuell dramatische Situatio-
nen auf den Kinderstationen; der Minister hat es beschrie-
ben. Nun ridcht sich, dass die Politik die Pédiatrie
jahrelang so stréflich vernachléssigt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Beatrix von Storch [AfD]: Der Lockdown
racht sich!)

Auch die Kinderklinik Sankt Augustin in meinem Wahl-
kreis muss immer wieder um ihr Uberleben kimpfen,
obwohl sie fiir die padiatrische Versorgung iiber unsere
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Region hinaus hoch geschétzt wird. Ob Coronaimpfung
fiir Kinder oder die Versorgung junger ukrainischer
Kriegsopfer: Die groBartige Arbeit konnte ich bei einem
Praktikum im Sommer selbst kennenlernen. Ich habe al-
lerdings auch die Schwierigkeiten gesehen, mit denen
unsere Kinderkliniken zu kdmpfen haben. Deshalb bin
ich sehr froh, dass wir hier nun endlich entgegenwirken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Wir miissen das weiter im Blick behalten; denn Kinder
sind keine kleinen Erwachsenen. Sie brauchen unsere
besondere Fiirsorge. Wir werden weiterhin die Kinder-
kliniken zielgenau unterstiitzen.

Mit dem Krankenhauspflegeentlastungsgesetz geht die
Ampel ein entscheidendes Problem in der Pflege an.
Doch nicht nur dort: Geburtshilfe, Padiatrie, Digitalisie-
rung, Ambulantisierung — wir machen uns auf den Weg.
Unterstiitzen Sie uns dabei, und stimmen Sie diesem Ge-
setz zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ates Giirpinar fiir Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ates Girpinar (DIE LINKE):

Vielen Dank. — Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich habe es in Threr Rede gehort, Herr
Lauterbach, Sie sprechen tatsidchlich von einer Revoluti-
on. Ich finde schon spannend, dass die Union es schafft,
innerhalb von zwei Tagen einen EntschlieBungsantrag
vorzulegen, der Sie und Thre Revolution links {iberholt.

(Beifall des Abg. Stephan Pilsinger [CDU/
CSU] — Lachen der Abg. Heike Bachrens
[SPD])

Entweder ist mein politischer Kompass vollig falsch aus-
gerichtet, oder das ist ein ganz sanftes Reformchen, das
Sie hier durchsetzen wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Warum? Weil Sie Thre eigenen Versprechen nicht ein-
halten, Herr Lauterbach.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Genau!)

Die Pflegepersonal-Regelung 2.0 wurde im Koalitions-
vertrag versprochen: eine gute Idee, um die Pflegekréfte
nicht mehr einem so groBen Stress auszusetzen und um
den Menschen in den Krankenhdusern endlich eine gute
Pflege zuteilwerden zu lassen. Erdacht und erprobt von
Verdi, DKG und dem Deutschen Pflegerat. Aber das wird
mit diesem von Thnen vorgelegten Gesetz eben nicht ein-
gefiihrt.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das sehen die drei aber anders!)

Sie verschieben die Zusténdigkeit fiir die genaue Um-
setzung einer Personalbemessung ins Ministerium. Und
darauf kann man nicht wirklich vertrauen. Entschuldigen
Sie, Herr Kollege, Herr Staatssekretir Franke, aber Sie
selbst haben gesagt, dass die PPR 2.0 eben nicht gewollt
ist. Ich gebe Thnen noch eine Chance: Sie haben heute die
Maglichkeit, unserem Antrag zuzustimmen, der die ge-
naue Umsetzung der Pflegepersonal-Regelung 2.0 ein-
fordert. Wenn Sie unserem Antrag heute zustimmen,
dann kann ich lhnen Glauben schenken. Ansonsten
glaube ich Thnen nicht, dass die Pflegepersonal-Rege-
lung 2.0 eingefiihrt wird.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf der Abg.
Heike Baehrens [SPD])

Und noch absurder ist, dass die Umsetzung unter dem
Vorbehalt des Finanzministers steht. Sie reden von Re-
volution, und Herr Lindner ist der Steuermann. Das ist
doch ldcherlich, liebe Koalition. Das ist doch wirklich
lacherlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Konservativen und wir haben im Ausschuss den An-
trag gestellt, dass das aus dem Gesetz gestrichen wird,
und Sie haben das verhindert. Das ist doch absurd: absurd
fiir die Pflegekréfte und absurd fiir die Patientinnen und
Patienten.

Sie haben im Koalitionsvertrag eine kurzfristige, aus-
kdmmliche Finanzierung der Kinder- und Jugendmedizin
versprochen. Herr Lauterbach behauptet, die Fallpau-
schalen zu iiberwinden. Das Versprechen ist gebrochen;

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Genau!)

die DRGs bleiben vollstindig in Kraft. Die zusdtzlichen
Erlése — es sind ein bisschen mehr als 10 Prozent — wer-
den anhand der Fallpauschalen nach dem Giekannen-
prinzip vor allem iiber Spezialkliniken ausgeschiittet. Da-
raus entstehen Nachteile fiir die Grundversorger, obwohl
die gerade in den letzten Tagen Alarm geschlagen haben.

Sie haben im Koalitionsvertrag eine kurzfristige, aus-
koémmliche Finanzierung der Geburtshilfe versprochen.
Versprechen gebrochen. Warum? Weil die erste Version
des Antrags vorsah, dass weniger als 10 Prozent aller
KreiBsédle von diesem Zuschuss profitieren sollten. Nun
haben Sie die Geldmenge nicht erhéht, verteilen sie aber
auf alle Kreiflsile. Ich glaube, man muss den Dreisatz
nicht allzu gut kénnen, um zu verstehen, dass das wohl
nicht ausreichen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber es gibt einen Lichtblick in dem Gesetz, sehr ge-
ehrte Damen und Herren: die Herausnahme der Heb-
ammen aus der Fallpauschalenregelung.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Lesen hilft!)

Das ist bedarfsgerecht. Aber das war nicht Thr Plan. Im
Gegenteil: Sie hatten die Hebammen zunéchst aus dem
Pflegebudget rausgenommen. Dem Druck der Berufs-
gruppe, dem Druck der Petentin, die heute hier ist, ist
es zu verdanken, dass sie sich wieder reinkdmpfen konn-
ten.
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(Tino Sorge [CDU/CSU]: Und dem Unions-
antrag!)

Das sollten wir uns als Beispiel nehmen; denn Revolutio-
nen entstehen eben nicht in den Paldsten, sondern sie
entstehen da drauflen. Wenn die anderen Berufsgruppen
ausreichenden Druck aufbauen, dann wird auch dies ent-
sprechende Folgen haben.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Kollege.

Ates Giirpinar (DIE LINKE):

Wenn wir auch die anderen Berufsgruppen aus den
Fallpauschalen herausnehmen - ich komme zum
Schluss —, dann wird es ein richtiger Erfolg.

Ich wiinsche uns allen viel Erfolg, die Pflege wirklich
zu verbessern. Die Koalition hat das nicht geschafft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fiir die SPD-Fraktion hat Dr. Christos Pantazis das
Wort.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! In der Tat, heute ist ein guter Tag fiir die
Pflege; denn mit dem hier vorliegenden Krankenhaus-
pflegeentlastungsgesetz werden wir dem Kern nach die
Pflegekrifte in Krankenhdusern durch ein Personal-
bemessungsinstrument nachhaltig entlassen.

Heute ist allerdings auch ein guter Tag fiir unsere Kran-
kenhduser. SchlieBlich stellen wir heute nach acht Be-
richterstattergespriachen und insgesamt 32 Anderungs-
antrdgen auch die ersten Weichen fiir eine stabile,
moderne und bedarfsgerechte Krankenhausversorgung.
Damit setzen wir ein zentrales Versprechen unseres Koa-
litionsvertrages um, kurzfristig fiir eine auskommliche,
bedarfsgerechte Finanzierung der Pédiatrie und Geburts-
hilfe zu sorgen. Wir werden mehr Fortschritt wagen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Mit diesem Gesetz leiten wir langst {iberfallige Struk-
turreformen ein. Die Folgen dieses Versdumnisses kon-
nen wir heute — die Kollegen haben es vorhin auch ge-
sagt — tdglich in unseren Kliniken sehen. Damit greifen
wir auf die Empfehlungen der Regierungskommission
zurlick.

Im Bereich der Pédiatrie stellen wir Krankenhéusern in
den kommenden zwei Jahren zur Behandlung von Kin-
dern und Jugendlichen zusétzliche Mittel in Hohe von
300 Millionen Euro zur Verfiigung, wobei diese im Rah-
men einer Sonderregelung fiir besondere Einrichtungen
einen Zuschlag erhalten werden.

Auch im Bereich der Geburtshilfe werden wir in den
kommenden zwei Jahren mit zusétzlichen Mitteln in
Hoéhe von insgesamt 240 Millionen Euro, die iiber den
K&nigsteiner Schliissel an die Bundeslénder verteilt wer-
den, fiir eine kurzfristige Stabilisierung sorgen. Dabei
kniipfen wir die Férderung an Voraussetzungen wie die
Vorhaltung einer Padiatrie, einer Neonatologie, eine be-
stimmte Geburtenzahl und Anzahl vaginaler Geburten
sowie eine Hebammenpraxisausbildung. Als Vater junger
Zwillinge weil} ich um die wertvolle Arbeit von Heb-
ammen. Mit dem hier vorliegenden Gesetz tragen wir
dieser auch Rechnung, indem ihre Refinanzierung iiber
das Pflegebudget fiir die stationédre Versorgung auch iiber
das Jahr 2025 hinaus gesichert ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Sepp Miiller [CDU/CSU]: Alles klar!
Sie haben es doch rausgestrichen! Das ist
doch heuchlerisch!)

Die Fortschrittskoalition will die Ambulantisierung
bislang unnétig stationdr erbrachter Leistungen fordern
und wird mit diesem Gesetz neben der neuen tagesstatio-
niren Behandlungsform ab April kommenden Jahres
auch eine sektorengleiche Vergiitung fiir geeignete Leis-
tungen durch sogenannte Hybrid-DRGs umsetzen.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Uberholen, ohne
einzuholen!)

Mit der tagesstationdren Behandlung entlasten wir Pfle-
gekrifte durch den Wegfall nicht notwendiger Ubernach-
tungen. Im Leitsatz der deutschen Gesundheitspolitik
»ambulant vor stationir* sehen wir ein erhebliches Kon-
solidierungspotenzial und wollen diesen Prozess ent-
schieden weiter vorantreiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Entsprechend den Vorgaben des GBA werden wir dabei
Transportkosten erstatten; denn Reformmafinahmen diir-
fen nicht auf dem Riicken der Schwichsten ausgetragen
werden.

Ich fasse daher als Berichterstatter meiner Fraktion
abschlieBend zusammen. Mit dem heutigen Tag leiten
wir den tiberfélligen strukturellen Reformprozess im Ge-
sundheitssektor ein und sind entschlossen, das Jahr 2023
zum Reformjahr fiir den Krankenhaussektor zu machen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Wahn-
sinn! So viel Floskeln hat ja noch keiner heute
hier vorgelesen!)

Sie sehen: Als Fortschrittskoalition kiindigen wir den
Fortschritt nicht nur an. Wir wagen ihn und leiten ihn
hier und heute mit diesem Gesetz entschieden ein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat Stephan Pilsinger fiir die CDU/CSU-
Fraktion.
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Vizepriisidentin Petra Pau

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Frau Prisidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Lauterbach, wer nicht komplett realitdtsfremd ist, be-
kommt von den Beschiftigten im Krankenhaus zu Threm
Gesetz gesagt: Gut gemeint ist noch lange nicht gut ge-
macht; denn das Problem wird damit in der Praxis einfach
nicht geldst.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Das grundsitzliche Problem ist eigentlich allen klar:
Wir haben zu wenige Pflegekréfte in Deutschland. Ak-
tuell fehlen uns etwa 200 000 Pflegekréfte, und 2030
konnten es schon etwa 500 000 Pflegekréfte sein.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: 130000 in der Altenpflege!)

Wenn wir nicht umgehend handeln und unsere Pfle-
gekrifte entlasten, dann fahren wir unser Gesundheits-
system in absehbarer Zeit komplett gegen die Wand.

(Heike Bachrens [SPD]: Darum miissen wir
handeln, und das tun wir!)

Deshalb miissen wir die Pflegepersonal-Regelung 2.0,
die von der Deutschen Krankenhausgesellschaft, von
Verdi und vom Deutschen Pflegerat entwickelt und hin-
reichend erprobt worden ist, jetzt einfiilhren. Was wir
nicht brauchen, ist eine ewige Neuerprobung mit ziello-
sen Diskussionen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir benétigen auch eine auskommliche Finanzierung
der Pflege. Es kann doch nicht sein, dass ein neues Pfle-
gepersonalbemessungsinstrument, das zukiinftig ent-
scheidet, wie viel Personal in den einzelnen Fachabtei-
lungen eingesetzt werden muss, nur mit Zustimmung des
Bundesfinanzministeriums eingefiihrt werden darf. Jeder
verniinftige Mensch fragt sich doch da: Was versteht ei-
gentlich Christian Lindner davon, wie viel Personal auf
einer Intensivstation eingesetzt werden soll? Das ist doch
vollig absurd; das ist Pflege nach Kassenlage.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch der von Thnen in einer Nacht-und-Nebel-Aktion
eingefiihrte Anderungsantrag, der die Bezahlung bei pri-
vat und gesetzlich Versicherten angleicht, fiihrt dazu,
dass nun ein GroBteil der Arzte sagt: Das ist der Einstieg
in die Biirgerversicherung.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD — Heike
Baehrens [SPD]: Echt? — Dr. Christos Pantazis
[SPD]: Das habe ich beantwortet!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, dass Sie
das mitmachen, ist wirklich schlimm.

(Beifall bei der CDU/CSU — Nicole Westig
[FDP]: Das haben Sie nicht verstanden!)

Entweder Sie verstehen einfach nicht, was Sie heute hier
beschliefen, oder Sie haben Ihre letzten gesundheitspoli-
tischen Grundsétze komplett {iber Bord geworfen.

Deshalb stellen wir in unserem EntschlieBungsantrag
klare Forderungen. Wir wollen das Pflegepersonal ent-
lasten, und zwar durch eine sofortige Einfithrung der
hinreichend erprobten Pflegepersonal-Regelung 2.0.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Dr. Christos Pantazis [SPD]: Ach so! Sofort?)

Was wir nicht wollen, sind eine endlose Neuerprobung
und nie endende Diskussionen. Das bringt am Ende nie-
manden weiter. Wir wollen die auskommliche Finanzie-
rung einer hochwertigen Pflege und nicht eine Pflege
nach Lindners Gnaden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und wir wollen Freiberuflichkeit und keine reine Staats-
medizin durch einen Einstieg in die Biirgerversicherung
durch die Hintertiir.

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Habe ich Sie an
unserer Seite? — Zuruf der Abg. Heike
Bachrens [SPD])

Mit unseren Mafinahmen helfen wir dem Pflegeper-
sonal praktisch und nicht nur theoretisch. Deshalb bitte
ich Sie heute um Zustimmung zu unserem Anderungs-
antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat nun die
Kollegin Kordula Schulz-Asche das Wort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Kordula Schulz-Asche (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Heute ist
ein guter Tag fiir die professionelle Pflege in Deutsch-
land, und ein langer Kampf findet seinen Abschluss.

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Ich danke ausdriicklich Verdi, dem Deutschen Pflegerat
und der Deutschen Krankenhausgesellschaft fiir die Ent-
wicklung dieses Instruments, der PPR 2.0,

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN - Sepp Miiller [CDU/
CSU]: Dann setzen Sie es auch sofort um! —
Stephan Pilsinger [CDU/CSU]: Setzen Sie es
um!)

der Regelung zur Pflegepersonalbemessung im Kranken-
haus, die wir jetzt schnell einfiihren, wahrend wir gleich-
zeitig damit beginnen, sie wissenschaftlich weiterzuent-
wickeln, weil die bisherige Form nicht detailliert genug
ist. Wir werden uns daranmachen, ein verniinftiges In-
strument zu entwickeln, um die professionelle Pflege im
Krankenhaus abzubilden, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP — Zuruf des Abg.
Sepp Miiller [CDU/CSUY)

©

(D)



(A)

B

8814

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 74. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

Kordula Schulz-Asche

Und wir werden endlich der besonderen Schutzbediirf-
tigkeit von Kindern gerecht. Es wird auch eine Personal-
bemessung fiir die Pflege von Kindern geben. Das ist
langst iiberfallig; das haben Sie in den Jahrzehnten Threr
Verantwortung versdumt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP — Sepp Miiller
[CDU/CSU]: Dann setzen Sie es doch um!
Nichts setzen Sie um!)

Wir werden auf den Intensivstationen das Instrument
INPULS einfithren und weiterentwickeln. Auch das ist
langst iiberfallig; denn wir wissen, welche prekdren Si-
tuationen auf den Intensivstationen herrschen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Kollegin, ich habe die Uhr angehalten und stelle Thnen
die Frage, ob Sie eine Frage oder Bemerkung des Kolle-
gen Glirpinar gestatten.

Kordula Schulz-Asche (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):
Selbstverstandlich.

Ates Giirpinar (DIE LINKE):

Das freut mich sehr, dass Sie das als selbstverstidndlich
ansehen, Frau Schulz-Asche. — Vielen Dank fur die Zu-
lassung der Frage, Frau Prasidentin. — Ich konnte jetzt
fragen, was ,kurzfristig® und ,,schnell” bei der Einfiih-
rung der PPR 2.0 bedeuten, wenn 2025 dahintersteht. Das
wiére sozusagen die kurzfristige Umsetzung des Koaliti-
onsvertrages, was jetzt auch ein Jahr gedauert hat seit
Beginn der Legislatur.

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Also!)

Ich stelle aber eine andere Frage: Die Union und wir
als Linke haben gemeinsam einen Antrag gestellt, der auf
das Veto des Finanzministers Lindner hinweist. Ich habe
ihn vorhin als Steuermann der Revolution beschrieben.
Jetzt wollte ich Sie tatsdchlich mal fragen — weil niemand
der Koalitionskolleginnen und -kollegen darauf bisher
eingegangen ist — Wieso haben Sie denn den Antrag
von unseren beiden Fraktionen abgelehnt? Es kann in
unseren Augen nicht sein, dass die Pflegepersonal-Rege-
lung 2.0 damit, mit dem Vetorecht, eingefiihrt werden
kann.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andrew
Ullmann [FDP]: Weil er schlampig geschrie-
ben war!)

Kordula Schulz-Asche (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):
Erstens haben wir noch gar nicht abgestimmt.

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Zweitens haben Sie den nicht gemeinsam gestellt, son-
dern es gibt zwei unterschiedliche Antrage. Also, ich
sortiere erst einmal vor.

(Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])

Aber ich mochte auf Thren Einwand eingehen, weil der
Punkt tatsdchlich zu Irritationen fiihrt. Ich denke, wir
miissen einfach zur Kenntnis nehmen, dass in einer Re-
gierung alle Ressorts an bestimmten Entscheidungen be-
teiligt werden und nicht nur ein Ressort. Ich gehe davon
aus, dass es auch in Zukunft so sein wird, dass alle Res-
sorts, die betroffen sind, einbezogen werden, nicht nur
das Finanzministerium.

Ich mochte auBBerdem darauf hinweisen, dass das Kran-
kenpflegepersonal in Deutschland von den Krankenkas-
sen und nicht aus dem Bundeshaushalt bezahlt wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der FDP — Tino
Sorge [CDU/CSU]: Das ist doch noch mehr
ein Argument dafiir, es nicht zu machen! —
Stephan Pilsinger [CDU/CSU]: Das ist noch
absurder!)

— Nein, das ist liberhaupt kein Argument! Was soll denn
der Einspruch bedeuten?

(Tino Sorge [CDU/CSUJ: ,,Im Einverneh-
men*!)

Wie gesagt, ich finde, man hétte auf diese Formulierung
verzichten konnen, aber sie steht drin, und sie wird keine
Auswirkungen auf die Pflegepersonalbemessung haben,
die wir brauchen.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Darauf hat das Finanzministerium keinen Einfluss; denn
die Finanzierung des Pflegepersonals erfolgt nicht iiber
den Bundeshaushalt, und das ist auch gut so!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

AuBerdem mochte ich Thnen noch sagen, welche Be-
gleitmaBnahmen notwendig sind. Es kann ja sein, dass
durch die Einfiihrung erst einmal deutlich wird, dass
wir zu wenig Personal haben. Deswegen werden wir
eine ganze Reihe von Maflnahmen umsetzen, zum Bei-
spiel die Stiarkung des Deutschen Pflegerats im Gemein-
samen Bundesausschuss. Denn wir werden sehr viel mehr
qualifizierte Pflegekréfte brauchen. Dazu brauchen wir
eine gemeinsame gesellschaftliche Anstrengung. Ich
wiirde mich freuen, wenn Sie uns dabei helfen und unter-
stiitzen wiirden. Ich glaube, mit diesem Gesetz sind wir
dazu auf einem guten Weg. — Danke schon.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP — Jessica Tatti [DIE LINKE]: Sehr gerne!)

Wir legen heute mit diesem Gesetz den Grundstein fiir
die langst iiberfillige Aufwertung der professionellen
Pflege in der stationdren Versorgung in Deutschland.
Das ist gut fiir den Beruf, das ist aber vor allem auch
im Interesse der Menschen in Deutschland, die ins Kran-
kenhaus kommen, der kranken Menschen, die es verdient
haben, dass wir in Zukunft gute Versorgung sicherstellen,
und zwar gemeinsam als Gesellschaft, aber eben auch als
Professionelle, die in diesem Bereich arbeiten. Die Men-
schen haben es verdient. Sie brauchen diese gute Pflege,
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und die Aufwertung ist langst liberfillig nach so vielen
Jahren des Versagens und des Ausbleibens dieser deut-
lichen Zeichen fiir eine qualitative Verbesserung der pro-
fessionellen Pflege. Lassen Sie uns gemeinsam dafiir
sorgen. Ich habe den Eindruck, dass auch die Oppositi-
onsparteien bereit sind, mitzuwirken, und von daher freue
ich mich auf die Zusammenarbeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Jetzt ist meine Redezeit leider zu Ende. Ich hitte gerne
noch die Frage des Kollegen Sorge zugelassen.

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das ahnte ich. Aber ich bin auch gehalten, dafiir zu
sorgen, dass wir wenigstens noch ein Stiickchen in der
verabredeten Debattenzeit bleiben und nicht die Rede-
zeit, die Thnen die Fraktion gewéhrt hat, verdreifachen.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Ich fiihle mich dis-
kriminiert, Frau Présidentin!)

— Ach, Kollege Sorge.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das Wort hat der Kollege Axel Miiller fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Miiller (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrter Minister
Lauterbach! Werte Kolleginnen und Kollegen! Es freut
mich, dass die Tonlage etwas versohnlicher geworden ist.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Es ist bald Weih-
nachten! — Dr. Christos Pantazis [SPD]: Sie
konnen daran mitwirken!)

Wir haben in der Tat aktuell eine sehr dramatische
Situation auf den Intensivstationen der Kinderkliniken;
der Minister hat darauf hingewiesen. Und es ist schon
fast beschdmend, dass wir von 607 Intensivbetten gegen-
wartig nur 367 betreiben konnen, weil vielerorts einfach
das Personal fehlt.

Es kann nicht sein, dass die Schwiéchsten einer Gesell-
schaft, die unserer Hilfe bediirfen, diese Hilfe nicht er-
fahren konnen, obwohl wir so viel Geld ausgeben, das
aber vielfach verpufft. Die Gesamtausgaben im Gesund-
heitswesen in der Bundesrepublik Deutschland belaufen
sich auf iiber 440 Milliarden Euro jéhrlich, das entspricht
fast dem gesamten Bundeshaushalt.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Wir geben es an den falschen Stel-
len aus!)

Zusammengefasst muss man sagen: Wir nutzen unsere
Potenziale nicht wirklich effizient. Wir haben zu viele
Hauser, auf die sich das wenige Personal verteilt, bei
enorm gestiegenen Sach- und Energiekosten und teil-
weise auch erheblichem Investitionsstau, wofiir die Lan-
der verantwortlich sind.

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENY])

Zur Optimierung soll das hier zur Debatte stehende
Gesetz zur Pflegepersonalbemessung beitragen. Ich
habe da so meine Zweifel. Meine Kollegen von der Uni-
onsfraktion haben unsere Zweifel bereits vorgetragen.
Deshalb will ich es dabei zunichst einmal bewenden
lassen.

Im Gesetzespaket finden sich auch weitere Anderun-
gen, und zwar zur Vergiitung der Krankenhduser. Darauf
mdchte ich kurz eingehen. Ich bin jetzt seit iber zwolf
Jahren im Kreistag von Ravensburg. Wir haben ins-
gesamt sechs Krankenhduser gehabt. Wir haben jetzt
noch zwei, vier haben wir geschlossen, um unser System
zu optimieren. Dennoch haben wir gegenwirtig ein zwei-
stelliges Millionendefizit. Eine nicht unwesentliche Ur-
sache dafiir ist einfach die Vergiitung nach dem Kranken-
hausentgeltgesetz.

Drei Punkte in aller Kiirze:

Erstens. Der Katalog ambulanter Leistungen nimmt
stetig zu; das ist hier bereits ausgefiihrt worden. Die Sek-
torengrenzen fallen, und die Krankenhéuser bieten jetzt
auch immer mehr ambulant und stationér an, also hybrid.
Die damit einhergehenden Verluste an stationédren Fillen
miissen jedoch durch die Hybrid-DRGs angemessen aus-
geglichen werden. Und das scheint gegenwiértig nicht der
Fall zu sein. Das gilt aber auch fiir die hier in diesem
Gesetzespaket mit enthaltenen Tagesbehandlungen. Es
ist nicht klar und nicht eindeutig, wie diese auskommlich
finanziert werden sollen. Unser Anderungsantrag greift
das deshalb auf.

Zweitens. Die Grundlage fiir die Vergiitung ist der
Basisfallwert. Er wird einmal im Jahr festgelegt. Kommt
es zu Kostensteigerungen, wie gegenwairtig, hélt er damit
nicht mehr Schritt. Es muss eine Mdglichkeit geschaffen
werden, dass unter dem Jahr nachverhandelt werden
kann, insbesondere in Krisenzeiten.

Drittens. Betriebswirtschaftliche Grundsitze werden
nicht beriicksichtigt. Wenn hohe Fallzahlen in einem
Bereich zu weniger Fixkosten fiihren und somit ein
Fixkostendegressionsabschlag erfolgt, dann miissen um-
gekehrt weniger Fallzahlen mindestens zu einer Reduzie-
rung des Abschlags fithren. Auch da lasst der Gesetzent-
wurf nichts erkennen.

Zum Schluss noch ein Satz zu dem Sonderzuschuss in
Hohe von 6 Milliarden Euro fiir die Héuser, die da ange-
kiindigt sind. Meine sehr geehrten Damen und Herren,
das ist schon, und dem Vernehmen nach ist eine Auftei-
lung von 4,5 Milliarden Euro fiir die Energiekosten und
1,5 Milliarden Euro fiir die Sachkosten beabsichtigt. Es
ist aber genau andersherum: Die Hauser weisen jetzt
schon darauf hin, dass die Sachkosten das Problem sind.
Dafiir sieht Ihr Vorschlag keine Losung vor.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
des Abg. Ates Giirpinar [DIE LINKE])

Vizeprasidentin Petra Pau:
Herr Kollege.
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Axel Miiller (CDU/CSU):
Er enthilt auch nicht, wann das Geld denn kommen
soll und wie konkret es denn verteilt werden soll.

Loblich — letzter Satz — ist selbstverstiandlich der Auf-
wuchs bei den Zuwendungen fiir Geburtshilfe und Padia-
trie.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Sie miissen zum Schluss kommen, bitte.

Axel Miiller (CDU/CSU):

Aber so, wie es jetzt ausgestaltet ist, miissen weitere
Verteilungskriterien nachgearbeitet werden. Auch das
sieht unser Anderungsantrag vor. Ich bitte um Zustim-
mung.

Danke schon.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Letzte Rednerin in dieser Debatte ist die Kollegin
Heike Baehrens fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Heike Baehrens (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Versprochen,
gehalten! Die Pflegepersonal-Regelung 2.0 kommt. Sie
ist ein wichtiges Instrument zur Stirkung der Pflege im
Krankenhaus und wurde von einem breiten Biindnis aus
der Pflege mit allem Nachdruck eingefordert. Die Exper-
tinnen und Experten vom Deutschen Pflegerat, von Verdi
und von der Deutschen Krankenhausgesellschaft erwar-
ten von diesem Bedarfsermittlungsverfahren entschei-
dende Verbesserungen fiir die Versorgungsqualitit im
Krankenhaus und fiir die Arbeitszufriedenheit der Pflege-
personen. Darum sorgen wir heute dafiir, dass die PPR 2.0
starten kann. Denn wir wissen: Gute Pflege braucht Zeit
und damit auch mehr Personal, als aktuell vorhanden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Wie viel Personal es auf den verschiedenen Stationen
eines Krankenhauses konkret braucht, das genau wird mit
dem Verfahren nun ermittelt, und zwar vom Pflegefach-
personal selbst. Es sind die Praktiker/-innen, die uns da-
von iiberzeugt haben, dass mit der PPR 2.0 ein biirokra-
tiearmes Instrument zum Einsatz kommt, das an die
vertrauten Pflegepersonalrichtlinien von frither ankniipft
und deshalb einfach umzusetzen ist. Und deshalb, Herr
Sorge, stimmt es nicht, dass dieses Gesetz die Beschéf-
tigten belastet. Nein, es entlastet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Tino Sorge [CDU/CSU]: Das sehen
die aber anders!)

— Nein, genau das hat heute der Deutsche Pflegerat in
seiner Pressemitteilung auch so 6ffentlich verkiindet.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Kordula Schulz-
Asche [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Und
die Verbiande auch!)

Gemeinsam mit unserem Gesundheitsminister Karl
Lauterbach haben wir den guten Gesetzentwurf im par-
lamentarischen Verfahren noch besser gemacht. Wir
sorgen ndmlich dafiir, dass die PPR 2.0 zukiinftig in ei-
nem strukturierten wissenschaftlichen Prozess weiterent-
wickelt wird. Denn es ist uns wichtig, dass die neue Per-
sonalbemessung auch in der Intensivmedizin fiir Kinder
und Erwachsene und in den Notaufnahmen angewandt
sowie der notwendige Qualifikationsmix mit abgebildet
wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Heute sorgen wir mit der PPR 2.0 fiir eine am Bedarf
orientierte Pflege in unseren Krankenhdusern. Wir gestal-
ten diesen Prozess ganz bewusst gemeinsam mit denen,
die Tag fiir Tag eine gute Versorgung der Patientinnen
und Patienten gewahrleisten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Gleichzeitig wissen wir, dass wir weiter vor grofiten
Herausforderungen stehen, qualifiziertes Personal fiir un-
sere Krankenhduser zu gewinnen; das zeigt die aktuelle
Krise in den Kinderkliniken auf dramatische Weise. Wir
haben keinen Bettenmangel, wir haben einen gravieren-
den Fachkréftemangel. Daher arbeiten wir parallel mit
allem Nachdruck daran, die Arbeitsbedingungen in der
Pflege zu verbessern und ganz konkret das umzusetzen,
was notig ist, damit mehr Menschen fiir diese wertvollen
Berufe in der Pflege begeistert werden, den Arbeitsalltag
und die Lohnbedingungen weiter zu verbessern und Pfle-
gekrifte, die ihren Beruf verlassen haben, zuriickzuge-
winnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Als Koalition des Fortschritts werden wir diesen Weg
entschlossen weitergehen, und fiir uns als SPD kann ich
versprechen: Wir werden weiter alles tun, um die Pflege
zu stirken.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schliee die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Pflege-
personalbemessung im Krankenhaus sowie zur Anpas-
sung weiterer Regelungen im Krankenhauswesen und in
der Digitalisierung. Der Ausschuss fiir Gesundheit emp-
fiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf
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Drucksache 20/4708 (neu), den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung auf den Drucksachen 20/3876 und 20/4232
in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer stimmt
dagegen? — Wer enthélt sich? — Der Gesetzentwurf ist
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen der CDU/CSU-Frak-
tion und der Fraktion Die Linke bei Enthaltung der
AfD-Fraktion angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
gegen die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion und der
Fraktion Die Linke bei Enthaltung der AfD-Fraktion an-
genommen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Entschlie-
Bungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache
20/4733. Wer stimmt fiir den EntschlieBungsantrag? —
Die CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? — Die
Koalitionsfraktionen. Wer enthélt sich? — Die AfD-Frak-
tion und die Fraktion Die Linke. Der EntschlieBungs-
antrag ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 34 b. Wir kommen zur Abstim-
mung iiber die Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir
Gesundheit zum Antrag der Fraktion der AfD mit dem
Titel ,,Versorgungssicherheit von Intensivpatienten ver-
bessern, Intensivpflege in Deutschland stirken und zu-

kunftssicher machen®. Der Ausschuss fiir Gesundheit
empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung
auf Drucksache 20/4708, den Antrag der Fraktion der
AfD auf Drucksache 20/2586 abzulehnen. Wer stimmt
fiir diese Beschlussempfehlung? — Wer stimmt da-
gegen? — Wer enthélt sich? — Niemand. Die Beschluss-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen, der CDU/CSU-Fraktion und der Fraktion Die Linke
gegen die Stimmen der AfD-Fraktion angenommen.

Abstimmung tliber die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fiir Gesundheit zu dem Antrag der Fraktion Die
Linke mit dem Titel ,,Koalitionsvertrag umsetzen — Pfle-
gepersonalregelung 2.0 einfithren®. Der Ausschuss fiir
Gesundheit empfiehlt unter Buchstabe c¢ seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/4708, den Antrag
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 20/1731 abzuleh-
nen. Wer stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? — Wer
stimmt dagegen? — Wer enthilt sich? — Die Beschluss-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen, der CDU/CSU-Fraktion und der AfD-Fraktion ge-
gen die Stimmen der Fraktion Die Linke angenommen.

Ich komme nun zuriick zum Tagesordnungspunkt 32 a
und teile Thnen das von den Schriftfithrerinnen und
Schriftfiihrern ermittelte Ergebnis der namentlichen
Abstimmung in zweiter Beratung iiber den Entwurf ei-
nes Jahressteuergesetzes 2022 — hier die Artikel 29 und
40 — in der Ausschussfassung mit: abgegebene Stimm-
karten 612. Mit Ja haben 360 Abgeordnete gestimmt, mit
Nein stimmten 224, und es gab 28 Enthaltungen. Die
Artikel 29 und 40 sind in zweiter Beratung angenommen;
damit sind alle Teile des Gesetzentwurfs in zweiter Bera-
tung angenommen.

Endgiiltiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen: 611;
davon
ja: 359
nein: 224
enthalten: 28

Ja
SPD

Sanae Abdi

Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr

Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Soéren Bartol
Alexander Bartz
Barbel Bas

Dr. Holger Becker
Jirgen Berghahn
Bengt Bergt

Jakob Blankenburg

Leni Breymaier
Katrin Budde

Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jiirgen Cofle
Bernhard Daldrup

Dr. Daniela De Ridder
Hakan Demir

Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren

Esther Dilcher
Sabine Dittmar

Felix Doring

Falko Dro3mann
Heike Engelhardt
Saskia Esken

Dr. Johannes Fechner
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glockner
Timon Gremmels

Uli Grotsch

Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl

Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig

Nadine Heselhaus
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hiimpfer
Frank Junge

Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoglu
Carlos Kasper

Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank

Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose

Tim Kliissendorf

Dr. Birbel Kofler
Simona Kof3

Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kréber
Kevin Kiithnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem

Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser

Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk

Dr. Tanja Machalet
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Dr. Matthias Miersch
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Matthias David Mieves

Susanne Mittag

Claudia Moll

Siemtje Moller

Michael Miiller

Detlef Miiller (Chemnitz)

Michelle Miintefering

Dr. Rolf Miitzenich

Rasha Nasr

Brian Nickholz

Dietmar Nietan

Jorg Niirnberger

Lennard Oehl

Josephine Ortleb

Mahmut Ozdemir
(Duisburg)

Aydan Ozoguz

Dr. Christos Pantazis

Wiebke Papenbrock

Mathias Papendieck

Natalie Pawlik

Jens Peick

Dr. Andreas Philippi

Sabine Poschmann

Achim Post (Minden)

Ye-One Rhie

Daniel Rinkert

Sonke Rix

Dennis Rohde

Sebastian Roloff

Dr. Martin Rosemann

Jessica Rosenthal

Dr. Thorsten Rudolph

Tina Rudolph

Bernd Riitzel

Johann Saathoff

Ingo Schafer

Rebecca Schamber

Johannes Schétzl

Dr. Nina Scheer

Marianne Schieder

Udo Schiefner

Peggy Schierenbeck

Timo Schisanowski

Christoph Schmid

Dr. Nils Schmid

Uwe Schmidt

Dagmar Schmidt (Wetzlar)

Daniel Schneider

Johannes Schraps

Christian Schreider

Michael Schrodi

Svenja Schulze

Frank Schwabe

Stefan Schwartze

Rita Schwarzeliihr-Sutter

Dr. Lina Seitzl

Svenja Stadler

Martina Stamm-Fibich

Mathias Stein

Ruppert Stiiwe

Claudia Tausend

Michael Thews

Markus Tons

Carsten Trager

Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Tiirk-Nachbaur
Marja-Liisa Vollers
Dirk Vopel

Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Bernd Westphal

Dirk Wiese

Dr. Herbert Wollmann
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn

Katrin Zschau

BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik AuBlendorf
Tobias B. Bacherle
Karl Bar

Katharina Beck
Lukas Benner

Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske

Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligoz

Dr. Sandra Detzer
Katharina Droge
Deborah Diiring
Harald Ebner

Leon Eckert

Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Tessa Ganserer
Matthias Gastel

Kai Gehring

Stefan Gelbhaar
Katrin Goring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl

Dr. Robert Habeck
Britta Halelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Honel

Dieter Janecek
Lamya Kaddor

Dr. Kirsten Kappert-
Gonther

Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan

Maria Klein-Schmeink

Chantal Kopf

Christian Kiihn (Tiibingen)

Renate Kiinast

Markus Kurth

Anja Liebert

Helge Limburg

Dr. Tobias Lindner

Denise Loop

Dr. Anna Lithrmann

Zoe Mayer

Susanne Menge

Swantje Henrike
Michaelsen

Dr. Irene Mihalic

Boris Mijatovic

Claudia Miiller

Sascha Miiller

Beate Miiller-Gemmeke

Sara Nanni

Dr. Ingrid Nestle

Dr. Ophelia Nick

Dr. Konstantin von Notz

Omid Nouripour

Karoline Otte

Cem Ozdemir

Julian Pahlke

Lisa Paus

Dr. Paula Piechotta

Filiz Polat

Dr. Anja Reinalter

Tabea Rofner

Dr. Manuela Rottmann

Corinna Riiffer

Michael Sacher

Jamila Schéfer

Dr. Sebastian Schafer

Stefan Schmidt

Marlene Schonberger

Christina-Johanne Schroder

Kordula Schulz-Asche

Melis Sekmen

Nyke Slawik

Merle Spellerberg

Nina Stahr

Dr. Till Steffen

Hanna Steinmiiller

Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn

Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jiirgen Trittin
Katrin Uhlig

Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel

Katja Adler

Muhanad Al-Halak

Renata Alt

Christine Aschenberg-
Dugnus

Nicole Bauer

Jens Beeck

Ingo Bodtke

Friedhelm Boginski

Dr. Jens Brandenburg
(Rhein-Neckar)

Mario Brandenburg
(Stidpfalz)

Sandra Bubendorfer-
Licht

Dr. Marco Buschmann

Karlheinz Busen

Bijan Djir-Sarai

Christian Diirr

Dr. Marcus Faber

Daniel Fost

Otto Fricke

Maximilian Funke-
Kaiser

Martin Gassner-Herz

Knut Gerschau

Aniko6 Glogowski-
Merten

Nils Griinder

Thomas Hacker

Reginald Hanke

Philipp Hartewig

Ulrike Harzer

Peter Heidt

Katrin Helling-Plahr

Markus Herbrand

Torsten Herbst

Katja Hessel

Dr. Gero Clemens
Hocker

Manuel Hoferlin

Dr. Christoph Hoffmann

Reinhard Houben

Olaf In der Beek

Gyde Jensen

Dr. Ann-Veruschka
Jurisch

Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Kohler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Graf
Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jirgen Lenders
Lars Lindemann
Christian Lindner
Kristine Liitke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst

©

(D)



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 74. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

8819

(A) Frank Miiller-Rosentritt

B

Claudia Raffelhiischen

Dr. Volker Redder

Hagen Reinhold

Bernd Reuther

Christian Sauter

Frank Schaffler

Ria Schroder

Anja Schulz

Matthias Seestern-Pauly

Dr. Stephan Seiter

Rainer Semet

Judith Skudelny

Konrad Stockmeier

Dr. Marie-Agnes Strack-
Zimmermann

Benjamin Strasser

Linda Teuteberg

Jens Teutrine

Stephan Thomae

Nico Tippelt

Manfred Todtenhausen

Dr. Florian Toncar

Dr. Andrew Ullmann

Gerald Ullrich

Johannes Vogel

Nicole Westig

Dr. Volker Wissing

Nein
CDU/CSU

Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor

Peter Aumer
Dorothee Bar

Thomas Bareif3

Dr. André Berghegger
Marc Biadacz

Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Michael Breilmann
Dr. Carsten Brodesser
Yannick Bury

Gitta Connemann
Mario Czaja

Astrid Damerow
Hansjorg Durz

Ralph EdelhduBBer
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Farber

Enak Ferlemann
Thorsten Frei

Michael Frieser

Ingo Gédechens

Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling

Dr. Ingeborg Grallle

Hermann Gréhe

Michael Grosse-Bromer

Markus Griibel

Oliver Grundmann

Monika Griitters

Serap Giiler

Fritz Glintzler

Olav Gutting

Christian Haase

Jiirgen Hardt

Matthias Hauer

Dr. Stefan Heck

Thomas Heilmann

Mark Helfrich

Michael Hennrich

Susanne Hierl

Christian Hirte

Alexander Hoffmann

Dr. Hendrik Hoppenstedt

Franziska Hoppermann

Erich Irlstorfer

Anne Janssen

Thomas Jarzombek

Andreas Jung

Ingmar Jung

Anja Karliczek

Roderich Kiesewetter

Michael KieBling

Dr. Georg Kippels

Dr. Ottilie Klein

Volkmar Klein

Julia Kl6ckner

Axel Knoerig

Anne Konig

Markus Koob

Carsten Korber

Dr. Giinter Krings

Tilman Kuban

Armin Laschet

Jens Lehmann

Paul Lehrieder

Dr. Katja Leikert

Dr. Andreas Lenz

Andrea Lindholz

Dr. Carsten Linnemann

Patricia Lips

Bernhard Loos

Daniela Ludwig

Klaus Mack

Yvonne Magwas

Stephan Mayer (Alt6tting)

Volker Mayer-Lay

Dr. Michael Meister

Jan Metzler

Dr. Mathias Middelberg

Dietrich Monstadt

Maximilian Morseburg

Axel Miiller

Florian Miiller

Sepp Miiller

Carsten Miiller
(Braunschweig)

Stefan Miiller (Erlangen)

Dr. Stefan Nacke

Petra Nicolaisen

Wilfried Oellers

Florian Ofner

Henning Otte

Stephan Pilsinger

Dr. Christoph Plof3

Dr. Martin Plum

Thomas Rachel

Kerstin Radomski

Alexander Radwan

Alois Rainer

Henning Rehbaum

Dr. Markus Reichel

Josef Rief

Lars Rohwer

Dr. Norbert Rottgen

Stefan Rouenhoff

Thomas Réwekamp

Erwin Riiddel

Albert Rupprecht

Catarina dos Santos-Wintz

Dr. Wolfgang Schauble

Dr. Christiane Schenderlein

Jana Schimke

Patrick Schnieder

Felix Schreiner

Armin Schwarz

Detlef Seif

Thomas Silberhorn

Bjorn Simon

Tino Sorge

Jens Spahn

Katrin Staffler

Dr. Wolfgang Stefinger

Albert Stegemann

Johannes Steiniger

Christian Freiherr von
Stetten

Diana Stocker

Stephan Stracke

Max Straubinger

Christina Stumpp

Dr. Hermann-Josef Tebroke

Hans-Jiirgen Thies

Alexander Throm

Antje Tillmann

Astrid Timmermann-
Fechter

Markus Uhl

Kerstin Vieregge

Dr. Oliver Vogt

Dr. Johann David Wadephul

Marco Wanderwitz

Sabine Weiss (Wesel I)

Kai Whittaker

Annette Widmann-Mauz

Dr. Klaus Wiener

Elisabeth Winkelmeier-
Becker

Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf

Emmi Zeulner

Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

AfD

Dr. Christina Baum

Dr. Bernd Baumann

Roger Beckamp

Marc Bernhard

Andreas Bleck

René Bochmann

Gereon Bollmann

Dirk Brandes

Jiirgen Braun

Marcus Biihl

Tino Chrupalla

Dr. Gottfried Curio

Thomas Dietz

Thomas Ehrhorn

Dr. Michael Espendiller

Peter Felser

Dietmar Friedhoff

Markus Frohnmaier

Dr. G6tz Fromming

Dr. Alexander Gauland

Albrecht Glaser

Hannes Gnauck

Kay Gottschalk

Mariana Iris Harder-
Kiihnel

Jochen Haug

Martin Hess

Karsten Hilse

Nicole Hochst

Leif-Erik Holm

Gerrit Huy

Fabian Jacobi

Steffen Janich

Dr. Marc Jongen

Dr. Malte Kaufmann

Dr. Michael Kaufmann

Enrico Komning

Jorn Konig

Dr. Rainer Kraft

Barbara Lenk

Riidiger Lucassen

Sebastian Miinzenmaier

Edgar Naujok

Jan Ralf Nolte

Gerold Otten

Tobias Matthias Peterka

Stephan Protschka

Martin Erwin Renner

Frank Rinck

Bernd Schattner

Ulrike Schielke-Ziesing

Eugen Schmidt

Jan Wenzel Schmidt

Jorg Schneider

Uwe Schulz

Thomas Seitz

Martin Sichert

Dr. Dirk Spaniel

Beatrix von Storch

©

(D)



(A)

B

8820

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 74. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

Dr. Alice Weidel Enthalten

Dr. Harald Weyel DIE LINKE
Wolfgang Wiehle Gokay Akbulut

Dr. Christian Wirth Ali Al-Dailami
Joachim Wundrak Dr. Dietmar Bartsch

Matthias W. Birkwald
Clara Biinger

Anke Domscheit-Berg
Susanne Ferschl
Christian Gorke

Ates Giirpinar

Susanne Hennig-Wellsow

Kay-Uwe Ziegler

Fraktionslos

Matthias Helferich

Johannes Huber

Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti

Kathrin Vogler
Janine Wissler

Andrej Hunko

Ina Latendorf
Caren Lay

Ralph Lenkert

Dr. Gesine Lotzsch
Pascal Meiser

Amira Mohamed Ali Fraktionslos
Cornelia Mohring Stefan Seidler
Petra Pau

Victor Perli

Heidi Reichinnek

Martina Renner
Bernd Riexinger

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben,
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgefiihrt.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
gegen die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion bei Enthal-
tung der AfD-Fraktion und der Fraktion Die Linke an-
genommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Wir kommen nun zur Abstimmung iiber den Entschlie-
Bungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache
20/4767. Wer stimmt fiir den EntschlieBungsantrag? —
Die CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? — Wer
enthélt sich? — Der EntschlieBungsantrag ist mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen, der AfD-Fraktion
und der Fraktion Die Linke gegen die Stimmen der
CDU/CSU-Fraktion abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 35 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Christian Gorke, Dr. Gesine Loétzsch, Klaus
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
DIE LINKE

Energiesoli fiir Spitzenverdienende — Vor-
schlag der Wirtschaftsweisen umsetzen

Drucksache 20/4664

Fiir die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. Ich bitte, ziigig die Plitze zu wechseln. — So,
nehmen Sie bitte Platz.

Ich er6ffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege
Christian Gorke fiir die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN — Sebastian Brehm
[CDU/CSU]J: Netter Kerl, falsche Meinung!)

Christian Gorke (DIE LINKE):
Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Am 27. Februar hatte der Bundeskanzler hier im Bundes-

tag die ,,Zeitenwende™ ausgerufen. Aus dieser Zeiten-
wende folgte unter anderem eine fragwiirdige Mega-Auf-
riistung, aber auch eine von uns begriiite zaghafte
Aufweichung der Schuldenbremse. Wo es in dieser Bun-
desrepublik Deutschland aber gar keine Zeitenwende gab
und gibt, ist in einer gerechten Steuerpolitik, und da liegt
die Richtlinienkompetenz allem Anschein nach bei
Christian Lindner. Dementsprechend wurde mit dem In-
flationsausgleichsgesetz die Steuererleichterung vor allen
Dingen bei Gut- und Besserverdienenden verortet. Das
war angesichts der sozialen Verwerfungen in diesem
Land in der groBten Krise, die wir erleben, nicht zu er-
kléren.

(Beifall bei der SPD — Maximilian Mordhorst
[FDP]: Was fiir ein Quatsch!)

Wiéhrend hier die Ampel, meine Damen und Herren,
steuerpolitisch auf Durchzug stellt, gab es woanders eine
steuerpolitische Zeitenwende.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Erbschaft-
steuer!)

Wenn wir heute schon bei dem Begriff ,,Revolution®
sind — das kann man schon als revolutionar bezeichnen —,
dann muss ich feststellen: Die gab es bei den Wirtschafts-
weisen. Ehrlich gesagt: Das hat mich schon iiberrascht.
Allen Zuschauerinnen und Zuschauern an den Bildschir-
men und den Gésten hier im Saal sei kurz erklart: Bei den
Wirtschaftsweisen handelt es sich um einen Sachverstin-
digenrat der Bundesregierung. Diesen Sachverstéindigen-
rat, meine Damen und Herren von der Bundesregierung,
haben Sie berufen und nicht irgendeine Vorfeldorganisa-
tion der Linken.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von der
CDU/CSU: Das stimmt doch nicht!)

Diese Wirtschaftsweisen, meine Damen und Herren, Herr
Giintzler — das hat mich wirklich beeindruckt —, schlagen
vor,

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Haben Sie mal
gelesen, was sie sonst noch so schreiben?)

um die Krise solidarisch bewiltigen zu kdnnen, dass es
derzeit keine Steuerentlastungen fiir Reiche und Ver-
mdgende in diesem Land geben soll;
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Christian Gorke
(Beifall bei der LINKEN)

aullerdem soll zeitlich befristet ein sogenannter Energie-
soli eingefiihrt werden. Nun haben Sie, meine Damen und
Herren von SPD, Griinen und FDP, im Rahmen des Spit-
zenverdienerentlastungsgesetzes beschlossen, diese Gut-
verdienenden {iberproportional zu entlasten. Deshalb
wird die zweite Forderung der Wirtschaftsweisen, einen
Energiesoli einzufiihren, umso wichtiger. Diesen fordern
wir mit unserem Antrag ein.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf des Abg. Kay
Gottschalk [AfD])

Deshalb noch einmal zur Klarstellung, wer diesen
Energiesoli {iberhaupt zahlen miisste: Wenn man ihn so
ausgestalten wiirde wie den Soli, dann wiren zum Bei-
spiel Singleeinkommen beginnend ab 80 000 Euro brutto
betroffen. Im Land Brandenburg wéren es zum Beispiel
75 000 Personen von 1,22 Millionen Steuerpflichtigen.
Das ist eine iiberschaubare Zahl. Bezogen auf ganz
Deutschland wiirden nur die oberen 10 Prozent der Gut-
verdienenden bedacht. DAX-Manager mit den Boni, aber
auch Ampelministerinnen und -minister wiirden zur
Kasse gebeten werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, vor allen Dingen hétten wir
Einnahmen in Hohe von circa 10 Milliarden Euro.

Ich komme zum Schluss, Frau Présidentin. Angesichts
dieser groBten Krise mit schuldenfinanzierten Rettungs-
paketen in nie dagewesener Hohe sind wir schon dafiir,
einen zeitlich befristeten Soli einzufiihren. Ich freue mich
schon auf die Debatte.

Danke.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die SPD-Fraktion hat jetzt der Kollege Zorn das
Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Armand Zorn (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gorke,
lieber Christian, ich muss sagen, ich bin enttduscht,

(Christian Gorke [DIE LINKE]: Was? -
Jessica Tatti [DIE LINKE]: Wir sind auch ent-
tduscht!)

weil Sie sich hier mehr und mehr demaskieren. Es wird
immer deutlicher, dass es Thnen gar nicht um konstruktive
Oppositionsarbeit geht. Eine Woche nach der anderen
holen Sie einen Parteitagsbeschluss der SPD nach dem
anderen heraus oder das, was die Wirtschaftsweisen ge-
sagt haben, und bringen das hier als Antrag ein. Es geht
Thnen gar nicht darum, inhaltlich dariiber zu diskutieren,
sondern es geht [hnen vielmehr darum, zu zeigen, dass es
innerhalb der Ampel zwischen SPD, Griinen und FDP
unterschiedliche Vorstellungen gibt. Diesen Stil sollten
wir uns, ehrlich gesagt, nicht angewdhnen.

(Zuruf des Abg. Christian Gorke [DIE
LINKEY])

Ich schitze Sie sehr, aber so kénnen wir nicht weiter
Politik machen. Die Menschen erwarten in diesen Zeiten
viel mehr von uns als nur diese symbolischen Antrage.
Das kann nicht unser Politikstil sein.

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg.
Christian Gorke [DIE LINKE])

Lieber Herr Gorke, ich will inhaltlich zu dem Antrag
reden. Es ist ja nicht so, dass wir uns der Debatte nicht
stellen. Sie wissen, dass wir ihm gegeniiber sehr offen
sind.

(Dr. Gesine Lotzsch [DIE LINKE]: Endlich!)

Wir haben uns diesbeziiglich geduBert. Wir sind tatséch-
lich der Meinung, dass der Energiesoli jetzt in der Krise
eine von verschiedenen Maflnahmen sein konnte,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Aha!)

die dafiir sorgen kdnnte, dass wir bei den Leistungspake-
ten mehr Zielgenauigkeit erzielen.

(Christian Gorke [DIE LINKE]: Ziel erreicht!)

Wenn Sie den Jahresbericht der Wirtschaftsweisen ge-
lesen haben, dann haben Sie auch festgestellt, dass viele
verschiedene EntlastungsmaBnahmen, die wir auf den
Weg gebracht haben, gelobt wurden. Uns ist es auf der
Angebotsseite gelungen, die Angebote zu erweitern, und
wir kénnen temporédr fiir mehr Energie sorgen. Das ist
gut. Auch dass wir auf der Nachfrageseite massiv Geld
in die Hand genommen haben, um Menschen zu unter-
stiitzen, halten die Wirtschaftsweisen fiir gut.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT])

Aber eine Kritik miissen wir uns gefallen lassen. Sie
héngt damit zusammen, dass wir kaum MaBnahmen ha-
ben, um Direkttransfers zu tdtigen. Das haben wir
schmerzhaft gelernt, und das Wirtschaftsministerium ar-
beitet mit Hochdruck daran, damit wir zukiinftig bei den
verschiedenen Entlastungspaketen, die vielleicht noch
kommen werden, viel zielgenauer sein konnen.

Herr Gorke, ich will noch einmal sagen: Wenn es um
diese Themen geht, wenn es um mehr Steuergerechtig-
keit, wenn es um mehr gesellschaftliche und soziale Ge-
rechtigkeit geht,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Mehr Steuern
geht!)

dann kénnen Sie immer mit unserer Partei, meiner Frak-
tion, unserer Fraktion als Partner rechnen.

(Christian Gorke [DIE LINKE]: Sie sind ein
Totalausfall!)

Was aber nicht geht, ist, Woche fiir Woche einen Antrag
nach dem anderen vorzulegen

(Ates Giirpinar [DIE LINKE]: Dann machen
Sie das doch! — Maximilian Mordhorst [FDP],
an DIE LINKE gewandt: Sie konnen die glei-
che Rede jede Woche halten!)
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Armand Zorn

und uns daflir zu kritisieren, dass wir in der Sache bei
Thnen sind, aber dem nicht zustimmen koénnen. Das ist
nicht unsere Vorstellung von Politik.

Liebe FDP — das ist vielleicht das, was uns unterschei-
det —, wir haben zwar unterschiedliche Meinungen, wenn
es beispielsweise in der Steuerpolitik darum geht, wen
wir in diesen Zeiten entlasten miissen,

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Nein, haben
wir nicht!)

aber wir diskutieren hart in der Sache, und am Ende
finden wir eine Losung, womit das ganze Land leben
kann. Das zeichnet diese Ampelkoalition aus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP — Jessica Tatti [DIE LINKE]: Aber was
kommt dabei heraus? Nichts! Das ist das Pro-
blem! Mehr Steuergerechtigkeit kommt nicht
dabei heraus!)

Ich will noch zwei, drei Sétze sagen, warum ich das
grundsiétzlich auch gut finde. In der jetzigen Situation
miissen wir nicht nur die Krise bewiltigen — das wollen
wir solidarisch machen, deswegen haben wir auch die
verschiedenen Entlastungspakete auf den Weg gebracht —,
sondern wir wollen auch zeitgleich in die Transformation
investieren, und auch das kostet viel Geld.

Dafiir haben wir im letzten Haushalt sehr viel Schulden
aufgenommen. Das ist richtig. Schulden sind nicht per se
schlecht oder gut. Es kommt stets darauf an, wofiir sie
verwendet werden. Liebe FDP, das ist auch mein Appell
an Sie: Was sich nicht empfiehlt, ist, Schulden aufzuneh-
men, um fiir mehr Umverteilung zu sorgen. Das emp-
fiehlt sich nicht.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Stimmt!)

Wenn es darum geht, fiir mehr Solidaritit zu sorgen,
wenn es darum geht, insbesondere diejenigen zu unter-
stiitzen, die jetzt in diesen Zeiten am starksten betroffen
sind, sollten wir steuerpolitisch etwas machen. Wir haben
mit der Erbschaftsteuer, wir haben mit der einmaligen
Vermdgensabgabe, wir haben aber auch mit dem Energie-
soli Moglichkeiten, dies zu tun. Das wiirde auch dafiir
sorgen, dass wir mehr Gerechtigkeit schaffen.

(Beifall des Abg. Christian Gorke [DIE
LINKE])

Deswegen freue ich mich auch auf die weiteren Diskus-
sionen.

Ich mochte noch einmal den Aspekt von vorhin auf-
zugreifen, dass wir mehr Zielgenauigkeit wollen. Wir
haben es doch erlebt — das kann sicherlich fast jeder
Abgeordnete aus diesem Hause bezeugen —, dass viele
Menschen auf uns zugekommen sind und gesagt haben:
Ich verdiene schon so viel Geld, dass ich gar keinen
Energiezuschlag mehr brauche; ich verdiene schon so
viel Geld, dass ich nicht von den MaBBnahmen profitieren
muss; ich verstehe das nicht. — Nun konnen wir das nicht
kurzfristig 16sen, weil wir nicht so spezifisch vorgehen
konnen. Wir konnen aber beispielsweise mit einem Ener-
giesoli dafiir sorgen, dass insbesondere diejenigen, die
am meisten Geld haben und jetzt noch zusétzlich unter-

stiitzt werden, weil wir diese Direkttransfers nicht ma-
chen konnen, ihren Beitrag leisten. Das konnte fiir mehr
Ausgleich sorgen. Deswegen begriilen wir diese Mal3-
nahme.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir lehnen den An-
trag der Fraktion Die Linke ab. Das soll aber keine inhalt-
liche Kritik sein, sondern es geht um die Art und Weise,
wie wir miteinander hier Politik machen wollen.

(Jessica Tatti [DIE LINKE]: Es geht darum,
dass Sie das ausgemacht haben in der Koaliti-
on!)

— Nein, nein. Dazu will ich noch einen Satz sagen: In der
Bundesrepublik ist es nun einmal so, dass wir ein System
haben, wo verschiedene Parteien Wahlkampf machen,
basierend auf unterschiedlichen Vorstellungen. Am
Ende gibt es ein Ergebnis, und dann miissen die Parteien
zusammenkommen und miteinander ringen. Am Ende
vereinbaren sie in einem Koalitionsvertrag, wie sie die
néchsten vier Jahr regieren wollen. Was natiirlich nicht
geht, ist, eigenstidndig eine Entscheidung anders treffen
zu wollen, nur weil man sie selbst gut findet. Fiir die
Stabilitdt des Landes, insbesondere in Krisenzeiten, ist
es sehr, sehr wichtig, dass die Koalition hart diskutiert,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der FDP)

aber in der Sache dafiir sorgt, dass das Land regierungs-
fahig bleibt. Insbesondere in diesen Krisenzeiten ist das
mehr denn je wichtig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Jessica Tatti [DIE
LINKE]: Wir sind in der Opposition, und da
miissen Sie vielleicht auch mal wieder hin!)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Olav Gutting fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olav Gutting (CDU/CSU):

Frau Prdsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nicht nur die Ampel kann Steuern erhdhen und neue
Steuern einflihren, nein, auch Die Linke begliickt uns
heute wieder mit einem neuen Antrag zur Umverteilung.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Gefiihlt werden Sie da bei der Linken in der Vorweih-
nachtszeit immer besonders kreativ.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Sie sind eine
christliche Partei! Sie miissen christlicher wer-
den!)

Ich erinnere mich noch gut an Thren Antrag von 2018 zur
Einfiihrung eines Kinderweihnachtsgeldes. Mit [hrem ak-
tuellen, heute vorliegenden Antrag zur Einfiihrung eines
Energiesolis kniipfen Sie nahtlos an den Unsinn der letz-
ten Jahre an.
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Sie suggerieren hier mit Threm Antrag, dass Gutver-
dienende iiber die Energieentlastungspakete der Regie-
rung mehr Entlastungen erhielten als Personen mit
kleinem Einkommen. Das stimmt aber schon gar nicht.
Dass die Entlastungen der Dezemberhilfe und die Gas-
preisbremse sozial einigermalflen ausgewogen sind, dafiir
hat die Bundesregierung tatséchlich gesorgt,

(Sascha Miiller [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Danke!)

allerdings — darauf muss man hinweisen — mit einem
Missbrauch des Steuerrechts, mit groer Rechtsunsicher-
heit, mit einem wahnsinnigen Biirokraticaufwand, mit
erheblichen zusitzlichen Belastungen fiir Biirger, Stadt-
werke, Unternehmen. Daraus entstehen natiirlich wieder
neue Ungerechtigkeiten. Aber das ist tatsdchlich eine
andere Geschichte.

In Threm Antrag machen Sie sich eine Aussage aus
dem Jahresgutachten der sogenannten Wirtschaftsweisen
zu eigen: die Einfiihrung eines zeitlich befristeten Ener-
giesolidarititszuschlages, der so lange gelten konnte, wie
die Gaspreisbremse greift. Natiirlich blenden Sie beim
Herauspicken dieser Rosine alle anderen Aussagen des
Sachverstdndigenrats aus.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Das ist der
Punkt!)

Diese passen natiirlich nicht ins Konzept, deswegen bli-
cken Sie nur auf diesen einen Teil.

Nachdem Sie ja in der Vergangenheit immer wieder
Antriage zur Vermogensabgabe, zur Vermdgensteuer, ein-
mal fiir Millionédre, dann fiir Milliardére, gestellt haben —
der Kollege Christian von Stetten hat mal nachgezéhlt: in
den letzten Jahren haben Sie diesen Antrag schon 20-mal
gestellt und sind jedes Mal gescheitert —,

(Ates Giirpinar [DIE LINKE]: Thr miisst nur
einmal zustimmen! — Christian Gorke [DIE
LINKE]: Teuer fiir euch!)

finden Sie jetzt einen neuen Grund, den Biirgern in die
Tasche zu greifen, und der heif3t jetzt Energiesoli. Da iiber
90 Prozent der Bevolkerung unter einer CDU-gefiihrten
Bundesregierung von der Zahlung des Solidaritits-
zuschlages entlastet wurden, stiirzt man sich jetzt bei
den Linken auf den kleinen verbliebenen Teil, der noch
Solidarititszuschlag zahlt, und will dem zusétzlich einen
Energiesoli obendrauf setzen. Es sind die oberen 10 Pro-
zent der Einkommensteuerzahler, die jetzt schon 95 Pro-
zent des Solidarititszuschlages zahlen

(Ates Giirpinar [DIE LINKE]: Donnerwetter,
miissen die Geld haben!)

und fiir die Halfte des Gesamtaufkommens bei der Ein-
kommensteuer autkommen. Das sind nicht nur die DAX-
Manager und die Minister, die Sie ja in Threm urspriing-
lichen Antrag oben in der Headline hatten — die Fu3baller
haben Sie noch vergessen, die es nach dem Spiel gestern
vielleicht auch verdient hitten —, sondern tatsachlich auch
Selbststandige, Handwerker, kleine Unternehmer, Men-
schen, die hart fiir ihr Einkommen arbeiten und unter den
Folgen des Angriffskrieges von Russland gegen die
Ukraine, den steigenden Energiepreisen und der Inflation
genauso leiden wie alle anderen auch.

(Ates Giirpinar [DIE LINKE]: Na ja!)

Es ist ein hehres Ziel, den Staat immer wieder auch auf
der Einnahmeseite zu stirken und Gegenfinanzierungen
zu finden. Aber — und diesen Teil des Gutachtens der
Wirtschaftsweisen lassen Sie weg — Vorschlige wie
zum Beispiel ein Energiesoli fithren zu zusétzlichen Be-
lastungen fiir Haushalte und Unternehmen und wirken
sich — das sagen auch die Wirtschaftsweisen — wachs-
tumsdidmpfend aus. Jeder verniinftige Okonom wiirde
doch in einer wirtschaftlich unsicheren Situation alles
tun, um zusétzliche Belastungen zu vermeiden. Wir miis-
sen alles tun, damit wir Arbeitspldtze am Wirtschafts-
standort Deutschland erhalten kénnen. Steuererh6hungen
gehdren da ganz sicher nicht dazu. Deswegen: Ab in die
Mottenkiste mit dem Energiesoli!

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Néchstes Jahr
wieder!)

Im Ubrigen bin ich der Meinung, dass der Solidaritiits-
zuschlag insgesamt und fiir alle abgeschafft werden soll-
te.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: So ist es! —
Gegenruf des Abg. Christian Sauter [FDP]:
Hittet ihr es mal gemacht!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen spricht nun
der Kollege Sascha Miiller.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Sascha Miiller (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Préasidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als ich den Tagesord-
nungspunkt gesehen habe, der zunichst unter dem Titel
»Energiesoli — Dax-Manager und Minister zur Kasse*
aufgesetzt war, habe ich einen Schreck bekommen. Wie
populistisch ist das denn bitte? Jetzt bin ich zumindest
beruhigt dariiber, dass der Antrag am Ende rhetorisch
relativ moderat ,,Energiesoli fiir Spitzenverdienende —
Vorschlag der Wirtschaftsweisen umsetzen® iiberschrie-
ben ist. Der Antrag selber ist ja auch recht kurz gehalten.
Sie wollen die Bundesregierung auffordern, einen Ge-
setzentwurf vorzulegen, der einen neuen Energiesolidari-
tatszuschlag gemal3 Artikel 106 Absatz 1 Nummer 6 des
Grundgesetzes vorsieht und sich am Vorbild des derzei-
tigen Solidaritidtszuschlages fiir die oberen 10 Prozent
orientieren soll.

(Beifall des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])

Nun erinnern wir uns mal an das Inflationsausgleichs-
gesetz, um das wir hier — das ist ja bekannt — lange miih-
sam gerungen haben. Uber eines waren wir uns in der
Koalition bei diesem Gesetz immer einig: dass die Eck-
werte im Einkommensteuertarif bei der sogenannten Rei-
chensteuer diesmal nicht angepasst werden. Damit haben
wir, um in der Logik der Beflirworter des Ausgleichs der
kalten Progression zu bleiben, fiir diesen Personenkreis
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eine reale Steuererh6hung hingenommen. Es liefle sich
also argumentieren, dass wir das Kernanliegen des An-
trags eigentlich ein Stiick weit schon erfiillt haben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN —
Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Leider!)

Sie merken schon, dass wir dem Antrag nicht folgen
werden. Aber mit dem Hinweis auf den neuesten Bericht
des Sachverstidndigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung haben Sie natiirlich einen
wichtigen Punkt angesprochen. Die Frage danach, ob den
starken Schultern in der Krise mehr zuzumuten wire und,
wenn ja, wie das geschehen sollte, ist natiirlich berech-
tigt. Unser vordringliches Ziel als Ampel ist es natiirlich
zunichst, dass Menschen und Unternechmen gut durch
den Winter kommen. Ich bin mittlerweile optimistisch,
dass uns das gelingt, vor allem besser gelingen wird, als
so mancher auch hier gehofft hat, der schon von einem
heiBen Protestherbst getrdumt hat, der ja dann ausgeblie-
ben ist.

Hier zeigt sich: Unsere tatkréftige Regierung, diese
Fortschrittskoalition, gehdrt zu den Machern, zu den
Mutmachern. Andere hier verlegen sich dagegen aus-
schlieBlich auf das Miesmachen, wiinschen sich sogar —
es ist ja auf Video dokumentiert — aus parteipolitischen
Motiven ein Scheitern und dass hier alles den Bach run-
tergeht. Das wird aber nicht passieren. Dass hier ganz
rechts und — leider, muss ich sagen — in Teilen auch auf
der anderen Seite des Hauses dieses iible Spiel gespielt
wird, ist das eine und nicht anders zu erwarten. Dass wir
aber von den Vorsitzenden von CDU und CSU im Som-
mer immer wieder von einem Blackout in diesem Winter
gehdrt haben, dass sie diese Angste geschiirt haben, war
auch nicht hilfreich fiir den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt in dieser so schwierigen Zeit.

(Beifall des Abg. Maximilian Mordhorst
[FDP] — Olav Gutting [CDU/CSU]: Warten,
bis es dunkel wird!)

Was machen wir aber? Nun, wir handeln. Wir schiitzen
die Menschen und die Unternehmen. Wir lassen die Men-
schen nicht alleine.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Sie erhohen
die Erbschaft- und Schenkungsteuer!)

Und wie machen wir das? Pragmatisch und entschlossen.
Schon die Ankiindigung der Strom- und Gaspreisbremse
hat zu einer Beruhigung der Mérkte gefiihrt. Jetzt geht es
hier im parlamentarischen Verfahren um die Details. Und
natiirlich kommt es hier bei einem so starken Marktein-
griff, den wir uns selber vor nicht allzu langer Zeit so gar
nicht vorstellen konnten, sehr auf Griindlichkeit an.

Bei alldem miissen wir natiirlich darauf achten, dass es
gerecht zugeht. Darauf haben wir bei unseren Entlas-
tungsmafnahmen geachtet. Ich konnte jetzt den Rest mei-
ner Redezeit damit fiillen, die Malnahmen mehrerer mil-
liardenschwerer Entlastungspakete erneut aufzuzihlen;
aber ich beschrinke mich — denn wir reden ja von den
starken Schultern — auf den Hinweis, dass wir vorhin mit
dem Jahressteuergesetz — es ist erst wenige Minuten her —
den Energiekrisenbeitrag beschlossen haben.

(Beifall der Abg. Katharina Beck [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Zufallsgewinne von Energiekonzernen kénnen wir nun
zu 33 Prozent abschopfen. Damit kénnen bis zu 3 Milli-
arden Euro in den Bundeshaushalt zuriickgefiihrt werden.
Wir beteiligen Krisengewinnler an der Finanzierung der
umfassenden Entlastungspakete der letzten Monate. Da-
mit grole Konzerne hier nicht einfach die Besteuerung
umgehen konnen, haben wir uns im parlamentarischen
Verfahren fiir Nachschérfungen eingesetzt.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Und ja, wenn dieses Land, auch dank unserer Regie-
rung, durch die Energiekrise und die damit verbundene
Inflation gekommen ist, wird sicherlich die Frage auftau-
chen, ob es weitere Krisengewinner gibt, die vielleicht
auch einen erhohten Beitrag leisten konnen. Und die Ver-
mogensungleichheit in Deutschland, gerade im européi-
schen Vergleich, besteht weiterhin. Gesellschaftliche und
politische Diskussionen dariiber sind legitim, und wir
brauchen diese Debatten. Im Moment liegt das Haupt-
augenmerk der Regierung aber auf der Krisenbewilti-
gung, und angesichts der Vielzahl der Herausforderungen
haben wir gut zu tun. Daran arbeiten wir gemeinsam als
Ampelparteien, und das sehr erfolgreich.

Die Menschen in Deutschland kénnen sich gliicklich
schétzen, dass sie sich angesichts dieser herausfordern-
den Zeiten im letzten Jahr fiir diese Koalition entschieden
haben, fiir diese Fortschrittskoalition, die einerseits die
Krisen gut managt und andererseits die richtigen Wei-
chenstellungen fiir die Zukunft vornimmt.

Ich danke fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:

Vielen Dank. — Ich griile Sie alle zur Schlussschicht,
so hoffe ich. Jetzt erhdlt das Wort fiir die AfD-Fraktion
Jan Wenzel Schmidt.

(Beifall bei der AfD)

Jan Wenzel Schmidt (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Werte Kollegen! Schon
wieder haben die Linken ihre immer gleichen Biicher
gewidlzt. Das Ergebnis war natiirlich das Gleiche. Egal
welches Problem: Staatliche Umverteilung ist Thre Lo-
sung. Im heute vorliegenden Antrag wollen die SED-
Nachfolger

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Was?)

mit einem Energiesoli vermeintlich Besserverdienende
zur Kasse bitten. Die Einflihrung des urspriinglichen So-
lidaritatszuschlags war damals jedoch notwendig, weil
die ehemalige DDR durch die linke Wirtschaftspolitik
heruntergewirtschaftet wurde.

(Beifall bei der AfD — Dr. Gotz Fromming
[AfD]: Ganz was anderes!)
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Diese Wirtschaftsweisheit ist das wacklige Fundament
Ihres Antrages. Sie wollen mit Ihrem Antrag das Blut des
Biirgers vor Neid auf Besserverdienende zum Kochen
bringen. Thr perfides Ziel ist es, so auf Wéhlerfang zu
gehen.

(Armand Zorn [SPD]: Mann, Mann, Mann!)

Dabei gehoren nicht wenige Linke auch zu den Besser-
verdienern. Ein Blick in die Reihen der linken Schickeria
ist aufschlussreich. Ein Fraktionsvorsitzender Threr Frak-
tion erhélt monatlich rund 20 000 Euro.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Hort! Hort!)

Thre Fraktion gonnt sich mit Dr. Dietmar Bartsch und
Frau Amira Mohamed Ali gleich zwei Vorsitzende, die
beide diesen Antrag unterzeichnet haben. 40 000 Euro im
Monat fiir zwei ineffektive Frontfiguren!

(Beifall bei der AfD)

Das entspricht im Ubrigen nahezu einem durchschnitt-
lichen Jahresgehalt in Deutschland, wéihrend der Wahler
schuften darf, um die hoheren Energiekosten zu stem-
men.

In Thiiringen stellen die Linken sogar den Minister-
prasidenten. Gerade da sollten eigentlich linke Spitzen-
politiker als Vorbild fiir Bescheidenheit gelten. Jedoch
hat zum Beispiel Thr Landtagskollege André Blech-
schmidt ein paar nennenswerte Nebeneinkiinfte vorzu-
weisen. Neben seiner Diét, die ohnehin schon mit satten
7745 Euro monatlich vergiitet wird, erhélt er fiir seine
Anwesenheit in drei Aufsichtsriten noch einmal
11 325 Euro.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Linke enteignen!)

Das ist kein Einzelfall. Die Linken-Abgeordnete Lena
Glingor bessert ihr Mandat mit einem Aufsichtsrats-
posten um knapp 10 000 Euro auf.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Wahnsinn! — Zu-
ruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Auch in Threr linkspolitischen Stiftung quillt das Steuer-
geld nur so aus jeder Fuge: Die Rosa-Luxemburg-Stif-
tung wird jéhrlich mit tiber 64 Millionen Euro gefordert.
Ein Aktivposten in Ihrer Stiftung ist Hermann Klenner.
Er diirfte das letzte lebende ehemalige NSDAP-Mitglied
sein, das in der Politik noch ein Amt bekleidet.

(Zuruf von der AfD: Hort! Hort!)

Ja, dieser Herr hat den Weg von der braunen sozialisti-
schen Partei in die rote gefunden.

(Beifall bei der AfD)

Wihrenddessen miissen immer mehr Familien mit weni-
ger auskommen: weniger Geschenke zu Weihnachten,
weniger Warme zu Hause, weniger vollwertige Mahlzei-
ten.

Wegen der ideologischen Selbstbeschneidung Ihres
Horizontes geht Thr Antrag wieder vollstdndig am Pro-
blem vorbei. Das Problem sind die hohen Kosten fiir
Energie und Gas. Diese werden verursacht von der ka-
tastrophalen Energie- und Sanktionspolitik der Ampel-

koalition. Die Losung ist also ganz einfach: nicht Um-
verteilung, sondern Umsicht. Die Sanktionen miissen
sofort beendet werden.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Pfui!)

Gleichzeitig konnen wir uns von Russland unabhéngiger
machen, wenn wir in den Neubau modernster Kernkraft-
werke investieren. Diese wiirden den Strom unfassbar
giinstig machen, so gilinstig, dass man damit sogar heizen
konnte, und wire fiir die Klimakleber auch noch CO,-
neutral.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kollegen, wir bendtigen keinen Energiesoli, wie
ihn die Linken fordern. Wir brauchen maximal einen Soli
fiir linke Doppelmoral. Dann wiirde die Staatskasse or-
dentlich gefiillt werden. Wir lehnen Thren Antrag ab.

(Beifall bei der AfD — Armand Zorn [SPD]:
War das schlecht!)

Vizepriasidentin Aydan Ozoguz:
Fiir eine Kurzintervention erhélt jetzt das Wort Gesine
Lotzsch.

Dr. Gesine Lotzsch (DIE LINKE):

Vielen Dank, Frau Présidentin. — Mir geht es darum,
hier Falschbehauptungen richtigzustellen. Richtig ist,
dass wir zwei Fraktionsvorsitzende haben; aber sie be-
kommen keine doppelten, sondern anderthalbfache Dié-
ten.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Auch noch ge-
nug!)
Das ist ein parlamentarischer Brauch. Und ich glaube,
dass dies durch diese verantwortungsvolle Tatigkeit
auch gerechtfertigt ist. Aber der entscheidende Punkt ist
doch: Es wird alles voll versteuert.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Sie kdnnen es
ja spenden!)

Und alle Steuererhdhungsvorschldge, die wir machen
und die auch zu unseren Lasten gehen wiirden, machen
wir aus voller Uberzeugung, weil wir sagen: Starke
Schultern miissen mehr tragen. Wir brauchen Steuer-
gerechtigkeit in diesem Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Maximilian Mordhorst [FDP]:
Man kann an das BMF spenden!)

Jan Wenzel Schmidt (AfD):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Danke auch fiir die
Kurzintervention. Ich helfe Thnen gerne beim Nachrech-
nen: 10 000 Euro Grundentschiadigung plus noch mal die
Hiélfte — das macht 15000 Euro — plus die steuerfreie
Kostenpauschale sind im Monat rund 20 000 Euro Steu-
ergeld. Sie gonnen sich zwei Fraktionsvorsitzende, somit
sind es 40 000 Euro Steuergeld.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])
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Sie sollten sich vielleicht mal am Leistungsprinzip ori-
entieren. Ihre beiden Fraktionsvorsitzenden schaffen es ja
auch laut den neuesten Umfragewerten nicht, Sie iiber
5 Prozent zu bekommen. Wir machen das. Wir halten
uns an das Leistungsprinzip

(Lachen des Abg. Maximilian Mordhorst
[FDP])

und sind dabei sogar steuerlich sehr effektiv: Unsere
Fraktionsvorsitzenden haben uns wieder 15 Prozent in
den Umfragen eingebracht. Und wir erhdhen trotzdem
nicht die Zulagen.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Aydan Ozoguz:
Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Als Nachstes erhilt
das Wort Maximilian Mordhorst fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Maximilian Mordhorst (FDP):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Man konnte ja auch mal ausrechnen, was die
gesamte AfD-Fraktion den Steuerzahler so kostet,

(Marianne Schieder [SPD]: Ja! Ja, genau!)

und beim nédchsten Wahlkampf dafiir sorgen, dass sie ein
bisschen kleiner wird.

(Jorg Schneider [AfD]: Da sind Sie aber eher
auf diesem Weg!)

Dann hédtte man auch das ein oder andere Steuergeld
gespart.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN — Zu-
rufe der Abg. Dr. G6tz Fromming [AfD] und
Jan Wenzel Schmidt [AfD])

Ich komme zu dem, was Die Linke beantragt hat. Ich
habe iiberlegt, ob ich einfach die Rede von letzter Woche
noch mal vortrage; die ist auf jeden Fall passend zu Threm
Antrag. Ich habe mich dagegen entschieden, weil Sie sich
in diesem Fall ja wirklich konkret auf den Sachversténdi-
genrat beziehen und sagen, der Sachverstindigenrat
wolle das jetzt — was lbrigens eine Falschdarstellung
ist; er zieht es an bestimmten Stellen in Erwagung. Was
Sie als Linkspartei auch immer gerne machen, ist, dass
Sie alles andere ausblenden, was der Sachverstindigenrat
zu Recht fordert oder unterstiitzt. Lassen Sie mich das
einmal vortragen.

Der Sachverstidndigenrat fordert, dass nicht zu viel
Geld ins System gegeben wird, und freut sich, dass die
Schuldenbremse im néchsten Jahr wieder eingehalten
wird. Ist das Politik der Linkspartei? Ist das Politik, die
Sie unterstiitzen wollen? Nein, es ist unsere Politik. Es ist
Politik, die nachfolgende Generationen vor Uberschul-
dung schiitzt.

Der Sachversténdigenrat fordert in Bezug auf den Spit-
zensteuersatz, dieser solle unbedingt spédter einsetzen.
Mittlerweile zahlen 3,8 Millionen Biirger den Spitzen-
steuersatz. Beim 1,4-Fachen des Durchschnittslohns
fangt der Spitzensteuersatz an.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Andern Sie
das doch einfach mal!)

Wir haben mit dem Inflationsausgleichsgesetz dafiir ge-
sorgt, dass er spiter einsetzt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ja, um
500 Euro!)

Insbesondere in diesen inflationdren Zeiten ist das ein
extrem wichtiges Signal fiir die Mitte der Gesellschatft.

Der Sachverstiandigenrat begriif3t auch die Aktienrente.
Der Sachverstdndigenrat sagt, dass insbesondere durch
linke Politik in den letzten Jahrzehnten dafiir gesorgt
wurde, dass die Rente nicht zukunftsfahig ist, und dass
viele Menschen gerade meiner Generation sich grofe
Sorgen machen, ob sie von der staatlichen Rente iiber-
haupt noch was haben. Deswegen ist es genau richtig,
dass wir jetzt in die Aktienrente einsteigen. Der Sach-
verstindigenrat fordert, da sogar noch weiter zu gehen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)

Wir kénnen also — kurz zusammengefasst — sagen: Sie
zitieren, was Thnen passt, aber lassen die anderen, viel
wichtigeren Dinge gerne aus. Fiir uns ist klar: Gerade in
diesen Zeiten, in denen insbesondere die arbeitende Mitte
der Gesellschaft sehr leidet und sich um die Energiever-
sorgung und die wirtschaftliche Zukunft groBe Sorgen
machen muss, ist das klare Signal der Ampelkoalition,
einerseits keine Steuererhohung vorzunehmen, und ande-
rerseits haben wir in diesem Jahr sogar massive Steu-
erentlastungen auf den Weg gebracht.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Wie bei der
Erbschaftsteuer!)

Das ist genau der richtige Weg.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Eine Forderung zum Soli, die in Bezug auf die Vor-
sorge gerade bei kleinen und mittleren Einkommen sehr
problematisch ist, hore ich immer wieder. Der Solidari-
titszuschlag wird immer noch auf Kapitalertrige gezahlt.
Wir haben jetzt den Sparerpauschbetrag erhoht — das ist
ein kleiner Schritt —; aber wer {iber diesem Sparerpausch-
betrag liegt — das werden jetzt bald 1 000 Euro im Jahr
sein —, der wird weiterhin Solidaritidtszuschlag zahlen.
Arbeiten Sie doch mal mit uns daran — dazu habe ich
von der Linkspartei noch nie etwas gehort —, dass Bezie-
her von kleinen Einkommen wieder die Mdglichkeit ha-
ben, Vermodgen aufzubauen, dass diejenigen in der Mitte
der Gesellschaft wieder die Chance haben, vielleicht ein-
mal ein Eigenheim zu erwerben und es dann auch zu
vererben!

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Dann
sorgen Sie doch mal fiir hohere Lohne!)

Ich freue mich, wenn die Linkspartei mit uns daran ar-
beitet, dass gerade Bezieher von kleinen und mittleren
Einkommen wieder Vermogen aufbauen konnen. Das
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ist die viel groBere soziale Verantwortung, die wir ge-
meinsam haben. Ich wiirde mich sehr freuen, wenn die
Linkspartei uns da in Zukunft stirker unterstiitzt.

Insofern: Nicht mal neuer Wein in weiterhin alten
Schldauchen. Wir werden lhren Antrag ablehnen. Der
Koalitionsvertrag ist klar, die FDP-Fraktion ist klar: Mit
uns wird es keine Steuererhdhung in Deutschland geben.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Erbschaft-
steuer!)

Das ist gerade in diesen Zeiten genau das richtige Signal.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Sebastian Brehm [CDU/
CSU]J: Fiirchtet euch nicht!)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Naéchster Redner ist Sebastian Brehm fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):

Liebe Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir beraten heute den Antrag der Fraktion Die
Linke ,,Energiesoli fiir Spitzenverdienende — Vorschlag
der Wirtschaftsweisen umsetzen®. Ich habe mich schon
sehnlichst danach verzehrt, lieber Herr Kollege Gorke:
Endlich mal wieder eine Debatte iiber hohere Steuern!
Das hatten wir schon lange nicht mehr. Letzte Woche
ging es um Vermdgensabgabe und Lastenausgleich; Sie
von Rot und Griin haben da frohlich mitgestimmt.

(Armand Zorn [SPD]: Mitgestimmt?)

— Zumindest zugestimmt. — Und heute Morgen haben Sie
von der Ampel — lieber Herr Kollege Mordhorst, da Sie
gerade gesagt haben, die FDP mache das nicht — eine
drastische Erhohung der Erbschaft- und Schenkungsteuer
mit Zustimmung der FDP beschlossen.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Was machen
denn Thre Kollegen im Bundesrat?)

Sie miissen {ibrigens aufpassen, dass liberhaupt noch was
da ist, was man umverteilen und wegnehmen kann.

(Marianne Schieder [SPD]: Das sind Fake
News! Das wissen Sie!)

Aber ich will fachlich auf den Antrag eingehen.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Da ist doch
fachlich nichts drin!)

Zunichst mal ist es verfassungsrechtlich unzuldssig, eine
durch einen besonderen, konkreten Mittelbedarf des Bun-
des begriindete Ergédnzungsabgabe zum allgemeinen
Zweck des sozialen Ausgleichs zu instrumentalisieren.
Die Ergidnzungsabgabe darf in ihrer sozialen Vertréglich-
keit zwar fair ausgestaltet sein, aber der Grund fiir die
Einfithrung darf nicht ideologisch sein.

Sie haben das schlau gemacht

(Christian Gorke [DIE LINKE]: Was?)

— ja, das muss ich jetzt mal sagen, Herr Kollege Gorke —,
weil Sie Thren Grundgedanken der Umverteilung nicht
direkt in den Antrag geschrieben haben, sondern den
Antrag mit der Krise begriinden und damit sozusagen
auf den Sachverstidndigenrat eingehen. Wenn man aber
sicht, wie der Antrag urspriinglich lautete, ndmlich
,Energiesoli — Dax-Manager und Minister zur Kasse®,
dann sieht man den wahren Hintergrund, den Umvertei-
lungsgedanken der Linken. Das ist Thr politischer Ful3-
abdruck; das ist okay. Aber dass SPD und Griine grund-
sitzlich der Meinung sind, dass man mehr wegnehmen
muss, ist schwierig. Also, man sieht, wes Geistes Kind
das ist.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Stimmen Sie
mit uns dagegen!)

Ich will auf den Gedanken der Wirtschaftsweisen zu-
riickkommen. — Es war ja ein netter Versuch, davon ab-
zulenken. — Wenn man eine Ergéinzungsabgabe einfiihren
wiirde, dann miisste man besondere und kostenintensive
Herausforderungen abfedern, ohne neue Schulden auf-
zunehmen. Das ist der Hintergrund. Man muss aber se-
hen, dass der Bund bereits 540 Milliarden Euro neue
Schulden aufgenommen hat. Diese Regierung hat in ei-
nem Jahr mehr Schulden aufgenommen als 16 Jahre
Helmut Kohl und 16 Jahre Angela Merkel zusammen,
und das zulasten der nidchsten Generationen. Also,
wenn man {iber die Einfiihrung einer Ergdnzungsabgabe
nachdenkt, dann darf es keine neuen Schulden geben. Das
hat die Regierung anders gemacht.

Ich will noch was sagen: Wenn Sie von den bestver-
dienenden 10 Prozent reden, miissen Sie beachten, dass
das bei 3 400 Euro netto anféngt. Wollen Sie diese Leute
als Milliondre und Milliardére, als Manager hinstellen?
Das ist die ganz normale Familie mit zwei Einkommen.
Das ist der Handwerker, das ist der Mittelstdndler.

(Jessica Tatti [DIE LINKE]: Das ist doch Un-
sinn!)

Wenn Sie an diese mittleren Einkommen, an diese Be-
triebe die Axt anlegen, dann werden Sie Arbeitsplétze
vernichten, und dann wird das bei den Facharbeitern
dazu fiihren, dass sie nicht mehr arbeiten wollen, sondern
vielleicht eher ins Biirgergeld gehen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die ge-
héren doch nie im Leben zu den obersten
10 Prozent!)

Sie nehmen den Menschen die Motivation, wenn Sie
ihnen hier in die Tasche greifen. Das haben Sie schon
heute frith genug getan mit dem Jahressteuergesetz 2022.

(Beifall bei der CDU/CSU — Maximilian
Mordhorst [FDP]: Was ist das denn fiir ein
Quatsch?)

Und, lieber Kollege Mordhorst, wenn Sie das Einset-
zen des Spitzensteuersatzes verschieben wollen, dann tun
Sie es doch einfach. Sie sind ja jetzt in der Regierung. Wir
wiirden da zustimmen.

(Zuruf des Abg. Maximilian Mordhorst [FDP])
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Ein weiterer Gedanke zur Ergénzungsabgabe. In den
einschligigen rechtswissenschaftlichen Gutachten und in
der Literatur ist die Frage noch strittig, ob die Teil-
abschaffung des Solis iiberhaupt verfassungsgemal ist.
Hier lauft eine Klage der FDP gegen das — jetzt — FDP-
Finanzministerium. Ich bin gespannt auf die Prozessfiih-
rung.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Schaffen wir
schon!)

Aber es ist natiirlich interessant, wie dieser Prozess aus-
geht. Ich bin personlich auch der Meinung, dass eine
Teilabschaffung des Solidaritdtszuschlags nicht geht
und dass der Solidaritdtszuschlag ganzlich abgeschafft
werden muss. Aber warten wir das Verfahren ab. Es
gibt hier unterschiedliche Urteile vom Bundesverfas-
sungsgericht und vom Bundesfinanzhof. Es gibt Argu-
mente dafiir, aber auch viele Argumente dagegen, ins-
besondere den allgemeinen Gleichheitssatz nach
Artikel 3 Grundgesetz.

Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Herzlichen Gliick-
wunsch zum néichsten ideologischen Antrag der Linken!
Wir diskutieren ndchste Woche gerne wieder einen. In-
teressant ist eigentlich nur die Reaktion der Ampel. Wenn
Sie sagen, Sie setzen nicht an Steuern an, nachdem zwei
Stunden vorher die Steuern drastisch erhoht wurden,
dann ist das ein spannendes Spiel.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Was fiir ein
Quatsch! — Armand Zorn [SPD]: Sie haben
das noch nicht verstanden! — Marianne
Schieder [SPD]: Die Steuern wurden nicht er-
hoht! Das wissen Sie! Das ist billige Polemik!)

Ich freue mich auf die ndchsten Beratungen und danke
herzlich fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU — Maximilian
Mordhorst [FDP]: Mein Gott, Herr Brehm,
wenn Sie so Thre Mandanten beraten, wie Sie
hier reden!)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Letzte Rednerin in dieser Debatte ist Nadine Heselhaus
fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Nadine Heselhaus (SPD):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Nach dieser wunderbaren Geschichte unseres
Kollegen Herrn Brehm kommen wir zum Ende der De-
batte noch einmal zum Inhalt des Antrags. Es ist tatsdch-
lich bemerkenswert, dass es sich bei dem Jahresgutachten
des Sachverstindigenrats, auf das sich dieser Antrag be-
zieht, um ein einstimmiges wirtschaftswissenschaftliches
Pladoyer fiir eine solidarische Krisenbewiltigung han-
delt.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Der Ruf nach einer stirkeren Beriicksichtigung der Ver-
teilungswirkung auf untere und mittlere Einkommen
kommt also auch von jenen Sachverstindigen, die grund-
satzlich arbeitgebernah argumentieren, und das ist doch
wirklich spannend.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
Abg. Christian Gorke [DIE LINKE])

Tatsache ist: Die hohen Energiepreise schmélern die
Kaufkraft und senken den Konsum der Privathaushalte.
Die Verteilungseffekte durch die Preissteigerungen sind
deutlich. Haushalte mit niedrigem Einkommen sind am
starksten belastet, weil sie weniger zur Verfiigung haben
und deshalb ihr Geld hiufig vollstindig ausgeben miis-
sen. Die Ampel hat hierauf reagiert und circa 200 Milli-
arden Euro fiir Entlastungen zur Verfiigung gestellt. In
den vergangenen Wochen haben wir auch dariiber dis-
kutiert, wie zielgenau diese EntlastungsmaBinahmen
sind und iiberhaupt sein kdnnen. Die Wirtschaftsweisen
dringen darauf, sich nur auf untere und mittlere Einkom-
men zu konzentrieren; denn das Ziel muss ihnen zufolge
sein, moglichst nur diejenigen Haushalte zu entlasten, die
die hohen Energiepreise nicht verkraften konnen. Als
SPD sehen wir uns durch diese Aussagen stark in unserer
Ausrichtung bestétigt.

(Beifall bei der SPD — Sebastian Brehm [CDU/
CSUJ: Sage ich doch!)

Das Gutachten besagt auch, dass sich eine zielgenaue
Unterstiitzung niedriger Einkommen — und das ist jetzt
wichtig — inflationsmindernd auswirkt.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Stimmt!)

Das ist eine neue Erkenntnis fiir all diejenigen, die auch in
Bezug auf den Mindestlohn gerne von Lohn-Preis-Spira-
len sprechen, wahrend sie fiir Steuersenkungen pladieren,
die insbesondere Besserverdienenden zugutekommen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sascha
Miiller [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Jetzt gibt es allerdings folgende Schwierigkeit: Unser
derzeitiges System ldsst leider keine direkte Zuwendung
an diese bestimmte Personengruppe zu; das ist Thnen
allen bekannt. Deshalb haben auch die lautesten Kritiker
unter Thnen hierzu noch keine Alternative aufzeigen kon-
nen. Es gibt sie ndmlich bisher nicht. Genau daran arbei-
ten wir. Wir haben heute mit dem Jahressteuergesetz eine
Rechtsgrundlage geschaffen, um Direktzahlungen auf
das Bankkonto zu ermdglichen, weil wir wegwollen
von zu viel Komplexitét.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Und ja, wir wollen die Menschen entlasten, die das wirk-
lich brauchen. Wir wollen zukiinftig einkommensabhén-
gige Zahlungen ermdglichen, damit sie zielgenau wirken.
Das wollen wir unbiirokratisch und kosteneffizient aus-
gestalten.

Meine Damen und Herren, in der Energickrise fallen
hohe zusétzliche Ausgaben an, die refinanziert werden
miissen. Finanzieller Spielraum ist notwendig, wenn
man gestalten mochte. Wir wollen in eine soziale und
okologische Zukunft investieren, mit Mut zur Verénde-
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rung. Zur Finanzierung der erhShten Ausgaben in der
Krise schldgt der Sachverstindigenrat eine befristete Er-
hoéhung des Spitzensteuersatzes oder eben die Einfithrung
eines Energie-Solidarititszuschlags fiir Besserverdie-
nende vor. Dies wiirde auch dazu beitragen, die Ziel-
genauigkeit des Gesamtpakets zu erhohen; denn Entlas-
tungen im Energiebereich fiir diejenigen, die es eigentlich
gar nicht brauchen, wiirden so wieder ausgeglichen.
Gleichzeitig wire dies ein Signal, dass die Energiekrise
solidarisch bewiltigt werden muss.

Der Antrag der Linken greift mit dem Energiesoli je-
doch lediglich einen einzelnen Vorschlag aus dem Jahres-
gutachten des Sachverstindigenrates heraus. Ich finde,
im Gutachten stehen noch mehr wichtige Punkte, tiber
die es sich zu diskutieren lohnt. Die Bundesregierung
wird sich im Rahmen des Jahreswirtschaftsberichts zum
Gutachten duBlern. Ich freue mich auf die Debatte hierzu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Vielen Dank, Nadine Heselhaus. — Ich schliele die
Debatte.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Antrag der
Fraktion Die Linke auf Drucksache 20/4664 mit dem
Titel ,,Energiesoli fiir Spitzenverdienende — Vorschlag
der Wirtschaftsweisen umsetzen®. Wer stimmt fiir diesen
Antrag? — Das ist Die Linke. Wer stimmt dagegen? — Das
sind alle iibrigen Fraktionen. Enthaltungen? — Keine.
Dann ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 36 a und 36 b auf:

a) — Zweite und dritte Beratung des von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs
eines Zweiten Gesetzes zur Weiterent-
wicklung der Qualitiit und zur Teilhabe
in der Kindertagesbetreuung
(KiTa-Qualitiitsgesetz)

Drucksachen 20/3880, 20/3952, 20/4145
Nr. 3

Beschlussempfehlung und Bericht des
Ausschusses fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (13. Ausschuss)

Drucksache 20/4725

— Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemal § 96 der Geschiftsordnung

Drucksache 20/4732

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss) zu
dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU

Qualitit in der Kinderbetreuung sicher-
stellen — Bundesprogramm ,,Sprach-Ki-
tas: Weil Sprache der Schliissel zur Welt
ist“ muss fortgesetzt werden

Drucksachen 20/3277, 20/4535

Zu dem Gesetzentwurf liegt je ein EntschlieBungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU sowie der Fraktion
Die Linke vor.

Fiir die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Da jetzt alle so weit sind, erdffne ich die Aussprache.
Es beginnt fiir die Bundesregierung die Bundesministerin
Lisa Paus.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Lisa Paus, Bundesministerin fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend:

Frau Prdsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Giste! Liebe Eltern! Liebe Erzieher/-innen! Kitas
sind ein wahrer Job- und Zukunftsmotor auf dem Arbeits-
markt. Im Jahr 2021 waren mehr als 860 000 Menschen
in Kitas und in der Kindertagespflege tétig, mehr Men-
schen als in der deutschen Automobilindustrie. Die Zahl
der Erzieher/-innen hat sich in den letzten 15 Jahren ver-
doppelt. Allein der Teilarbeitsmarkt zur frithkindlichen
Bildung ist dreimal so stark gewachsen wie der gesamte
deutsche Arbeitsmarkt. Und in derselben Zeit stieg die
Zahl der Kinder, die bis zu ihrer Einschulung in Kitas
betreut werden, um mehr als 30 Prozent auf 3,4 Millionen.
Es gab also noch nie so viele Beschéftigte und noch nie so
viele Kitapldtze wie heute. Wir haben wirklich viel er-
reicht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Jetzt investieren wir in die Qualitit; denn jenseits ihrer
Familien lernen kleine Kinder an keinem anderen Ort so
viel wie am Bildungsort Kita. Am Bildungsort Kita wird
das Fundament gelegt fiir frithkindliche Bildung, fiir die
Sprachentwicklung, fiir die gesunde Entwicklung ins-
gesamt, fiir Chancengerechtigkeit fiir jedes Kind also.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Und in den Fa-

milien!)

In Kitas entscheidet sich im Ubrigen auch, ob sich Eltern,

Alleinerziehende, vor allem Frauen darauf verlassen kon-

nen, dass sie Job und Familie vereinbaren konnen. Wie

wichtig das ist, bestdtigen uns immer mehr Unternehmen.

Darum investieren wir in die Qualitdt fiir die Bildungs-

orte Kita und Kindertagespflege.

Uns allen muss das viel wert sein, Bund, Liandern und
Kommunen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Darum stellt der Bund den Léndern in den néchsten zwei
Jahren rund 4 Milliarden Euro zur Verfiigung, damit sie
iiberwiegend in sieben zentrale Bereiche der frithkindli-
chen Bildung investieren. Und darum bereiten wir schon
jetzt den néchsten Schritt vor: bundesweite Standards
durch das Qualitdtsentwicklungsgesetz. Denn genau da
wollen wir hin: dass Kitakinder bundesweit die gleiche
hohe Qualitit erleben, egal ob sie eine Kita in Cuxhaven,
am Tegernsee, in Anklam oder im Erzgebirge besuchen.
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(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Das gehdrt dazu, wenn wir iiber gleichwertige Lebens-
verhéltnisse in Deutschland sprechen, meine Damen und
Herren.

Fest steht ebenso: Gute frithkindliche Bildung braucht
qualifizierte Fachkréfte.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Darum verankern wir im KiTa-Qualitdtsgesetz die Ge-
winnung von Fachkriften und entwickeln gemeinsam
mit den Lindern, Kommunen und weiteren Akteuren
eine Gesamtstrategie fiir die Fachkriftesicherung in den
Erziehungsberufen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Denn wir brauchen den Schulterschluss mit allen betei-
ligten Akteuren. Wir miissen alle Moglichkeiten in den
Blick nehmen, gutes Personal zu bekommen: durch Aus-
und Weiterbildung, durch gute Arbeitsbedingungen,
durch Integration von Zugewanderten. Ich zéhle auf
Thre Unterstiitzung.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Als Néchstes folgt fiir die CDU/CSU-Fraktion
Dorothee Bir.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dorothee Bar (CDU/CSU):

Herzlichen Dank. — Frau Présidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mit dem Gesetz, das heute hier als
Entwurf vorliegt, soll die Kindertagesbetreuung verbes-
sert werden, sagen Sie.

(Leni Breymaier [SPD]: Wird sie ja auch!)

Ich frage: Wirklich? Der Evaluationsbericht zum so-
genannten Gute-KiTa-Gesetz I mag Reformbedarf be-
scheinigt haben. Dass dieses Ziel aber mit dem KiTa-
Qualititsgesetz, liber das wir heute beraten, tatsdchlich
erreicht wird, bezweifle ich nicht nur, sondern ich bin
fest davon iiberzeugt, dass es so nicht funktionieren wird,
liebe Kolleginnen und Kollegen, weil es der Ampel ndm-
lich nicht um das geht, was sie in den Titel des Gesetz-
entwurfs geschrieben hat, um Qualitdt, weil dieser Ge-
setzentwurf eine Mogelpackung, Etikettenschwindel ist.
Warum das so ist, werde ich Thnen erldutern.

Sie legen einen Gesetzentwurf vor, in dem es vor allem
um eines geht, ndmlich um Beitragsentlastung, schreiben
aber ,,Qualitdt* drauf. Das ist wirklich fatal, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen,

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der
SPD: Stimmt doch iiberhaupt nicht!)

das ist unehrlich. Das Gesetz ist ungerecht, es sorgt nicht
fiir mehr Qualitdt, und es sorgt auch nicht fiir mehr
Gleichwertigkeit von Lebensverhéltnissen, wie es unsere
Verfassung vorgibt. Ich méchte mich schon auch mal an
die Familien und die Erzieherinnen und Erzieher da drau-
Ben wenden. Ich glaube nicht, dass Sie es hinbekommen,
allen glaubhaft zu machen, dass die Bundesmittel, die Sie
hier fiir die Finanzierung einer angeblichen Qualitét in
die Hand nehmen, auch wirklich dazu dienen. Die Mittel
werden am Ende nur zu Beitragsentlastungen genutzt.

(Nina Stahr [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das stimmt einfach nicht!)

In manchen Bundesldndern fiihrt das bis zur volligen
Beitragsfreiheit fiir Eltern, und das auch noch unabhéngig
vom Einkommen. Das kann doch nicht wirklich Ihr Ernst
sein, liebe Ampel.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Laut Threm Gesetzentwurf ist es ndmlich so, dass Bun-
deslénder, in denen bislang noch keine Mittel aus dem
Gute-KiTa-Gesetz fiir die Senkung der Elternbeitrige
eingesetzt wurden, beispielsweise Baden-Wiirttemberg,
kiinftig von dieser Option ausgeschlossen werden, auch
dann, wenn sie schon ein Top-Qualititsniveau haben.
Und wo gibt es schon jetzt ein Top-Qualititsniveau? Bei-
spielsweise in Bayern; ich weil3, dass Sie das an dieser
Stelle wieder triggern wird. Im Gegensatz dazu diirfen
aber Lénder wie zum Beispiel Mecklenburg-Vorpom-
mern, das den schlechtesten Personalschliissel aller Bun-
desliander aufweist — mal tiberlegen, wer da regiert —,

(Zuruf der Abg. Nina Stahr [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN])

weiterhin die Bundesmittel fiir Beitragsentlastungen aus-
geben. Das ist nicht richtig, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Ich sage nur: Finde den Fehler!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann schauen Sie sich einmal den Léndermonitor
Frithkindliche Bildungssysteme an. Dort kénnen Sie es
nachlesen — das gilt auch fiir die SPD und die Griinen —:
Bayern ist wieder ganz vorne. Wen wundert es? Schluss-
lichter sind natiirlich Bremen und Berlin. Das ist nicht
verwunderlich, wenn man weil}, wer in diesen Landern
regiert. Spatestens wenn wir dann noch sehen, wie wert-
volle Qualitdtsmaflnahmen wie die Sprach-Kitas, das
Bundesprogramm ,,Fachkréfteoffensive Erzieherinnen
und Erzieher” oder auch unser Bundesprogramm ,,Pro-
Kindertagespflege von Ihnen ohne Not plattgemacht
werden, kauft dieser gesamten Regierung niemand mehr
ab, dass Thnen friihkindliche Bildung am Herzen liegt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Friihkindliche Bildung — das konnen Sie ruhig zugeben —
ist Thnen lastig. Sie nehmen doch offen in Kauf, dass sich
die Qualitdt verschlechtert, und Thnen ist vollig egal, ob
diese Bundesmittel in die Qualitdt oder in die Beitrdge
gehen. Aber sich dann als Heilsbringer fiir Qualitét hier-
hinzustellen, das ist wirklich infam.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich darf einen groBen Mann dieses Hauses zitieren.
Matthias Seestern-Pauly
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Dorothee Biir

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Ja, Frau Bar!)

hat als Thr Koalitionspartner schon in der zweiten und
dritten Lesung das Gute-KiTa-Gesetz I wegen der Re-
gelungen zur Beitragsentlastung als ,,Verpasste-Chan-
cen-Gesetz*“ bezeichnet. Ich finde, wo Herr Seestern-
Pauly recht hat, hat er einfach recht.

(Beifall bei der CDU/CSU - Matthias
Seestern-Pauly [FDP]: Deswegen dndern wir
das jetzt ja auch!)

Ich werde das noch erweitern, Herr Seestern-Pauly. Das,
was Sie hier vorlegen, ist nicht nur ein ,,Verpasste-Chan-
cen-Gesetz*, sondern ein ,,Rolle-riickwarts-Gesetz*“. Wir
als Union lehnen eine Finanzierung von Beitragsentlas-
tungen bis hin zur volligen Beitragsfreiheit aus Bundes-
mitteln, die fiir ein KiTa-Qualititsgesetz gedacht sind, ab,
noch dazu, wenn das unabhingig vom Einkommen der
Eltern erfolgen soll.

Fiir uns kommt Qualitdt vor Beitragsentlastung. Des-
wegen kann ich Sie nur auffordern, unserem Antrag zu-
zustimmen. Wenn lhnen die Kinder wirklich am Herzen
liegen und das nicht nur Lippenbekenntnisse sind, wére
es sehr traurig, wenn Sie hier nicht mitmachten.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Es folgt fiir die SPD-Fraktion Sénke Rix.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie des Abg. Matthias
Seestern-Pauly [FDP])

So6nke Rix (SPD):

Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Kollegin Bir, ich wei} nicht, ob Sie den Gesetz-
entwurf tatsdchlich gelesen haben,

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Dorothee Bér [CDU/
CSU]: Immer das Gleiche, Herr Kollege Rix!
Peinlich, peinlich!)

und ich weill auch nicht, ob Sie ihn wirklich mit der
bisherigen Gesetzeslage verglichen haben.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Denn — das sage ich als Sozialdemokrat, der Beitrags-
freiheit nach wie vor fiir ein richtiges Instrument halt —
wir haben genau das Gegenteil von dem getan, was Sie
gerade beschrieben haben.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Im Gegensatz zu dem Gesetz, das damals von der CDU/
CSU und der SPD auf den Weg gebracht worden ist,
schrinken wir die Moglichkeit der Beitragsfreiheit mit
diesem Gesetzentwurf ein. Wir fahren es zurlick. Wir
gehen mehr in die Qualitdt und weniger in die Beitrags-
entlastung. Das ist der Unterschied zwischen dem Gesetz,

das wir beide gemeinsam beschlossen haben, und dem
Ampelgesetz. Das miissen Sie einfach anerkennen. Das
sind Fakten, Frau Bér.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Sie haben von verpassten Chancen gesprochen; auch
ich kann mich daran erinnern, dass Herr Seestern-Pauly
das gesagt hat. Ich finde, Sie haben Thre Chance vertan,
etwas zum aktuellen Gesetzentwurf zu sagen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Dorothee Bar [CDU/
CSU]: Die Wahrheit tut weh!)

Das wundert mich; denn als ich damals die Verhandlun-
gen mit der Union gefiihrt habe, war es die Union, die uns
fiir die Beitragsfreiheit kritisiert hat. Ich hitte mich ge-
freut, wenn Sie jetzt zumindest anerkannt hétten, dass die
Ampelkoalition den Weg verlassen hat, der damals ein-
geschlagen worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Das hitten Sie ruhig tun konnen; denn wir setzen jetzt
weniger auf Beitragsstabilitit und mehr auf Qualitét.

Sie haben nach der Verbesserung in der aktuellen Si-
tuation gefragt. Wir haben als Bund in der Vergangenheit
iiber 9 Milliarden Euro zur Verbesserung der Qualitét in
Kindertagesstitten in die Hand genommen, und wir wer-
den zukiinftig fiir die néchsten Jahren noch einmal 2 Mil-
liarden und 1,9 Milliarden Euro

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: 1,8!)

— 1,89 Milliarden — in die Hand nehmen. Wir werden also
zusétzliches Geld fiir die Aufgabe der Lander bereitstel-
len. Das fiihrt zu einer Verbesserung der Situation vor
Ort.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP — Dorothee Béir [CDU/
CSU]: Nachdem Sie die Sprach-Kitas platt-
gemacht haben!)

Wir gehen den Weg konsequent weiter, den die Ju-
gendministerkonferenz 2014 auf Initiative von Manuela
Schwesig im Dialog mit Wirtschaft und Fachverbanden
gegangen ist.

(Beifall des Abg. Erik von Malottki [SPD])

Aufgrund der Tatsache, dass wir uns als Bund dafiir zu-
stindig fiihlen, gleiche Lebensverhiltnisse bundesweit
auszubauen, nehmen wir dieses Geld in die Hand. Ich
will noch einmal sagen: Gerade angesichts der aktuellen
Zeiten muss man anerkennen, dass es leider keine Selbst-
verstandlichkeit ist — das zeigt sich auch in anderen De-
batten —, dass wir diese Mittel fiir Kindertagesstétten zur
Verfligung stellen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Mit diesem wirklich groflen Gesetz setzen wir das fort,
was wir in der Vergangenheit begonnen haben. In der
néichsten Zeit geht es weiter mit dem Start-Chancenpro-
gramm, mit der weiteren Reform des BAf6G und mit der
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Kindergrundsicherung. Wir werden fiir bessere Chancen
fiir Kinder sorgen. Das macht die Ampel, das macht die
Fortschrittskoalition.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Niéchste Rednerin ist fir die AfD-Fraktion Nicole
Hochst.

Nicole Hochst (AfD):

Frau Pridsidentin! Frau Ministerin! Werte Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich mochte
beleuchten, was wieder keiner sieht. Sie beweisen mit
diesem wohlklingenden KiTa-Qualititsgesetz eine Reali-
titsferne und einen mangelnden Weitblick, die zusammen
groBer nicht sein konnten. Geld an sich ist keine Verbes-
serung der Situation, Herr Rix.

In der letzten Legislatur war das Gute-KiTa-Gesetz
von Frau Giffey aus dem damals SPD-gefiihrten Minis-
terium, das selbst nach Einschitzung der GEW bereits an
der Realitdt gescheitert ist, keine Verbesserung. Trotz
hiufigen Hissens des Regenbogens wollte das Gesetz
nicht die angepriesenen Effekte erzielen. Im Gegenteil:
Die Attraktivitdt pddagogischer Arbeit in Kitas sank ins
Bodenlose.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Uberforderung der Beschiftigten durch unbesetzte
Stellen, Biirokratiemonster und organisatorische Klimm-
ziige stieg. Geeignetes Personal? Fehlanzeige! Vertretun-
gen von Ausfallzeiten? Unmdglich! Es folgten Reduzie-
rungen der Angebote und Einschrinkungen bei den
Offnungszeiten. Gute Kita geht anders, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Das Ziel des neuen wohlklingenden Gesetzes, ndmlich
qualitativ hochwertige Betreuung zu gewihrleisten fiir
Familien, die dieses Angebot nutzen wollen oder nutzen
miissen, ist ein wichtiger Schritt. Allerdings boykottieren
Sie dieses Ziel selbst, weil Sie sich nicht mit den Kon-
sequenzen Threr Politik der letzten Jahrzehnte auseinan-
dersetzen wollen.

(Beifall bei der AfD)

Sie wollen nicht héren, wenn IThnen Fachleute die Fol-
gen lhrer Politik sichtbar machen. Der Prisident des
Deutschen Lehrerverbands, Heinz-Peter Meidinger, be-
spricht den IQB-,,Bildungsabwirtstrend* in Deutschland
pessimistisch. Er spricht schonungslos an, was Sie, meine
Damen und Herren, hier im Parlament von meiner Frak-
tion seit Jahren gesagt bekommen, aber in Ihrer ideologi-
schen Verblendung nicht horen wollen.

(Beifall bei der AfD)

Die Lernleistungen von Kindern mit und ohne Migra-
tionshintergrund klaffen sichtbar auseinander. Thre Re-
settlement-and-Replacement-Politik sowie andauernde
Massenzuwanderung nach Deutschland vergroBern die-
ses Problem stetig.

(Denise Loop [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Kommen Sie doch einmal zum Antrag zu-
riick!)

Péadagogischer Unsinn, gescheiterte Integrations- und In-
klusionspolitik plus ungebremste Zuwanderung besie-
geln den Absturz Deutschlands als Bildungsnation bereits
in der Kita. Resettlement bedeutet Umsiedlung, Replace-
ment bedeutet Ersetzung oder Ersatzmigration — eine Po-
litik, die jede Fraktion hier im Bundestag mittragt, au3er
der AfD-Fraktion, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Bereits heute werden vielerorts fast hélftig und eben
schon iiberhélftig nicht deutschmuttersprachliche Kinder
in Kitas betreut. Diese babylonischen Zustinde kommen
unweigerlich im deutschen Schulsystem an. Dass Sie von
der Ampelregierung die gut etablierten Sprach-Kitas
nicht fortfithren wollen, passt zur mangelnden Bereit-
schaft, Frau Ministerin Stark-Watzinger, das Bekenntnis
zu Deutsch als Unterrichtssprache unseres Landes ab-
zugeben. Dabei ist Deutsch in Deutschland der Schliissel
zur Integration. Diese Weigerung ist ein deutliches Signal
und auch entlarvend fiir die Weichenstellung dieser und
vergangener Bundesregierungen. Die Hauptleidtragen-
den sind alle Kinder.

Wie sehen die Ampellosungen aus? Sie kleben zukiinf-
tig das Etikett ,,Deutsch® auf alles Fremde und erreichen
damit, dass zukiinftig die Zuwanderung in Bildungsver-
gleichstests, in Bildungsberichten und Bildungstrends
nicht mehr sichtbar ist. Damit zementieren Sie Ihr buntes
Weltbild und gleichzeitig eine Art Integrationsanarchie
der Kultur der jeweils vor Ort starksten Sprechergruppe.

(Beifall bei der AfD)

Gewdhrleisten Sie, dass deutschmuttersprachliche Kin-
der zukiinftig in Deutschland die Mehrheit und nicht die
Minderheit sind. Ohne diesen wichtigen Schritt wird der
deutsche Turm zu Babel fallen, egal wie wohlklingend
Thre Kitagesetze sein mogen.

(Marianne Schieder [SPD]: Oje, oje!)

Zum Schluss. Wenn Sie alle miteinander so weiterma-
chen, folgt die deutsche Bildungsnation dem Trend der
deutschen FuBlballnation. Wir fliegen raus aus dem welt-
weiten Wettbewerb.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Zurufe von der SPD und
dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Jetzt folgt der bereits angesprochene Matthias
Seestern-Pauly fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Matthias Seestern-Pauly (FDP):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Sehr geehrte Ministe-
rin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, nach
bestimmten Reden muss man ein bisschen was einsortie-
ren. Also: Wir haben eine Finanzplanung der alten uni-
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Matthias Seestern-Pauly

onsgefiihrten Bundesregierung iibernommen, in der we-
der fiir die Fortsetzung des Gute-KiTa-Gesetzes noch fiir
die Fachkrifteoffensive oder fiir die Sprach-Kitas Gelder
eingeplant waren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Hinzu kommt, dass das bisherige Gute-KiTa-Gesetz es
den Léndern ermdglicht hat, die Bundesgelder aus-
schlieBlich in pauschale Beitragsabschaffungen zu ste-
cken, anstatt in wirkliche Qualitdtsmafinahmen zu inves-
tieren. Man muss sagen: Das wurde leider viel zu hiufig
genutzt.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Man kann also festhalten: Mit dem alten Kitagesetz hat es
die letzte Regierung versdumt, den Fokus auf wirkliche
Qualitdtsverbesserungen zu legen und diese obendrein
auch noch finanziell abzusichern. Das war die Ausgangs-
situation, vor der wir standen.

Deshalb haben wir uns als FDP und als Ampel fest
vorgenommen, die Qualitdt der frithkindlichen Bildung
in dieser Wahlperiode verbindlich zu stirken. Genau
das tun wir mit dem KiTa-Qualititsgesetz, indem wir
wesentliche Verbesserungen vornehmen und die Lander
in den néchsten zwei Jahren mit rund 4 Milliarden Euro
unterstiitzen, und das trotz der aktuell sehr schwierigen
finanziellen Rahmenbedingungen.

Was bedeutet das konkret? Das bedeutet — ich mochte
das noch einmal ausfiihren, weil Vorrednerinnen den Ge-
setzentwurf augenscheinlich nicht gelesen haben —, dass
zukiinftig keine neuen MafBnahmen fiir pauschale Bei-
tragsabschaffung auf Kosten der Qualitit mehr finanziert
werden. Es bedeutet, dass die Lander nun iiberwiegend,
das heiBt mehr als 50 Prozent der Mittel, in die vorrangi-
gen Handlungsfelder investieren miissen. Das wiederum
eroffnet den Lindern die Moglichkeit, mehr fiir Fach-
kréfte, die sprachliche Bildung, die Kindertagespflege
oder eine starke Kitaleitung zu tun.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Chance
sollten die Lander dringend nutzen, vor allem mit Blick
auf die aktuelle Fachkriftesituation. Der Fachkrifteman-
gel, liber den wir schon lange reden, kommt an. Es ist
keine theoretische Debatte mehr, sondern er wird vor Ort
spiirbar. Immer mehr Familien stehen vor dem Problem
der grofer werdenden Betreuungsliicke, wenn Kitas in
den Notbetrieb gehen miissen, Familien keinen Kitaplatz
mehr bekommen oder einige Kitas sogar zeitweise schlie-
fen miissen. Deshalb miissen Bund und Lénder den Fach-
kréaftemangel als absolute Prioritit behandeln, was wir als
Bund auch tun.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn der Fachkriftemangel fiihrt langfristig dazu, dass
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sich drastisch
verschlechtert und die Chancengerechtigkeit fiir unsere
Kinder sinkt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zusammen-
fassend kann ich sagen, dass wir heute einen ersten gro-
Ben Schritt hin zu deutlich mehr Qualitit in der friihkind-
lichen Bildung gehen. Es ist ein gutes Gesetz, dem wir als
Freie Demokraten sehr gerne zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Aydan Ozoguz:
Nichste Rednerin ist fiir die Fraktion Die Linke Heidi
Reichinnek.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Stellen Sie sich mal vor, Sie betreuen Kinder in
einer Kita, und irgendwie werden es in Threr Gruppe
immer mehr Kinder, doch Sie haben immer weniger Kol-
leginnen und Kollegen, massig Uberstunden und trotz-
dem eingeschrinkte Betreuungszeiten oder sogar Schlie-
Bungen, dadurch gestresste, schlecht gelaunte Eltern und
gestresste, schlecht gelaunte Kinder. Das ist Alltag in
Kitas im ganzen Land.

Und was tut die Bundesregierung jetzt? Na, die sagt:
Augen zu und durch! — In dem vorliegenden Entwurf fiir
ein KiTa-Qualititsgesetz fehlt eine langfristige Strategie
und ganz einfach Geld. Das ist kein Qualitdtsgesetz, das
ist ein Kiirzungsgesetz. Sie streichen nicht nur das Geld
fiir die Sprach-Kitas, Sie ignorieren auch die massive
Inflation von iiber 10 Prozent und fallen damit hinter
das Niveau des Gute-KiTa-Gesetzes zuriick.

Als Linke haben wir deshalb einen Entschlieungs-
antrag vorgelegt,

(Beifall bei der LINKEN)

der endlich fiir eine Trendwende im vernachldssigten und
kaputtgesparten Kitabereich sorgen wiirde. Wir sagen:
Nicht 4 Milliarden Euro fiir zwei Jahre, sondern 6 Milli-
arden Euro pro Jahr miissen zur Verfiigung gestellt wer-
den,

(Beifall bei der LINKEN)

um Qualitidt endlich Realitdt werden zu lassen. Dazu
brauchen wir 2 Milliarden Euro on top, um den Investi-
tionsstau der Kitas wenigstens anzugehen. Und nein, das
ist nicht utopisch. Das Geld ist da.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieses Parlament — Sie — haben gerade erst 10 Milliar-
den Euro fiir eine Aktienrente rausgeworfen, davor ein
100-Milliarden-Euro-Sondervermdgen zusitzlich fiir
Aufriistung, obwohl die Verteidigungsministerin dafiir
eh schon iiber 50 Milliarden Euro im Jahr kriegt. ,,Wo
ist das Sondervermdgen fiir Kitas?*, frage ich Sie.

(Beifall bei der LINKEN)
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Warum finden Sie Mittel und Wege, um die Interessen der
Superreichen durchzusetzen, aber nicht die der Kinder?
Warum lassen wir Milliarden Euro an Krisengewinnen
der GroBBkonzerne unangetastet, aber fiir Kinder ist nichts
da?

(Sonke Rix [SPD]: Wir haben ein Sonderver-
mogen fiir Kinder, fiir den Kitaausbau!)

Nun ist es so, dass uns Geld allein nicht aus der Kita-
krise rettet. Es muss auch sinnvoll investiert werden —
also nicht so wie bei der Bundeswehr. Die Bundesregie-
rung hat aber nach wie vor keinerlei Konzept gegen den
Fachkrédftemangel. Der hat Griinde: Die Fachkréfte wer-
den aktuell nicht nur bescheiden bezahlt,

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Wie in Thii-
ringen! 2,53 Euro, oder?)

die gehen auch auf dem Zahnfleisch, weil sie mit immer
mehr Aufgaben liberhduft werden. Erzieher/-innen han-
gen ihren Job an den Nagel, weil sie nicht mehr kdnnen.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Sie stellen
gerade den Ministerpriasidenten, den Kultus-
minister und die Sozialministerin!)

— Herr Seestern-Pauly, stellen Sie eine Zwischenfrage,
wenn Sie Fragen haben.

(Beifall bei der LINKEN — Abg. Matthias
Seestern-Pauly [FDP] erhebt sich)

Das muss man erst mal packen, das Nervenkostiim von
Menschen, die sich den ganzen Tag mit Kleinkindern
beschiftigen, so zu {iberlasten.

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Soll das jetzt der Versuch sein, eine Zwischenfrage zu
stellen, Herr Seestern-Pauly?

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Ja!)

Sie miissen sich schon dafiir melden. — Okay, es wird
wohl zugelassen. Bitte schon.

Matthias Seestern-Pauly (FDP):

Sehr geehrte Kollegin, vielen Dank, dass Sie die Zwi-
schenfrage zulassen. — Ich finde es sehr beeindruckend,
dass seitens der Linken hier im Deutschen Bundestag
immer darauf verwiesen wird, dass es von allem mehr —
und viel schneller — geben soll. Es gibt bei der frithkind-
lichen Bildung auch eine gewisse Zusténdigkeit der Lan-
der, und da gibt es ein Bundesland, ndmlich Thiiringen,
wo Sie den Ministerprasidenten stellen, den zustindigen
Kultusminister und die Sozialministerin,

(Beifall der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

das heif3t wirklich alle, die im Bereich der frithkindlichen
Bildung Einfluss nehmen kénnten. Da werden Tagesmiit-
ter mit 2,53 Euro pro Kind pro Stunde abgespeist. Das
heil3t, bei der maximalen Anzahl von fiinf Kindern sind
sie bei 12,65 Euro — also knapp tiber dem Mindestlohn —,
bei vier Kindern sogar darunter.

In diesem Zusammenhang wiirde mich mal interessie-
ren: Sprechen Sie eigentlich mit Thren Kollegen vor Ort,
oder sind das alles Sonntagsreden, die Sie hier aus-
schlieBlich im Bundestag halten?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):

Vielen Dank fiir die Zwischenfrage. — Ich freue mich
sehr, dass Bodo Ramelow Ministerprasident in Thiiringen
ist. Das wurde ja nicht durch Sie ermdglicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie hatten da andere Prioritdten und andere Unterstiit-
zung. Ja, wir sprechen miteinander. Morgen wird es da
ein Gesprach zwischen unserem Fraktionsvorsitzenden
hier im Bundestag und unseren Léndern geben. Da wer-
den wir auch dieses Thema ansprechen, ndmlich das Ki-
Ta-Qualitétsgesetz.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ach, ihr habt bisher
noch gar nicht gesprochen!)

Zu genau solchen Fragen und genau zu diesem Thema
sind wir auch in Kontakt.

Sie haben total recht: Da ist viel zu tun. Aber das ist
nicht nur in Thiiringen so, sondern in vielen Landern. Ich
glaube, wir sind uns doch sogar einig, dass wir wegmiis-
sen vom Kooperationsverbot und hin zu einem Koope-
rationsgebot; das konnen wir zumindest in den Diskus-
sionen immer wieder feststellen. Ich denke, da sollten wir
an einem Strang ziehen. Der Bund ist dafiir verantwort-
lich — das wurde vorhin auch von der SPD gesagt —, fiir
gleiche Lebensverhéltnisse zu sorgen. Also schieben Sie
das nicht immer auf die Lénder ab,

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Mache ich
nicht! Ich habe nur eine Frage gestellt!)

sondern machen Sie das, was hier moglich ist. Das wire,
unserem EntschlieBungsantrag zuzustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen: Was miissen wir gegen den Fachkrifte-
mangel machen? Natiirlich Ausbildungsplétze schaffen,
Leute zuriickholen, die entnervt aufgegeben haben, und
Quereinsteiger/-innen fortbilden. Natiirlich geht das nicht
von jetzt auf gleich; aber wir miissen doch wenigstens
endlich mal anfangen. Deswegen brauchen wir jetzt einen
Beteiligungsprozess, bei dem Sie endlich mal auf Leute
horen, die wissen, wovon sie reden, auf meine Kollegin-
nen und Kollegen nédmlich, die den Job machen und die
das umsetzen miissen, was Sie hier beschlielen, damit
das nichste KiTa-Gesetz nicht wieder so ein Ist-ja-bes-
ser-als-nichts-Gesetz wird.

Zusammengefasst: Unter der GroKo gab es fiir die
Kitas kaum Geld und keinen Plan. Mit der Ampel gibt
es kaum Geld, keinen Plan und totales Chaos in der
Umsetzung. Wenn Sie als Fortschrittskoalition zur Ab-
wechslung mal fortschrittliche Politik machen wollen,
dann stimmen Sie unserem EntschlieBungsantrag zu!

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Aydan Ozoguz:
Nichste Rednerin in dieser Debatte ist Nina Stahr fiir
Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Nina Stahr (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Ministerin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Géste! Vor Kurzem
habe ich mich mit einer Grundschullehrerin unterhalten,
die eine erste Klasse unterrichtet. Sie erzéhlte: Nicht erst
seit Corona, aber seitdem verstiarkt kommen viele Kinder
in die erste Klasse, die kaum eine Schere halten konnen,
die nicht zdhlen kénnen, die selten in einem Buch geblat-
tert haben. — Sie tut, was sie kann. Sie mochte jedem Kind
die Chance geben, all seine Potenziale zu nutzen, und
doch: Vieles kann man in der Schule nicht mehr aufholen.
Wenn wir Chancengerechtigkeit wollen, dann miissen wir
viel frither ansetzen. Deshalb, meine Damen und Herren,
ist jetzt die Zeit, um in Kitaqualitdt zu investieren. Das
machen wir mit dem KiTa-Qualititsgesetz.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Deshalb iiberweisen wir in den néchsten beiden Jahren
knapp 4 Milliarden Euro an die Lénder, legen dabei aber
fest: In Zukunft miissen alle Lander den iiberwiegenden
Teil der Mittel in Qualitdt investieren.

(Dorothee Bir [CDU/CSU]: Uberwiegend,
genau!)

Diese Prioritét auf Qualitit ist die entscheidende Weiter-
entwicklung im Vergleich zum Gute-KiTa-Gesetz.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP — Dorothee
Bér [CDU/CSU]J: 49 Prozent in Beitragsentlas-
tung! Das ist die Vertuschung!)

Ebenso wichtig ist: Die Lander kénnen die Mittel fiir die
Sprachforderung nutzen, die eine so wichtige Siule fiir
die Entwicklung unserer Kinder ist.

(Dorothee Bar [CDU/CSU]: Auch Ver-
tuschung!)

Wir haben den Gesetzentwurf in den letzten Wochen
intensiv debattiert und zwei Anderungen vorgenommen.
Zum einen werden wir als Bund die Sprach-Kitas letzt-
malig fiir ein halbes Jahr finanzieren. So schaffen wir die
Voraussetzungen, dass die Lander die Sprach-Kitas wei-
terfiihren kénnen. Denn es liegt in ihrer Verantwortung,
und ich kann es nur noch einmal wiederholen: Bitte spre-
chen Sie alle mit Ihren Kolleginnen und Kollegen in den
Léndern, dass sie diese Chance auch nutzen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Zum anderen streichen wir die verpflichtende Staffe-
lung der Elternbeitrdge. Ich gebe ehrlich zu: Als Fach-
politikerin fallt mir dieser Schritt nicht leicht; denn ich
bin sicher, die Einkommensstaffelung ist eigentlich das
zielgenaue Instrument, um Familien mit geringem Ein-
kommen zu entlasten. Ich habe in den letzten Wochen

genau das auch von vielen Kolleginnen und Kollegen
aus den Liandern gehort. Jedoch halten sie eine bundes-
gesetzlich einheitliche Regelung nicht fiir zielfithrend.
Klar ist: Ohne Kompromisse kommen wir nicht weiter.
Deshalb gehen wir hier auf die Lander zu.

Frau Biér, vielleicht ist Thnen aufgefallen, dass ich
heute bis hierhin nicht einmal das Wort ,,Bayern* erwéhnt
habe.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP —
Dorothee Biar [CDU/CSU]: Aber jetzt! Aber
jetzt!)

Denn ich glaube ernsthaft, es hilft nicht, wenn wir damit
weitermachen, die Schuld immer zwischen Bund und
Landern hin- und herzuschieben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP — Dorothee Bar [CDU/CSU]: Dann héren
Sie doch auf?)

Beide Seiten miissen hier ihren Beitrag leisten zum Wohl
der Kinder in diesem Land. Mit den vorgenommenen
Anpassungen sind wir einen groflen Schritt auf die Lan-
der zugegangen. Nun liegt der Ball bei den Léndern. Sie
konnen und sie sollten am 16. Dezember dem vorliegen-
den Gesetzentwurf im Bundesrat zustimmen.

Ich danke der Bundesfamilienministerin fiir diesen
sehr guten Gesetzentwurf, mit dem wir die Weichen fiir
mehr Chancengerechtigkeit in der frithkindlichen Bil-
dung stellen. Das ist der erste Schritt. Im ndchsten werden
wir zusammen mit den Landern das KiTa-Qualitétsgesetz
noch weiterentwickeln hin zu einem KiTa-Gesetz mit
bundesweiten Qualititsstandards. Denn jetzt ist die Zeit,
um in die Kitaqualitét zu investieren.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Vizepriasidentin Aydan Ozoguz:
Nichste Rednerin ist Anne Janssen fiir die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne Janssen (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Jedes Jahr im Spatsommer freuen sich bundes-
weit Hunderttausende Kindergartenkinder auf ihren ers-
ten Schultag. Als Grundschullehrerin hatte ich die Ehre,
viele kleine ABC-Schiitzen in der ersten Klasse zu be-
griiBen. Neben der Freude, dem Stolz und der Aufregung
war oft auch ein bisschen Angst zu spiiren — Angst vor
den fremden Kindern, vor fremden Rdumen und auch vor
den fremden Erwachsenen, die auf einmal da waren.

Der Schulstart ist ein Meilenstein im Leben der Kinder
und auf allen Seiten mit grofen Erwartungen verbunden.
Darum ist es nicht nur fir die schulische, sondern auch
flir die ganz personliche Entwicklung extrem wichtig,
hier besonders gut vorbereitet zu sein.
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Bedauerlicherweise steigt aber in den letzten Jahren
neben der Zahl der Zuriickstellungen von der Einschu-
lung auch die Zahl der Entwicklungsdefizite — wir horten
das gerade. Hinzu kommen Foérderriickstiande durch Co-
rona und immer mehr Kinder mit anderen Mutterspra-
chen. Aus ganz personlicher Erfahrung als Grundschul-
lehrerin kann ich Thnen sagen: Chancengleichheit sieht
wirklich anders aus. Meine Damen und Herren, ich spre-
che fiir eine ganze Berufsgruppe, wenn ich sage: Wir
Lehrerinnen und Lehrer kdnnen das in der Grundschule
nicht mehr aufholen; es ist zu spit.

Aus diesem Grund bildet die frithkindliche Bildung ein
wichtiges Fundament. Auch ich war einige Stunden in
der Woche zur individuellen Sprachbildung der Kleinsten
in den Kindertagestitten unterwegs. Der Forderbedarf ist
enorm, und er wichst weiter. Darum war Ihr Vorhaben, in
den nédchsten zwei Jahren 4 Milliarden Euro in die Qua-
litdt der frithkindlichen Bildung zu investieren, Musik in
meinen Ohren, jedenfalls so lange, bis ich Thren Gesetz-
entwurf gelesen habe. Sie wollen Kindertagespflege stér-
ken, lassen dann aber das Programm ,,ProKindertages-
pflege* einfach auslaufen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie wollen die Qualitét auf Basis der Evaluationsergeb-
nisse des Gute-KiTa-Gesetzes weiterentwickeln, schlie-
Ben aber die Beitragsfreiheit nicht aus. Sie wollen gleich-
wertige Lebensbedingungen fiir das Aufwachsen von
Kindern im Bundesgebiet herstellen, fordern aber zu-
gleich schwarz auf wei} die bestehenden Unterschiede.
Letztlich — das ist der Punkt, um den es immer wieder
geht — stufen Sie den Schwerpunkt der sprachlichen Bil-
dung als vorrangig ein, lassen dann aber 6 600 Einrichtun-
gen mit Sprachférderung im Regen stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es zu viel erwar-
tet, dass mehr als 50 Prozent der Mittel eines Qualitats-
gesetzes auch fiir Qualititsforderung ausgegeben werden,
vielleicht ganze 100 Prozent? Offensichtlich. Gut ge-
meint ist eben nicht immer gut gemacht.

Bedauerlicherweise sind die aufgezeigten Widersprii-
che in Threm Wollen und in Threm Handeln zu grof fiir
unsere Zustimmung. In unserem Entschliefungsantrag
stellen wir ausdriicklich dar, unter welchen Bedingungen
wir Threm Vorhaben gern zugestimmt hitten. Doch leider
waren Sie wenig offen fiir diese wertvollen Hinweise,
weder fiir die von unserer Seite noch fiir die von der Seite
der Sachverstindigen.

Es bleibt zu hoffen, dass wir mit [hrem politischen Hin
und Her zum Bundesprogramm ,,Sprach-Kitas* nicht be-
reits zu viel von unserer wertvollsten Ressource, ndmlich
den Fachkriften, verloren haben und dass das Engage-
ment unserer Erzieherinnen und Erzieher in den Einrich-
tungen vor Ort Thren Einsatz hier um ein Vielfaches iiber-
trifft.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepriasidentin Aydan Ozoguz:
Fiir die SPD-Fraktion folgt Erik von Malottki.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und des
Abg. Matthias Seestern-Pauly [FDP])

Erik von Malottki (SPD):

Frau Présidentin Werte Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Biirgerinnen und Biirger! ,,In der Qualitét der Kin-
dertagesbetreuung spiegelt sich die Verantwortung unse-
rer Gesellschaft fiir unsere Zukunft wider. Diese Verant-
wortung wird sichtbar in qualitativen Anforderungen und
finanziellem Engagement.“ Das ist ein Auszug aus dem
von meinem Kollegen Sonke Rix angesprochenen Kom-
muniqué zwischen Bund und Landern vom 6. November
2014. In dieser wichtigen Ubereinkunft waren sich Bund
und Lénder einig, dass sie zusammen in die friihkindliche
Bildung investieren wollen.

Seit diesem Kommuniqué ist viel auf den Weg ge-
bracht worden. Wir haben 2016 das Bundesprogramm
»dprach-Kitas* geschaffen, und wir haben mit dem Gu-
te-KiTa-Gesetz und der Unterstiitzung des Bundes den
Einstieg in die Grundfinanzierung der frithkindlichen Bil-
dung begonnen. Wir haben mit 500 Millionen Euro im
Jahr 2019 angefangen und 2021 das Niveau von 2 Milli-
arden Euro erreicht. Mit unserem heutigen Gesetzentwurf
gehen wir einen weiteren Zwischenschritt in der Umset-
zung dieses Kommuniqués. Wir stellen fiir die ndchsten
beiden Jahre jeweils circa 2 Milliarden Euro zur Ver-
fligung und stabilisieren damit dieses Niveau. Und wir
sorgen dafiir — das ist in Threr Rede nicht ganz deutlich
geworden, Frau Bir — dass ein Grofteil dieser Mittel
iberwiegend in die frithkindliche Bildung und Qualitat
flieBen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und des
Abg. Matthias Seestern-Pauly [FDP])

Ich will Ihnen mal sagen, was das fiir die Erzieherinnen
und Erzieher in meinem Bundesland, in Mecklenburg-
Vorpommern, bedeutet: kleinere Gruppen im Kindergar-
ten, einen Mindestpersonalschliissel, der von der Praxis
schon sehr lange gefordert wird, und eine eigene Fach-
krifteoffensive — durch die Mittel, die wir heute zur Ver-
fiigung stellen.

(Dorothee Bir [CDU/CSU]: Sie wissen, dass
das nicht so kommen wird! Das wissen Sie!
Das ist Augenwischerei! Ganz schlimm!)

— Ich wei} ganz genau, dass das so ist, Frau Bir. — Der
Hohepunkt soll aus meiner Sicht — daran wird gerade
gearbeitet — ein Bundesqualitdtsentwicklungsgesetz zum
1. Januar 2025 sein, genau zehn Jahre nach Erscheinen
des Kommuniqués.

Also kdnnte man sagen: Alles gut im Bereich der friith-
kindlichen Bildung. — Die letzten Wochen und Monate
haben eher eine andere Sprache gesprochen. Was wir
erlebt haben, ist ein Verantwortungspingpong zum
Thema Sprach-Kitas.

(Dorothee Bar [CDU/CSU]: Sie haben das
gemacht, Herr Malottki!)
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Der Bund sagt: Die Lander sind fiir das Thema zusténdig.
Die Lander sagen: Wir haben nicht die finanziellen Mittel
dafiir. Der Bund verweist auf das hohere Steueraufkom-
men der Linder. Die Lénder sagen, sie haben in der
Coronazeit viel investiert und eine hértere Schulden-
bremse. Ich kdnnte ewig so weitermachen.

Worum geht es in dieser Debatte eigentlich nicht? Um
unsere Kinder und die Zukunft unserer Gesellschaft. Des-
wegen ist meine Forderung, meine Bitte: Lassen Sie uns
weg vom Verantwortungspingpong hin zu einer Verant-
wortungsgemeinschaft zwischen Bund und Léndern
kommen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Wir gehen heute mit diesem Gesetzentwurf einen wich-
tigen Weg. Fiir sechs Monate verldngern wir das Bundes-
programm ,,Sprach-Kitas“. Die Verstetigung der Sprach-
Kitas ist aus meiner Sicht der Lackmustest fiir diese Ver-
antwortungsgemeinschaft. Ich hore aus vielen Bundes-
landern sehr gute Nachrichten. Aus NRW, aus Nieder-
sachsen, aus Mecklenburg-Vorpommern sagen mir die
Erzieherinnen und Erzieher: Es ist eine gute Losung.
Wir haben eine Sicherheit. Die Lénder iibernehmen das
Programm. — Es gibt einige wenige Lander, in denen das
nicht so ist; eines davon ist Bayern. Was ich dort erlebe,
ist Angst, Unsicherheit, und ich hore dort: Wir wissen
nicht, wie es weitergeht. — Deswegen ist mein Appell
an alle Verantwortungstrigerinnen und Verantwortungs-
trager aus Bayern: Bitte, erhalten Sie die Sprach-Kitas!

(Dorothee Bar [CDU/CSU]: Ich dachte, wir
machen kein Pingpong! Das ist ja unglaub-
lich!)

Erhalten Sie die Strukturen! Sichern Sie das Wissen der
Fachkrifte in den Sprach-Kitas!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN -
Dorothee Bar [CDU/CSU]: Wir machen kein
Pingpong, oder?)

Was wir brauchen, ist eine Verantwortungsgemein-
schaft, eine Riickkehr zum Geist des Kommuniqués von
2014. Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns
nach den Diskussionen der letzten Monate heute einen
Neustart wagen! Lassen Sie uns zeigen, dass wir eines
verstanden haben: Die Qualitit der friihkindlichen Bil-
dung ist Ausdruck unserer Verantwortung fiir die Zukunft
unserer Gesellschaft.

Danke schon.
(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN sowie des Abg. Matthias
Seestern-Pauly [FDP])

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Néchste Rednerin ist fiir die FDP-Fraktion Katja Adler.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten

der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Katja Adler (FDP):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Kitaqualitit bedeutet Zukunft, und das sollte
sich nicht so wie bisher iiberwiegend auf kostenfreie
Kitapldtze beschrinken. Da dies wenig mit Qualitit
oder qualitativ anspruchsvoller Betreuung gemein hat,
war eine Reform und Weiterentwicklung des Gute-Ki-
Ta-Gesetzes unumgénglich.

Kitaqualitit bedeutet daher ausreichend gutes und gut
ausgebildetes Fachpersonal in den Einrichtungen. Kita-
qualitéit bedeutet eine starke Leitung, die sich auf ihre
padagogischen Kernaufgaben konzentrieren kann, befreit
von den vielen administrativen Notwendigkeiten. Kita-
qualitéit bedeutet, sich in der Pddagogik an der kindlichen
Entwicklung zu orientieren und eine gesunde, abwechs-
lungsreiche, frisch gekochte Erndhrung, ausreichend Be-
wegung sowie den Schutz des Kindes sicherzustellen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Kitaqualitédt bedeutet aber auch eine padagogisch starke
Kindertagespflege.

Ausgeschlossen ist nun endlich, dass mehr als die
Halfte der Mittel — wie zum Beispiel in Bayern, liebe
Frau Bir, geschehen — allein fiir den dort gesetzten
Schwerpunkt ,,weniger Gebiithren ausgegeben werden.

(Dorothee Bar [CDU/CSU]: Bei uns iiberhaupt
nicht!)

Die Coronapandemie hat massive Auswirkungen. Dies
in den Handlungsfeldern zu beriicksichtigen, ist nur kon-
sequent. Den gestiegenen Forderbedarfen in den ver-
schiedenen Bildungsbereichen, den Problemen in der
sprachlichen, motorischen und sozio-emotionalen Ent-
wicklung sowie der Haufung psychischer Auffilligkeiten
wird im KiTa-Qualitdtsgesetz Rechnung getragen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei
Abg@ordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Mit jeweils 2 Milliarden Euro in den nichsten zwei
Jahren machen wir einen wichtigen und richtigen Schritt
hin zu mehr Qualitdt in der Kindertagesbetreuung. Wei-
tere Schritte, wie zum Beispiel bundesweite Standards zu
verankern, miissen und werden nun folgen. Das, liebe
Kolleginnen und Kollegen, sind wir unseren Kindern
schuldig.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Zum Abschluss dieser Debatte folgt Jasmina Hostert
fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Uns hier vorzu-
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werfen, dass Qualitdt nicht das entscheidende Element in
diesem Gesetz ist, ist echt schébig, liebe Union.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP -Dorothee Biar [CDU/CSU]: Die Wahrheit
tut weh! — Gegenruf der Abg. Nina Stahr
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Es ist einfach
nicht wahr!)

Sie haben sich anscheinend nicht die sieben Hand-
lungsfelder angeschaut, in denen wir investieren wollen.

(Dorothee Béar [CDU/CSU]: Doch! Wir haben
uns alles angeschaut!)

Ich kann sie Thnen sehr gerne hier vorlesen: bedarfs-
gerechtes Angebot, Fachkraft-Kind-Schliissel, Gewin-
nung und Sicherung von qualifizierten Fachkréften,
starke Leitung, sprachliche Bildung, Mafinahmen zur
kindlichen Entwicklung, Gesundheit, Erndhrung und Be-
wegung, Starkung der Kindestagespflege. Ich finde, hier
steckt sehr viel Qualitét drin. Also horen Sie auf, falsche
Infos zu verbreiten!

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde, das KiTa-
Qualitétsgesetz kann sich wirklich sehen lassen. Wir neh-
men in den néchsten zwei Jahren circa 4 Milliarden Euro
in die Hand, weil uns wichtig ist, dass jedes Kind friih-
kindliche Bildung erfihrt, weil uns unsere Erzieherinnen
und Erzieher wichtig sind und weil wir wollen, dass sich
Eltern auf eine gute Kinderbetreuung verlassen konnen.
Dabei iiberlassen wir nichts dem Zufall. Wir sorgen da-
fiir, dass iiberall, ob bei mir in Boblingen oder hier in
Berlin, die gleichen Qualititsstandards und Rahmenbe-
dingungen gelten, damit alle Kinder die gleichen Start-
chancen bekommen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Eben wurde gesagt, dass iiberall, in allen Kitas, die
Erzieherinnen und auch die Kinder gestresst sind. Ich
kann gerade genau das Gegenteil berichten: Ich habe
vor zwei Wochen mit meinem Sohn die Eingewdhnungs-
phase in der Kita angefangen. Und dort ist eine sehr gute
Stimmung, auch wenn ich natiirlich sehe, dass der Ar-
beitsaufwand, den die Erzieherinnen und Erzieher leisten,
enorm ist. Aber ich habe den allergréBten Respekt davor,
was unsere Erzieherinnen und Erzieher leisten:

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Sie bespallen die Kinder, sie trosten die Kinder, sie orga-
nisieren alles nebenbei und haben immer auch noch die
Bediirfnisse von jedem einzelnen Kind im Blick. Das ist
wirklich ein Kraftakt. Die Erzieherinnen und Erzieher
verdienen unsere grofite Anerkennung und auch unsere
groBte Unterstiitzung. Diese bekommen sie jetzt auch
durch das KiTa-Qualitdtsgesetz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Zum Schluss mochte ich noch eines erwdhnen, weil
wir so oft und so viel auch iiber den Fachkrifte- und
Arbeitskraftemangel reden: Fiir die Eltern ist die Kinder-
betreuung essenziell, vor allem fiir Frauen, da sie nach
wie vor entweder zu Hause sind, in Minijobs oder in
Teilzeit arbeiten. Wir brauchen die Frauen dringend auf
dem Arbeitsmarkt, und auch dafiir wollen wir mit diesem
Qualitdtsgesetz sorgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute ist ein guter
Tag. Wir setzen ein zentrales Vorhaben aus dem Koaliti-
onsvertrag um. Mit dem KiTa-Qualitédtsgesetz stirken wir
die frithkindliche Bildung. Ich freue mich.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:

Vielen Dank. — Wir kommen zur Abstimmung {iber
den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Weiterentwicklung der Qualitdt und zur Teil-
habe in der Kindertagesbetreuung. Der Ausschuss fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend empfiehlt in seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/4725, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf den Drucksachen
20/3880 und 20/3952 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. — Das sind die SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP
und AfD. Wer stimmt dagegen? — Die CDU/CSU.

(Nina Stahr [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN],
an die CDU/CSU gewandt: Sie sind gegen Ki-
taqualitét!)

Wer enthélt sich? — Die Linke. Dann ist der Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Das sind die SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP und
die AfD. Wer stimmt dagegen? — Das ist die CDU/CSU.

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Die
Dagegen-Partei! — Gegenruf des Abg. Patrick
Schnieder [CDU/CSU]: Demokratische Mit-
te!)

Wer enthélt sich? — Das ist Die Linke. Damit ist der
Gesetzentwurf endgiiltig angenommen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung iiber den Ent-
schlieBungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf
Drucksache 20/4735. Wer stimmt fiir den Entschlie-
Bungsantrag? — Das ist die CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? — Das sind Die Linke, Biindnis 90/Die Griinen,
SPD und FDP. Wer enthélt sich? — Die AfD. Der Ent-
schlieBungsantrag ist abgelehnt.

©

(D)



(A)

B

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 74

. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. Dezember 2022

8839

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz
(Dorothee Béar [CDU/CSU]: Eine vertane
Chance!)

Abstimmung iiber den EntschlieBungsantrag der Frak-
tion Die Linke auf Drucksache 20/4734. Wer stimmt fiir
diesen EntschlieBungsantrag? — Das sind Die Linke und
die AfD. Wer stimmt dagegen? — Das sind die SPD,
Biindnis 90/Die Griinen, FDP und CDU/CSU. Wer ent-
halt sich? — Niemand. Dann ist der Entschliefungsantrag
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 36 b. Abstimmung iiber die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend zu dem Antrag der Fraktion der
CDU/CSU mit dem Titel ,,Qualitdt in der Kinderbetreu-
ung sicherstellen — Bundesprogramm ,Sprach-Kitas:
Weil Sprache der Schliissel zur Welt ist” muss fortgesetzt
werden®. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 20/4535, den Antrag der
Fraktion der CDU/CSU auf der Drucksache 20/3277 ab-
zulehnen. Wer stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? —
Das sind Die Linke, SPD, Biindnis 90/Die Griinen und
FDP. Wer stimmt dagegen? — CDU/CSU und AfD. Ent-
haltungen? — Keine. Dann ist die Beschlussempfehlung
angenommen.

Nun rufe ich Zusatzpunkt 7 auf:

Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion der AfD

Radikalisierung der Klimaproteste als Gefahr
fiir Staat und Gesellschaft anerkennen und
jetzt konsequent und effektiv bekimpfen

Wenn Sie schnell Thre Plitze aufsuchen, kénnen wir
auch gleich starten.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort erhélt der Abge-
ordnete Martin Hess fiir die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hess (AfD):
Frau Prasidentin! Werte Kollegen! Unsere Gesellschaft
und unsere Demokratie sind in akuter Gefahr.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)

Klimaextremisten greifen unsere Art, zu leben, frontal an
und wollen als radikale Minderheit uns allen mit Gewalt
ihre Ideologie aufzwingen. Sie proklamieren als Ziel den
Wohlstand des Weniger und meinen damit doch nichts
anderes als eine massive Wohlstandsvernichtung und da-
mit eine tiefgreifende, negative Veranderung unserer Ge-
sellschaft.

(Beifall bei der AfD)

Die Klimachaoten geben vor, das Klima retten zu wol-
len, verbinden sich zu diesem Zweck mit Linksextremis-
ten und bedienen sich dabei immer radikalerer Methoden.
Sie begehen dabei unter dem Deckmantel des zivilen
Ungehorsams schwerste Straftaten und geféhrden da-
durch das Leben und die Gesundheit von Menschen. Zu-
letzt haben diese Klimaextremisten sogar den Flugver-
kehr massiv gefdhrdet und gestort. Lassen Sie es mich

klar und deutlich sagen: Wir diirfen uns solche Angriffe
auf unseren Rechtsstaat nicht bieten lassen, sondern miis-
sen uns dem entschlossen entgegenstellen.

(Beifall bei der AfD)

Wer zur Durchsetzung seiner Ideologie vorsétzlich und
fortgesetzt schwerste Straftaten begeht und dabei auch
schwere Gesundheitsschidden oder den Tod von Men-
schen in Kauf nimmt, der belegt damit die massive Miss-
achtung unseres Rechtsstaates und grundgesetzlich ge-
schiitzter Rechtsgiiter.

Bei ,,Markus Lanz* sagte Luisa Neubauer, das bekann-
teste Sprachrohr von Fridays for Future, auf die Frage des
ehemaligen Innenministers de Maiziere, welche Lo-
sungswege sie denn habe, um die Ziele der Klimaprotest-
ler mit demokratischen Mitteln zu erreichen, wortlich —
Zitat — , Herr de Maiziére, die Wahl zwischen Zeit und
Demokratie haben wir nicht.*

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Unglaublich!)

Sie gibt damit in aller Offentlich klar und deutlich zu
verstehen, dass sogar Fridays for Future zur Erreichung
seiner Ziele auf unsere Demokratie keine Riicksicht
nimmt. Das ist ein Bekenntnis zur Demokratiefeindlich-
keit, wie es klarer nicht sein koénnte.

(Beifall bei der AfD)

Alle Demokraten wissen: Wenn wir es ernst meinen mit
unserer wehrhaften Demokratie, dann miissen wir gegen
diese Klimafanatiker mit aller Harte und Konsequenz
zuriickschlagen.

(Beifall bei der AfD — Zuruf der Abg. Susanne
Menge [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Aber genau das Gegenteil passiert: Diese Ampelregie-
rung verharmlost und relativiert diesen Klimaextremis-
mus nicht nur.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Sie findet ihn gut!)

Nein, sie leugnet sogar, dass es sich um Extremismus
handelt. Damit haben wir erstmals seit 1945 — das ist
eine vollig neue Qualitit — eine Regierung, die sich
weigert, eine ernstzunehmende Sicherheitsgefahr fiir un-
ser Land tiberhaupt zur Kenntnis zu nehmen. Hier handelt
es sich im Ergebnis um eine bewusste und gewollte Wei-
gerung der Ampelkoalition, essenzielle Aufgaben fiir den
Schutz und die Sicherheit der Biirger wahrzunehmen.
Das konnen und diirfen wir als iiberzeugte Demokraten
und Verfechter unseres Rechtsstaates nicht hinnehmen.

(Beifall bei der AfD — Lachen bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Und nicht nur das: Auch Herr Haldenwang als Pra-
sident des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz, dessen
Aufgabe es eigentlich ist, uns vor Extremisten zu schiit-
zen, will die Gefahr des Klimaextremismus nicht wahr-
haben.

(Gokay Akbulut [DIE LINKE]: Sie sollten
lieber bei sich selber anfangen!)

Aber er geht sogar noch weit dariiber hinaus: Er stellt
dem Klimaextremismus einen Persilschein aus.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Untragbar!)
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Martin Hess

Er sagte bei einer SWR-Gespréchsrunde Mitte November
wortlich — Zitat —:

Die sagen: Hey Regierung, ihr habt so lange ge-
schlafen. Thr ... miisst jetzt endlich mal was tun.
Anders kann man gar nicht ausdriicken, wie sehr
man dieses System eigentlich respektiert ...

Diese Aussage des Prisidenten des BfV ist ein unfass-
barer Skandal!

(Beifall bei der AfD)

Man kommt nicht umhin, festzustellen, dass an der
Spitze unseres Inlandsgeheimdienstes offensichtlich
kein professionell agierender Verfassungsschiitzer sitzt,

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Den hat man ja
entsorgt!)

sondern ein links-griin-rotes Sprachrohr der Klimaextre-
misten.

(Lachen des Abg. Helge Lindh [SPD])

Und ob das nun auf Dilettantismus, auf Inkompetenz oder
auf politische Beeinflussung seitens der Ampelregierung
zurtickzufiihren ist, kann dahingestellt bleiben.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Das ist sein Auf-
trag!)

Fakt ist: Dieser Mann hat sich mit dieser Aussage mit
Extremisten gemein gemacht und ist auf diesem Posten
deshalb vollig untragbar und sofort abzuldsen.

(Beifall bei der AfD — Marianne Schieder
[SPD]: Bla, bla bla!)

Wir miissen jetzt verhindern, dass sich dieser Klima-
extremismus immer weiter radikalisiert und sich dann in
einen Klimaterrorismus auswichst, und dazu hat der
Staat alle erforderlichen Maflnahmen sofort umzusetzen.
,»Null Toleranz statt Kuschelkurs® muss dabei oberste
Leitlinie sein. Das bedeutet, dass man die Akteure nicht
als Aktivisten verharmlost, sondern klar als Extremisten
benennt und sie direkt in das Visier unserer Sicherheits-
behorden nimmt.

Um Stérungen der 6ffentlichen Sicherheit effektiv zu
unterbinden, miissen sowohl strafprozessuale Mafinah-
men als auch Préventiv- und Beseitigungsgewahrsam
zur Anwendung kommen. Die bisherige Zuriickhaltung
der Polizei ist vollig fehl am Platz. Sie ist durch einen
robusten Zwangsmitteleinsatz zu ersetzen.

(Beifall bei der AfD)

Natiirlich sind auch harte Strafen nach einem Gerichts-
verfahren zwingend erforderlich; denn Strafen miissen
abschreckende Wirkung haben, sonst taugen sie nichts.

Meine sehr verehrten Kollegen, wir miissen jetzt han-
deln, wenn wir eine Klima-RAF verhindern wollen, sonst
wird es irgendwann zu spit sein.

(Beifall bei der AfD — Marianne Schieder
[SPD]: Oijoijoi!)

Vizepriasidentin Aydan Ozoguz:
Es folgt Peggy Schierenbeck fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Peggy Schierenbeck (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich liebe unseren Planeten, und ich setze mich jeden
Tag sowohl als Privatperson als auch als Parlamentarierin
fiir den Schutz unseres Planeten ein. Das tue ich, weil ich
mir meiner personlichen Verantwortung bewusst bin,
weil ich alles dafiir tun mochte, den Klimawandel auf-
zuhalten.

Schon wihrend meines Wahlkampfes habe ich mich
den Schiilerinnen und Schiilern in Weyhe bei einer De-
monstration von Fridays for Future angeschlossen.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Ich nehme die Sorgen der jungen Menschen ernst und
bewundere ihr friedliches Engagement. Ich liebe unseren
Planeten. Ich finde es wichtig, dass jede und jeder etwas
fiir unseren Planeten und gegen Klimawandel tut.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN — Zuruf
des Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD])

Ich bin der Uberzeugung, dass jede und jeder im Rah-
men der eigenen Moglichkeiten etwas fiir die Rettung
unseres Klimas, fiir die Rettung unseres Planeten tun
muss.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Ich dachte, das
wére Satire oder ein Zitat!)

Ich handele klimabewusst; ich hinterfrage meine Ent-
scheidungen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie wissen doch gar
nicht, was das ist!)

Ich frage mich, was ich besser machen kann — Tag fiir
Tag. Das tue ich als Privatperson; das tue ich als Par-
lamentarierin.

(Beifall bei der SPD)

Friedliche Demonstrationen und friedlicher Aktivis-
mus, wie wir ihn schon bei Greta Thunberg gesehen
haben, wirken. Friedlicher Aktivismus setzt Zeichen,
die gesehen werden, die ich sehe und ich in meinem
Tun und Handeln, in meiner Arbeit beriicksichtige.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Die Blockade vom
Flughafen friedlich?)

Die Dringlichkeit des Themas war angekommen.

Dann war ich sehr verwundert, als das erste, zum
Gliick von Glas geschiitzte Gemélde von der ,,Letzten
Generation“ beschmiert wurde. Die Waffen der Wahl:
Tomatensauce, Torte, Kartoffelbrei. Ich war verdrgert,
als die ersten Hénde der ,,Letzten Generation® auf dem
Asphalt unserer Stralen und Autobahnen klebten.

Nun bin ich erschiittert iiber die jiingste Eskalation:
Protestierende der ,,Letzen Generation® durchtrennten
den Zaun um das Geldnde des Flughafens Berlin Bran-
denburg und drangen auf das Grundstiick vor. Als Be-
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Peggy Schierenbeck

richterstatterin fiir Luftsicherheit innerhalb der SPD-
Fraktion mochte ich eines klar sagen: Die Luftsicherheit
darf nicht gefdhrdet werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP und des Abg. Dr. Giinter Krings [CDU/
CSuU))

Menschenleben diirfen nirgendwo und zu keinem Zeit-
punkt gefihrdet werden. Es liegt mir am Herzen, dass
kein Mensch zu Schaden kommt, ob Reisende oder Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Flughafens. Eine Ak-
tion wie die am Flughafen ist hochgefahrlich, und den
Protestierenden mochte ich sagen: Das hitte ganz schon
nach hinten losgehen konnen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Wer zahlt eigentlich
den Schaden?)

Es gibt doch einen Grund, warum ein Zaun um das Ge-
lande von Flughédfen gezogen wird: Wir schaffen damit
Sicherheit.

Jetzt ist es wieder passiert: Wir reden wieder iliber die
,,Letzte Generation®. Wir reden wieder iiber die Protago-
nistinnen und Protagonisten innerhalb dieser Gruppie-
rung. Wir reden wieder iiber diejenigen, die Gemailde
mit Lebensmitteln und Farbe beschmieren, {iber diejeni-
gen, die sich an Straflen festkleben, und jetzt auch iiber
diejenigen, die auf ein Flughafengeldnde vordringen.

(Nicole Hochst [AfD]: Reden wir doch mal
liber die Geldgeber!)

Wir reden iiber Bestrafung, tiber die Einstufung als extre-
mistische Vereinigung und iiber die Kritik am Protest.
Aber das Problem daran ist: Nur noch wenige reden
iiber die Rettung des Klimas, iiber die Rettung unseres
wunderschonen Planeten, iiber den Planeten, auf dem
sich iibrigens die 299 schonsten Wahlkreise Deutschlands
befinden. Was die ,,Letzte Generation® tut, ist drgerlich
und dem Ziel, die Welt zu retten, nicht zutrdglich. Die
Aufmerksamkeit verschiebt sich. Nun stehen die Aktivis-
tinnen und Aktivisten im Vordergrund, und nicht mehr
der Klimaschutz. So gewinnt man keine Mitstreiter im
Kampf gegen den Klimawandel. So bringt man die Men-
schen, die wir im Kampf gegen den Klimawandel brau-
chen, gegen sich auf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
FDP)

Ich vermute, dass sich kein Fluggast gedacht hat: Oh,
was fiir ein Gliick! Die Protestierenden haben meinen
Flug verhindert. Denen mochte ich mich jetzt gerne an-
schlieBen. — Das wird so wohl nicht gekommen sein. So
wird nicht aufgeriittelt; so wird aufgebracht. Diese Ak-
tionen sorgen dafiir, wie die Bundesinnenministerin
Nancy Faeser schrieb, dass ,,wichtige gesellschaftliche
Akzeptanz fiir den Kampf gegen den Klimawandel* zer-
stort wird.

Wir miussen die Taten der ,,Letzten Generation* nicht
gut finden, aber wir diirfen die Protestbewegung auch
nicht verteufeln.

(Beatrix von Storch [AfD]: Doch, genau das!)

Das Ziel ist gut, aber die Methoden sind es nicht. Aber
diese Methoden machen noch keine Extremisten.

(Beatrix von Storch [AfD]: Nee, klar nicht! —
Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Der Extremismus lehnt den demokratischen Verfassungs-
staat und seine Werte ab, missachtet Menschenwiirde

(Beatrix von Storch [AfD]: Genau das, was die
tun! — Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

und Rechtsstaatlichkeit. Extremisten bedrohen die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung; das tut diese Be-
wegung nicht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Erklartermallen tun
sie das!)

Ich verstehe, woher der Frust der Protestierenden kommt:
Es geht ihnen nicht schnell genug.

(Nicole Hochst [AfD]: Jetzt reden Sie das doch
nicht schon!)

Aber das Engagement fiir unser Klima, fiir die Rettung
unseres Planeten muss innerhalb unserer Gesetze bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Patrick
Schnieder [CDU/CSU]: Jetzt wire es langsam
Zeit, aufzuhoren!)

Der Protest der ,,Letzten Generation® darf nerven, Protest
muss auch nerven; aber der Protest der ,,Letzten Genera-
tion* darf nicht die Sicherheit von anderen Menschen

(Beatrix von Storch [AfD]: Das tut er doch
aber!)

und auch nicht die seiner eigenen Anhdngerinnen und
Anhianger gefahrden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD — Dr. Dirk Spaniel [AfD]:
Sagen Sie mal, sind Sie eigentlich Mitglied der
Regierung?)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Ingmar Jung erhélt das Wort fiir die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingmar Jung (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir haben seit Wochen mit einem vollig neuen
Phidnomen von Straftaten zu tun. Wir sehen, wie Kunst-
schétze vorsitzlich beschiadigt werden. Wir sehen, wie
Straflen blockiert werden, wie Menschen sich iiberall
festkleben — auf Flughéfen, auf Stralen —, Betriebe sto-
ren, den Stralenverkehr blockieren, stundenlange, emis-
sionsstarke Staus verursachen

(Deborah Diiring [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie hitten ja mal Klimaschutz machen
konnen in den letzten 16 Jahren!)

— Klimaschutz ist nicht das Thema; ich rede iiber das
Phdnomen, das wir die letzten Wochen erleben — und
am Ende Polizei, Feuerwehr und Rettungskréfte behin-
dern.
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Warum tun sie das? Weil sie glauben, das Recht zum
sogenannten zivilen Ungehorsam zu haben, weil sie glau-
ben, besser als die, die dafiir zusténdig sind, zu beurteilen,
was man in diesem Staat darf und was nicht und was
getan werden miisste, und weil sie glauben, durch das
Uberschreiten von Grenzen, durch das Brechen von Ge-
setzen mehr Aufmerksamkeit zu erzielen, und sich da-
durch erhoffen, politische Ziele besser durchzusetzen.
An dieser Stelle muss aus meiner Sicht eines ganz klar
sein: Wer im Rechtsstaat, in dem wir uns gemeinsam
Grenzen geben, glaubt, Ziele besser durchzusetzen, in-
dem er die gemeinsam gesetzten Grenzen iiberschreitet
und bewusst Straftaten begeht, darf damit keinen Erfolg
haben; sonst schaffen wir ein Massenphdnomen und ma-
chen uns als Staat auch lacherlich.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der
AfD)

Meine Damen und Herren, wir haben deshalb in der
vorletzten Sitzungswoche bereits einen Antrag ein-
gebracht und unterschiedliche Vorschlige zur Anderung
des Strafgesetzbuches — § 240 StGB, Notigung,
§ 323¢c StGB, § 315b StGB — gemacht. Der Antrag enthélt
auch einen Vorschlag zur Beendigung der stindigen Ket-
tenbewéhrungsstrafen, und wir sind froh, dass wir jetzt
im Ausschuss dariiber reden. Uber all das haben wir
schon in der vorletzten Sitzungswoche diskutiert. Ich
wire wirklich dankbar, wenn wir gemeinsam in einem
sachlichen Diskurs Ldsungen finden, wie wir unsere
rechtsstaatliche Ordnung auch dann erhalten, wenn sich
das Phédnomen noch weiter ausweiten sollte.

Ich will auf einen Punkt noch einmal ausdriicklich ein-
gehen, iiber den wir vorletzte Sitzungswoche zwar auch
schon diskutiert haben, der mir aber wichtig ist; denn das
verschwimmt in der Debatte leider gelegentlich. In einem
freiheitlichen Rechtsstaat sind Freiheitsrechte nur des-
halb so viel wert, weil sie vollig diskriminierungsfrei,
ohne Ansehung der dahinterstchenden Motivation ge-
wahrt werden.

(Deborah Diiring [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber auch der nachfolgenden Genera-
tion!)

Sie diirfen in Deutschland Freiheitsrechte aus gutem
Grund — das unterscheidet uns von autoritdren Regimen —
fiir alles in Anspruch nehmen. Sie diirfen gegen Corona-
mafnahmen demonstrieren, Sie diirfen fiir Klimapolitik
demonstrieren, Sie diirfen aber auch fur besseres Wetter
oder fiir weille Weihnachten demonstrieren — vollig egal.
Und wir als Politik, wir als Staat haben uns aus der
Motivationsfrage herauszuhalten. Das ist der Unter-
schied: Wir definieren hier gerade nicht — und das ver-
schwimmt in der Debatte —, welches Ziel es wert ist,
Freiheitsrechte in Anspruch zu nehmen, und welches
nicht. Und wenn Sie diese Diskriminierungsfreiheit ernst
nehmen, dann gilt auch umgekehrt: Dann kann es keinen
Unterschied machen, wofiir jemand eintritt, der die Gren-
zen Uberschreitet und Strafgesetze bewusst bricht. Der
Betreffende ist ein Straftéter, egal was seine dahinterste-
hende Motivation ist.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der
AfD)

Das verschwimmt leider zu sehr in der Debatte. Lassen (C)
Sie uns dartiber sprechen, wie wir unsere Gesetze durch-
setzen. Ich lade Sie herzlich ein — der Antrag ist im Aus-
schuss —, dariiber zu sprechen, wie wir die rechtsstaat-
liche Ordnung erhalten.

Damit kein falscher Eindruck entsteht: Die Losung der
Klimaproblematik ist das Kernthema jeder Politik in den
néchsten Jahren.

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Wer glaubt, dort keine Losung anbieten zu miissen, wird
das bei Wahlen spiiren.

(Dr. Till Steffen [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Dann hau rein!)

Aber gleichwohl darf es bei der Debatte, wie wir mit
Menschen umgehen, die bewusst Gesetze brechen, um
Ziele durchzusetzen, keine Rolle spielen, worum es ihnen
geht. Das gilt {ibrigens auch umgekehrt: Wenn ich jetzt
von den Antragstellern hore, es werde nur iiber Klima
gesprochen, dann ist das der Versuch, eine Bewegung
wegen eines Phanomens zu diskriminieren. Sie von der
AfD versuchen an dieser Stelle, Thre kruden Leugnungs-
theorien hoffahig zu machen, indem Sie dieses Thema als
Vehikel benutzen. Damit diirfen Sie keinen Erfolg haben.
Das sage ich Thnen an dieser Stelle auch sehr deutlich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Aydan Ozoguz: (D)
Herr Abgeordneter, die Zeit ist um.

Ingmar Jung (CDU/CSU):
Meine Damen und Herren, ich lade Sie herzlich ein, im
Ausschuss dariiber zu debattieren.

(Dr. Till Steffen [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber nicht mehr vor Weihnachten!)

Lassen Sie uns gemeinsam verniinftige Losungen finden.
Haben Sie ein schones Wochenende.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Nur noch einmal zur Erinnerung: Sie haben fiinf Mi-
nuten. Sie diirfen kiirzer reden, aber nicht ldnger.

Als Nichstes erhilt das Wort Marcel Emmerich fur
Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Marcel Emmerich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine Damen und Herren! Zunichst einmal
mochte ich darauf hinweisen, wes Geistes Kind diese
Debatte hier sein soll. Das zeigt schon die Beantragung
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dieser Aktuellen Stunde durch die AfD. Laut Titel reden
wir jetzt liber die ,,Radikalisierung der Klimaproteste®,
aber urspriinglich hat die AfD eine Aktuelle Stunde zu
,Klimaextremismus als Gefahr fiir Staat und Gesell-
schaft” beantragt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Anerkennen!)
Das mussten Sie dann abidndern.

Ich mochte an dieser Stelle noch einmal vortragen —
denn ich glaube, die AfD hat es noch nicht ganz ver-
standen —, was der Prdsident des Bundesamtes fiir Ver-
fassungsschutz, Thomas Haldenwang, genau gesagt hat.
Frau Prisidentin, ich zitiere mit Threr Erlaubnis:

Extremistisch ist ..., wenn der Staat, die Gesell-
schaft, die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung infrage gestellt wird. Und genau das tun die
Leute ja eigentlich nicht. Die sagen: Hey, Regie-
rung, ihr habt so lange geschlafen. Thr ... miisstet
jetzt endlich mal was tun!

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Das sagt der
nichste Bombenleger auch!)

Anders konne man gar nicht ausdriicken, wie sehr
man dieses System respektiert, wenn man die Funk-
tionstridger zum Handeln auffordert.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das glauben Sie doch
selbst nicht! — Dr. G6tz Fromming [AfD]: So
ein Unsinn!)

Wie deutlich muss es denn noch sein?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Helge Lindh [SPD] — Dr. G6tz
Fromming [AfD]: Dass Sie den Unsinn noch
verteidigen! Das ist unglaublich!)

Und genau deshalb muss von dieser Debatte, von dieser
Aktuellen Stunde heute die Botschaft ausgehen, dass wir
als Parlament diese Proteste mit Mal und Mitte beur-
teilen und diese politische Biihne nicht fiir Populismus
und zynische Vergleiche instrumentalisiert wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Dr. Dirk
Spaniel [AfD]: Sind Sie fiir oder gegen die
Flughafenstiirmung?)

Doch leider haben nicht alle erkannt, was es fiir Mal3
und Mitte braucht. Ich finde, das zeigt auch die Debatte
im Vorfeld der Innenministerkonferenz. Viele Innen-
minister haben ganz klar gesagt: Wir brauchen hier Ge-
setzesverschiarfungen. — Sie wollen ihre Polizeigesetze
iiberarbeiten; sie wollen den Priventivgewahrsam aus-
weiten. All das wurde in die Debatte eingebracht. Dazu
muss ich sagen: Das hat mit serigser Sicherheitspolitik
nichts zu tun, gerade auch mit Blick darauf, dass das
MaBnahmen sind, die im Zuge von Antiterrorgesetzen
in Polizeigesetze geschrieben wurden. Und diese sollen
jetzt gegen Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten an-
gewandt werden. Mir kann doch keiner erzihlen, dass es
verhdltnisméBig ist, dass man 30 Tage ins Gefiangnis
gehen soll, weil man sich fiir zwei Stunden auf der Straf3e
angeklebt hat. Das hat nichts mit Rechtsstaatlichkeit zu
tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Nicole Hochst [AfD]: Es ist jemand gestorben!
Finden Sie das richtig? )

Ich mochte einmal ganz niichtern sagen: Es ist eine
durchaus rechtswissenschaftliche Debatte dariiber, wie
diese Demonstrationen, diese Proteste zu bewerten sind,
insbesondere mit Blick auf das Pariser Klimaabkommen,
das ein international verbindlicher Vertrag ist, der natiir-
lich auch Auswirkungen auf das Recht hat, und auf das
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes. Das ist ein um-
strittenes Thema. Das sind strittige Fragen. Aber dieser
Debatte sollte man sich auch stellen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn in Wahrheit ist es doch so, dass unsere Welt nicht
durch die Blockaden der Klimabewegung in Brand gerit,
sondern durch die Klimakrise. Wir miissen mehr iiber die
Blockaden beim Klimaschutz reden und weniger liber die
Blockaden auf der Strafle.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Wolfgang Kubicki [FDP]: Eine sehr geféhr-
liche Formulierung!)

Und keine Frage — damit wir uns hier nicht falsch ver-
stehen —

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Sie kann man
nicht falsch verstehen!)

Die Blockaden nerven und sind teilweise gefahrlich. Und
es ist natiirlich auch vollkommen klar, dass es zeit- und
nervenaufreibend sein kann, wenn man dadurch im Stau
steht oder seinen Flieger verpasst. Straftaten und Geset-
zesverstoBe werden geahndet; aber in meinen Augen ge-
hort es zur Demokratie, solch friedlichen Protest auch
auszuhalten.

(Nicole Hochst [AfD]: Das ist kein friedlicher
Protest! Das sind Straftaten! — Maximilian
Mordhorst [FDP]: Das ist nicht friedlich!)

Ich verstehe ja, dass das einigen hier jetzt sauer aufstoft
und dass viele das nicht begreifen kénnen. Die Emotio-
nen kochen hoch, alle wollen ins Wochenende.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aber wir haben gute Gesetze und Gerichte. Wissen Sie,
was ich nicht verstehe? Warum Sie diesen nicht vertrau-
en,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

warum Sie den Staatsanwaltschaften nicht vertrauen, wa-
rum Sie den Polizistinnen und Polizisten nicht vertrauen,
warum Sie den Gerichten nicht vertrauen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir sind ein handlungsfahiger Staat. Wir haben hand-
lungsféahige Gerichte, die auch zu entsprechenden
Urteilen kommen werden. Die Strafen werden nicht aus-
gesprochen, die Urteile werden nicht geféllt vom Partei-
vorstand der AfD oder der Union, sondern von Gerichten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD — Patrick Schnieder [CDU/
CSUJ: Gott sei Dank nicht von Thnen!)
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Wer nur noch von Klima-RAF spricht — da ist ja die
spannende Frage, wer hier eigentlich Stichwortgeber
von wem ist —, wer nur noch Nulltoleranz fordert und
wer nur noch ruft: ,,Wegsperren!“, der hat mit Rechts-
staatlichkeit und Demokratie nichts mehr zu tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Patrick
Schnieder [CDU/CSU]: Sie sind auch kurz
vor der Klippe!)

Ich will an dieser Stelle noch einmal ganz klar sagen:
Gewaltenteilung ist etwas sehr Zentrales. Wir setzen uns
an dieser Stelle fiir Rechtsstaatlichkeit, fiir Demokratie
und konsequenten Klimaschutz ein und bringen all das
zusammen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Davon sagt
Ihre Rede aber gar nichts!)

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Dr. Dirk
Spaniel [AfD]: Man miisste Thnen den Mund
zukleben!)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Martina Renner erhalt das Wort fiir Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Martina Renner (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Und
natiirlich auch sehr geehrte Damen und Herren, die uns
hier zuschauen oder vielleicht sogar an den Fernsehern
oder im Rundfunk mithéren! Wieder einmal hilt die auto-
ritdre und auch extreme Rechte den Stock hin, und wieder
einmal springen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen,
zum Teil iiber diesen Stock.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist unglaublich!)

Derzeit scheint es geradezu einen Wettbewerb zu ge-
ben, in dem sich alle darin {iberbieten wollen, die mar-
kigsten Forderungen zu stellen oder die schiefsten Ver-
gleiche zu ziehen. Fiir Alexander Dobrindt scheinen
Sitzblockaden auf der StraBe so etwas Ahnliches zu
sein wie Erschieungen und Bombenanschlige.

(Zuruf des Abg. Dr. Gotz Fromming [AfD)

Den Bundeskanzler erinnern Zwischenrufe wéhrend sei-
ner Rede an den Terror der nationalsozialistischen SA.
Und Andreas Scheuer mochte die Aktivistinnen und Ak-
tivisten einfach wegsperren.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das war ja in der
DDR so iiblich! — Dr. G6tz Fromming [AfD]:
Kennen Sie doch! — Weiterer Zuruf von der
AfD: Gute Idee!)

Meine Damen und Herren, wenn ich so etwas hore und
lese, frage ich mich manchmal: Schauen Sie selbst auf
sich? Horen Sie sich selbst manchmal zu?

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Gegenfrage!)

Es ist infam, mit so durchsichtigen Mandvern von der
Notwendigkeit eines radikalen Kurswechsels in der Kli-
mapolitik abzulenken, wahrend gleichzeitig Menschen
die Folgen des Klimawandels mit dem Verlust ihrer Hei-
mat oder ihres Lebens bezahlen.

(Beifall bei der LINKEN — Nicole Hochst
[AfD]: Die Radfahrerin!)

Sie jammern, weil es mal einen Stau gibt oder das Flug-
zeug vielleicht nicht piinktlich startet.

(Dr. Giinter Krings [CDU/CSU]: Oder mal je-
mand stirbt!)

Andere Menschen sind der brachialen Gewalt des Klima-
wandels schutzlos ausgeliefert, und zwar nicht mehr nur
im Globalen Siiden. In diesem Sommer gab es so viele
Hitzetote in Europa wie noch nie.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Sieh an! Die Linke
hat einen neuen Hebel gefunden, um den Kom-
munismus durchzusetzen!)

Ich habe da keine Emporung vernommen, keine Verglei-
che mit Terrorismus gehort und vor allem keine Vorschla-
ge, wie wir sofort und wirksam etwas dndern kdnnen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, machen Sie
doch jetzt!)

Ich kann gut nachvollziehen, dass es nicht angenehm
ist, wenn junge Menschen den Finger in die Wunde legen

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Sie legen den
Finger in den Kleber!)

und so deutlich auf das politische Versagen hinweisen,
das die Klimapolitik der jetzigen, aber auch der vorheri-
gen Bundesregierung auszeichnet. Aber glauben Sie
ernsthaft, mit diesem ganzen Geklapper, das wir die letz-
ten Wochen horen mussten, konnen Sie iiber dieses Ver-
sagen hinwegtéduschen?

(Karsten Hilse [AfD]: Da klatscht nicht mal
Die Linke!)

Niemand behauptet, dass die Menschen, die durch Blo-
ckadeaktionen im Stau stehen, die Verursacher der Kli-
makatastrophe sind. Das wissen die Aktivistinnen und
Aktivisten der ,,Letzten Generation“, das weif3 ich, und
das wissen auch Sie. Aber wir wissen alle, wer die Ver-
ursacher der Klimakatastrophe sind,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Putin!)

Sie vielleicht noch besser als ich; denn bei Thren Partei-
tagen, liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU, FDP,
SPD und leider auch den Griinen, stehen die Logos der
verantwortlichen Konzerne auf den Sponsorenaufstellern
am Eingang.

(Beifall bei der LINKEN)

Zwei Drittel der weltweiten CO,-Belastung werden
von nur 100 GroBkonzernen verursacht. In Deutschland
verursachen die reichsten 10 Prozent einen viermal so
hohen CO,-Ausstofl wie die d&rmsten 50 Prozent. Und
wir verschwenden wirklich unsere Zeit und Energie,
hier zu diskutieren, ob ziviler Ungehorsam das Gleiche
ist wie Terrorismus? Das ist absurd, liebe Kolleginnen
und Kollegen!
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(Beifall bei der LINKEN — Thomas Seitz
[AfD]: Das sind Verbrecher!)

Statt sie zu verleugnen oder uns von ihnen zu distan-
zieren, sollten wir uns damit auseinandersetzen, was die
Aktivistinnen und Aktivisten der Klimabewegung zu sa-
gen haben. Sie sagen uns drei Dinge: Wir haben die Ver-
ursacher der Klimakrise zur Kasse zu bitten. Wir miissen
dndern, was und wie wir produzieren; denn diese Welt ist
nicht alternativlos, und ihr Ende ist es auch nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Nicole Hochst [AfD]: Die Linke solidarisiert
sich mit Gesetzesbrechern! Warum wundert
das nicht?)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Als Néchstes erhidlt das Wort Linda Teuteberg fiir die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Linda Teuteberg (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Je
mehr in Sonntagsreden iiber Demokratie, ihre Stiarkung
und Forderung gesprochen wird, desto mehr muss man
offenbar Selbstverstindlichkeiten erkldren — manchmal
sogar Koalitionspartnern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Bei der Demokratie geht es nicht darum, fiir sich selbst
die {iberlegene Gesinnung und Ziele zu reklamieren, son-
dern es geht auch um Institutionen und Verfahren. ,,Legi-
timation durch Verfahren ist einer der zentralen Werte
der Demokratie.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: So ist es!)

Das Gewaltmonopol des Staates bedeutet, dass nur der
Staat zwingen darf. Und zwar um demokratisch beschlos-
sene Gesetze durchzusetzen. Parlamente und Parteien
sind nach unserem Grundgesetz dazu berufen, politische
Willensbildung und politische Entscheidungen herbei-
zufiihren und zu treffen. Wer von Widerstand redet, der
ist geschichtsvergessen in einem demokratischen Rechts-
staat, und zwar unabhingig davon, aus welchem politi-
schen Lager er oder sie kommt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wer fiir sich in Anspruch nimmt, diese Grundsétze
nach eigener definierter moralischer Uberlegenheit zu
verletzen, der 6ffnet die Biichse der Pandora. In Par-
lamente und Regierungsgebdude einzudringen, iden-
titdtsstiftende Bauwerke zu besetzen, Anschlédge auf Par-
teizentralen zu veriiben oder davon zu trdumen und es zu
inszenieren, Politiker abzufiihren, einzusperren oder gar
aufzuhiingen: Bei der Ethik und Asthetik, bei den Akti-
onsformen haben sich die Identitéren bei den Autonomen
bedient — jetzt tun das auch einige andere —,

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

noch unappetitlich garniert durch eine Verhéhnung der
Rettungskrifte, die sie fiir ihre Aktionen instrumentali-
sieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die gute Nachricht
ist: Ob es zu einer weiteren Radikalisierung kommt, ist
noch léngst nicht entschieden. Die weitere Entwicklung
hingt nicht allein vom Verhalten derer, iiber deren Ak-
tionen wir hier gerade sprechen, ab, sondern auch von
Staat und Gesellschaft.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der AfD)

Wo Gesetze gebrochen werden, da muss dies folge-
richtig geahndet werden, konsequent und fair. Unser
Strafgesetzbuch bietet da eine Reihe von Moglichkeiten.
Es geht insbesondere um den Tatbestand der Notigung,
auch der Sachbeschiddigung, der gemeinschidlichen
Sachbeschddigung, des gefédhrlichen Eingriffs in den
StraBBenverkehr, den Luftverkehr und unter Umstidnden
sogar der fahrldssigen Totung.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: So ist es!)

Sosehr es gilt, zu sagen: ,,Im Rechtsstaat definieren
Gerichte und nicht Politiker, was kriminell ist und was
nicht, ist umso befremdlicher, wie manche immer wie-
der betonen miissen, dass etwas nicht kriminalisiert wer-
den diirfe. Das dient meistens der Verharmlosung. In
Prozessen sollten beschleunigte Verfahren angewendet
werden. Und zwar geht es nicht unbedingt um hértere
Strafen. Es geht vor allem darum, schnelle, konsequente
Urteile zu haben. Damit fiir alle in unserem Land sichtbar
wird, dass in unserem demokratischen Rechtsstaat Recht
und Gesetz sich durchsetzen. Ebenso wichtig ist es, dass
der Rechtsstaat nicht {iberreagiert. Radikale Bewegungen
provozieren den Staat bewusst, und die darauffolgende
Uberreaktion ist Teil ihres Kalkiils. Kaum etwas radika-
lisiert ihre Anhénger stérker.

(Dr. Till Steffen [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das stimmt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir bei
der Gesellschaft und der politischen Debatte. Besonders
bei Linken, aber auch bis in die biirgerliche Mitte hinein
werden die Aktionen der Klimaaktivisten oftmals ver-
harmlost. Dabei werden Anliegen mit Zielen und Ziele
mit Mitteln verwechselt. So wichtig das Anliegen des
Klimaschutzes ist: Es ist weder eine Rechtfertigung fiir
Ziele wie Notstandsregime, die Abschaffung der sozialen
Marktwirtschaft und anderes, und es ist auch keine
Rechtfertigung fiir illegale Mittel.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der
AfD)

Weder beim Vorgehen der staatlichen Institutionen noch
bei der gesellschaftlichen Beurteilung sollte das Anliegen
von Klimaaktivisten eine Rolle spielen. Das Gebot der
Stunde ist klare, unmissverstindliche Distanz. Uberreak-
tion ist genauso schédlich wie Verharmlosung. Der Flirt
mit dem Ausnahmezustand ist gefahrlich.

Am Kern des Problems geht allerdings auch vorbei,
wer darauf abstellt, ob die Aktionen jetzt Erfolg oder
Misserfolg bringen, wie die Imagewirkung fiir die Bewe-
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gung ist. Wiirde Militanz etwa besser, wenn sie mit bei-
falligem Nicken beantwortet wiirde oder Begeisterung
ausloste?

(Dr. Giinter Krings [CDU/CSU]: Ein echt guter
Einwand!)

Alle politischen Losungsvorschldge miissen sich vor ei-
nem wihlenden Publikum bewéhren. Als Demokratin
sage ich: Das ist auch gut so. — Niemand hat das Recht,
durch Gewalt, Notigung, Lautstirke zu erzwingen, was
seine Argumente im politischen Diskurs nicht vermdgen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verachtung der
Demokratie, ihrer Prozesse und Institutionen wird nur
noch iibertroffen von der Verachtung des Okonomischen.
Okonomische Lésungen miissen marktgéingig werden
konnen. Schlicht, weil das die Grundlage fiir Wohlstand
und befriedete Verhdltnisse ist. Viel voraussetzungsrei-
cher als eine Denkfaulheit, die sich damit zufriedengibt,
auf der richtigen Seite zu stehen, ist das Kleinarbeiten der
Probleme.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht hier tatséch-
lich um die Systemfrage, aber anders als diejenigen, die
diese Aktionen machen, glauben.

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Linda Teuteberg (FDP):

Es geht ndmlich um unsere soziale Marktwirtschaft
und die freiheitlich-demokratische Grundordnung, die
beste Ordnung, die wir je hatten. Wir sollten offensiv
fiir sie einstehen.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der
AfD sowie bei Abgeordneten der SPD und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Niéchste Rednerin ist Beatrix von Storch fiir die AfD-
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Eine
Radfahrerin starb. Der Rettungswagen wurde von der
,.Letzten Generation* blockiert. Dazu twittert der Klima-
extremist Tadzio Miiller: ,,Shit happens. Und im Tages-
spiegel legt er nach — ich zitiere —

Aber warum muss denn der Protest der ,,Letzten
Generation™ ein Nullrisiko haben ... ? Im Stralen-
verkehr werden stindig Menschen getotet,
eine ... akzeptierte Normalitat.

Weiter Zitat: ,,Falls im Rahmen der wachsenden Proteste
mal ein tragischer Unfall passieren sollte”, werde die
Gesellschaft damit umgehen miissen. Und noch mal Zi-
tat:

Schon bei den Aktionen von ,,Ende Geldnde* gegen
den Braunkohletagebau war es ... Gliick, dass nie-
mand ernsthaft verletzt wurde. Es hétte durchaus
auch anders kommen kénnen.

Thr Obermoralisten von den Griinen und Frau
Schierenbeck insbesondere: Wenn das kein Extremismus
ist und wenn das nicht die Vorstufe zu Terror ist,

(Peggy Schierenbeck [SPD]: Wenn es nicht
Fake News wéren!)

was ist dann die Vorstufe von Terror?

(Beifall bei der AfD — Zuruf vom BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN: Sie!)

Verantwortlich fiir alle Schidden und jeden weiteren Toten
sind aber nicht nur die Klimaspinner selber, sondern auch
die Justiz, die das Strafmaf nicht voll ausschopft — zehn
Jahre Knast fiir die Idioten vom BER; das wire mal eine
Ansage —, und die Presse, die Stichworte liefert und sys-
tematisch verharmlost.

(Marianne Schieder [SPD]: Gott sei Dank ha-
ben Sie nichts zu sagen!)

Das ZDF: eine ganze Sendung fiir Jan Béhmermann,
um die Sorgen der Menschen vor der griinen RAF ldcher-
lich zu machen. ,,Der Spiegel“: eine Plattform fiir den
Terroristen Andreas Malm, um zur massenhaften Sabo-
tage aufzurufen — unkommentiert. Und im ,,Tagesspie-
gel* kann Tadzio Miiller dann die T6tung von Menschen
zur akzeptierten Normalitit erkliren, ohne eine kritische
Nachfrage.

Den Aktivisten, die in Windeln auf der Stralle kleben
und millionenteure Kunstwerke in Museen mit Kartoffel-
brei bewerfen, rufen wir zu: Wenn ihr das Klima retten
wollt, dann fahrt doch nach China und klebt euch ans
Mao-Mausoleum! China hat den grofiten CO,-Ausstof3
der Welt — iiber 30 Prozent —, Deutschland unter 2 Pro-
zent. Da konnt ihr euch mal mit einer kommunistischen
Diktatur anlegen, ihr verhétschelten Wohlstandsgdren.

(Beifall bei der AfD)

Aber ihr seid nur mutig, wenn ihr es mit der deutschen
Kuscheljustiz zu tun habt und mit Gregor Gysi an eurer
Seite als Anwalt.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Diese verkrachten Existenzen und Pseudoakademiker,
diese Jammerlappen aus der Elbphilharmonie: Ohne die
dicken Gelder im Riicken konnten die gar nichts.

Folgen wir mal der Spur des Geldes. Hinter dem Terror
der ,,Letzten Generation* steckt der Climate Emergency
Fund aus den USA. Der finanziert nach eigenen Angaben
94 klimaextremistische Organisationen und rithmt sich,
22 000 Klimafanatiker ausgebildet und trainiert zu haben
und zu bezahlen und 1 Million mobilisiert zu haben.

(Dr. Paula Piechotta [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Das ist Unsinn!)

Der Climate Emergency Fund wurde von Aileen Getty
gegriindet. Das ist die Enkelin, aber vor allen Dingen die
Erbin von Paul Getty, dem einst reichsten Mann der Welt.
Ihr Vermogen: eine Dreiviertelmilliarde Dollar. Aileen
Getty hatte in ihrem Leben viele Probleme: Magersucht,
Selbstverstimmelung, Drogen, Aids.

(Dr. Till Steffen [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Na, na, na! Jetzt reicht’s! Was ist das
denn jetzt? Unglaublich!)
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Ein Problem hatte sie nie: Morgens frith um sieben Uhr
mit einem alten Auto durch den Stau der Stadt bei unbe-
zahlbaren Benzinpreisen zur Arbeit zu fahren und von
ihrer eigenen Hénde Arbeit leben zu miissen. Das Pro-
blem hatte sie nicht.

(Beifall bei der AfD)

Thr Vermdgen stammt aus den Erddlmilliarden ihres
Grofvaters.

(Dr. Till Steffen [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist purer Antisemitismus!)

Ja, die ,,Letzte Generation® wird bezahlt aus den Milliar-
dengewinnen aus fossilen Brennstoffen. Die Klimamil-
lionédre sitzen in ihren Luxusvillen in Palm Beach und
in Palo Alto oder auch in Blankenese,

(Marcel Emmerich [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ekelhafter Stuss!)

lachelnd mit einem Glas Chateau Lafite in der Hand, und
freuen sich, wenn hart arbeitende Biirger frithmorgens
mit dem Auto nicht zur Arbeit kommen oder von der
Spétschicht nicht nach Hause.

(Helge Limburg [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Unterirdisch! Horen Sie einfach auf!)

Das ist keine Klimarebellion; das ist der Klassenkampf
von woken, superreichen Doppelmoralisten

(Helge Limburg [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein!)
auf der Sonnenseite des Lebens gegen die arbeitende
Bevolkerung.

(Beifall bei der AfD)

Es ist Zeit, dass der Rechtsstaat endlich die Samthand-
schuhe auszieht, lange Haftstrafen ohne Bewdhrung ver-
hingt — keine Geldstrafen —,

(Dr. Till Steffen [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Es ist Zeit, dass Sie nach Russland ge-
hen zu Thren Freunden! Es reicht jetzt!)

dass die Finanzstrome hinter der sogenannten Klima-
bewegung in Génze offengelegt werden.

(Marcel Emmerich [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Was ist denn mit Thren Finanzstromen?)

Das wire mal eine echte Aufgabe fiir investigative Jour-
nalisten.

(Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Ist das eigentlich noch im Rahmen der
Verfassung, Frau Présidentin?)

Und endlich — das richtet sich an die Politiker dieses
Teils des Hauses und an die Presse —: Horen Sie auf, jeden
Starkregen zum Vorzeichen des Weltuntergangs zu erkla-
ren! Horen Sie auf, mit der Klimaangst Politik zu ma-
chen!

(Helge Limburg [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Mit Angsten Politik machen, das ist
doch Thr Metier!)

Kommen Sie endlich zur Vernunft!
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:

Ich méchte nur eine Bemerkung dazu machen: Es mag
vieles in 6ffentlichen Magazinen oder sonst wo stehen.
Krankheiten von Menschen, um sie dann diffamierend
hier aufzuzdhlen, sollten nicht zu unserem parlamentari-
schen Sprachgebrauch zdhlen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP
sowie bei Abgeordneten der LINKEN — Fabian
Jacobi [AfD]: Einmal neutral bleiben! —
Beatrix von Storch [AfD]: Das steht Thnen
iiberhaupt nicht zu! Wir diirfen Sie nicht kriti-
sieren, und Sie diirfen keine Kritik an uns du-
Bern! — Gegenruf des Abg. Dr. Till Steffen
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Jetzt
reicht’s! — Weiterer Gegenruf der Abg.
Susanne Menge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist die Présidentin!)

— Frau von Storch, ich erteile Thnen einen Ordnungsruf,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

und — Thren Namen weif3 ich nicht — Thnen erteile ich auch
einen Ordnungsruf,

(Abg. René Springer [AfD] meldet sich)
weil es Thnen nicht zusteht, das Prasidium zu kritisieren.
(Zuruf des Abg. René Springer [AfD])
— Sie bekommen auch noch einen.
Wenn die AfD sich nicht an die Geschéftsordnung hélt,

(Fabian Jacobi [AfD]: Sie halten sich nicht
dran!)

dann konnen Sie hier auch nicht mitdebattieren. Das
mdchte ich Thnen mal deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Entweder Sie halten sich an die Geschiftsordnung, oder
Sie schaffen es nicht. Vielleicht konnen Sie noch mal mit
Ihrer Fraktion dariiber sprechen.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
— Ich bitte um Ruhe.

Jetzt erhélt das Wort Frau Dr. Nina Scheer fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Dr. Nina Scheer (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Es fillt schwer, nach diesen massiven Angrif-
fen von dem rechten Rand hier im Parlament

(Zuruf von der AfD: Lécherlich! — Dr. Rainer
Kraft [AfD]: Von wem denn angegriffen?)
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sachliche Worte zu finden, die ja wirklich nichts anderes
im Schilde fiihren als eine Kriminalisierung, eine Diffa-
mierung von

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Aha! Von? Von?)
Klimaschutzbewegten

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Frau Scheer, die be-
wegen sich gar nicht! Die kleben doch fest!)

hier in den Mittelpunkt zu stellen. Das ist das eigentliche
Motiv.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Der parlamenta-
rische Arm der Kriminellen sind Sie!)

Es geht darum — da sind sich, glaube ich, hier auch alle
einig, das ist aber gar nicht Ihr Thema —, dass die Grenzen
des Rechtsstaats von nichts, aus welchen Griinden auch
immer, berschritten werden diirfen. Das ist die Basis
unseres gemeinsamen Wirkens auch hier im Haus. Aber
darum geht es Thnen ja gar nicht.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP)

Ihnen geht es darum, eine Diffamierung zu inszenie-
ren, eine Diffamierung von Klimaschutzpolitik.

(Beatrix von Storch [AfD]: Horen Sie mal
aufl)

Genau das gilt es hier auch mal zu unterstreichen und
festzustellen, auch fiir alle horbar festzustellen, dass das
Ihr eigentliches Motiv ist. Deswegen treffen wir uns hier
am Nachmittag, nicht um die wichtigen Fragen von Kli-
maschutz

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Sind Sie eigent-
lich eine Lobbyistin, oder nicht?)

oder Rechtsstaatlichkeit zu diskutieren,

(Beatrix von Storch [AfD]: ... sondern iiber
Kriminelle!)

sondern Thnen geht es nur um Diffamierung.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP — Karsten Hilse [AfD]: Nee, uns geht’s
um Kriminelle! — Gegenruf des Abg. Wolfgang
Kubicki [FDP]: Da kennen Sie sich ja aus, Herr
Hilse! Da kennen Sie sich aus mittlerweile!)

Ich mdchte aber nun auf die Fragen eingehen, die uns
natiirlich alle beschiftigen, in Kenntnis dessen, dass sich
zurzeit eine Bewegung in einer Art Hilferuf

(Lachen bei Abgeordneten der AfD — Karsten
Hilse [AfD]: Bitte! Diimmer kann man das
doch nicht verharmlosen, Frau Scheer! Hilfe-
rufl)

Instrumenten bedient, die in der Tat natiirlich auch die
Gerichte beschiftigen werden, weil hier die Uberschrei-
tung von Grenzen in Rede steht. Aber ob es eine Uber-
schreitung von Grenzen ist, das muss je nach Einzelfall,
ganz genau nach Einzelfall durch die Gerichte entschie-
den werden. Das muss durch die Gerichte entschieden
werden.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Karsten Hilse [AfD]: Sagen
Sie das mal der Schwester von der Frau, iiber
die der Betonmischer noch mal driiberfahren
musste!)

Das steht uns als Politik nicht zu, diese Rolle zu iiber-
nehmen. Uns als Politik ist die Aufgabe in die Hénde
gelegt, immerzu diese Prozesse zu beobachten, genaues-
tens zu beobachten, ob mit unseren gesetzlichen Rahmen-
bedingungen ausreichend Antworten gegeben werden
koénnen

(Beatrix von Storch [AfD]: Genau! Ziemlich
viele Worte, anstatt zu sagen: Das sind Ver-
brecher!)

und ob wir daraus Handlungsauftrige ableiten kdnnen.
Das ist unsere Aufgabe, nicht die Bewertung von Einzel-
taten.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Insofern muss hier auch ganz klar gesagt werden: Wir
haben mit unseren rechtlichen Rahmenbedingungen
eine Vielzahl von Mdglichkeiten, als Staat auf rechtswid-
riges Verhalten zu reagieren, und die Bewertung ist dann,
wie gesagt, Aufgabe von Gerichten.

Insofern ist es ein Fehl- und ein Trugschluss, an dieser
Stelle auf den Gesetzgeber, auf uns zu verweisen, dass
wir hier titig werden miissten. Dies wiirde die Spirale der
Hilflosigkeit letztendlich noch mal nach oben schrauben,
ohne zu den eigentlichen Wurzeln der Fragestellung zu-
rickzukommen, die da lauten, dass wir offenbar eine
Herausforderung haben im Umgang mit den Klima-
schutzfragen. Einerseits miissen wir die Dringlichkeit
der Handlungserfordernisse wahrnehmen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Abschiebung ist
auch dringlich!)

die offenkundig gegeben ist; die Dringlichkeit, zu han-
deln, ist unzweifelhaft gegeben, die Dringlichkeit ist da.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Andererseits: Wenn man die Dringlichkeit missinterpre-
tiert, dann kann sich die Aktion tatsdchlich ins Gegenteil
verkehren, dann kann daraus tatsidchlich eine Art Hilfe-
schrei werden,

(Beatrix von Storch [AfD]: ,,Ein Hilfeschrei“!)

der auch zu einer Uberschreitung von Grenzen fiihrt, die
es nicht geben darf. Insofern ist der Appell an die Men-
schen, die sich diese Wege jetzt suchen und méglicher-
weise da landen werden, dass die Gerichte es als Strafta-
ten klassifizieren werden, den politischen Willen, den
politischen Gestaltungswillen, der die Menschen antreibt,
politisch einzubringen. Wir brauchen dieses Gedanken-
gut als Gesellschaft, wir brauchen die politische Motiva-
tion dieser Menschen.

(Zuruf von der FDP: Nein! — Karsten Hilse
[AfD]: Nein! Extremistisches Gedankengut
braucht niemand! — Zuruf der Abg. Beatrix
von Storch [AfD])
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— Nicht die Ausdrucksform, sondern die politische Moti-
vation; Sie miissen schon genau zuhoren, was ich hier
sage.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen die politische Motivation dieser Menschen.
Wir brauchen sie als Parteiendemokratie in den Parteien.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Zuruf
von der AfD: Wir brauchen die nicht in den
Parteien! Sie vielleicht!)

Es gibt weltweit keine funktionierende Demokratie, die
nicht zugleich eine Parteiendemokratie wire. Das heil3t,
dass dieses Gedankengut pro Klimaschutz, das sich mit
Hilferufen an die Gesellschaft wendet,

(Beatrix von Storch [AfD]: Mit Straftaten! Mit
schwersten Straftaten! § 315 StGB! Zehn Jahre
Knast!)

auch in die Parteien Einzug halten muss und uns hier hilft,
nach Umsetzungswegen zu suchen, die Ziele, die wir uns
alle gesetzt haben — zur Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels —,

(Karsten Hilse [AfD]: Haben wir uns nicht alle
als Ziel gesetzt!)

auch wirklich Realitdt werden zu lassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das ist unsere gesellschaftliche Aufgabe, nicht mehr und
nicht weniger.

Alles andere haben die Gerichte zu kliren. Unsere
Rechtsstaatlichkeit und unsere Rahmengesetzgebung ge-
ben uns geniigend Instrumente an die Hand.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
FDP)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Naichster Redner in dieser Debatte ist Carsten Miiller
fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Carsten Miiller (Braunschweig) (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vorweg will ich noch mal eines sagen: Die kli-
mapolitische Bilanz dieser Ampelregierung ist durchaus
kritikwiirdig.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ha, ha! Das sagen
die Richtigen!)

Denken wir zum Beispiel an sich beharkende Ministerien
und das Stocken der sogenannten Verkehrswende. Wir
miissen zur Kenntnis nehmen, dass der klimagerechte
Wohnungsneubau komplett zum Erliegen gekommen
ist. Sie streichen von einem Tag auf den nachsten Forder-
programme fiir die energetische Sanierung. Es geht so
weiter. — Das ist alles kritikwiirdig.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns iiber Mittel
des Protests und Formen des Protests unterhalten und hier
in Sonderheit iiber StraBenblockaden, dann gibt es eine
relativ klare Handhabung. Mit Erlaubnis der Présidentin
zitiere ich aus dem Kammerbeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 7. Mérz 2011, 1 BvR 388/05, Rand-
nummer 39 — das ist eigentlich das Leitmotiv, das wir
behandeln miissen —:

Bei dieser am Grundsatz der VerhéltnisméaBigkeit
orientierten Zweck-Mittel-Relation sind insbeson-
dere die Art und das Mal} der Auswirkungen auf
betroffene Dritte und deren Grundrechte zu beriick-
sichtigen. Wichtige Abwégungselemente sind hier-
bei die Dauer und die Intensitit der Aktion, deren
vorherige Bekanntgabe, Ausweichmdglichkeiten
iber andere Zufahrten, die Dringlichkeit des blo-
ckierten Transports, aber auch der Sachbezug zwi-
schen den in ihrer Fortbewegungsfreiheit beein-
trachtigten Personen und dem Protestgegenstand.
Das Gewicht solcher demonstrationsspezifischer
Umsténde ist mit Blick auf das kommunikative An-
liegen der Versammlung zu bestimmen, ohne dass
dem Strafgericht eine Bewertung zusteht, ob es die-
ses Anliegen als niitzlich und wertvoll einschitzt
oder es missbilligt.

Meine Damen und Herren, dahinter kann man sich ver-
sammeln.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Das heifit, das Versammlungsrecht und das Demonstrati-
onsrecht sind hohe Giiter.

Aber wenn wir uns die derzeitige Situation anschauen,
dann miissen wir doch unzweifelhaft feststellen, dass sich
das, was wir als Protest kennengelernt haben — was einige
Redner der Griinen und der SPD eben krampthaft ver-
sucht haben, zu rechtfertigen und als einen Hilferuf zu
deklarieren —,

(Dr. Nina Scheer [SPD]: Ich habe iiberhaupt
nichts versucht zu rechtfertigen! Ich rechtfer-
tige tiberhaupt nichts, Herr Miiller! Das wissen
Sie genau!)

von dem eigentlichen Anliegen, dem Klimaschutz, mei-
lenweit entfernt hat.

Ein Angehdriger dieser Organisation ,,Letzte Genera-
tion* hat vor zwei Jahren ein Praktikum bei mir im Abge-
ordnetenbiiro gemacht. Ich nehme denjenigen zum Teil
auch ab, dass sie sich fiir das Thema Klimaschutz inte-
ressieren. Ich nehme es jedoch nicht in der Breite ab und
nicht in diesen Ausdrucksformen; diese sind doch eher
durch Selbstverliebtheit und eine Ichbezogenheit gepréagt.
Meine Damen und Herren, die Situation in der Elbphil-
harmonie in Hamburg ist angesprochen worden; sie ist in
der letzten Woche viral gegangen. Glaubt denn jemand in
diesem Land, dass diese beiden hilflosen Personen, mit
einem ausdruckslosen Gesicht, dem Thema Klimaschutz
gedient haben? Nein, das Gegenteil ist der Fall. Sie sind
zwar bekannt geworden, aber sie haben das wichtige
Thema Klimaschutz banalisiert, und das ist genau das
Gegenteil von dem, was anzustreben ist.
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(Zuruf von der AfD: Diese Personen werden
instrumentalisiert!)

Meine Damen und Herren, ich habe heute Morgen
durch einen Zufall mit einem Mitarbeiter der Berufsfeu-
erwehr Berlin sprechen konnen; Mittel des Protestes,
Umfahrungsmoglichkeiten, ich hatte es Thnen zitiert. Er
hat mir geschildert, dass er selber hdufiger im Einsatz
war, um diese festgeklebten Personen von der Strafle zu
entfernen. Er war fassungslos, als man an seinem Arbeits-
platz, die Feuerwache Charlottenburg-Nord, gezielt die
Zu- und Abfahrt blockiert hat. Er hat sich sehr fiir die
Themen Demonstrationsfreiheit, Meinungsfreiheit ein-
gesetzt, das war ihm ein Herzensanliegen, und er war
auch durchaus klimapolitisch bewegt. Aber was ihn scho-
ckiert hat, war, dass die sich festklebenden Personen
iiberhaupt keine Einsicht zeigen wollten, dass sie an der
falschen Stelle mit unrichtigen Mitteln demonstriert ha-
ben. Das, meine Damen und Herren, diirfen wir so nicht
durchgehen lassen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Die Redezeit ist begrenzt. Ich stelle folgende provo-
kante Frage nicht: Warum hat es eigentlich noch keine
StraBenkleberaktionen beispielsweise auf der Sonnen-
allee in Berlin-Neukdlln gegeben? Wir konnen am Wo-
chenende alle mal dariiber nachdenken. Ich glaube, es
gibt darauf eine Antwort.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Jeder kennt die Ant-
wort!)

Meine Damen und Herren, ich will damit abschlie3en:
Wir von der Union wollen kein Gesinnungsstrafrecht.
Wir haben im Ubrigen zur Kenntnis genommen, dass
diejenigen, die diese Aktuelle Stunde beantragt haben,
sich an die sogenannten Spaziergénge — das war ja totaler
Quatsch; das war eine irrefiihrende Bezeichnung — von
Reichsbiirgern, von wirklich verirrten Leuten {iberhaupt
nicht mehr erinnern wollten. Fiir solche Demonstrationen
und solche Blockaden gilt dasselbe.

Meine Damen und Herren, Eigensucht und Riick-
sichtslosigkeit sind mit rechtsstaatlichen Mitteln nicht
zu vereinbaren. Klimaschutz funktioniert nur mit rechts-
staatlichen Mitteln. Wir wollen das als Union durchset-
zen. Wir nehmen die Sorgen ernst.

Ich bedanke mich fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU — Johannes Schraps
[SPD]: Sie konnen sich einen Block weiter
setzen!)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Als Néichste erhélt das Wort: Dr. Julia Verlinden fir
Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Julia Verlinden (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Mein Vorredner Carsten Miiller hat gerade
gesagt, Sie von der Union wollen kein Gesinnungsstraf-

recht. Ich glaube, Sie miissen da ein paar Dinge noch
intern klaren.

(Carsten Miiller [Braunschweig] [CDU/CSU]:
Glaube ich nicht! Sie miissen einfach mal sorg-
faltiger zuhoren!)

Denn wenn ich hore, dass Stimmen aus der Union for-
dern, ,,Klimakriminelle* wegzusperren, dann l4uft es mir
echt kalt den Riicken runter.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP
und der LINKEN)

,»Wir kampfen den Kampf unseres Lebens®, das stand
nicht etwa auf dem T-Shirt einer Klimaaktivistin, sondern
das formulierte Antdnio Guterres, der Generalsekretir
der Vereinten Nationen, zu Beginn der Klimakonferenz
vor drei Wochen.

(Karsten Hilse [AfD]: Ganz genau! Die ,,Kli-
maholle”! So ein falscher Prophet! ,,Klimahdl-
le*!)

Wenn ein hochrangiger UN-Diplomat solche Worte
wahlt,

(Karsten Hilse [AfD]: So einen Superlativ!)
dann sollte uns das zum Nachdenken bringen.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Es mag Thnen nicht gefallen,

(Karsten Hilse [AfD]: Mir gefillt nicht, was
Sie tun, stimmt! Sie richten Deutschland zu-
grunde!)

aber radikal, das ist die Klimakrise selbst. Die Radikalitét
der Klimakrise steckt in der Konsequenz der Naturgeset-
ze.

(Lachen bei der AfD)

Der Meeresspiegel steigt; das ist Physik. Extremwetter-
lagen nehmen zu, Ernten fallen aus. Die Klimakrise ist
das grofite Sicherheitsrisiko unserer Zeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen miissen wir handeln. Ich weil3, dariiber
mdchten Sie heute hier nicht so gerne reden; aber genau
darum geht es. Deswegen empfehle ich Thnen: Nehmen
Sie sich mal 90 Minuten Zeit!

(Beatrix von Storch [AfD]: Haben wir doch!)

Sprechen Sie mal mit Klimawissenschaftlerinnen und
Klimawissenschaftlern, mit denjenigen, die erkléren,
was wirklich passiert, wenn die Temperatur auf unserem
Planeten um 3 Grad steigt! Unsere Welt wird eine kom-
plett andere sein.

Ich kann die Verzweiflung und auch die Wut der Men-
schen verstehen, die sich sorgen, dass ihre Zukunft, dass
unsere Zukunft von Diirren, Uberschwemmungen, Wald-
brinden und Hunger fiir Millionen Menschen bedroht
wird.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
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Und es ist nicht ganz liberraschend, dass die jahrelange
Verweigerung echter Klimapolitik, die Verweigerung der
Union, Menschen auf die Straf3e treibt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir Griine sind uns der Dringlichkeit der Klimakrise
bewusst.

(Zuruf von der CDU/CSU: Merkt man nicht!)

Es ist verdammt viel nachzuholen nach 16 Jahren Regie-
rung unter der Fiihrung der Union. Seit einem Jahr haben
wir als Ampel mit raschem Tempo vieles angeschoben
und vieles beschleunigt: fiir den Klimaschutz, fiir den
Ausbau der Erneuerbaren, fiir die effiziente und sparsame
Nutzung von Energie.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Karsten
Hilse [AfD]: Sie machen doch das Gegenteil
von Klimapolitik! — Zuruf der Abg. Beatrix
von Storch [AfD])

Um dieser Klimakrise Einhalt zu gebieten, arbeiten wir
an der Mobilitdtswende, an der Warmewende, fiir nach-
haltige Landwirtschaft und den Schutz unserer natiirli-
chen Lebensgrundlagen. Veranderungen, die Transfor-
mation, sind die Voraussetzung fiir Klimagerechtigkeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Und ja, es ist auch noch viel zu tun. Insbesondere im
Verkehrssektor sind noch zahlreiche Maflnahmen um-
zusetzen, um saubere und sichere Mobilitit zu ermogli-
chen,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja!)
um das Uberleben auf diesem Planeten zu sichern und
Treibhausgase in ausreichenden Mengen zu reduzieren.

Dabei sind wir uns in der Ampel nicht immer auf
Anbhieb einig.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir brauchen ein
bisschen mehr Planungsbeschleunigung!)

Auch das ist Demokratie.
(Wolfgang Kubicki [FDP]: Genau!)
Oft ringen wir miteinander in der Ampel.
(Wolfgang Kubicki [FDP]: Gott sei Dank!)

Wir ringen um das Tempo. Wir ringen um Ambitionen,
und das ist anstrengend.

(Carsten Miiller [Braunschweig] [CDU/CSU]:
Sie ringen vor allem um Posten!)

Aber es ist ndtig; denn wir tragen Verantwortung, und wir
nehmen diese Verantwortung in der Ampel an.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der FDP)

Und ja, die Zivilgesellschaft mischt sich ein. Die Zivil-
gesellschaft fordert uns. Menschen messen uns, die Poli-
tik, an unseren eigenen Ankiindigungen, messen uns an
geltenden Gesetzen und Versprechen, an internationalen
Zusagen, fordern Klimagerechtigkeit. Sie fordern, dass
die Politik den Rahmen schafft, damit die globale Tem-
peratur auf nicht mehr als 1,5 Grad Celsius steigt.

(Karsten Hilse [AfD]: ,,Die globale Temperatur
auf nicht mehr als 1,5 Grad steigt?*)

Sie fordern uns auf, um jedes Zehntel Grad zu kdmpfen.
Ich bin iiberzeugt: Auch so manch kleine klimapolitische
Entscheidung der Vorgingerregierung brauchte zum Bei-
spiel den Druck von iiber 1 Million Schiilerinnen und
Schiilern auf der Strafe.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vielfach wird diskutiert, welche Protestform der Kli-
maaktivistinnen und Klimaaktivisten der Sache dient
oder nicht. Auch mein Vorredner hat sich daran versucht.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Sie sind eine
Antwort schuldig geblieben!)

Aber ich muss sagen: Wer nicht iiber Klimaschutz spre-
chen will, wer ablenken will, dem gelingt das sehr laut-
stark — und egal bei welcher Gelegenheit.

(Zurufe von der AfD)

Sie sind gerade wieder das beste Beispiel dafiir. Das
haben Sie als Antragsteller dieser Aktuellen Stunde
auch wieder sehr deutlich gezeigt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD — Patrick Schnieder [CDU/
CSU]J: Rechtspolitischer Offenbarungseid! —
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Sie ver-
harmlosen Straftaten!)

Wer sich wiinscht, dass die Klimabewegung Ruhe gibt
oder wer Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten erst
mal ins Geféngnis schicken will — praventiv —,

(Ingmar Jung [CDU/CSU]: Was halten Sie von
Straftitern?)

der 16st das Problem der Klimakrise nicht; denn die Kli-
makrise wird uns keine Ruhe lassen. Also horen Sie auf,
sich der Realitét zu verweigern.

(Zuruf von der AfD)
Horen Sie auf, Klimaschutzpolitik zu diskreditieren.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Hoéren Sie
auf, Straftiter zu rechtfertigen!)

Vizepriasidentin Aydan Ozoguz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Julia Verlinden (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Konsequente Klimaschutzpolitik ist die notwendige
Antwort auf die eskalierende Klimakrise.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Nichster Redner ist Wolfgang Kubicki fiir die FDP-
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
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Vizeprisidentin Aydan Ozoguz
NEN — Reinhard Houben [FDP]: Genau auf die
Zeit achten!)

Wolfgang Kubicki (FDP):

Verehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Der Titel der von der AfD beantragten Aktuellen
Stunde lautete urspriinglich — darauf ist hingewiesen wor-
den —: Klima-Extremismus als Gefahr fiir Staat und Ge-
sellschaft anerkennen und jetzt konsequent und effektiv
bekdampfen. — Was fiir ein Titel!

In der vorletzten Sitzungswoche wurde der Antrag der
CDU/CSU mit dem Titel ,,Strallenblockierer und Muse-
umsrandalierer hérter bestrafen — Menschen und Kultur-
giiter vor radikalem Protest schiitzen* besprochen.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Eine &hnliche StoBrichtung mit einem feinen Unter-
schied. Frau von Storch, ich weil3, dass Sie das schwer
nachvollziehen konnen. Stellt die Union die Taten in den
Vordergrund, also das Blockieren und Randalieren, geht
es der AfD um den Klimaextremismus, also die Gesin-
nung. Wihrend die ,,Letzte Generation glaubt, ihre ver-
meintlich noble Gesinnung rechtfertige ihr Vorgehen,
glaubt die AfD offenbar, diese Gesinnung mache sie
erst besonders verdammungswiirdig.

(Beatrix von Storch [AfD]: Straftaten!)
Beides ist Unsinn.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Aber die innere Haltung bei AfD und ,,Letzter Generati-
on‘“ gleicht sich erstaunlich, vielleicht weil auch einige
AfD-Abgeordnete schon zu grenziiberschreitenden Pro-
testformen gegriffen haben sollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN und des Abg. Ingmar Jung [CDU/CSU] —
Beatrix von Storch [AfD]: Oma besucht! Auf
der Parkbank gesessen!)

— Frau von Storch, mir ist nicht bekannt, dass bei Biind-
nis 90/Die Griinen, FDP oder SPD verurteilte Straftéter in
den Reihen sitzen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Der Rechtsstaat, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf
nur auf die Taten schauen, ungeachtet politischer Ver-
ortung, und mit gleicher Konsequenz. Es gibt aber auch
eine politische und eine mediale Verantwortung. Keine
Talkshow und keine Debatte vergehen, ohne dass sich
nicht irgendwer berufen fiihlt, die angeblich noblen Mo-
tive der Téter relativierend ins Feld zu fiithren.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Wenn dann noch ehemalige und aktive Funktiondre der
Griinen die ,,Letzte Generation® mit dem Protest in der
ehemaligen DDR oder heute im Iran vergleichen, ist das
nicht nur geschichtsvergessen, sondern geradezu un-
erhort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Denn niemand riskiert hier in Deutschland sein Leben,
weil es einen groflen Unterschied macht, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ob man gegen ein Willkiirregime auf
die Strale geht oder in einem demokratischen Rechts-
staat. Ungeachtet jedweder Motivation muss unsere po-
litische Botschaft sein: Ihr seid nichts Besseres als eure
Mitbiirgerinnen und Mitbiirger, die euretwegen aufgehal-
ten werden, egal ob sie auf dem Weg zur Arbeit, zu ihren
Liebsten oder zu einer lebenswichtigen medizinischen
Behandlung sind. Thr setzt euch ins Unrecht. Eure Hand-
lungen richten Schaden an.

Wie klein ist die Miinze eigentlich, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wenn es darum geht, das 9-Euro-Ticket
wiederzubeleben oder ein Tempolimit auf Autobahnen
einzufithren? Dann enden die Blockaden und die Schmie-
rereien?

Die, Letzte Generation® stellt in Teilen die Demokratie
als Staatsform infrage. Das sage ich in allem Ernst: Das
ist offensichtlich. Diese sei nicht geeignet, so wird for-
muliert, die gewiinschten Ergebnisse gegen den Klima-
wandel zu erreichen.

Gleichzeitig wird deutlich: Diese Bewegung ist medial
auch deutlich iiberreprisentiert. Die ,,Letzte Generation®
ist dabei auch das Resultat einer politischen Kommuni-
kation, die seit Jahren auf der Grundlage von Panikmache
versucht, politische Geldndegewinne zu erzielen. Wer
wirklich glaubt: ,,Die Welt geht in wenigen Jahren unter,
und in dieser Ansicht aus dem politischen und medialen
Raum gespeist wird, der sieht sich legitimiert, Grenzen
des Rechtsstaats zu iibertreten.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Wer wirklich glaubt, es gebe nur einen Weg, die Welt zu
retten, der muss Demokratie und Rechtsstaat abschaffen.
Denn er muss verhindern, dass anders gewéhlt wird, und
er muss verhindern, dass Gerichte Menschen in den Arm
fallen.

Auch wenn der Vergleich mit der RAF ziemlich {iber-
zogen ist:

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

In jedem Radikalismus steckt auch ein Eskalationspoten-
zial.

(Beifall der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Es ist staatliche Aufgabe, schnell eine klare, aber auch
besonnene Reaktion auf diese Herausforderungen des
Rechtsstaats zu zeigen. Damit meine ich insbesondere
auch eine besonnene Reaktion.

Wenn der Chef des Verfassungsschutzes erklrt, ei-
gentlich seien die Klimakleber um die Demokratie be-
sorgt, dann kann ich nur sagen: Wir haben in letzter
Zeit ziemlich Pech mit unseren Verfassungsschutzpra-
sidenten.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Denn die ,,Letzte Generation zeigt doch gerade, dass ihr
demokratische Entscheidungsprozesse vollig egal sind.
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Wolfgang Kubicki

Ich stimme Thnen ausdriicklich zu, Frau Dr. Scheer: Es
wire Aufgabe der jungen Menschen, sich in den Parteien
zu engagieren und fiir Mehrheiten zu werben, statt zu
glauben, sie konnten mit ihren Aktionen gegen Mehrhei-
ten opponieren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU/
CSU — Zuruf von der AfD: Zu anstrengend!)

Ich will nicht unsere Definition von Humanitét ver-
schieben und Sterbende und lebensgeféhrdete Personen
als Kollateralschaden einer angeblich hoheren Sache an-
sehen. Wer Menschlichkeit fiir die eigenen politischen
Ziele beiseiteschiebt, hat jegliche gesellschaftliche Soli-
daritét verloren.

Es ist nicht mutig, sich in Berlin auf die Stadtautobahn
zu kleben und damit den Verlust von Menschenleben in
Kauf zu nehmen. Es wiére mutig, bei den eigentlichen
Klimasiindern fiir entsprechende Aktionen zu sorgen —
in anderen Staaten. Zu glauben, dass wir in Deutschland
mit einem 2-Prozent-Anteil an den CO,-Emissionen den
Klimawandel allein bewerkstelligen kdnnen, ist ziemlich
naiv und zeigt den Realitdtsverlust.

(Beifall bei der FDP und der AfD — Zuruf von
der AfD: Eben!)

Das Problem fiir unsere Gesellschaft und unsere De-
mokratie ist nicht die ,,Letzte Generation®. Das sind weit-
gehend Menschen, die Gutes meinen, aber teilweise eben
nicht Gutes bewirken. Damit wird der demokratische
Rechtsstaat fertig. Das Problem ist, wenn diesen Men-
schen vonseiten des demokratischen Spektrums aus der
Politik, den Medien, der Justiz edle Motive unterstellt
werden und Regelbriiche und antihumanistische Aktio-
nen verteidigt werden.

Relativierung von Straftaten fiihrt nicht zur De- son-
dern zur Eskalation. Das bereitet den Boden fiir Gewalt
und untergrabt unsere Verfassung, ist darauf ausgelegt,
Interessenkonflikte nicht durch Wahlentscheidung unter
rechtsstaatlichen Verfahren auszugleichen, sondern im
Zweifel durch Gewalt. Das ist etwas, was wir politisch
jedenfalls verdammen miissen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD, der CDU/CSU und der AfD)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Nichste Rednerin ist Mechthilde Wittmann fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Frau Staatssekretdrin! Kolleginnen
und Kollegen! Wenn wir heute, wie urspriinglich vor-
gesehen — Kollege Kubicki hat es angesprochen —, das
Wort ,,Klimaextremismus‘ im Titel der Aktuellen Stunde
gehabt hitten, dann wire das schon deswegen am Thema
vorbeigegangen, weil ich nicht glaube, dass es denjeni-
gen, die sich auf StraBen festkleben und sonstigen Van-
dalismus betreiben, wirklich um das Klima geht. Das sind
Extremisten, denen es darum geht, den Rechtsstaat zu

verhShnen und vor allen Dingen die Biirger in diesem
Rechtsstaat vorzufiihren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der AfD)

Meine Damen und Herren, es ist bei uns ein hohes
Rechtsgut, dass wir unsere Meinung friedlich bei De-
monstrationen frei &uBern konnen, tibrigens auch bei De-
monstrationen, die nicht zwingend vorher angemeldet
worden sein miissen. Und wir alle wiirden uns wiinschen,
dass dies in allen Landern der Welt heute so mdglich
wire. Das bedeutet aber nicht, dass wir, wenn wir das
Grundrecht aus Artikel 8 unseres Grundgesetzes so nut-
zen, wie es derzeit der Fall ist, die Freiheit haben, die
Schranken zu tiberschreiten dahin, wo Freiheit und Un-
versehrtheit anderer Menschen und Eigentum verletzt
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Gotz Fromming [AfD])

Meine Damen und Herren, diese organisierten Klein-
gruppen mit ihren eventartigen Krawallaktionen definie-
ren selbst ihre Taten als Straftaten, und deswegen miissen
sie sich, bitte schon, auch dem Rechtsstaat stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Sie mafBen sich an, selbst Staatsgewalt auszuiiben und
Zwang gegen andere. Das ist fiir mich nichts anderes,
als die freiheitlich-demokratische Grundordnung infrage
zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Das Gleiche gilt, wenn ich sehe, dass vor dem Amts-
gericht Tiergarten oder dem Amtsgericht Miinchen Ver-
teidiger, die ein unabhédngiges Organ der Rechtspflege
sind — festgelegt in unseren Gesetzen —, einfach mal so
Studenten und befdhigte Aktivisten sein sollen, die sich
in keiner Form darum scheren, welche Ordnung in unse-
rer Judikative herrscht. Diese ist zu achten.

Die Judikative hat Recht gesprochen. Deswegen haben
Sie nicht recht, meine Damen und Herren von den Grii-
nen. Diese Taten sind als Straftaten bereits abgeurteilt,

(Helge Limburg [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nicht alle!)

und sie werden es weiterhin.

Ich sage Thnen noch etwas: Wer sich gegen unsere
Grundordnung wendet, der macht Folgendes: Er wendet
sich auch gegen unsere soziale Ordnung, und zwar genau
mit diesen Taten. Und wer sich gegen die soziale Ord-
nung wendet, handelt, so die rechtspolitische Philoso-
phie, in anarchistischer Absicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und ich mochte in unserer Bundesrepublik Deutschland
keine Anarchie durch einige wenige erleben, die glauben,
sie seien anderen moralisch iiberlegen, weil sie ein
9-Euro-Ticket oder ein Tempolimit haben mdchten.

Ich kann da zitieren, was der Kollege vor mir gesagt
hat: Wenn sie wirklich Effekte erreichen wollen wiirden,
wiirden sie da demonstrieren, wo es einen erheblichen
CO,-AusstoB gibt,
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Mechthilde Wittmann
(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

erheblichen Handlungsbedarf gibt, wo es tatsdchlich
noch einen grofen Hebel gibt und nicht einen Hebel
von 0,01 Promille; denn genau den kénnten Thre Themen
hier erreichen. Meine Damen und Herren, wenn ich mir
iiberlege, wie hoch allein der CO,-Ausstofl immer dann
ist, wenn diese Staus verursacht werden, wenn die Men-
schen im Stau stehen und den Motor laufen lassen miis-
sen, dann haben sie sich selbst ad absurdum gefiihrt.

Lassen Sie mich zu dem Thema kommen, dass dies ein
Hilfeschrei sein soll oder politisches Gedankengut, das
Einzug halten muss. Nein, das hat keinen Einzug in unser
Parlament zu halten. Was ich méchte, ist, dass diese Men-
schen alle Regeln einhalten, die sie einhalten miissen, um
ihre Interessen zu vertreten. Das diirfen sie; dafiir sind sie
legitimiert. Aber sie sind nicht dafiir legitimiert, andere in
Gefahr zu bringen, sei es dadurch, dass die Rettungs-
kriafte nicht durchkommen, oder sei es — bitte stellen
Sie sich das vor! — durch Abseilen von Autobahnbriicken,
wodurch unschuldige Biirger auf einmal mit einem Men-
schen konfrontiert sind, dem sie vielleicht gar nicht mehr
ausweichen konnen, und dann fiir ein Leben traumatisiert
sind von einem Unfall, den sie selbst niemals verschuldet
haben.

Das Gleiche gilt fiir unsere Polizeibeamten, die unsere
kritische Infrastruktur, ndmlich die Flughéfen, schiitzen
wollen. Wenn heute jemand, teilweise aus Versehen, die
Sicherheitsvorkehrungen am Flughafen umgeht, dann 16-
sen wir aus Angst vor terroristischen Angriffen eine Voll-
blockade aus, und das aus gutem Grund. Diese Menschen
machen sich einen Spaf} daraus, in diese gesicherten Be-
reiche vorzudringen und unsere rechtschaffenden Polizis-
ten, die weill Gott nicht im Wohlstand baden, dazu he-
rauszufordern, eine Entscheidung treffen zu miissen, ob
das nun ein terroristischer Akt ist und zu welchen Mitteln
der Gegenwehr sie greifen miissen. Davor miissen wir
auch unsere Polizistinnen und Polizisten weifl Gott be-
wahren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie
bei Abgeordneten der FDP)

Wenn Sie, Herr Kollege Emmerich, von politischem
Gewahrsam sprechen, dann sage ich lhnen mal eines:
Niemand ist fiir zwei Stunden Festkleben 30 Tage ein-
gesperrt worden. Es erfolgte eine sofortige Freilassung.
Auch hier wird ohne Ansehen des Themas, sondern rein
an den rechtsstaatlichen Gegebenheiten gewogen, und
wer ankiindigt, Straftaten zu begehen — schwere Strafta-
ten! —, den muss man daran hindern, um die Gesellschaft
zu schiitzen.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD -
Dr. Gotz Fromming [AfD]: Schones Schluss-
wort!)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Letzter Redner in dieser Aktuellen Stunde ist Helge
Lindh fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Helge Lindh (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!
Ich denke, man kann in dieser Debatte nicht einfach wie-
der zur Tagesordnung iibergehen, nachdem wir eine Rede
erlebt haben — und ich meine die Rede von Frau von
Storch —,

(Beatrix von Storch [AfD]: Die war super!)

die sich aus meiner Sicht eindeutig, unzweifelhaft der
Rhetorik, wie ich sie aus Reden des Reichspropagan-
daministeriums im Dritten Reich kenne, bedient.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN — Martin
Hess [AfD]: Das ist ja irre!)

Das war eine unertrédgliche, eine widerliche, von Anti-
amerikanismus und auch antisemitischen Klischees
durchsetzte Rede. Es ist eine Schande,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Martin
Hess [AfD]: Wie Sie den Nationalsozialismus
verharmlosen, das ist eine Schande fir dieses
Haus!)

dass hier in diesem Parlament so gesprochen werden
kann. Und wer wie sie selbst aus einem elitdren Hinter-
grund kommt und hier elitér privilegiert im Bundestag
sitzt, hat sich nicht iiber Frau Getty oder sonst wen herab-
zulassen.

(Zustimmung des Abg. Johannes Schraps
[SPD])

Es ist schiandlich. Es ist wirklich nicht zu ertragen, dass so
etwas hier moglich ist, und wir miissen alles tun, dass im
néchsten Parlament solche Stimmen nicht mehr gehort
werden konnen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie des Abg. Reinhard
Houben [FDP] — Karsten Hilse [AfD]: Genau,
schaffen Sie die Demokratie ab! — Dr. Gotz
Fromming [AfD]: Meinen Sie das eigentlich
ernst? — Weitere Zurufe von der AfD)

Zugleich zeigt das aber, wo Rechtspopulismus miindet
und dass wir alles tun miissen, um uns in dieser Debatte
nicht zu Komplizen von Thnen zu machen; denn Thr Ma-
nover und Thre Absicht sind wirklich durchschaubar.

Ansonsten — wenn man das mal au3en vor ldsst — stelle
ich aber bei dem, was man in Social Media, aber auch in
Teilen dieser Debatte wahrnimmt, fest, dass der Prasident
des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz erstaunlicher-
weise mehr Niichternheit und einen progressiveren Blick
auf Protest und auch Formen von zivilem Ungehorsam
zeigt

(Beatrix von Storch [AfD]: ,,Formen von zivi-
lem Ungehorsam*! — Karsten Hilse [AfD]: Von
Straftaten! Straftaten, die Menschenleben ge-
fordert haben!)

als manche prominente Mitglieder der politischen Kultur
Deutschlands. Das ist eine interessante Erkenntnis. Das
macht mir Hoffnung in Bezug auf den Verfassungs-
schutz; denn er hat recht mit seiner Aussage.
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Helge Lindh
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN — Martin
Hess [AfD]: Das Rechtsstaatsprinzip wird
missachtet! Das Demokratieprinzip wird miss-
achtet! — Zuruf des Abg. Dr. G6tz Fromming
[AfD])

Es ist eben nicht aus Strafbarkeit automatisch Extre-
mismus zu folgern. Ich verstehe nicht, warum man nicht
niichtern iiber die Frage der juristischen Beurteilung spre-
chen kann. Genau das hat Herr Haldenwang gemacht. Er
hat eben nicht gesinnungsjuristisch gesprochen, sondern
als sachlicher Verfassungsschutzprisident.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb ist er keine Fehlbesetzung; das sehe ich in die-
sem Fall anders als Herr Kubicki. Wir haben Gliick, dass
wir einen solchen Verfassungsschutzprasidenten haben —
im Gegensatz zu seinem Vorgénger.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich finde es aber dariiber hinaus erstaunlich, wie sich
genau die von rechts auBlen, die immer einen Kult der
Empo6rung und Cancel Culture beklagen, als Gromeister
der Emporung offenbaren und eben auch genau diese
Cancel Culture betreiben; denn das werden Sie machen.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Ist Flughafen-
besetzung schon Kultur, oder was? )

Jeder, der versucht, zu analysieren, der auch versucht,
nach Griinden zu suchen, warum die ,,Letzte Generation®
und andere so auftreten, den prangern Sie an als Ver-
teidiger von Gewalt, als Apologeten des Terrorismus.

(Martin Hess [AfD]: Sie analysieren nichts!
Sie verharmlosen und relativieren, nichts ande-
res!)

Ich habe aber viele Shitstorms erlebt. Deshalb freue ich
mich auf Thr Anprangern, und es kiimmert mich nicht die
Bohne. Ich kann damit gut leben.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Karsten Hilse [AfD]: Glau-
ben Sie wirklich, dass Sie noch irgendjemand
ernst nehmen kann mit diesem Geschwafel?)

AuBerdem ist es interessant, dass Sie in der Beantra-
gung dieser Aktuellen Stunde die Klimaproteste ins-
gesamt nicht nur als Extremismus, sondern letztlich
auch als eine iiberaus grofle Gefdhrdung der Demokratie
darstellen.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Sie selbst, werte AfD, haben zur Demokratie folgendes
Verhiltnis: rein usurpatorisch, rein utilitaristisch, rein pa-
rasitdr. Sie nutzen diese Demokratie, hohlen Sie aus, pro-
fitieren von ihr, aber Sie tragen nichts zu ihrem Gedeihen
bei.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der

Abg. Heidi Reichinnek [DIE LINKE] — Zuruf
von der AfD)

Dartiber hinaus und jenseits all dessen finde ich es aber
frustrierend, ja teilweise auch enttduschend, wie auf
Plattformen wie Twitter usw. gesprochen wird und wie
diejenigen, die legitimerweise fragen konnen: ,Ist die
Demokratie durch Klimaproteste und Klimaaktionen ge-
fahrdet oder auch nicht?*,

(Karsten Hilse [AfD]: Durch Straftaten!)

dann selbst fordern, diese Leute wegzusperren, und sa-
gen, sie gehorten einfach weg, und dabei Grundprinzi-
pien des demokratischen Rechtsstaats verletzen. Wir ha-
ben eine Gewaltenteilung, und im Rechtsstaat richten
Richterinnen und Richter und richten nicht wir als Par-
teien, richtet nicht der inszenierte Mob auf der Stral3e.
Das ist unser Rechtsstaat, das ist unser Prinzip.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Deshalb ist es — ich komme zum Ende — fiir mich auch
Ausdruck einer gewissen Chuzpe und letztlich eine Ironie
der Geschichte, dass ausgerechnet Herr Scheuer die Bun-
desinnenministerin und den Justizminister auffordert, die
jungen Aktivisten und Aktivistinnen der ,,Letzten Gene-
ration® wegzusperren,

(Martin Hess [AfD]: Das sind Straftdter und
keine Aktivisten!)

und sagt, sie miissten Konsequenzen spiiren. Das sagt
jemand, der — ibrigens interessanterweise auch noch
beim Thema Verkehr — nun wirklich das Nichtiiberneh-
men und Nichtspiiren von Konsequenzen und Verantwor-
tung zur Kunstform erklért hat.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP und der LINKEN)

Zum Abschluss: Ich bitte darum, mal darauf zu achten,
wie so eine Debatte auf junge Menschen um uns herum
wirkt.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Das ist doch das Entscheidende: nicht diejenigen, die
gewalttitig sind, sondern diejenigen, die sich das angu-
cken.

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Helge Lindh (SPD):

Fiir diejenigen ist es zutiefst abschreckend, wenn wir
null Gespiir und Gefiihl fiir junge Generationen zeigen,
aber mit altherrenwitzartigem, brésigem Auftreten beleh-
rend, paternalistisch agieren.

(Zurufe der Abg. Dr. Gtz Fromming [AfD]
und Martin Hess [AfD])

So werden wir den Klimaschutz gewiss nicht in seinem
Ernst begreifen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
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Helge Lindh

FDP und der LINKEN — Martin Hess [AfD]:
Selten so was Intelligenzbefreites gehort!)

Vizeprisidentin Aydan Ozoguz:
Das war eine spannende Debatte.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Fand ich auch, ganz
ehrlich!)

Ich weiB nicht genau, wie ich das jetzt umschreiben soll.
Sie war sehr emotional. Wir werden das Protokoll an
verschiedenen Stellen noch mal priifen.

Aber vielleicht tut es jetzt auch ganz gut, dass wir am
Schluss unserer heutigen Tagesordnung angekommen
sind.

Ich wiinsche Thnen allen, dass Sie jetzt auch ein biss-
chen runterkommen kd&nnen. Am Sonntag ist der
zweite Advent. Vielleicht tut auch das ganz gut, um
iiber manche Dinge noch mal nachzudenken.

Wir werden uns wiedersehen bei der néchsten Sitzung
des Deutschen Bundestages, die ich auf Mittwoch, den
14. Dezember 2022, 9 Uhr, einberufe.

Ich wiinsche Thnen allen eine sichere Heimfahrt. Die
Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 17.21 Uhr)
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(A) Anlagen zum Stenografischen Bericht (C)
Anlage 1
Entschuldigte Abgeordnete
Abgeordnete(r) Abgeordnete(r)
Bachmann, Carolin AfD Krimer, Philip BUNDNIS 90/
.. DIE GRUNEN
Banaszak, Felix BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN Krichbaum, Gunther CDU/CSU
Beyer, Peter CDU/CSU Lehmann, Sven BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN
Brandner, Stephan AfD
Lemke, Steffi BUNDNIS 90/
Brinkhaus, Ralph CDU/CSU DIE GRUNEN
Brohr, Dr. Marlon CDU/CSU Leye, Christian DIE LINKE
Busen, Karlheinz FDP Link (Heilbronn), Michael =~ FDP
Christmann, Dr. Anna BUNDNIS 90/ Georg
DIE GRUNEN Luksic, Oliver FDP
Dagdelen, Sevim DIE LINKE Mackensen-Geis, Isabel SPD
Dobrindt, Alexander CDU/CSU Mast, Katja SPD
Echeverria, Axel SPD Merz, Friedrich CDU/CSU
Eichwede, Sonja SPD Miazga, Corinna AfD
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)
(B) Michel, Kathrin SPD (D)
Feiler, Uwe CDU/CSU
Moosdorf, Matthias AfD
Fiedler, Sebastian SPD
. Miiller, Bettina SPD
Gesenhues, Dr. Jan-Niclas BUNDNIS 90/ )
DIE GRUNEN Miiller, Claudia BUNDNIS 90/
.. DIE GRUNEN
Griitzmacher, Sabine BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN Oster, Josef CDU/CSU
Hauer, Matthias CDU/CSU Pellmann, S6ren DIE LINKE
Henrichmann, Marc CDU/CSU Plobner, Jan SPD
Hitschler, Thomas SPD Pohl, Jirgen AfD
Hofreiter, Dr. Anton BUNDNIS 90/ Rimkus, Andreas SPD
DIE GRUNEN . .
Roth (Augsburg), Claudia ~ BUNDNIS 90/
Katzmarek, Gabriele SPD DIE GRUNEN
Keuter, Stefan AfD Roth (Heringen), Michael ~ SPD
Kleinwéchter, Norbert AfD Ryglewski, Sarah SPD
Kopf, Chantal BUNDNIS 90/ Schétzl, Johannes SPD
DIE GRUNEN ..
Schauws, Ulle BUNDNIS 90/
Korte, Jan DIE LINKE DIE GRUNEN
Kraft, Laura BUNDNIS 90/ Scheer, Dr. Nina SPD
DIE GRUNEN
Scheuer, Andreas CDU/CSU
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Abgeordnete(r)

Schon, Nadine CDU/CSU
Schwarz, Andreas SPD
Sthamer, Nadja SPD
Storjohann, Gero CDU/CSU
Vries, Christoph de CDU/CSU
Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE
Weeser, Sandra FDP
Weingarten, Dr. Joe SPD

Wenzel, Stefan BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN
Werner, Lena SPD
Witt, Uwe fraktionslos
Anlage 2

Erklirung nach § 31 GO

der Abgeordneten Serap Giiler, Dr. Helge Braun,
Dr. Ingeborg Grifile, Hermann Grohe, Monika
Griitters, Mechthild Heil, Anja Karliczek,
Roderich Kiesewetter, Armin Laschet, Yvonne
Magwas, Dr. Stefan Nacke, Thomas Rachel,
Dr. Norbert Rottgen, Thomas Rowekamp, Antje
Tillmann, Marco Wanderwitz, Sabine Weiss (We-
sel I), Kai Whittaker, Annette Widmann-Mauz und
Elisabeth Winkelmeier-Becker (alle CDU/CSU) zu
der namentlichen Abstimmung iiber den von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Einfithrung eines Chancen-Aufenthalts-
rechts

(Tagesordnungspunkt 30 a)

Die Unterzeichner enthalten sich bei der Abstimmung
iiber das von der Bundesregierung eingebrachte Gesetz
zur Einfilhrung eines Chancen-Aufenthaltsrechts. Wir
begriilen, dass fiir langjéhrig geduldete Fliichtlinge mit
dem Gesetz eine Perspektive geschaffen wird, halten al-
lerdings die Verkiirzung der Voraufenthaltszeiten fiir
falsch.

Im Folgenden unsere Position im Einzelnen:

Die vorgeschlagenen Anderungen im Aufenthalts-
gesetz fiir langjahrig Geduldete sind sinnvoll und prag-
matisch, da sie sich ausschlielich an diejenigen richten,
die seit mindestens fiinf Jahren in Deutschland leben,
nicht straffdllig geworden sind und aus verschiedenen
Griinden nicht zuriickgefiihrt werden kénnen und deren
Riickfiihrung auch in Zukunft nicht wahrscheinlich ist.

Auch die CDU/CSU-gefiihrten Bundesregierungen ha-
ben in den vergangenen 16 Jahren Erleichterungen und
Anderungen geschaffen, von denen langjéhrig geduldete
Personen profitieren und damit ein Bleiberecht erhalten
konnten. Die neuen Anderungen richten sich vor allem an
Menschen, bei denen das Abschiebehindernis in einer
ungekldrten Identitdt oder Staatsangehdrigkeit besteht
und die Kliarung weiterhin nicht zu erwarten ist.

Die aktive, bestmogliche Mitwirkung an der Kldrung
der Identitit muss jederzeit selbstverstidndlich erwartet
werden. Wer bislang — teilweise aufgrund fragwiirdiger
rechtlicher Beratung — nicht alles ihm Mdgliche dazu
beigetragen und sich damit gewissermaf3en in eine Sack-
gasse mandvriert hat, soll nun im beiderseitigen Interesse
einen Ausweg gewiesen bekommen; das ermdglicht die
neue Regelung. Im Fall von vorsitzlichen Falschangaben
oder Identititstauschung bleibt die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis ausgeschlossen.

Der Gesetzentwurf folgt damit der bisherigen Linie der
Union, wonach langjéhrig geduldeten Fliichtlingen eine
dauerhafte Bleibeperspektive geboten wird, wenn sie sich
in die Gesellschaft integrieren (vgl. § 25a, § 25b Auf-
enthG) und bezieht sich explizit auf diejenigen, die sich
in dem Zeitrahmen von einem Jahr darum bemiihen, ih-
ren Lebensunterhalt zu sichern, Sprachkenntnisse zu er-
werben, alles zur Identitétsfeststellung tun und sich zu
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung be-
kennen.

Wir sind der Uberzeugung: Erfolgreiche Integration
muss Vorrang haben vor auch in Zukunft dauerhaft er-
folgloser Abschiebung. Ohne diese einmalige Regelung
werden die langjihrig geduldeten Fliichtlinge weiter auf
staatliche Transferleistungen angewiesen bleiben, sich
nicht in den Arbeitsmarkt integrieren konnen und keine
Moglichkeit zur Teilnahme an Sprach- und Integrations-
kursen bekommen. Dies halten wir gerade in Zeiten des
Fach- und Arbeitskriaftemangels fiir nicht vertretbar,
nicht vermittelbar und ebenso wenig fiir pragmatisch —
ein Grund, weshalb auch die BDA oder der DIHK den
Gesetzentwurf unterstiitzen.

Ebenso begriiBen wir, dass diese neue Regelung aus-
schlieBlich fiir die mindestens seit fiinf Jahren hier leben-
den geduldeten Fliichtlinge und nur einmalig gelten soll.
Eine Inanspruchnahme fiir kiinftige Fliichtlinge oder fiir
diejenigen, die keine ausreichende Aufenthaltsdauer in
Deutschland haben, ist damit ausgeschlossen.

Dennoch gibt es Punkte in dem Gesetzentwurf, die wir
kritisch bewerten. So halten wir die Verkiirzung der Vor-
aufenthaltszeiten in Deutschland als Voraussetzung fiir
ein dauerhaftes Bleiberecht auf drei Jahre und die Aus-
weitung dieser Regelung bis zum 27. Lebensjahr fiir
falsch. In Anbetracht der Tatsache, dass ein Asylverfah-
ren im Durchschnitt 2,5 Jahre dauert, ist die Verkiirzung
der Aufenthaltszeit auch aus unserer Sicht das falsche
Signal.

Des Weiteren regen wir an, zu priifen, wie unter be-
stimmten Bedingungen stirker als bisher zumutbare Ta-
tigkeiten und Arbeiten im Sffentlichen Interesse als Ge-
genleistung fiir die gewihrten Leistungen gefordert
werden kdnnen.
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(A) Aus diesem Grund werden wir, trotz der oben genann- | und ungelernte Tatigkeiten suchen — neben den hohen (C)
ten guten und richtigen Ansétze, auch nicht fiir das Ge- | Energiepreisen und der inakzeptabel hohen Biirokratie-
setz stimmen. belastung meines Erachtens das zentrale Problem unserer

Wirtschaft, in Handwerk, Dienstleistung, Transport, Han-
del und Industrie. Allein der Speditionsbranche fehlen
Anlage 3 80 000 bis 100 000 Fahrer, im OPNV werden Linien we-
gen fehlendem Fahrpersonal gestrichen, tdglich fehlen
Erklidrungen nach § 31 GO mehr Zugbegleiter und Lokfiihrer, auch in den Werkstét-
. . . ten werden Arbeitskrafte gesucht. Auch die Bundesver-
zu der namentlichen Abstimmung iiber den vonder | ¢inioyne Deutscher Arbeitgeberverbéinde und der Deut-
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge- | che Industrie- und Handelskammertag mahnen eine
setzes zur Einfiithrung eines Chancen-Aufenthalts- pragmatische Losung an, um langjihrig Geduldete in Ar-
rechts beit zu bringen. Dieser Forderung der Verbinde schlieBe
(Tagesordnungspunkt 30 a) ich mich an, sehe aber erhebliche Méngel am Gesetzent-
wurf der Ampel, die eine Zustimmung fiir mich unmog-

Henning Rehbaum (CDU/CSU): Ich stimme gegen | 1ich machen.
dEE.lS %ﬁn der .Bunge;reglerlglgfemhgelbraclﬁe Gesetz zur Dass die vorgelegte neue Regelung ausschlielich fiir
mnfuhrung emes Chancen-Aufenthaltsrechts. die mindestens seit fiinf Jahren hier lebenden geduldeten
Im Folgenden die Begriindung meiner Position im Ein- | Fliichtlinge und als Stichtagsregelung nur einmalig gelten
zelnen: soll, ist richtig. Eine Inanspruchnahme fiir kiinftige
Dic vorgeschlagenen Anderungen im Aufenthalts- iliichtlinge oder ﬁir diejenigen, die keine. ausreic.hende
. . i - . . ufenthaltsdauer in Deutschland haben, ist damit aus-

gesetz beziehen sich auf langjahrig Geduldete, die seit hl

mindestens funf Jahren in Deutschland leben, nicht straf- geschlossen.
fallig geworden sind und aus verschiedenen Griinden Dennoch gibt es Punkte in dem Gesetzentwurf, die ich
nicht Zumquefuhrt We.rden konnen und de?en Ritckftih- | gehr kritisch bewerte. So halte ich die Verkiirzung der
rung auch in Zukunft nicht wahrscheinlich ist. Voraufenthaltszeiten in Deutschland als Voraussetzung
Auch die CDU/CSU-gefiihrten Bundesregierungen ha- | fur ein dauerhaftes Bleiberecht auf nur drei Jahre und
ben in den letzten 16 Jahren Verfahrensinderungen ge- | die Ausweitung dieser Regelung bis zum 27. Lebensjahr
schaffen, durch die langjihrig geduldete Personen damit | fir falsch. Angesichts der Tatsache, dass ein Asylverfah-
ein Bleiberecht erhalten konnten. Dies betrifft allen voran | ren im Durchschnitt 2,5 Jahre dauert, ist die Verkiirzung

(B) Menschen, bei denen das Abschiebehindernis in einer der geforderten Aufenthaltszeit auf nur drei Jahre durch (D)

ungeklérten Identitdt oder Staatsangehdrigkeit bestanden
hat. In einer Vielzahl dieser Félle scheitert die Riickfiih-
rung an der Weigerung der Herkunftsstaaten, Passersatz-
papiere auszustellen. Alle bisherigen Bemiithungen auch
der CDU/CSU-gefiihrten Bundes- und Landesregie-
rungen, die Riickfithrungsvoraussetzungen durch zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen oder andere aufwendige
Identitatsvermittlungen zu schaffen, sind weitgehend ge-
scheitert und auch in Zukunft aussichtslos.

Ich bin der Uberzeugung: Erfolgreiche Integration
muss Vorrang haben vor auch in Zukunft dauerhaft er-
folgloser Abschiebung. Ohne eine einmalige Stichtags-
regelung werden die langjahrig geduldeten Fliichtlinge
moglicherweise iliber Jahrzehnte auf steuerfinanzierte
Transferleistungen angewiesen bleiben, dem Arbeits-
markt nicht zur Verfiigung stehen und keine Moglichkeit
zur Teilnahme an Sprach- und Integrationskursen haben.
Das ist weder volkswirtschaftlich noch ethisch richtig.

Zentraler Grund fiir mein Abstimmungsverhalten sind
aber meine personlichen Erfahrungen als wirtschaftspoli-
tischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion NRW bis
2021 und Berichterstatter fiir Personalmangel im Ver-
kehrssektor der jetzigen CDU/CSU-Fraktion:

In Deutschland gibt es einen enormen Arbeits- und
Fachkréftemangel (derzeit sind 1,9 Millionen Stellen un-
besetzt), der in den néchsten Jahren kontinuierlich anstei-
gen wird. In der Verkehrsbranche fiihre ich nahezu tag-
lich Gespriache mit verzweifelten Unternehmen und
Verbénden, die hidnderingend Mitarbeiter fiir gelernte

die Ampel das falsche Signal.

Nachdem Deutschland 2015 mit groer Hilfsbereit-
schaft und Menschlichkeit Hunderttausende Fliichtlinge
aufgenommen hat, gilt es, zukiinftig dafiir zu sorgen, dass
die Aufnahme von Fliichtlingen tatséchlich europaweit
vereinbart und abgestimmt wird und nicht nur, wie 2015,
durch wenige Mitgliedstaaten. Dahin gehende, intensive
Bemiihungen und Verhandlungen der damaligen Bundes-
regierung waren leider wenig erfolgreich.

Zudem muss der Schutz der EU-AuBengrenzen als
Gemeinschaftsaufgabe eine groBlere Rolle spielen und
die Erfassung und Bearbeitung von Asylbegehren mog-
lichst grenznah erfolgen, damit langjdhrige Duldungen
Einzelfille bleiben und weitere Regelungen wie die heute
debattierte obsolet werden. Solange wir es nicht schaffen,
eine konstante und sichere Politik fiir unsere européi-
schen AuBengrenzen umzusetzen, werden wir die jetzt
zu losenden Probleme im Asyl- und Aufenthaltsrecht
mit lebenslangen Duldungen groBerer Anzahl, Schlep-
perkriminalitit und geféhrliche Fahrten iiber das Mittel-
meer nicht gelost bekommen. Hierzu schweigt der Ge-
setzentwurf der Ampel, ebenso wie zu den Erfolgen und
Verbesserungen im deutschen Asyl- und Aufenthaltsrecht
durch die Grof3e Koalition ab 2015, wie zum Beispiel die
»3+t2“-Regelung, die Gefliichteten die Aufnahme einer
Berufsausbildung ermdglicht.

Aus dieser Vielzahl von Griinden halte ich das Gesetz
fiir nicht zustimmungsfahig.
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Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU): Trotz meiner Ab-
lehnung des Gesetzentwurfes befiirworte ich die grund-
sdtzliche Chance fiir langfristig geduldete Menschen,
sich eine Lebensperspektive in Deutschland zu erarbei-
ten. Diese Chance muss jedoch an Erfordernisse gekniipft
sein, die objektiv iliberpriifbar, fair und auch fordernd
sind.

Wenn wir die Moglichkeit fiir lang geduldete Men-
schen erweitern, in unserem Land zu bleiben, so ist es
notwendig, dass sie die freiheitlich-demokratische Ord-
nung unseres Landes anerkennen, unsere Wertevorstel-
lungen teilen und die ernsthafte Absicht zeigen, sich in
unsere gesellschaftliche Struktur und wirtschaftliche
Leistungskultur zu integrieren.

Eine solche Integration wére im Sinne der Beseitigung
des Arbeitskréiftemangels, der in den kommenden Jahren
das wirtschaftliche System Deutschland vor grofle He-
rausforderung stellen wird.

Anlage 4

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung

Der Bundesrat hat in seiner 1028. Sitzung am 25. No-
vember 2022 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen
zuzustimmen bzw. einen Antrag gemil3 Artikel 77 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen:

— Gesetz zur Anderung des Finanzausgleichsgeset-
zes, des Stabilitiitsratsgesetzes sowie weiterer Ge-
setze

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschlie-
Bung gefasst:

1. Zu Artikel 1 (Anderung des Finanzausgleichs-
gesetzes)

In der Besprechung des Bundeskanzlers mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lander am 2. November 2022 wurde vereinbart,
dass sich der Bund an den entstandenen fliicht-
lingsbezogenen Kosten in Hohe von 1,5 Milliarden
Euro im Jahr 2022 beteiligt. Weiter wurde verein-
bart, dass der Bund die Linder auch ab dem
Jahr 2023 bei den fliichtlingsbezogenen Kosten
unterstiitzen wird.

Der Bundesrat stellt fest, dass die Bundesbetei-
ligung an den fliichtlingsbezogenen Kosten fiir
das Jahr 2022 in diesem Gesetzgebungsverfahren
umgesetzt wird. Die ebenfalls verabredete Betei-
ligung des Bundes an den Fliichtlingskosten fiir
die Jahre 2023 ff. steht hingegen noch aus. Der
Bundesrat erwartet die {iber das Jahr 2022 hinaus-
gehenden Umsetzungsschritte in einem weiteren
Gesetzgebungsverfahren, um Planungssicherheit
fir die Haushalte von Lindern und Kommunen
zu erlangen. In diesem Zusammenhang weist der
Bundesrat darauf hin, dass Bund und Lénder in der
Zeit um Ostern 2023 iiber die weitere Entwicklung
sprechen werden.

2. Zu Artikel 3 (Anderung des Stabilititsratsgeset-
zes)

Der Bundesrat bedauert, dass der Deutsche Bun-
destag den Ausweis der landes- beziehungsweise
bundesrechtlichen Verschuldungsregeln in die
Vorschrift zur Uberwachung der Einhaltung der
grundgesetzlichen Verschuldungsregel durch den
Stabilitétsrat nicht aufgenommen hat, obwohl der
Bundesrat dies einhellig gefordert hatte (Stellung-
nahme des Bundesrates vom 16. September 2022,
Bundesratsdrucksache 365/22 (Beschluss) und
Anlage 2 der Bundestagsdrucksache 0/3446).

Nach Auffassung des Bundesrates geht der Bund
fehl, wenn er zur Begriindung seiner Haltung aus-
flihrt, der grundgesetzliche Auftrag an den Stabili-
titsrat, die Einhaltung der Schuldenbremsen von
Bund und Léndern zu iiberwachen, werde , mit
dem harmonisierten Analysesystem geméill dem
Kompendium des Stabilitdtsrates erfiillt (Gegen-
duflerung der Bundesregierung vom 28. September
2022, Bundestagsdrucksache 20/3711). Der Stabi-
litdtsrat kann den Auftrag aus Artikel 109a Ab-
satz 2 des Grundgesetzes zur Uberwachung der
Vorgaben des Artikels 109 Absatz 3 des Grund-
gesetzes nicht mit dem harmonisierten Analyse-
system allein umsetzen.

Dem Spannungsfeld zwischen den verfassungs-
rechtlichen Vorgaben aus der Haushaltsautonomie
von Bund und Léndern (Artikel 109 Absatz 1 so-
wie Absatz 3 Satz 4 und 5 des Grundgesetzes)
einerseits und der einheitlichen Uberwachung zur
Erfiillung européischer Vorgaben (Artikel 109a
Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) andererseits
tragt das vom Stabilitétsrat im Dezember 2018 be-
schlossene Kompendium zur Uberwachung der
Einhaltung der Schuldenbremse Rechnung. Da-
nach besteht das Uberwachungsverfahren des Sta-
bilitdtsrates aus zwei Komponenten: die Ergeb-
nisse der bundes- bezichungsweise landeseigenen
Schuldenbremse (Komponente 1) und die fiir den
Bund und das jeweilige Land ermittelten Ergeb-
nisse des harmonisierten Analysesystems (Kom-
ponente 2).

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher
auf, sich dafiir einzusetzen, dass § 6 des Stabili-
titsratsgesetzes (neue Fassung) um die Darstel-
lung der Ergebnisse der bundes- bezichungsweise
landeseigenen Schuldenbremse als wesentlicher
Bestandteil des Uberwachungsverfahrens erginzt
wird.

— Gesetz zum Ausgleich der Inflation durch einen
fairen Einkommensteuertarif sowie zur Anpas-
sung weiterer steuerlicher Regelungen (Inflations-
ausgleichsgesetz — InflAusG)

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschlie-
Bung gefasst:

1. Der volkerrechtswidrige russische Angriffskrieg
gegen die Ukraine hat zu einem massiven Anstieg
der Energiepreise gefiihrt. Das vorliegende Gesetz
ist Teil eines dritten Entlastungspakets, das Mal3-
nahmen zur Sicherung einer bezahlbaren Energie-
versorgung und zur Stirkung der Einkommen um-
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fasst. Der Bundesrat unterstiitzt das Vorhaben der
Bundesregierung, die Biirgerinnen und Biirger so-
wie Unternehmen zu entlasten. Die Liander sehen
sich in der Mitverantwortung, einen angemesse-
nen Beitrag zur Abmilderung der Folgen der ho-
hen Energiepreise zu leisten

. Der Bundesrat hebt hervor, dass die vereinbarten

Entlastungspakete zu einer erheblichen strukturel-
len Belastung der Haushalte von Léndern und
Kommunen fiihren. Die strukturelle Belastung
geht zu einem groBeren Teil auf die in dem vor-
liegenden Gesetz enthaltenen Steuersenkungen
zuriick. Die Belastung der 6ffentlichen Haushalte
durch das vorliegende Gesetz betrdgt 33,1 Mrd.
Euro (volle Jahreswirkung), von denen ein Anteil
von 18,7 Mrd. Euro, und damit deutlich mehr als
die Hilfte, auf die Haushalte von Landern und
Kommunen entféllt.

. Das Gesetz setzt die verfassungsrechtlich gebo-

tene Freistellung des steuerlichen Existenzmini-
mums um. Zu diesem Zweck werden der Grund-
freibetrag bei der Einkommensteuer in zwei
Schritten fiir das Jahr 2023 beziehungsweise
2024 und der Kinderfreibetrag riickwirkend fiir
das Jahr 2022 und die Jahre 2023 beziehungsweise
2024 erhoht. Im Zuge der Beratungen des Deut-
schen Bundestags wurden Anpassungen am Ge-
setzentwurf vorgenommen, um die Ergebnisse
des 14. Existenzminimumberichts gesetzlich um-
zusetzen. Im Vergleich zum Gesetzentwurf er-
geben sich mit dem vom Deutschen Bundestag
am 10. November 2022 beschlossenen Gesetz fiir
die Haushalte von Léndern und Gemeinden hier-
durch zusitzliche Belastungen von durchschnitt-
lich rund 3,6 Mrd. Euro pro Jahr.

. Uber die verfassungsrechtlich zwingenden MaB-

nahmen hinaus sieht das Gesetz eine proportionale
Rechtsverschiebung der Eckwerte des Einkom-
mensteuertarifs — mit Ausnahme des Betrags, ab
dem die sogenannte ,,Reichensteuer einsetzt — in
zwel Schritten um 7,2 Prozent im Jahr 2023 und
um weitere 6,3 Prozent ab dem Jahr 2024 vor, um
die sogenannte kalte Progression auszugleichen.
Die Tarifentlastung fiihrt zu steuerlichen Minder-
einnahmen von durchschnittlich rund 17 Mrd.
Euro pro Jahr in den Jahren 2024 bis 2027, wovon
jeweils rund 9,5 Mrd. Euro p. a. von den Haushal-
ten von Landern und Kommunen zu tragen sind.
Gegeniiber dem urspriinglichen Gesetzentwurf
ergeben sich zusdtzliche Mindereinnahmen von
durchschnittlich rund 6,4 Mrd. Euro pro Jahr,
von denen rund 3,6 Mrd. Euro pro Jahr auf Lander
und Gemeinden entfallen.

. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass angesichts

dieser GroBenordnungen eine vollstdndige Infor-
mation und frithzeitige Einbindung der Lander in
die Entscheidungsprozesse erforderlich gewesen
wiéren. Dies gilt umso mehr, als mit dem Inflati-
onsausgleichsgesetz in erheblichem Umfang MaB3-

nahmen umgesetzt werden, die nicht verfassungs-
rechtlich geboten, sondern einer politischen
Entscheidung zugénglich sind.

— Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschlie-
Bung gefasst:

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in Erneue-
rung seiner Bitte vom 7. Juli 2017 (BR-Drucksache
455/17 (Beschluss)), eine Rechtsverordnung zeitnah
und damit noch in dieser Wahlperiode vorzulegen,
mit der die Anforderungen an Wasser in Schwimm-
oder Badebecken und in Schwimm- oder Badeteichen
geregelt und bestehende Divergenzen ausgerdumt
werden.

Begriindung:

Den Planansatz des BMG aufgreifend, nach der
nationalen Umsetzung der Trinkwasserrichtlinie
einen Verordnungsentwurf fiir eine Schwimm-
und Badebeckenwasserverordnung zu erstellen,
ist es nun unter Wahrung der Umsetzungsfrist zur
oben genannten Richtlinie zum 12. Januar 2023
gerechtfertigt, den Zeitraum zur Erstellung des
Verordnungsentwurfs konkreter zu fassen. Mit
dem Gebrauch einer Erméichtigung nach § 38 Ab-
satz 2 Satz 1 IfSG soll kurzfristig eine Pflicht zur
Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der
Technik bei der Aufbereitung von Schwimm- und
Badebeckenwasser mit angemessenen Ubergangs-
oder Ausnahmebestimmungen geregelt werden.
Mit der Einbeziehung von Wasser in Schwimm-
oder Badeteichen in den Regelungsbereich dieser
Verordnung kénnen Vorgaben zur Einhaltung der
allgemein anerkannten Regeln der Technik unter
einem gleichen Schutzniveau erlassen werden.

Zweites Gesetz zur Anderung des Infektions-
schutzgesetzes

Gesetz zur Anderung des Planungssicherstellungs-
gesetzes

Gesetz zur Anderung des Bundeszentralregisterge-
setzes und des Strafgesetzbuches

Erstes Gesetz zur Anderung des Elektro- und
Elektronikgeritegesetzes, der Entsorgungsfach-
betriebeverordnung und des Bundesnaturschutz-
gesetzes

Neunzehntes Gesetz zur Anderung des Atomgeset-
zes

Gesetz zur Aufteilung der Kohlendioxidkosten

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschlie-
Bung gefasst:

1. Der Bundesrat stellt fest, dass die Klimaziele des
Gebdudesektors 2020 und 2021 verfehlt wurden.
Mietende werden weiterhin entsprechend hohe
Kohlendioxidkosten anteilig zahlen miissen, wih-
rend sie den energetischen Standard des Gebaudes
kaum beeinflussen konnen. Eine Uberarbeitung
der Gebiudepolitik und ambitioniertere, flankie-
rende Mallnahmen sind daher essenziell, um so-
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wohl ungebiihrende soziale Hérten zu vermeiden
als auch dem Klimawandel hinreichend zu begeg-
nen.

2. Der Bundesrat begriifit, dass im Gebaudeenergie-
gesetz die Einfiilhrung des Effizienzhausstan-
dards 55 im Wohnungsneubau ab dem 1. Januar
2023 vorgesehen ist. Dies wird die Kohlendioxid-
kosten sowohl fiir Vermietende als auch fiir Mie-
tende reduzieren.

3. Die vorgesehenen Anreize fiir Vermietende zu In-
vestitionen in klimaschonende Heizungssysteme
und energetische Sanierungen bediirfen einer bau-
lichen Umsetzung, um die Einspar- und Klima-
schutzeffekte zu realisieren. Der Bundesrat sieht
mit Sorge einen moglichen Mangel an Fachkriften
fiir diese MaBinahmen und verweist auf die Stér-
kung von vorgefertigten, modularen Sanierungs-
16sungen (serielles Sanieren).

4. Die Einsparungen im Gebaudebereich kénnen nur
mit Hilfe von ausgebildetem und geschultem
Fachpersonal bewiltigt werden. Der Bundesrat
bittet die Bundesregierung, gemeinsam mit den
Landern kurzfristig eine Qualifizierungsoffensive
zu starten, welche dem derzeit vorherrschenden
Fachkréftemangel entgegenwirkt.

5. Der Bundesrat hélt es unterstiitzend zu den Anrei-
zen im hier vorgelegten Gesetz flir wichtig, dass
bestehende ambitionierte Lénderanforderungen
im Bereich der Gebédudeenergie weiterhin durch
Léander6ffnungsklauseln  abgesichert  werden.
Diese sollten so ausgestaltet werden, dass die Re-
gelungen des Bundes nicht unterschritten werden
konnen.

— Gesetz zur Erhohung des Wohngeldes und zur An-
derung anderer Vorschriften (Wohngeld-Plus-Ge-
setz)

— Gesetz zu den Anderungen vom 26. November
2015, 14. Dezember 2017 und 6. Dezember 2019
des Romischen Statuts des Internationalen Straf-
gerichtshofs vom 17. Juli 1998

— Zwolftes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze — Einfiih-
rung eines Biirgergeldes (Biirgergeld-Gesetz)

— Fiinftes Gesetz zur Anderung des Bundesfernstra-
Benmautgesetzes

— Zweites Gesetz zur Anderung des Energiesiche-
rungsgesetzes und anderer energiewirtschaftlicher
Vorschriften

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschiisse haben
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer
Beratung abgesehen hat.

Ausschuss fiir Inneres und Heimat
Drucksache 20/2144 Nr. A.7
Ratsdokument 8556/22
Drucksache 20/2144 Nr. A.8
Ratsdokument 8560/22
Drucksache 20/2144 Nr. A.10
Ratsdokument 8580/22
Drucksache 20/4448 Nr. A.7
EP P9_TA(2022)0364
Drucksache 20/4448 Nr. A.8
Ratsdokument 10624/22

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales
Drucksache 20/1199 Nr. A.18
Ratsdokument 6595/22

Drucksache 20/1597 Nr. A.25
Ratsdokument 6533/22

Drucksache 20/4448 Nr. A.19

EP P9_TA(2022)0339

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstraRe 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kdéln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

©

(D)



	74. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	TOP 30 Änderung des Aufenthaltsgesetzes
	Helge Lindh (SPD)
	Andrea Lindholz (CDU/CSU)
	Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Bernd Baumann (AfD)
	Stephan Thomae (FDP)
	Clara Bünger (DIE LINKE)
	Gülistan Yüksel (SPD)
	Dr. Silke Launert (CDU/CSU)
	Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Robert Farle (Fraktionslos)
	Muhanad Al-Halak (FDP)
	Alexander Throm (CDU/CSU)
	Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Stephan Thomae (FDP)

	Adis Ahmetovic (SPD)
	Detlef Seif (CDU/CSU)
	Clara Bünger (DIE LINKE)

	Sebastian Hartmann (SPD)

	TOP 31 Planungs- und Genehmigungsverfahren an Brücken und Fernstraßen
	Florian Müller (CDU/CSU)
	Jürgen Berghahn (SPD)
	Dr. Dirk Spaniel (AfD)
	Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Thomas Lutze (DIE LINKE)
	Carina Konrad (FDP)
	Felix Schreiner (CDU/CSU)
	Kaweh Mansoori (SPD)
	René Bochmann (AfD)
	Lukas Benner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Christian Hirte (CDU/CSU)
	Bernd Reuther (FDP)
	Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU)
	Dr. Zanda Martens (SPD)
	Paul Ziemiak (CDU/CSU)
	Nezahat Baradari (SPD)
	Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Paul Ziemiak (CDU/CSU)

	Mathias Stein (SPD)

	TOP 32 Jahressteuergesetz 2022
	Markus Herbrand (FDP)
	Antje Tillmann (CDU/CSU)
	Parsa Marvi (SPD)
	Jörn König (AfD)
	Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Christian Görke (DIE LINKE)
	Bernhard Daldrup (SPD)
	Kay Gottschalk (AfD)
	Bernhard Daldrup (SPD)
	Sebastian Brehm (CDU/CSU)
	Dr. Florian Toncar (FDP)

	Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Tim Klüssendorf (SPD)

	TOP 33 Barrierefreiheit und inklusiver Sozialraum
	Wilfried Oellers (CDU/CSU)
	Takis Mehmet Ali (SPD)
	Wilfried Oellers (CDU/CSU)

	Hannes Gnauck (AfD)
	Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Matthias W. Birkwald (DIE LINKE)
	Jens Beeck (FDP)
	Angelika Glöckner (SPD)
	Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU)
	Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Rasha Nasr (SPD)

	TOP 34 Krankenhauspflegeentlastungsgesetz
	Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister BMG
	Tino Sorge (CDU/CSU)
	Kathrin Vogler (DIE LINKE)

	Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Thomas Dietz (AfD)
	Nicole Westig (FDP)
	Ates Gürpinar (DIE LINKE)
	Dr. Christos Pantazis (SPD)
	Stephan Pilsinger (CDU/CSU)
	Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ates Gürpinar (DIE LINKE)

	Axel Müller (CDU/CSU)
	Heike Baehrens (SPD)

	TOP 35 Energiesoli
	Christian Görke (DIE LINKE)
	Armand Zorn (SPD)
	Olav Gutting (CDU/CSU)
	Sascha Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jan Wenzel Schmidt (AfD)
	Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE)
	Jan Wenzel Schmidt (AfD)
	Maximilian Mordhorst (FDP)
	Sebastian Brehm (CDU/CSU)
	Nadine Heselhaus (SPD)

	TOP 36 KiTa-Qualitätsgesetz, Sprach-Kitas
	Lisa Paus, Bundesministerin BMFSFJ
	Dorothee Bär (CDU/CSU)
	Sönke Rix (SPD)
	Nicole Höchst (AfD)
	Matthias Seestern-Pauly (FDP)
	Heidi Reichinnek (DIE LINKE)
	Matthias Seestern-Pauly (FDP)

	Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Anne Janssen (CDU/CSU)
	Erik von Malottki (SPD)
	Katja Adler (FDP)
	Jasmina Hostert (SPD)

	ZP Aktuelle Stunde – Radikalisierung der Klimaproteste
	Martin Hess (AfD)
	Peggy Schierenbeck (SPD)
	Ingmar Jung (CDU/CSU)
	Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Martina Renner (DIE LINKE)
	Linda Teuteberg (FDP)
	Beatrix von Storch (AfD)
	Dr. Nina Scheer (SPD)
	Carsten Müller(Braunschweig) (CDU/CSU)
	Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Wolfgang Kubicki (FDP)
	Mechthilde Wittmann (CDU/CSU)
	Helge Lindh (SPD)

	Anlagen
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Henning Rehbaum (CDU/CSU)
	Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU)

	Anlage 4






